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1854. 1

Gesetzsammlung
für das Fürstenthum Schwarzburg-Rudolstadt.

r rüch vom Ihhrr 1854.

 I. Verordnung
wegen Verzollung des ausländischen Syrups, vom 3. Januar 1854.

Wir Friedrich Günther, von Gottes Gnaden, Fürst zu Schwarzburg v.
verordnen, nachdem unter den Zollvereinsstaaten eine Vereinbarung über die Aus-

führung der Verabredungen wegen Verzollung des ausländischen Syrupsgetroffen
worden ist, hiermit was folgt:

Der durch die Verordnung vom 28. Juni 1853 Ges. S. 1853, S. 119)
für den Zeitraum vom 1. Sept. 1853 bis Ende August 1855 vorgeschriebene Zoll-

sab von 3 Fl. 30 Xr.—2Thlr. für den Zentner ausländischen Syrups bezieht
sich auf gewöhnlichen Syrup, d. h. solchen, welcher nach dem Ergebniß der dar-

über von derSteuerbehörde anzuordnenden Ermittelungen koeystallisirbaren Zucker
gar nicht oder nur in geringer Menge enthält. Der nicht unter diesen Satz fallende

Syrup soll mit dem Eingangszolle von 7 Fl.=4Thlr. für den Cenkner belegt
werden.

Diese Anordnung soll auf alle seit * 1. Januar 1854 bewirkte Verzollungen

zur Anwendung gebracht werden.
Urkundlich unter Unserer eigenhändigen Unterschrift und beigedrucktem Fürst-

lichen Insiegel.
So geschehen

Nuolsadt, den 3. Januar 1854.
(L. S.) Friedrich Günther, F. z. S.

v. Bertrab. Scheidt, v. Ketelhodt.

Fürstl. Schw. Rudolst. Gesetsamml. XV. 1





1854. 3

Gesetzsammlung
für das Fürstenthum Schwarzburg-Rudolstadt.

— Stück vom Sehtt 1854.

*tm n. Verordnung
wegen weiterer Abänderung des Vereins-Jolltarifs, vom 6. Janmar 1854.

Wir Friedrich Günther, von Gottes Gnaden, Fürst zu Schwarzburg c.
verordnen im Verfolg der Verordnung vom 24. October v. J. (S. 257 der Gesetz-

Sammlung pro 1853) wegen Veränderung des Vereins-Zolltarifs, nach Maß-
gabe der beim Abschluß des Vertrags vom 4. April v. J., die Forkdauer und Er-

weitecung des Zollvereins betreffend, unter den betheiligten Regierungen getroffenen
Vereinbarungen, wie folgt:

Vom 1. Januar 1854 an treten außer den in der Verordnung vom 24. Oct.

v. J. vorgeschriebenen noch folgende weitere Abänderungen und Zusätze zu dem
Zolltarif für die Jahre 1816, 1847 und 1818 bis auf Weiteres in Wirksamkeit:

1) Die in derAnmerkung zu Pos. 12.b der zweiten Abtheilung des Tarifs
festgesetzten Zollsätzefür Holz werden auch auf die Einfuhren in den Häfen
von Hannover und Oldenburg in Anwendung gebracht.

2) Alte Fischernetze, altes Tauwerk und Scricke unterliegen auch beim Aus-
gange über Hannoversche und Oldenburgische Häfen demin der Anmerkung
zu Pos. 24 der zweiten Abtheilung des Jolltarifs für den Ausgang über

Preußische Seehäfen angeordneten ermäßigten Ausgangszolle von.as Xr
=10 Sgr. für den Centner.

3) Aufden Grenzlinien von Harburgbis Leer, beide Orte eingeschlossen, werden
zu folgenden, gegen die unter Pos. 39 der zweiten Abtheilung des Zolltarifs

vorgeschriebenen Eingangszölle iun Süätzen #%
a) Füllen unter einemJahre 1 Stück—Fl.523Xr.=—Thlr. 15 Sgr.
b) magere Ochsen,1Stück 4,, 221 „ -2 „ 15 „
c) magere Kühe, 1 Gu- 2 „„ 3 „ = „ 15 „

s) magere Rinder, 1 Stück 1 4„ -1 „ — „

Hürstl. Schw. Rudolst. Gesehsämml. XV. 2



4 1854.

Zu b, e und d, wenn sie zur Mastung bestimmt sind lund unter den

esforderlichen Controlen.
4) Der unter Pos. 4, a der zweiten Abtheilung des ZJolltarifs vorgeschriebene

Ausgangszoll für tohe und gekammte Schaafwolle, einschließlich der Gerber-
wolle, wird auf 35 TKr. oder 10 Sgr. für den Centner und der Ausgangs-

zoll für Haidschnuckenwolle bei dem Ausgange über die Hannoversche und
S#eenbrrgische Grenze auf 8 Kr.6Hllr.oder21Sgr.vomCentnerer-

maßigt.
Urkundlich haben Wir gegenwärtiges Gesetz eigenhändig vollzogen und mit

Unserem Fürstlichen Insiegel bedrucken lassen.
So geschehen

Rudolstadt, den 6. Januar 1854.

(L. S.) Friedrich#Günther, F. z. S.
v. Bertrab. Scheidt. v. Ketelhodt. v. Bamberg.

Berichtigungen,

betr. das Regulativ über die Benutzung der Dengrundstüch,

vom 9. Dec. 1853 S.*# 1853, S .
Im vorletzten Alin. zu Ende muß es * 5. 3 B Nr. 4.-

Ferner ad 8. S. B 2.

„2) Für Horstellung und Erhalkung nicht vorbandener, #war wünschenswerther, aber doch

nicht unbedingt nöthiger ufiun anstalt „wünschenswerthen und rcsp. nöthigen.“
4 S. S. B 5

muß es am Schlusse heißen: „(Vid.eeen A Nr. 4.)“



1854. 5

Gesetzsammlung
für das Fürstenthum Schwarzburg-Rudolstadt.

Hrittes Süch vom Ichre 1854.

 III. ———. Veammemachung
wegen des Beitritts der Königlich Bayerischen Regicrung zu der Uebereinkunft

hinsichtlich der Verpflegung erkrankter 2c. Staatsangehörigen,

vom 11. Jannar 1854.

Die Königlich Bayerische Regierung ist der in Eisenach am 11. Juli 1853

abgeschlossenen Uebereinkunft im Betreff der Verpflegung erkrankter und der

Beerdigung verstorbener gegenseitiger Staatsangehörigen (Ges. Samml. v. J.
1853 S. 278 ff.) nachträglich beigetreten, was anmit öffentlich bekannt gemacht

wird. Rudolstadt, den 11. Januar 1854.

Fürstl. Schwarzburg. Ministerium.
v. Bertrab.

 IV. Ministerial-Bekanntmachung
vom 16. Jamar 1854, betreffend den Hamdels= und Schiffährtsvertrag mit

Belgien.

Da durch diezeither deshalb stattgefundenen Verhandlungen eine weitere Ver-
einbarung wegen Fortsehung des unter dem 1. September 1847 zwischen dem deut-

schen Joll= und Handelovereine einerseits und Belgsen andererseite abgeschlossenen
Handels= und Schiffahrts Vertrages (Ges. Samml. vom Jahre 1845, S. 19)

nicht erzielt worden ist, so treten die Bestimmungen dieses Vertrags und der dazu
Färsll. Schw. Rudolst. Gesehsamml. XV. 3



6 1854.

gehörigen Additional-Convention vom 18. Februar 1852 (Ges. Samml. 1852,

achtes Stück, Seite 47) sowie der darauf bezüglichen Uebereinkunft vom 26 Juni
1846 zur Unterdrückung des Schleichhandels und vom Jahre 1837 hinsichtlich der

Steuerbefreiung der beiderseitigen Handelsreisenden (Ges. Samml. 1847, erstes
Stück, S. 1 und viertes Stück Seite 58) vom 1. Januar 1894 ab außer An-

wendung.
Von Seiten des unterzeichneten Ministeriums wird solches daher hierdurch

zugleich mit dem weiteren Bemerken zur öffentlichen Kenntniß gebracht, daß in Folge

dessen namentlich die den belgischen Handelsreisenden nach Maßgabe der vorerwähn-
ten Uebereinkunft vom Jahre 1847 im Fürstenthume gewährte unentgeldliche Aus-

fertigung von Gewerbscheinen von dem bezeichneten Zeitpunkte an hinwegfällt.

Rudolstadt, den 16. Januar 1854.

Fäürstl. Schwarzb. Ministerium.
v. Bertrab.



1854. 7

Gesetzsammlung
für das Fürstenthum Schwarzburg-Rudolstadt.

Viertes Stüch vom Jahre 1854.

 III. Ministerial-Bekanntmachung
vom 3. Februar 1854, betreffend den zwischen dem hiesigen Gonvernement

und der Kaiserlich Französischen Regierung abgeschlossenen Vertrag wegen

gegenseitigen Schutzeb ded literarischen und artistischen Eigenthums.

Der zwischen dem hiesigen Gouvernement einerseits und der Kaiserlich Fran-
zösischen Regierung andererseits unkerm 16. December 1853 abgeschlossene Vertrag

wegen gegenseitigen Schutzes des literarischen und artistischen Eigenthums wird,
nach erfolgter Auswechselung der beiderseitigen Höchsten Ratifications-Urkunden
durch die betreffenden Bevollmächtigten, in nachstehender Ausfertigung zur Nach-

achtung hierdurch bekannt gemacht.
Rudolstadt, den 3. Febr. 1857.

Färstl. Schwarzb. Ministerium.
v. Bertrab.

Seine Durchlaucht, der Fürst von Schwarzburg-Rudolstadt und Seine

Majestat, der Kaiser der Franzosen, beide gleichmäßig von dem Wunsche beseelt,

Wissenschaft und Kunst zu schützen und die hierauf bezüglichen nützlichen Unterneh-
men zu fördern, haben zu diesem Ende beschlossen, in Gemeinschaft die Maßregeln

zu ergreifen, welche als die geeignetsten erscheinen, in beiden Staaten das Eigen-
thum an schriftstellerischen und künstlerischen Werken, die zum ersten Male in Frank-

reich oder im Fürstenthum Schwarzburg-Rudolstadt erschienen sind, den Urhebern
derselben oder deren Stellvertretern zu sichern.

Hhürstl. Schw. Rudolst. Gelelamml. XV. 4



s 1854.

Zu diesem Zwecke haben Hochstdieselben und —— Bevollmäch-
tigte ernannt, und zwar:

Seine Durchlaucht, der Fürst von Schwarzburg-Rudolstadt, den Herrn

Wilhelm von Eisendecher, Dortorder Rechte, Staatsrath, Gesandten und
bevollmächtigten Minister von Oldenburg, Anhalt und Schwarzburg bei der deut-

schen Bundesversammlung, Großkreuz, Comthur und Ritter mehrerer Orden;
Seine Majestät, der Kaiser der Franzosen, den Herrn August Marquis

von Tallenay, Großoffizier des Kaiserlichen Ordens der Ehrenlezion, Großkreuz
des spanischen Ordens Isabella der Katholischen, und des Großherzeglich Hessi-

schen Ordens Philipp des Großmüthigen, Comthur des Königlich Portugiesischen
Ordens der Empfängniß und des rômischen St. Gregorius-Ocdens, Offizier des

Königlich Belgischen Leopolds-Ordens, Allerhöchst-Ihren außerordentlichen Ge-
sandten und bevollmächtigten Minister bei dem Durchlauchtigsten Deutschen Bunde,

bevollmächtigterMinister!beiSeinerHeheitddemHerzogevonNassauund außer-
beider freien StadtFrankfurt,

welche, nach gegenseitigerMittheilung ihrer beiderseitigen richtig befundenen
Vollmachten , über folgende Artikel aberinpeeen sind:

Artikel 1.

Das ausschließliche Recht der Urheber, dee schriftstellerischen odet kunstleri-

schen Werke, als Bucher, Schriften, dramatische Werke, musikalische Composi-
tionen, Gemälde, Kupferstiche, Lithographien, Zeichnungen, bildhauerische Ar-
beiten und andere Erzeugnisse der Literatur und der Kunst zu vervielfältigen, soll in

beiden Staaten gleichmaßigen Schutz genießen, dergestalt, daß der Schutz der in

Frankreich durch das Deccet vom 28. März 1852 den im Fürstenthume Schwarz-

burg-Rudolstadt erschienenen Werken zugestanden ist, wechselsweise auch den in
Frankreich erschienenen Werken im Fürstenthume Schwarzburg-Rudolstadt nach
Maßgabe der im Fürstenkhume über diese Materie geltenden Gesetze und Verord,
nungen zu Theil werden soll. Die gesetzlichen Vertreter oder Sachwalter der

lrbehern von Werken derWissenschaft oder Kunst sollen des Schutzes, welcher letzte-
ren d standen ist,in derselben Maßetheilhaftig sein.

Art. 2.

Die Bestimmungen des ersten Artikels finden auch auf die Darstellung oder

Ausfuhrung dramatischer oder musikalischer Werke insoweit gleichmaßige Anwen-
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dung, als die Gesetze eines jeden der beiden Staaten denin dem einen oder anderen

der gwes Sicg r zum ersten Male ausarlabrtn oder dargestelltenArt Schu ch gewähren werden.

Um allen Werken der mrl “ Kunst den in vorstehenden Artikeln

bedungenen Schutz zu sichern, genügt es, daß ihre Urheber nöthigen Falles durch
ein von einer öffentlichen Behörde ausgestelltes Zeugniß nachweisen, daß das fragl.
Werk ein Originalwerk ist, welches in dem Lande, in dem es erschienen ist, des ge-

setzlichen Schutzes gegen unerlaubten Nachdruck und Nachbildung genießt.
Die Hohen vertragenden Theile behalten sich vor, die öffentlichen Behörden

beider Staaten zu bezeichnen, die zur Ausstellung derartiger Originalitäts-Zeug-

nisse competent sein werden.
, Art. 4.

Die Ausstellung und der Verkauf von unerlaubten Nachdrucken oder Nach-

bildungen der im Art. 1. bezeichneten Werke sind in beiden Staaten verboten, ohne
Unterschied, ob diese Nachdrucke oder Nachbildungen aus einem der beiden Staaten

selbst oder aus irgend einem anderen Lande hertuhten.
.5.

Die beiden Hohen vertragenden *sf„ verpflichten si ch gegenseitig, mit allen

Ihnen zu Gebote stehenden Mitteln die Ausführung der in den vorstehenden Arti-

keln enthaltenen Bestimmungen sicher zu stellen und den gegenseitigen StaatSänge-

hörigen denselben gesetzlichen Schutz angedeihen zu lassen, der den eigenen Staats-
angehörigen in dieser Beziehung zugesichert ist.— Die Gerichtöhöfe beider Staaten

haben nach der bestehenden Landesgesezgebung die Frage über Nachdruck oder uner-

laubte Nachbildung zu entscheiden.

Art.

Die gegenwärtige Uebereinkunft it si ch nichtauf dieVervielfaltigung oder
den Verkauf derjenigen Nachdrücke oder Nachbildungen, welchein dem einen oder

anderen der beiderseitigen Staaten etwa schon vor Publication dieser Uebereinkunft

ganz oder theilweisevervielfältigt, eingeführt oder bestellt gewesen sein sollten.
Erst nach Verlauf eines Jahres von der Publication dieses Vertrages ab darf

der Verkauf auch der im gegenwärtigen Artikel bezeichneten Nachbildungen nicht

mehr Statt finden.
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Art. 7.

Um die Ausführung dieses Vertrags zu erleichtern, werden die beiden Hohen

vertragenden Theile sich gegenseitig die Gesetze und Verordnungen mittheilen, welche
jeder von beiden zum Schutze des gesetzmäßigen Verkehrs gegen Nachdruck und Nach-

bildungen etwa schon erlassen hat, oder künftig noch erlassen sollte.
Art. 8

Die Bestimmungen dieses Vertrages vermögen nicht dem Rechte Eintrag zu

thun, welches den beiden Hohen vertragenden TheileninBezugaufUeberwachung,
freie Zulassung oder Untersagung des Handels, der Darstellung, Feilhaltung oder

desVerkaufe schriftstellerischer Erzeugnisse im Gesetzgebungs-oder Administrativ=
wege zusteht.

Ebenso kann keine Bestimmung des gegenwärtigen Vertrags so gedeutet wer-
den, als beschränke sie das Rechtk der Hohen verkragenden Theile, den Eingang (das
Einbringen) solcher Bücher in ihrem Staatsgebiete zu verbieten, welche nach Maß-
gabe ihrer Landesgesetzgebung oder der von ihnen mit anderen Staaten geschlossenen

Verträge in die Kategorie der unerlaubten Nachbildungen gehören.

Art. 9.

Die gegenwärtige Uebereinkunft hat zehn Jahre lang verbindende Kraft, von

dem Tage ihrer Ratification an gerechnet, und in dem Falle, daß keiner von beiden.

Theilen zwölf Monate vor Ablauf dieses zehnjährigen Zeitraums seine Absicht, die
Wirkungen derselben aufhören zu lassen, zu erkennen gegeben haben sollte, bleibt
diese Uebereinkunft noch ein Jahr in Kraft, und so fort von Jahr zu Jahr, bis

von dem Tage an, wo einer der beiden Theile gekündigt hat, ein Jahr verflossen

sein wird.
Art. 10.

Die gegenwärtige Uebereinkunft wird ratificirt werden und der Austausch der

Ratifications-Urkunden findet in Frankfurt a. M. innerhalb zweier Monate spa-
testens Statt.

Nach Auswechselung der Ratifications-Urkunden wird der gegenwärtige Ver-
trag von beiden Hohen Contrahenten sobald als moglich veröffentlicht — und

nachdem dieses von beiden Seiten geschehen — in Vollzug gesetzt werden.

Geschehen zu Frankfurt a. M., den 16. December 1853.

(L. S.) W. von Eisendecher. (I.S.) Tallenay.
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 VI. Bekanntmachung
des Furstl. Ministeriums, Abtheilung des Innern, die Veränderung der Preise

der Axzneimittel pro 1854 betreffend.

Nachdemin Folge der in den Droguenpreisen eingetretenen Veränderungen

sich eine gleichmäßige Abänderung in den Preisen der Akzneimittel nöthig shrectdit dem 1. Ma

in Kraft treten sollen, hierdurch mit dem Bemerken zur Mte bekannt ge-
macht, daß die Berechnung des Rabbatsin der Fürstl. Oberherrschaft und Fürstl.

nterherrschaft nachMataabe der für beide Landestheile bestehenden gesetzlichen
Bestiomang. u rielgen hat.„den 1. Febr. 1854.

Pord. ## Ministerium, Abth. des Innern.
Scheidt.
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Gesetzsammlung
für das Fürstenthum Schwarzburg-Rudolstadt.

Eünsies Stück vom Jahre 1854.

X VII. Ministerial-Bekanntmachung,
betreffend den Bundesbeschluß wegen gegenseitiger Auslieferung gemeiner

Verbrecher auf dem deutschen Bundeögebiete.

Der von der Bundesversammlung in ihrer 3. diesjährigen Sibung vom 26. v.

M. wegen gegenseitiger Auslieferung gemeiner Verbrecher auf dem deutschen Bun-
deßgebiete gefaßte Beschluß wird auf Höchsten Befehl Serenissimi zur Nachachtung
anmit öffentlich bekannt gemacht. -

Rudolstadt, den 10. Febr. 1854.

Fürstl. Schwarzb. Ministerinm.
v. Bertrab.

Beschlufßt.

Artikel I. Unter Vorbehalt fortdauernder Wirksamkeit der durch den Bun-

desbeschluß vom 18. August 1836 bezüglich der Auslieferung politischer Verbrecher

getroffenen Anordnungen, für deren Ausführung die folgenden Artikel gleichfalls
in Anwendung zu bringenssind, verpflichten sich die Bundesstaaten gegenseitig, Indi-

viduen, welche wegenanderer Verbrechen oder Vergehen (ausschließlich der Abgaben-
defraudationen und der Uebertretungen von Polizeie und Finanzgesetzen) von einem

Gerichte desjenigen Staates, in welchem oder gegen welchen das Verbrechen oder

Vergehen begangen worden, verurtheilt oder in Anklagestand versetzt sind, oder gegen

die ein gerichtlicher Verhaftsbefehl dort erlassen ist, diesem Staate auszuliefern, vor-

ausgesect, daß nach den Gesetzen des requirirten Staates die veranlassende straf-

bare Handlung gleichfalls als Verbrechen oder Vergehen anzusehen und die Strafe

ch nicht verjährt ist.Hürstl. Schw. Rudolst. Geseylamml. XV. 5
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Ausnahmen treten nur ein,

1) wenn das betreffende Individuum ein Unterthan des um die Auslieferung

angegangenen Staates ist;

2) wenn wegen derselben strafbaren Handlung, welche den Auslieferungsan=

trag veranlaßt hat, die Competenz der Gerichte des um die Auslieferung

angegangenen Staates nach den Gesetzen desselben begründet ist;
3) wenn der Auszuliefernde in dem um die Auslieferung angegangenen Staate

wegen anderer Handlungen einer Untersuchung oder Strafhaft oder wegen

Schulden oder sonstiger civilrechtlicher Verbindlichkeiten einem Arreste
unterliegt.

Artikel II. In dem Falle des Artikels I, Ziffer 3, hat die Auslieferung

erst nach erfolgter Freisprechung oder erstandener Strafe beziehungsweise nach auf-
gehobenem Arreste, Platz zu greifen.

Artikel IU. Mit der Person sind alle Gegenstände, welche sich in deren

Besitz befinden, wie auch andere, die zum Beweise der strafbaren Handlung dienen

können, zu übergeben.
Artikel W. Die Auslieferung erfolgt auf Ansuchen der zuständigen Gerichts-

behörde, oder, wenn es sich um die Ergreifung eined entwichenen Strafgefangenen

handelt, der Verwaltungsbehörde der betreffenden Strafanstalt, an die Justiz-

oder Polizeibehörde des Bezirks, in welchem sich der Angeschuldigte befindet.
In dem Ansuchen ist das Verbrechen oder Vergehen, dessen das betreffende

Individuun beschuldigt wird, oder wegen dessen dasselbe verurtheilt worden, sowie
die Zeit der verübten strafbaren Handlung, im letzteren Falle unter Bezeichnung
des Gerichtes, welches die Verurtheilung ausgesprochen hat, und des wesentlichen

Inhalts des Erkenntnisses anzugeben.
Die um die Auslieferung angegangene Beherde hat sofort die nach den Landes-

geseczen erforderlichen Einleitungen zur Erwirkung der Prüfung und Bescheidung

des Antrags zu treffen, und es wird sodann die zugestandene Auslieferung an dem

der Verhaftung zunächst liegenden Grenzorte, an dem sich eine zur Uebernahme ge-
eignete Behörde befindet, vollzogen.

Artikel V. Ist die Auslieferung vonmehreren St such
so erfolgt dieselbe an den Staat, welcher das neencgeRasiun erut ahden

. Artikel VI. Die Kosten der Ergreifung und die des Unterhaltes des ver-

hafteten Individuums, wie der mit zu übergebenden Gegenstände werden dem aus-
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liefernden Staate von dem Tage der Verhaftung an, in den Artikel I, 3 erwähnten
Fallen aber vom Tage der Freisprechung oder beendigten Straf- obe Arresthaft

an, bis einschließlich dem der Auslieferung unmittelbar nach erfolgter Uebersendung

der Kostenspecification an das die Auslieferung nachsuchende Gericht, durch letzteres

erstattet.
Artikel VI. Der Transport solcher aus deutschen Bundesstaaten oder auch

aus anderen Ländern auszuliefernder Individuen wird in jenen Bundesstaaten

welche sie als Zwischengebiet berühren, unbehindert gestattet werden; übrigens
unterliegt diese Verbindlichkeit zur Durchlieferung denselben Ausnahmen und Be-
schränkungen, welche in Artikel I, Ziffer 1 bis 3 incl., für die Verpflichtung zur

Auslieferung festgesetzt sind.
Artikel VII. Die Verhafteten und die mit zu übergebenden Gegenstände

werden auf dem Wege nach dem Bundesstaate, an welchendie Auslieferung erfolgt,

eben so verpflegt und behandelt, und es wird in gleichem Maße hierfür Vergütung

geleistet, wie dieses für die eigenen Unkerthanen in denjenigen Staaten vorge-
schrieben ist, von welchen die Auslieferung vollzogen wird, oder durch welche der

Trancport führt.
Artikel IX. Von der ausliefernden Behörde ist ein Transportausweis aus-

zufertigen und mit dem Verhafteten zu übergeben. Diejenigen Staaten, durch
welche der Transport führt, haben die auf ihrem Gebiete erwachsenen Kosten vor-

schußweise zu bezahlen, dieselben auf dem Transportausweise quittiren zu lassen,
und so dem nächstfolgenden Staate in Anrechnung zu bringen, welcher letztere bei
der Auslieferung an die requirirende Behörde durch diese den vollen Ersatz erhält.

Artikel X. Durch die vorstehende Uebereinkunft werden diezwischen einzelnen

deutschen Staaten bestehenden Auslieferungsvertradge in so weit außer Wirksamkeit

gesebt, als dieselben Bestimmungen enthalten, welche mit den durch diese Ueberein-

kunft begründeken gegenseitigen Verpflichtungen im Widerspruche stehen, oder nicht
etwa besondere Verabredungen über den Vollzug von Auslieferungen und die Kosten

derselben in sich fassen.

DieErneuerung der mit auswärtigen Staaten bestehenden Auslieferungsver-
träge wird ineiner mit dem Inhalte dieser Uebereinkunft übereinstimmenden Weise
erstrebt werden.

Artikel XI Auf das Gebiet des Herzogthums Limburg findet dieser

Bundeöbeschluß keine Anwendung.
5“
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 VIII. Ministerial-Bekanntmachung
vom 14. Febr. 1854, betr. des K. Sächs. Nebenzollamt in Ebmath, Haupt-

zollamtöbezirks Eibenstock.
Nach einer Mittheilung des Königlich Sächsischen Finanz-Ministeriums wird

in Berücksichtigung der Verkehrsverhältnisse von Asch und Roßbach in Böhmen

das Königlich Süchsische Nebenzollamt II. in Ebmath, Hauptzollamtsbezirks Ei-
benstock, vom 1. April d. J. an zu einem Nebenzollamt I. erhoben und demselben

neben der Hebebefugniß, wie solche im Vereinszolltarife Abtheilung V. No. IX

festgestellt, die Ermächtigung ertheilt werden, Begleitscheine auf alle Königlich

Sachsische, zurBegleitschein=Erledigung befugte Aemter, so wie auf die Königlich
Preußischen Hauptämter in Magdeburg und Cöln auszufertigen, ingleichen Be-

gleitscheine Königlich Sächsischer Aemter und der Hauptämterin Magdeburg und

Hof zu erledigen."
Rudolstadt, den 14. Febr. 1854.

Fürstl. Schwarzb. Ministerium, Abtheil. der Finanzen.
Th. Schw artz. A. Koch.

HX. Patent
vom 24. Febr. 1854, betr. die Verordnung wegen der Diäten der Forsthe-

dienten, vom 23. Mai1851.

Wir Friedrich Günther, von Gottes Gnaden, Fürst zu Schwarzburgc.
verordnen hiermit auf Antrag Unseres Ministeriums, daß, nachdem der getreue Land-
tag zu der von Unserem Fürstl. Ministerium in Unserem Auftrage erlassenen pro-
visorischen Verordnung vom 23. Mai 1851, betreffend die Diäten der Forstbedienten

(Ges. Samml. 1851 S.22) nachtraglich seine Zustimmung ertheilt hat, dieser Ver-
ordnung als einem nunmehr definitiven allgemeinen Landesgesetze des Fürstenthums
fernerhin nachgegangen werde.

Urkuwlich unter Unserer eigenhändigen Unterschrift und beigedrucktem Fürstl.
Insiegel.

So geschehen

Ruvolpoadt, den 24. Febr. 1854.
(L. S.) Friedrich Günther, F. z. S.

v. Bertrab. Scheidt. v. Ketelhodt. v. Bamberg.
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 X. Patent
vom 24. Febr. 1854, betr. das Gesetz vom Z. October 1852 wegen der Ver-

Plichtung zu Annahme der Wahl in die Loraleinschätzungscommissionen für die

Classensteuer.

Wir Friedrich Günther, von Gottes Gnaden, Fürst zu Schwarzöurgte.
verordnen auf Antrag Unseres Ministeriums, wie folgt:

Nachdem der getreue Landtag zu dem von Uns unterm 8. October 1852 erlas-

senen Gesetze, betreffend die Verpflichtung zu Annahme der Wahl in die Localein-

schätzungscommissionen für die Classensteuer (Ges. Samml. 1852, S. 225) nach-

träglich seine Genehmigung ertheilt hat, so ist diesem Bülete als einem nunmehr
definitiven allgemeinen Landesgesetze auch fernerhin nachzugehe

gust Urkunolih unter Unserer eigenhändigen Unterschrift und biigedruckem Fürstl.
nsiegel.

So geschehen
Rudolstadt, den 24. Febr. 1854.

(L. S.) Friedrich Günther, F. z. S.
v. Bertrab. Scheidt. v. Ketelhodt. v. Bamberg.

 XI. Gesetz
vom 24. Febr. 1854, eine Abänderung des §. 49 des Gesetzes vom 38. April
1846 über die Lundezunterthanenschaft und das Heimathörecht (Ges. Samml.

1846 S. 27—38) betr.

Wir Friedrich Günther, von Gottes Gnaden, Fürst zu Schwarzburg .
verordnen hiermit zur Beseitigung der Schwierigkeiten, welche bei Anwendung des
S. 40 des Gesetzes vom 3. April 1846, die Landesunterthanenschaft und das Hei-

mathérecht betreffend, entstanden sind, auf Antrag Unseres Ministeriums sowie unter

Beirath und mit Zustimmung des getreuen andtags, wie folgt:
Art.

Die Grundsätze desGesetzs vom 3. Fn 1816 kommen nicht nur bei denje-

nigen Heimathsangehörigkeits-Differenzen zur Anwendung, die erst nach dem 30.
April 1846-ntstandensind,sondernauch bei denjenigen, die der früheren Zeit ange-
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hören, sobald nur die Heimathsangehörigkeit nicht schon am 30. April 1836 ent-

weder von einer Gemeinde durch irgend einen unzweifelhaften Act, z. B. durch förm-

liche Aufnahme, durch Ausstellung eines Heimathsscheins oder Reverses, oder aber
von der competenten Behörde durch gültige obrigkeitliche Entscheidung bereits förm-
lich anerkannt war.

Art. 2. ·

Durch die Bestimmungen des gegenwärtigen Gesetzes werden die bereits defi-
nitiv ertheilten Entscheidungen über Heimathöbifferenzen in keiner Weise alterirt:

urkundlich unter Unserer eigenhändigen Unterschrift und beigedrucktem Fürstl.

Insiegel.
So geschehen

Rudolstadt, den 24. Febr. 1854.

(L. S.) Friedrich Günther, F.3
v. Bertrab. Scheidt. v. Ketelhodt. v nbetn.

 XII. Gesetz
die Bekanntmachmg der Gesetze und Verordnungen 8 vom 24. Febr. 1864.

Wir Friedrich Günther, von Gottes Gnaden, Fürst zu Schwarzburgc.,
verordnen hiermit zur Beseitigung mehrfacher bei Handhabung der GeseWsammlung

hervorgetretener Inconvenienzen auf Antrag Unseres Ministeriums und unter Zu-

stimmung des getreuen Landtags, was fetgt:
ö.

Alle Gesetze und allgemeinenVeroduungen werden durch die durch das Gesetz

vom 15. Januar 180 eingeführte Gesetzsammlung veroffentlicht.

Die Gesehsammlung erscheint in einzelnen Stücken unter fortlaufenden

Aummender ersten Seite jedes einzelnen Stucked wird der Tag der Ausgabe inNorllaster angegeben.
§

Die Ausgabe der Gesetzsammlung fürdasPublikumistinderOberherrschaft
mit der Ausgabe des Rudolstadter Wochenblatts, in der unterherrschaft mit der
des Frankenhäuser Intelligenzblattes verbunden.

An der Spitze des für die amtlichen Bekanntmachungen bestimmten Theils
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derjenigen Nummer des Wochen- resp. Intelligenzblattes, mit welchem ein Stuck

der Gesetzsammlung ausgegeben wird, wird die laufende Nummer dieses Stuckes,
sowie Nummer, Titel und Datum der in diesem Stäcke erschienenen Geseze und

Verordnungen angegeben.
# 3.

Der Abdruck in der Gesetzsammlung bedingt die Gültigkeit der Publication der

Gesetze und allgemeinen Verordnungen.
8. 4

Ist in einem durch die Gesetzsammlung veroffentlichten Gesetze der Zeitpunkt

bestimmt, mit welchem dasselbe in Kraft treten soll, so ist der Anfang seiner Gesetzes-

kraft nach dieser Bestimmung zu beurtheilen.
Enthält aber das einzelne Gesetz oder die Verordnung eine solche Zeitbestim-

mung nicht, so beginnt die Gesetzeskraft für den Umfang des ganzenFarstenthums
mit Anfang des achten Tages nach dem Ablaufe desjenigen, dabei nicht mitzu-
zählenden Tages, an welchem das betreffende Stück der Gesetzsammlung in Ru-

dolstadt auogegeben worden ist.
5. 5.

Nach Ablauf des in §. 4 gedachten Zeitraums kann sich Niemand damit ent-

schuldigen, daß ihm ein durch die Gesetzsammlung publicirtes Gesetz unbekannt
geblieben sei.

g. 6.

Das vorliegende Gesetz tritt mit dem 1. April 1854 in Kraft.

tundlich unter Unserer eigenhändigen Unterschrift und beigedrucktem Fürstl.nsige

geschehen

Nudolktadt, den 21. Febr. 1857.S.) Friedrich Günther,J.z. S.
v. Bertrab. — v. Ketelhodt. vr. Bamberg.

4 Am. Gesetz
die Form der Judeneide betr., vom 24. * 1854.

Wir Friedrich Günther, von Gottes Gnaden, Fürst zu Schwaxburgkr,
verordnen auf Antrag Unseres Ministeriums und mit Zastimmung Unseres getreuen
Landtags über die Form der Judeneide, was folgt:
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8. 1.

Die Eide der judischen Glaubensgenossen werden an Gerichtsstelle vor dem

Richter und einem Protokollfuhrer abgeleistet.

S. 2.

Der Eidesleistung hat ein Rabbiner oder ein anderer jüdischer Cultusbeamter

und ein jüdischer Zeuge beizuwohnen. In Ermangelung eines Zeugen genügt indeß
die Anwesenheit eines Cultusbeamten.

3.

Der Schwörende kan sich, —wenn seine religiöse Ueberzeugung dies verlangt

— durch Abwaschung der Hände zur Eidesleistung vorbereiten.

Hierauf folgt die Verwarnung vor dem Meineide durch den Cultusbeamten,

wobei e5 dem Ermessen des Richters überlassen bleibt, eine angemessene Ermahnung

hinzuzufügen.
Beim Beginn der Verwarnung bedecken der Schwörende und die außer ihm

anwesenden Juden ihr Haupt und behalten diese Kopfbedeckung auch während des
Schwbrungsactes bei.

. 1.

Der Schwörungsact wird in der Weise vorgenommen, daß der Schwörende
einen hebrdischen Pentateuchin die rechte Hand nimmt und die ihm vondem Cultus-

beamten vorgelesenen Eidesworke nachspricht. Der Eid wird mit der Formel:
„ich schwöre bei Adonoi dem Gotte Jaraels!“

eingeleitet, und An den Worten:

„So wahr mir Gott helfe!“
geschlossen.

Gegenwaärtige Verordnung tritt Suorn in Kraft und ist insbesondere auch in

Untersuchungösachen anzuwenden.
Zu Urkund dessen haben Wir gegenwärtiges Gesetz eigenhändig vollzogen und

mit Unserem F. Insiegel bedrucken lassen.
o geschehen

Rudolstadt, den 24. Februar 1854.

(L. S.) Friedrich Günther, F. z. S.
v. Bertrab. Scheidt. v. Ketelhodt. v. Bamberg.
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Gesetzsammlung
für das Fürstenthum Schwarzburg-Rudolstadt.

ntclc Sü vomu Züret1854.

 XV. Verordnung
vom 24. Febr. 1854, betr. den Verfalltermin bei Ablösung von Geld= und

Naturalgefällen.

Wir Friedrich Günther, von Gottes Gnaden, Fürst zu Schwarzburg rr.,
verordnen zur Ergänzung und Erläuterung des Ablösungsgesetzes vom 27. April

1849 auf Antrag Unseres Ministeriums und mit Beirath und Zustinmung des ge-
treuen Landtags, was folgt:

F. 1.

Wird auf Ablösung einer Naturalabgabe durch Verwandlung in eine ständige
Geldrente angetragen (cs. . 7 des Ablösungsgesetzes), so muß der Antrag auf Ab-

lösung mindestens 3 Monate vor dem Verfalltermine der in eine Geldrente zu ver-

wandelnden Abgabe gestellt werden, wenn schon am nächsten Verfalltermine die
Rente an die Stelle der Naturalleistung treten soll.

5 2.

Wird auf Ablösung einer Naturalabgabe durch Capitalzahlung angetragen,
so muß der Ablöôsungßantrag ebenfalls 3 Monate vor dem Verfalltermine der be-

treffenden Abgabe gestellt werden, widrigenfalls die Ablösung erst zum nachstfol-
genden Verfalltermine staktfindet. Jedenfalls muß aber mit dem Ablösungscapitale
am Verfalltermine die abzulösende Abgabe nochmals entrichtet werden.

8. 3.

Bei Lehngelder-Ablösungen durch Verwandlung der Rente in Capital ist das

Ablösungscapitalsofort nach Vollziehung resp. Bestätigung des Ablösungsvertrags

G. 47 des Ablösungsgesetzes) an den Berechtigten zu zahlen.
Fürstl. Schw. Rudolst. Gesehsamml.X 6
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Urkundlich unter Unserer eigenhändigen Unterschrift und beigedruckten Fürstl.

Incsiegel.
So geschehen

Rudolstadt, den 24. Febr. 1854.

(L. S.) Friedrich Gänther, F.z
v. Bertrab. Scheidt. v. Ketelhodt. v Bambekg

M XV. Verordnung,
die Entrichtung der Classensteuerbeträge der Gesellen um Dienstboten betr.,

vom 24. Febr. 1854.

Wir Friedrich Günther, von Gottes Gnaden, Fürlt zu Schwarzburg r.,
verordnen auf Grund des Gesetzes vom 3. Septbr. 1852 (Ges. Samml. 1852 S.

182 ff. zu künftiger Vermeidung der vielfachen Reste und Caducitäten, welche zeit-
her hinsichtlich der von den Gesellen und Dienstboten zu entrichtenden Classensteuer

vorgekommen sind,auf Antrag Unseres Ministeriums und mit Beirath und Zustim-
mung des gerreuen Landtags hiermit Folgendes:

K. 1. .

Die Handwerksmeister und Dienstherrschaften haften fur die zeitige Berichti-
gung der von ihren Gesellen resp. Dienstboten, während der Dauer ihres Aufent-

halts bei ihnen, zu entrichtenden s—–? N miteigenen Mitteln.
2

Es bleibt den Dienstherrschaften 2 den Handwerksmeistern überlassen, die

für ihre Dienstboten beziehungsweise Gesellen zu zahlenden Classensteuerbetrge an
dem bohne derselben zu kürzen

3 nälckundich unter Unserer sigenhardigen Unterschrift und beigedrucktem Fürstl.
nsiegel.

So geschehen

Nudolkadt,den21. Febr. 1854.
(L. S.) Friedrich Günther, F. z. S.

v. Bertrab. Scheidt. v. Foelhovt. v. Bamberg.
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M XVI. Ministerial-Bekanntmachung
vom 28. Febr. 1854, betr. die Fortdauer des Anschlusses des Großherzog-

thums Luxemburg an das Zollsystem Preußens und der übrigen Staaten des

Zollvereins.

Nachdem von Sr. Durchlaucht, dem Fürsten, der nachstehend abgedruckte Ver-
trag vom 3k. December v. J. zwischen Preußen und den übrigen Staaten des Zoll-

vereins einerseits, und dem Großherzogthum Luxemburg andererseits, wegen Fort-
dauer des Anschlusses des Großherzegthums Luremburg an das Jollsystem Preu-

ßens und der übrigen Staaten deös Zollvereins ratificirt worden, auch die Auswech-

selung der gegenseitigen Ratifications-Urkunden erfolgt ist, so wird solches hiermit

zur stitlche Kenntniß gebracht.
udolstadt, den28. Febr. 1857.

Fn Schwarzb.Mitsteriun. Abthei. der Finanzen.
A. Koch.

Vermran
zwischen

Menßen, Bayern, Sachsen, Hannover, Württemberg, Baden, Kurbessen, dem

Großherzogthum Hessen, den zum Thüringischen Zoll= und Handelsvereine gehö-
rigen Staaten, Braunschweig, Oldenburg, Nassau und der freien Stadt Frank-

firt einerseits, und dem Großherzogthum Luremburg andererseits,
wegen «

Fortdauer des Anschlusses des Großherzogthums Luremburg an das Zollsystem

Prcußens und der übrigen Staaten des Zollvereino.

Bei dem bevorstehenden Ablaufe deo Vertrages vom 2. April 1837, durch

welchen der Anschluß deo Großherzogthums Luxemburg an das Zollsystem Preußens
und der übrigen Staatendes Zollvereins über den in dem Vertrage vom 8. Februar

1842 deshalb verabredeten Zeitraum hinaus aufrecht erhalten worden war, haben

die kontrahirenden Theile in Anerkennung der wohlthätigen Wirkungen des ge-

dachten Zollanschlusses für den Handel und Verkehr der beiderseitigen Unterthanen
zum Zweck der Verlängerung jener Verträge Unterhandlungen eröffnen lassen und

deshalb zu Bevollmächtigten ernannt: 6% *
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einerseits

Seine Majestät der König von Preußen für Sich und in Vertretung
der übrigen Mitglieder des Kraft der Verträge vom 22. und 30. März und 11. Mai

1833, 12. Mai und 10. Dezember 1835, 2. Januar 1836, 8. Mai und 19. Oc-

tober und 13. Nerember 1831, endlich vom 4. April 1853, bestehenden Zoll= und
Handelevereins, ndmlich der i*i Bayern, Sachsen, Hannover und Würtem-

berg, des Großherzogthums Baden, des Kurfürstenthums Hessen, des Großher=
zogthums Hessen, der denThüringischen goll- und Handelsverein bildenden Staaten
—namentlich des Großherzegsthums Sochsen, der Herzogthümer Sachsen-Mei-
ningen, Sachsen-Altenburg und Sachsen-Koburg. Gotha, undder Fürstenthümer
Schwarzburg-Rudolstadt und Schwarzburg-Sondershausen, der Fürstlich Reu-
ßischen Länder älterer und jüngerer Linie —, des Herzogthums Braunschweig, des.

Grohherzogthums Oldenburg, des Herzogthums Nassau und der freien Stadt
Frankfurt:

Allerhöchst Ihren Geheimen Ober-Finanzrath Friedrich Leopold Henning
und

Allerhöchst Ihren Geheimen Legations-Rath Alexander Mar Philipsborn
und andererseits

Seine Majestat der Konig der Niederlande, Großherzeg von

Luremburg:
Allerhöchst Ihren General-Administrator des Innern im Großherzogthum

Luxremburg
Wendelin Jurion

d un

Allerhochst Ihren Rath am Obergericht des Großherzogthums Luxemburg

Paulvon Scherff,
welche, nach vorausgegangener Unterhandlung, unter Vorbehalt der Ratification,

folgenden Vertrag abgeschlossen *
tikel 1.

Die wegen des Beitritte Seinrr Mosenze des Königs der Niederlande, Groß-

herzogs von Buxemburg mit dem Großherzogthum Luremburg zu dem Zollsysteme
Preußens und derübrigen Staaten des Zollvereins am 8. Febr. 1812 und 2. April

1817 abgeschlossenen Verkräge, sollen bis zum lehten Dezember 1865in Kraftbleiben.
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Artikel 2.

Soweit nach den bisherigen Erfahrungen einzelne Abänderungen, Ergän-
zungen und nähere Bestimmungen der biöherigen Vereinbarungen erforderlich er-

scheinen, sind deshalb besondere Verabredungen getroffen worden.
Artikel 3.

Sofern der gegenwärtige Vertrag nicht spätestens zwei Jahre vor dessen Ab-
laufe gekündigt wird, soll derselbe auf zwölf Jahre und so fort von zwölf zu zwölf

Jahren als verlängert angesehen werden.
Derselbesoll alsbalds « i vorgelegt, und sollen

die Ratifications- Urkunden mit möglichster gche spätestens aber bis-

zum 31. Januar 1854, zu Berlin ausgewechselt werden.

Zu Urkund dessen haben die beiderseitigen Bevollmächtigten den gegenwärtigen
Vertrag unterzeichnet und untersiegelt.

So geschehen

Berlin,den 26. Dec. 1853. und Luremburg,den31.Dec.1853.

G#n Ertedrch Leopold Alexander Max Wendelin Paul
Henning. Philipsborn. Jurion. von Scherff.

— ¶. s) d. 5) d s6)

M. XVII. Gesetz
vom 8. März 1854, betr. das Setzen von Maien und Tännchen bei Hoch-

zeiten r., sowie den Verkauf von Christbäumen.

Wir Friedrich Gänther, von Gottes Gnaden, Fürst zu Schwarzburg r.
verordnen in Erwägung,daß die Bestimmungen des Gesetzes vom 26. April 1850

(Ges.-Samml. 1850 S. 320 f.) erfahrungsmäßig noch keinen ausreichenden Schutz
für die Waldungen gewähren, auf Antrag Unseres Ministeriums und mit Zustim-
mung des getreuen Landtags, was folgt:

g. 1.

Werinseinem Wohnorte oder außerhalb desselben bei Hochzeiten oder ahnlichen
Festlichkeiten junge Bäume oder Baumgipfel (Pfingst= und Kirms-Maien, Tänn-
chen) setzt oder wissentlich sehen läßt, muß sich ebenso, wi#t es für die im §. 16 des
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Gesetzes vom 25. April 1850 (Gesetz-Samml. 1860 S. 329 ff.) aufgeführten

Fälle vorgeschrieben ist, durch Zeligniß einer Behörde über den rechtlichen Erwerb
ausweisen.

S. 2.

Gleicher Nachweis ist von den Verkäufern von Christbäumchen nicht nur in dem

Falle des §. 16 des Gesetzes vom 26. April 1850, sondern auch dann zu führen,

wenn die Christbäumchen im elgenen Wohnorte des Verkaufers zum Verkauf aus-

geboten werden.
S. 3.

Zuwiderhandlungen gegen diese Bestimmungen werden mie der im F. 16 des

Gesetzes vom 26. April 1850 geordneten Strafe geahndet.
uUrkumlich unter Unserer eigenhändigen Unterschrift und beigedrucktem Fürstl.

Insiegel. -

So geschehen
Rudolstadt,den3.März1854.

(L. S.) Friedrich Günther, F. z. S.
v. Bertrab. v. Ketelhodt. v. Bamberg.

X XVIII. Gesetz,
die Abkürzung der Verjährungefristen betreffend, vom 5. März 1854.

Wir Friedrich Günther, von Gottes Gnaden, Fürst zu Schwarzburg u.,
verordnen auf Antrag Unseres Ministeriums, sowie unter Beirath und mit Zustim-

mung Unseres getreuen Landtags, zum Zweck der Abkürzung der Verjährungs-
fristen für solche Forderungen, die im täglichen Verkehr am häufigsten vorkommen

und entweder sogleich oder in kurzer Zeit berichtigt zu werden pflegen, und zur Be-

seitigung einiger, die Verjährung im Allgemeinen betreffende Zweifel, was folgt:

I. Kürzere Verjährungöfristen für bestimmte Arten von

Forderungen.
g. 1.

Mit dem Ablauf von 10 Jahren verjähren die Forderungen wegen rückstän-

diger directer oder indirecter Steuern und. diesen gleichstehender Abgaben, welche
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an den Staat, eine Gemeinde, Kirche odereine sonstige öffentliche Anstalt oder Stif-
tung zu entrichten, oder zur Erhaltung öffentlicher Anstalten aufzubringen sind,

mit Einschluß solcher Abgaben, welche in Folge einer vom Staateverliehenen Be-
rechtigung an Privatpersonen geleistet werden, wie z.B.Wege-undBrückengelder.

Ausgenommen hiervon sind alle dem Fürstenthume mit anderen Staaten ge-

meinschaftliche indirecte Steuern, hinsichtlich deren es bei den bestehenden gesetz-

lichen Bestimmungen bewendet
Enthält die unterlassene Entrichtung der Steuer oder Abgabe eine strafbare

Contravention gegen die Steu#er= oder Abgabe-Gesetze, so verjährt die Nachforde-

rung nur gleichzeitig mit der gesetzlichen Strafe, nie aber vor Ablauf von 10 Jahren,

wemn die Strafbarkeit der Handlung auch durch Ablauf eines kürzern Zeitraums

erloschen sein sollte.
# 2.

Mit dem Ablaufe von 3 Jahren verjähren die Forderungen:

1) der Kirchen= und Schuldiener an Stol= und sonstigen Actidenzgebühren;

„ 2) der öffentlichen Behörden mit Einschluß der Postbeherden, sowie der im
ffentlichen

3) aufErsatung!desruckschtlich der unter Ziffer 1 und 2 bezeichnetenForde=
rungen über den richtigen Betrag hinaus Gezahlten;

4) der Anwälte und andrrer zur Vornahme advocatorischer Geschäfte ermäch-

tigter Personen, der Notare, der Medicinalpersonen, Hebammen, Barbiere, Feld-

messer, der Makler, Auctionatoren und überhaupt aller derjenigen Personen, welche

zur Besorgung bestimmter Geschäfte öffentlich bestellt oder zugelassen sind, oder
sonst aus der Leistung gewisser Dienste und Handreichungen ein Gewerbe machen,

sowie der Zeugen, Sachverständigen und Urkundopersonen wegen ihrer Gebühren
und Auslagen;

5) der Haus= und Wirthschafts-Officianten, einschließlich der Hauslehrer, Er-
zieherinnen und Privatsecretaire; ferner der Handlungs= und Apothekergehülfen
und des Gesindes an Gehalt, Lohn und andern Emolumenten;

6 der Lehrherrn und Lehrmeister wegen dre Lehrgeldes und anderer im Lehrcon-
tracte bedungener Vortheile;

 wegen der Rückstände aller zu bestimmten Zeiten wiederkehrender, nicht unter
5. 1 fallender Abgaben und geistungen, wie der Mieth= und Pachtgelder, der Pen-
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sionen, Besoldungen, Alimente, Renten und Zinsen, sofern letztere selbstständig
verfolgt werden können;

8) der Fabrikanten, der Kaufleute (mit Einschluß der Buchhändler) und an-

derer Handelsleute, z. B. der Krämer, Höcker und Marktleute, ferner der Apo-

theker, Künstler und Handwerker für geliefecte Waaren, ArzneimittelundArbeiten,
sowie wegen der an ihre Arbeiter gemachten Vorschüsse.

Auögenommen sind jedoch solche Forderungen, welche in Bezug auf den Ge-
werbsbetrieb des Empfängers, der Wagre oder Arbeit entstanden sind.

9) Der öffentlichen und Privat-, Schul-, Erziehungs-, Pensions= und Ver-
pflegungö-Anstalten jeder Art für Unterhalt, Unterricht, Erziehung, Mlege und
allen sonstigen mit dem Zwecke der Anstalt in Verbindungstehenden Aufwand, in-

gleichen der öffentlichen und Privatlehrer hinsichtlich ihres Honorars;

10) der Gehülfen der Könstler, der Fabrikarbeiter, Handwerksgesellen, Tage-
löhner und anderer gewöhnlicher Handarbeiter, mieEinschluß der Arbeitsanstalten,
wegen rückstndigen Lohnes, Kostgeldes und sonstiger als Theil oder an Stelle

des Lohnes bedungener Vortheile;

11) der Perdeverleiher, Miethkutscher, Fuhrleute, Schiffer und Boten hin-
sichtlich des Miethgeldes, Juhrlohnes, Frachtgeldes und Botenlohnes, sowie ihrer
Auslagen;

12) der Gast-, Schenk= und SpeisewirtheallerArt für Wohnung, Nachtlager,
Speisen, Getränke uud sonstige für ihre Gäste bestrittenen Bedürfnisse und Aus-
lagen;5

13) der Verleiher beweglicher Sachen auf ruckstandigen Zins fur denGebrauch
der von ihn verliehenen Gegenstande.

g. 3.

In demselben Zeitraume von 3 Jahren erlöschen die Entschädigungs-Ansprüche

bei Schadenszufügungen außerhalb des Falles eines Vertrags. Die Verjéhrung
beginnt mit dem Zeitpunkte, zu welchemder Schaden und der Urheber desselben dem
Beschädigten bekannt wurde.

Ist seit dem Zeitpunkte der Schadenszufügung die gemeinrechtliche Verjäh-
rungsfrift abgelaufen, so ist der Entschädigungsanspruch verloren, ohne daß auf
den Zeitpunkt der erlangten Wissenschaft noch etwas ankommt.
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« §.·I·

Unmundige und Minderjahrige, sowie alle Personen, welchen vom Gesetze die
Rechte der Minderjährigen ertheilt, oder die sonst rücksichtlich der Verjährung
privilegirt sind, genießen, sofern sie nur in Gemähheit gesetzlicher Vorschrift einen
Verkreter, z. B. den Hausvater, einen Vormund oder einen Vorsteher, Ver-

walter 2c. haben, rücksichtlich der ihnen zustehenden Forderungen, welche nichteben

gegen diese Vertreter gerichtet sind, eine Bevorzugung weder rücksichtlich des Be-
ginnes oder des Laufs einer schon begonnenen oder noch zu beginnenden Verjährung,
noch rücksichtlich bes Anspruchs auf Wiedereinsetung in den vorigen Stand gegen

den Ablauf einer Verjährung.

g. 5.

DieVerjährung wegen der in den K.1und 2 erwähnten Forderungen beginnt,
soweit nicht in dem Nachstehenden Ausnahmen begründet werden, mit dem letzten

December desjenigen Jahres, in welchem die Forderung entstanden ist, oder, wenn
ein Zahlungstag festgesetzt oder eine Bedingung gestellt war, mit dem auf diesen
Zahlungstag oder den Eintritt der Bedingung folgenden letzten December.

Ausnahmsweiselbeginnt die Verjährung

1) hinsichtlich der in-Eivil undStrafprocessen entstandenenGerichtskosten
undgerichtlichen Auslagen,st der Zeugen,

Sachverständigen und Urkundspersonen mitdemleht berdessent Jahres,
in welchem der Proceß durch rechtskräftiges Fuanieten EntsagungoderVergleich
beendet oder die Zahlungspflicht sonst auf gültige Weise festgestellt worden istz

2) im Betreff der Gebühren und Verläge der Rechtsanwälte und anderer zur

Vornahme advocatorischer Geschäfte ermächtigter Personen für Vertretung oder
Beistand in Processen am Schluß des Jahres, wo der Proceß beendet oder liegen

geblieben ist, oder die Vollmachten erloschen sind;

3) bezüglich anderer Kosten= und Gebührenforderungen, welche der Feststel-
lung durch die Behörden bedürfen, mit dem Schluß desjenigen Jahres, in welchem
bieselben zur Feststellung eingereicht werden konnten;

4) rücksichtlich der Forderungen eines Arztes oder Wundarztes, die sich auf
eine bestimmte Cur beziehen, mit dem Schluß desjenigen Jahres, in welchem die

ärztliche oder,wundärztliche Beihülfe sich endete.
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S. 6.

Der Lauf der Verjährung wird dadurch nicht gehindert, daß das Verhältniß,

aus welchem die einzelnen Forderungen entstanden sind, fortgedauert hat.

S. 7. -",

BestehenfürgewissepersönlicheForderungeanachdembiåherfgenRechtenoch
kürzereBekjährtmgsfkistemsobehälteobeidieseaBestimmungen,insbesondekeauch
rucksichtlich des Anfanges und Laufes der Verjahrung, sein Bewenden.

U. Allgemeine Bestimmungen hinsichtlich der Verjährung
überhaupt.

S. 8.

Unterbrechung der Verjährung tritt ein:

1) bei Abgaben, beistungen und Zahlungen, die von einer Behörde eingezogen

werden, welche befugt ist, solche ohne vorgängige gerichtliche Entscheidung erecu-
tivisch beizutreiben, sowohl durch Zustellungides Jahlungs-(Leistungs-) Befehls,
welcher die mündliche Erinnerung durch einen verpflichteten Diener der betreffenden
Behörde gleich zu achten ist, als auch durch die wirkliche Execution; im Falle der Ab-

wesenheit des Schuldners aber schon durch die Erlassung des Zahlungsbefehls und
die Relation des verpflichteten Dieners über die Abwesenheit; ·"

2) bei den Privatpersoyen zustehenden Forderungen, welche ohne vorgangige
Klage im Wege der Execution beigebracht werden können, durch das Anbringen

des auf Beitreibung gerichteten Antrages;
3) in allen anderen Fällen durch Anbringung der Klage, selbst wenn diese in

der angebrachten Maaße oder wegen Unzuständigkeit des Gerichts abgewiesen wird,

im Falle der Abwesenheit des Schuldners auch schon durch eine gegen den Lauf der
Verjährungsfrist bei dem zuständigen Gerichte angebrachte Protestation, welche
indeß die Begründung der Forderung, wie eine Klage, enthalten muß.

K. 9. «

Unterbrochen wird ferner die Verjahrung, wenn die Forderung vor Ablauf

der Veriéhrungefrist durch Worte oder Handlungen (3. B. durch Ausstellung eines
Schuldbekenntnisses oder durch Zahlung der Zinsen auf die Schuld) anerkannt,
insbesondere auch, wenn ein neuer Zahlungstermin festgesetzt oder die Zahlung von

einer Bedingung abhängig gemachr „oder sonst ein Abkommen über die künftig zu
leistende Zahlung getroffen wird.
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 C. 10.

Zur Vollendung der nach erfolgter Unterbrechung von Neuem beginnenden

Verjährung genägt der Ablauf einer mit der ursprünglichen gleichen Frisk.
Eine Ansnahm hiervon findet jedoch Statt, wenn wegen des Anspruchs eine

techtskräftige Verurtheilung erfolgt ist. In diesem Falle trikt anstatt der ursprüng-
lich kürzeren, die ordentliche Verjährungsfrist von 31 Jahren 6 Wochen 3Tagen ein.

-.- §.·1.

Mit der Vollendung der Verjahrung wird das bis dahin bestandene Recht in

jeder Hinsicht wirkungslos, es eignet sich daher auch nicht mehr zur Aufrechnung.
Nur kann der Schuldner, welcher nach Ablauf der VerjährungdieForderung oder

einen Theil noch bezahlt, das Gezahlte auch unter dem Vorschützen, daß er von dem

Ablauf der Verjährung keine Kenntniß * habe, nicht zurückfordern.
K,1

Auf den guten Glauben des Schungners kommt es bei der Verjährung der

persönlichen Ansprüche nicht an, es wäre denn, daß lehztere auf die Herausgabe un.
rechtmäßig besessener Sachen gerichtet sind; aber auch in diesen Füllen hat der Gegner

des die Verjährung Vorschütenden den bösen Glauben des letztern darzuthun.

Verträge oder Verzichte, durch welche vor Ablauf der Verjahrung die im ge-
genwärtigen Gesetze bestimmten, oder sonst gesetzlich geltenden Verjährungsfristen
ganz ausgeschlossen oder in ihren Bedingungen und Wirkungen verändert werden

sollen, sind wirkungslos. Wird indeß eine einer kürzeren Verjährungszeit unter-

worfen= ForderungvorAblauf derVersährung durch Uebereinkunft der Betheiligten
in eine andere verwandelt, für welche eine längere Verjährungsfrist gilt, so tritt

die für letztere bestimmte Frihrmmeetieein
Der Verpflichtete muß sich rehtzee e ausdrücklich auf die Verjährung be-

rufen; von richterlichem Amtswegen istauftdieselbe keine Rucksicht zu nehmen.

Dieses Gesetz tritt mit der p#lktanon)in Krafk. Alle demselben entgegenste-

henden Normen des bisherigen Nd si mGufgehoben.

Transitorisde —nem
Rücksichtlich derjenigen Forderungen, welche zur Zeit der Publication dieses
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Gesetzes bereits fällig waren, werden die durch das leztere in den 55. 1,2 und 3

vorgeschriebenen kürzeren Fristen erst vom 31. December 1852 an gerechnet.

Bedarf es zurVollendung einer bereits laufenden Verjährung nach dem bis-
herigen Rechte nur noch einer kürzerenFrist, als bei Anwendung des gegenwärtigen

Gesetzes erforderlich wäre, so hat es bei jener kürzeren Frist sein-Bewendent es
gelten aber auch für diese Faälle die Vorschriftenin den §s. 10 —

urkundlich unter Unserer eigenhändigenUnterschrift und *— Fürstl.
Insiegel. ·

So geschehen

Rubolstadt, den 3. Marz 1854.

(L. S.) Friedrich Günther, F. z. S.
v. Bertrab. v. Ketelhodt. v. Bamberg.
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Gesetzsammlung
für das Fürstenthum Schwarzburg-Rudolstadt.

Siebeates Stück vam Jahre 1854.

 DXIX. Grundgesetz
für das Fürstenthum Schwarzburg-Rudotstadt, vom 21. März 1854.

Wir Friedrich Günther, von Gottes Gnaden, Fürst zu Schwarzburg rc.,
verordnen hiermit zum Zweck einer genauern Feststellung der grundgesetzlichen Ver-

hältnisse des Fürstenthums auf Antrag Unseres Ministeriums, sowie unter Beirath
und mit Zustimmung Unseres getreuen Landtags, was folgt:

I. Von denSurnen.
Der Fürst ist das souveraine Dkkantt des Staates. Die gesammte Staats-

gewalt ist ungetheilt in ihm vereinigt. In der Ausübung bestimmter Rechte ist

der Fürst nach Maßgabe dieses Gesetzes an die Mitwirkung des Landtags

gebunden.
g. 2

Die Person des Fursten ist heilig undunverleblit. Er ist über alle dußere per-

sonliche Verantwortung erhaben.
U. Von denStagtsangehörigen.

Die Voraussebungen des Erwerbe- und des Verlustes der Landesunterthanen.
schaft sowie diedenStaatsangehörigen zus Rechte und Befugnissesind durch

besondere Gesetzebestimmt.

IUI. Von der obersten Negierungsbehörde.
- . 4.

Bei der Leitung der Regierungsgeschafte stehen dem Fursten ein oder mehrere

Rathe zur Seite, welche die rRegierungebehorde bilden und welchender Furst
Fürstl. Schw. Rudolst. Gesehlamul.
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nach eigener Wahl ernennt und nach Gefallen entläßt. Die Rechte der Entlassenen
werden durch das Gesetz über den Eivilstaatsdienst bestimmt.

Die Mitglieder der obersten Regierungsbehörde sind dem Landtage verant-

wortlich.
g. 5.

Alle landeöfürstlichen Regierungs-Erlasse bedürfen zur Feststellung ihrer Au-

thenticität, zur Verhütung eines etwaigen Mißbrauchs der landesherrlichen Na-
mensunterschrift und, damit sofort ersichtlich sei, wer die Verantwortung für den

Erlaß zu tragen hat, der Gegenzeichnung eines Mitgliedes der obersten Regierungs-

behörde.
F. 6.

DieVerantwortlihkeitderMitglieder!dergoochennerissüies besteht
darin,daßdieselben nicht en undd Unterlaslungen
mitzy Klagenin An spruch

gegen sie auch wegen Verfaflungsverlehung, und zwar senen wegen Handlungen
wie wegen Unterlassungen, die mit einer Bestimmung dieses Grundgesetzesim Wi-

derspruch stehen, ein strafrechtliches Verfahren zulässig ist.

g. 7.
WT-’W/!lAi)n Rt. -.-- -
in

eines bandtagsbeschmsses eingeleitetwerden.
Der desfallsige Beschluß setzt.eine Mojorität von zwei Drittheilen der Abstim-

menden voraus.

 IfGrund
Vn

6 . B.

Liegt ein solcher Beschluß vor, so hat der Landtag denselben durch seinen Vor-

stand dem Fürsten zu überreichen.

Gleichzeitig hat der Landtagsvorstand unter Beifügung des Beschlusses einen
gehörig motivirten Antrag auf Einleikung der Untersuchung bei dem Fürstl. Appel-
lationsgerichte zu stellen.

Das Gericht hört den Angeschuldigten und dessen etwaigen Vertheidiger über
die Anschuldigungspunkte, stellt alle erforderlichen Erböeterungen an und entscheidet

nach Maßgabe der bestehenden Gesetze, jedoch mit Ausschließung der Oeffentlichkeit,
vurch ein Collegium von drei Miegliedern.,
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Gegen diese Entscheidung lsind fur den Angeschuldigten sowol, wie fur den
Anklager die im Strafprocesse gestatteten Rechtömittel zulässig.

Die Appellation geht an das Plenum des Appellationsgerichto.

IV. Von den Domänen.
(.9

Das ganze Kammervermögen mit allen Rechten und Beschwerden verbleibt

immerwährendes fideicommissarisches Eigenthum des dirhlven Hauses und erbt
in demselben nach den Grundsatzen der Staatserbfolgefor

Rucksichtlich der Verwaltung werden besondere #enimmungen vorbehalten.

P. 10.

Domainen können nur mit Zustimmung des Landtags veräußert werden.

Zur Verdußerung minder bedeutender Theile deo Domanialvermögens, na-

mentlich auch zur Ablösung der Rechte und Verpflichtung desselben bedarf es der

Einwilligung des Landtahßs nicht. Alle aus solchen Veräußerungen und Ablösungen
berrührenden Gelder sind demDomanialstammvermögen zu erhalten.

11.

Die gesammten Einkünfte desDomanialvermögens werden nach Maßgabe der

bierrüber zu treffenden Bestimmungen zunächst zur Deckung der Kosten der Hofhal=
tung des regierenden Fürsten und zur Sustentation der Fürstl. Familie verwendet.

Aus den Ueberschüssen werden die Kosten der gesammten Landeöverwaltung
mit bestritten.

V. Von dem Landtage.

1) Allgemeine Bestimmungen.
g. 12.

Der Landtag des Fürstenthums besteht aus 16 Abgeordneten, von denen

drei von den größeren Grundbesitzern (gebundenen Güätern),
fünf von den größeren Stärten,

acht von den kleineren Städten und den Bewohnern des Landes

gewählt werden.

Die näheren Bestimmungen über die Wahl der Abgeordneten sind in dem
Wahlgesetze ehthalten.

S 13.

Zum Abgrordneten oder Wahlmann können nur solche männliche Unterthanen
7*
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des Furstenthums gewahlt werden, die seit mindestens 1 Jahre im Lande ihrem
Wohnsitz, das 80. Lebensjahr zuruckgelegt haben, sich zur christlichen Religion
bekennen, sich im Vollgenuß der staatsburgerlichen Rechte befinden, und nicht wegen

eines die offentliche Achtung entziehenden oder schmalernden Verbrechens verur-

theilt sind.
Außerdem wird, nach naherer Bestimmung des Wahlgesetzes, bei den großeren

Grundbesitzern der Besjtz eines geschlossenen Gutes von bestimmtem Umfange, bei
den übrigen Abgeordneten und Wahlmännnern der Besitz des Stadt=bezügl. Orts-
bürgerrechts und die Entrichtung eines gewissen Betrags an directen Steuern ver-

langt.
g. 14.

Zur Theilnahme an der Wahl der Wahlmanner berechtigt

H unterthanenschaft und mindestens 1jahriger Wohnsitz im Furstenthume,
2) Besitz des Stadt= bezügl. Ortsbürgerrechts und Vollendung des 25.

Lebensjahres,
) christliches Religionsbekenntniß,
4) Vollgenuß der staatsbürgerlichen Rechte,
5) Entrichtung directer Staatssteuern.

Außerdem darf der Wähler nicht wegen eines dieöffentliche Achtung entziehen-
den oder schmalernden Verbrechens verurtheilt sein.

5. 15.

Fürstliche Hof= und Staats-Diener, Diener der Kirche und der Schule, sowie

Militairpersonen bedürfen zum Eintritt in den Landtag, wie zu jeder andern zeit-
weiligen Entfernung vom Amte, des Urlaubs der vorgesetzten Behörde, der indeß

mur im Interesse des Dienstes verweigert werden kann.

, §.10.

Die Landtagsabgeordneten werden jederzeit auf eine Periode von 6 Jahren

gewählt.
8. 11.

Die Landtagsabgeordneten sind Vertreter des ganzen Landes. Sie stimmen
nach ihrer freien Ueberzeugung und sind an Aufträge und Instructionen nicht ge-

bunden. *
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g. 18.

Jeder Abgeordnete hat bei seinem Eintritt in die Landtagsöversammlung eidlich

zu geloben,

daß er als Abgeordneter die Landesverfassung treu bewahren, das Wohl

des Fursten und des Landes nach bestem Wissen und Gewissen im Auge
behalten wolle.

8. 19.

Das Recht der Landtagdabgeordneten erlischt, abgesehen von der Bestimmung
des §. 16 und von dem Falle des Todes,

1) durch eineAuflösungdes handtags Seitens des Fürsten,
2) durch den Verlust einer derjenigen Eigenschaften, welche die Wahlbarkeit

bedingen,
3) durch freiwilligen Rücktritt,
) durch Eröffnung eines Credikverfahrend über das Vermögen desAbgeord-

neten,
5 durch von dem Landtage unter Zustimmungder RegierungbeschlosseneAus-

schließung wegen ordnungswidrigen Verhaltens in der Versammlung, wegen Nicht-

erscheinens bei der Kandtageverlammiung ohne Entschuldigung oder wegen Nicht-
besuchs einzelner Sitzungen ohne Urla

In allen diesen Fällen ist eine ann der Versammlung durch Wahl eines

anderen Abgeordneten erforderlich.

5. 20.

Die Lbandtagsversammlung ist regelmaßig beschlußfähig, sobald mindestens
11 Abgeordnete anwesend sind.

Landtagsbeschlüsse werden, soweit das gegenwärtige Gesetz G6.7,46) oder die
Geschäftsordnung nicht etwas anderes bestimmt, durch einfache Stimmenmehrheit

gefaßt. E

Im Fall der Auflösung des Landtags durch den Fürsten sind längstens binnen
3 Monaten die Einleitungen zur Anordnung von Neuwahlen zu treffen. Die

Wiedereinberufung des Kandtags selbst muß spätesiens innerhalb 6 Monaten nach
der Auflösung erfolgen.
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2) Rechte des Landtags.

8. 22.

Der Landtag des Fürstenthums ist berufen, die ihm durch das gegenwärtige

Gesec beigelegten Rechte wahrzunehmen und auszuüben.

g. 29.

Der Landtag des Furstenthums hat folgende Rechte:
1) das Recht der Einwilligung bei zu erlassenden allgemeinen bandesgesetzen,

2) das Recht der Bewilligung der Steuern und anderer Belastungender Staats-
unterthanen,

3) das Recht der Bcusscht über die Berwendung der Steuern und anderer
Einkünfte des Sta

1) das Recht der Peaa und der Beschwerdeführung.

a) Gesetggebung.

8. 24.

Das Mitwirkungsrecht des Landtags bei der Gesetzgebung besteht darin, daß
demselben alle zu erlassenden allgemeinen Gesete, welche die grundgesehlichen Be-

stimmungen deo Fürstenthums, oder die personliche Freiheit, die Sicherheit und das

Eigenthum der Staatsunterthanen, sei es im ganzen Lande oder in einzelnen Lan-

destheilen zum Gegenstande haben, zur Berathung und Zustimmung vorgelegt

werden mussen. . 25.
Nur in dem Falle dringenden Bedurfnisses konnen solche Gesetze, wenn der

Landtag nicht versammelt ist, unter Verankwortlichkeit der Mitglieder der obersten

Regierungobehörde erlassen werden. Dieselben sind aber dem Landtage sofort nach
seinem nächsten Zusammentritt zur Genehmigung vorzulegen.

g. 20.

Gesetze sind verbindlich, wenn sie in der vorgeschriebenen Form bekannt ge-
macht sind

Die Prüfung der Verfassungsmäßigkeit gehörigpublicirter Gesetze steht nicht
den Behorden, sondern nur dem Landtage zu.
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b) Besteuerung und andere Belastung der Staats-Unterthanen.

# 27.

Bei jeder Besteuerung und anderer Belastung der Staatsunterthanen steht

dem Landtage eine Concurrenz in der Weise zu, daß ohne Gehör und Bewilligung

desselben, weder Steuern oder ähnliche Abgaben und Leistungen im Fürstenthume
ausgeschrieben und erhoben, noch eine Schuldenerhöhung bewirkt oder dieser gleich-
stehende Verbindlichkeiten für das Land contrahirt werden können. Zu einer vor-

übergehenden Schuldenerhöhung, die durch die Nothwendigkeit der Fortführung

des Staatshaushaltes geboten ist und innerhalb der laufenden Finanzpericde wieder
ausgeglichen wird, ist die Regierung ermacheigt.

. §.28.

Fur jede Finanzperiode von drei Jahren werden die Bedurfnisse des Staates

und die zur Deckung derselben erforderlichen Mittel von der Regierung und dem

Landtage festgestellt.
Zu diesem Zwecke hat die Staatsregierung dem Landtage fur jede Finanzpe-

riode einen Ausgabe·und Einnahme-Etat vorzulegen.
Fur die Aufstellung und Feststellung dieses Etats sind die Grundsatze maßge-

bend, daß das Furstenthum jeder Zeit im Stande sein muß, bundes- und vertrags-

maßigen Verpflichtungen zu genügen und daß die gesammte Staatoverwaltung eine

solche Einrichtung erhalte, welche den wahren Bedürfnissen des Landes, sowie den
Sitten, Gebräuchen und Herkommen in anderen, wohlgeordneten, monarchischen
deutschen Staaten von ungefähr gleichem Umfange entspricht.

Der festgestellte Etat wird in Form eines Gesetzes publicirt.

5. 29.

Sollte der Fall eintreten, daß vor Ablauf der Finanzperiode zwischen der Re-

gierung und dem einberufenen Landtage eine Einigung über den vorgelegten Etat

nicht erzielt würde, so können die bewilligten Steuern und die sonstigen Einnahmen
noch höchstens drei Jahre lang (eine Finanzperiode hindurch) erhoben und nach
Maßgabe des letzten Ausgabe, Etats verwendet werden.

Dasselbe gilt, wenn durch besondere Ereignisse die zeitige Einberufung des
Landtags unmöglich wird.
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5 30.

Die Staatsregierung muß mit aller Sorgfalt auf Einhaltung des Ausgabe-

Etats Bedacht nehmen und ist für eine etwaige Ueberschreitung des Gesammt-
Etats verantwortlich.

F. 31.

Regierungshandlungen, durch welche die regelmdßigen Einkünfte des Landes
geschmälert werden, bedürfen vor ihrer Ausführung der Genehmigung des Landtags.

Dahin gehören insbesondere Veräußerungen Fürstl. Domainen (#. 10) und Ab-
schließung von Staatsverträgen über Abtretung von Gebietstheilen, wobei Unter-
thanen aus dem Staatsverbande scheiden.

K. 32.

Ueber das gesammte Schuldenwesen des Landes sind dem Landtage stets die

umfassendsten Aufschlüsse zu geben. Auf die Dauer der gegenwärtigen Einrichtung
des Staatsschuldenwesens verbleibt es beiden zeitherigen Bestimmungen, nach wel-

chen über die contrahirten Schulden zunachst s. g. Cassenscheine als Interimöschuld=

scheine, von einem Mitgliede der obersten Regierungsbehörde beglaubigt, ausgestellt
werden. Sobald die Haupt-Landes-Cassenrechnung desjenigen Jahres,in welchem
der Cassenschein ausgestellt ist, dem Rechnungsausschusse G. 42 und 45) vorgelegt

worden, werden die Cassenscheinein Fürstliche Obligationen verwandelt.
Die letzteren werden von dem Rechnungsausschusseim Conceptesignirt,inder

Ausfertigung vom Fürsten vollzogen und von einem Mitgliede der obersten Regie-

tungsbehörde contrasignirt.

) Mitaufsicht über die Staatseinkünfte.

5. 33.

Alljahrlich erfolgt eine Revision und Abnahme der Haupt-Landes-Cassenrech-
nung durch den Rechnungsausschuß des Landtags unter Zuziehung eines oder meh-

rerer Regierungs-Commissarien.

Dem Rechnungöausschusse steht dabei frei, auch auf die als Belege der Haupt-
Landes-Casserechnung anzusehenden Rechnungen der untergeordneten Stellen ein-

zugehen.
. 34.

Können die bei derRechnungerevision gezogenen Monita durch eine Verhand-



1 8. 5 4. 43

lung mit der Staaksreglerung ihre Erledigung nicht finden, so sind dieselben zur
Kenntniß des Landtagsausschusses (§. 44 ff.) zu bringen.

Die Genehmigung einer erfolgten Ueberschreitung des Gesammt-Ausgabe-
Etats steht nur dem Landtage zu.

d) Petitions= und Veschwerde-Recht.

S. 35.

Der Landtag hat nicht nur das Recht, gegen die verantwortlichen Mitglieder

der obersten Regierungsbehörde wegen Verfassungsverletzungen Anklage zu erheben,
sondern auch Beschwerden über Mißbrauche und Mängel der Rechtspflege oder Ver-
waltung, über Kränkung der verfassungsmaßigen Rechte des Landes, sowie der
staatsbürgerlichen Rechte der einzelnen Unterthanen dem Fürsten vorzutragen, dem-
selben auch Wönsche auf Herbeiführung von Einrichtungen zum allgemeinen Besten
zu unterbreiten, sowie Anträge auf den Erlaß von Gesehen zu stellen.

3) Ausübung der Rechte des bandtags.
365. 36.

Ohne vorgängige Einberufung Seitens des Fürsten darf der Landtag zu einer
Versammlung nicht zusammentreten.

 37.

Der Landtag übt die ihm zustehenden Rechte theils in ordentlichen, theils im

außerordentlichen Versammlungen, theils durch den Landtags= und Rechnungs-
Ausschuß aus.

K. 38.

Die Sitzungen des Landtags sind nach näherer Bestimmung der Geschäfts-

ordnung theils öffentliche, theils vertrauliche. Die zu erlassende Geschdftsordnung
wird als Gesetz publicirt.

. 39.

Zu einer ordentlichen Versammlung wird der Landtag alle drei Jahre zum
Zweck der Feststellung der Staatshaushaltobedürfnisse und zur Berathung und

Beschlußfassung über andere Vorlagen der Staatsregierung einberufen.

g. 10.
Außerordentliche Versammlungen des Landtags werden verfugt, wenn demsel·

Fürstl. Schw. Rudolst. Gesetzlamml. XV. 8



44 1854.
ben Vorlagen zu machen sind, deren Dringlichkeit ein Hinausschieben derselben bis

zur Einberufung des ordentlichen Landtag" nicht gestattet.

F. 41.

Die Schließung jeder Versammlung des Landtags hängt von dem Fürsten ab.

4) Landtags= und Rechnungö-Ausschuß.

K. 32.

Am Schlusse jeder ordentlichen Landtags-Versammlung wird von dem Hand-

tage ein Landtagsausschuß bestellt, dessen Wirksamkeit bio zum nächstfolgenden Zu-
sammentritt des ordentlichen Landtags andauert.

Der LBandtagsausschuß besteht aus dem Vorstande des Landtags, dessen Stell-

vertreter, und vier durch Seimmenmehrheit zu wählenden Landtagsabgeordneten.

Für den Fall des Abgangs einzelner Mitglieder werden zugleich einige Stell-
vertreter gewählt.

Drei von dem handeage hierzu zu bestimmende Mitglieder des Landtagsaus-

schusses bilden denRechnungs-Ausschuß.

S. 43.

Der bandtags-Ausschuß tritt zusammen, sobald er vom Fürsten berufen wird,
und es erstreckt sich seine Thätigkeit auf folgende Gegenstände:

1) Es können ihm zur vorläufigen Berathung und zur Vorbereitung der Land=

tagsverhandlungen Etatsaufstellungen und Gesehesentwürfe vorgelegt werden, die
demnächst an die Landtagsversammlung gebracht werden sollen. Mit einstimmiger
Genehmigung des VLandtagsausschusses ist auch der Erlaß von provisorischen Ge-

setzen außer den Fällen des F. 25 aud Zweckmäßigkeitsgründen zuldssig.

2) Gesetzesentwürfe, welche auf motivirten Vorschlag des Landtags von der
Staatsregierung bearbeitet wurden, können dem Landtagöausschusse vorgelegt und,
wenn derselbe sein Einverständniß erklärt,, von dem Landeöherrn alsbald erlassen
werden.

2) Der Landtagsausschuß hat das Recht und die Verpflichtung, verfassungs-
widrige Ereignisse zur Kenntniß des Fürsten zu bringen und auf Abhülfe anzutra-
gen, zu welchem Zwecke auch dem Landtagövorstande, als Vorsitzendem des Aus-

schusses, die Befugniß zusteht, den Fürsten um die Einberufung des Landtags oder
des Ausschusses zu bitten.
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g. 44.

Unter Zustimmung des Fursten konnen dem Landtagsausschusse durch einen
von dem Landtage gefaßten Beschluß noch andere Befugnisse des gesammten Land-

tags zur interimistischen Wahrnehmung übertragen werden.
Dem Fürsten steht es frei, den Landtagsausschuß auch außer den genannten

Fällen so oft zu versammeln, als er den Rath und das Gutachten desselben über
irgend welche Gegenstände zu vernehmen wünscht.

45

Die Thatigkeit des Rechnungsausschusses hat sich auf die Revision und Ab-
nahme der Hauptlandes-Cassenrechnung unter Zuziehung mit den zu ernennenden

Regierungs-Commissarien und auf die Zeichnung der Fürstlichen Obligationenzu
beschränken (§.32 ff.).

U. Gewähr des Grundgesetzes.
. S. 46.

Das gegenwärtige Gesetz kann nur auf dem Wege der ordentlichen Gesetzge-
bung aufgehoben oder abgeändert werden. Bei einer Beschlußfassung hierüber
müssen wenigstens 2 der kandtagsabgeordneten gegenwürtig sein und es müssen von
denselben wenigstens 3 für die Aufhebung oder Abänderung stimmen.

g. 47.

Im Falle eines Regierungswechsels wird der neue Furst und im Falle der

UnmändigkeitdesRegentenodereineranderenVerhinderungdesRegierungsantritts
der Verweser der Regierung für die Zeit seiner Verwalkung und auf sein Fürstliches
Wort versprechen, daß er das Grundgesetz,anerkennen und dasselbe erhalten und

schützen wolle. 6

se

V s. bor Moni. dur k 3 Ists-st-

»s-
8 4

5. .

Jeder Eivilstaatsdiener hat künftig in dem Staatedienereide zugleich das treue
Festhalten an den grundgesetzlichen Bestimmungen des Landes und die Beobachtung

derselben eidlich zu geloben.
Die bereils angestellten Civilstaatdiener werden nachträglich auf dieses Gesetz

vereidigt.
Dasselbe gilt auch von den Dienern der Kirche und Schule.
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VI. Schrebeimmn. e
Alle mit dem gegenwartigen Eea nicht vereinbarten, bislang bestan-

denen Bestimmungen, insbesondere das Publicandum wegen der Volksreprdsenta-
tion vom B8. Januar 1816, der Landtagsabschied vom 21. April 1821, das Gesetz

wegen Verantwortlichkeit der Mieglieder der Fürstl. Geh.-Raths-Collegiums vom

2. Juni 1818 (Ges.-Samml. 1818, S. 21 ff.), das Wahlgesetz vom 9. Juni 1818

(Ges.-Samml. 1848, S.26 ff.) und die Ausführungs-Verordnung zu diesem Ge-
setze von demselben Tage (Ges. Samml. 1848 S. 29 ff.) werden hiermit aufgehoben.

Urkundlich unter Unserer eigenhändigen Unterschrift und beigedrucktem Fürstl.

Insiegel.
So geschehen

Rudolstadt, den 21. März 1854.

(L. S.) Friedrich Günther, F. z. S.

v. Bertrab. Scheidt, v. Ketelhodt. v. Bamberg.
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&amp; XX Wahlgesetz
für den Landtag des Fürstenthums Schwarzburg-Rudosstadt,

vom 21. März 1854.

Wir Friedrich Günther, von Gottes Gnaden, Fürst zu Schwarzburg v.
verordnen auf Antrag Unseres Ministeriums und mit Beirath und Zustimmung des

getreuen Landtags über die Wahl der Abgeordneten zum Landtage, was folgt:

1. Einleitung.

8. 1.

Die zum Zweck der Bildung des Landtags erforderlichen Wahlen (der Wahl-
männer und der Abgeordneten) sind im ganzen Lande an den nämlichen Tagen, welche

jedesmal von dem Fürstl. Ministerio bestimmt werden, vorzunehmen.

Die Wahl der von den Besitzem pee (gebundener) Güter zu wählenden Ab-

geordneten erfolgt unmittelbar durch sämmtliche Wahlberechtigte vermöge einer einzi-

gen Wahlhandlung.
Zur Wahl der übrigen AbgeordnetensindFwei Handlungen erforderlich, von denen

die erstere die Wahl der Wahlmänner durch sämmtliche Wahlberechtigte, die zweite die

Wahl der Abgeordneten durch die Wahlmänner zum Gegenstande hat.

8. 3.

Bei jeder Abgeordneten -Wahl ist für jeden einzelnen Abgeordneten zugleich ein
Stellvertreter zu wählen.

U. Von der Wahl der Abgeordneten der größeren Grundbesitzer.

S. 4.

Die Wahl der Abgeordneten der Besitzer größerer (gebundener) Güter erfolgt in

zwei Wahlkreisen, von denen der erstere die Landrathsamtsbezirke Rudolstadt und Kö-

nigsee, der zweite den Landrakhsamtsbezirk Frankenhausen umfaßt.
In dem Wahlkreise Rudolstadt und Königsee werden zwei Abgeordnete, in dem

Wahlkreise Frankenhausen aber ein Abgeordneter gewählt.
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S. 5.

Zur Theilnahme an der Wahl eines Abgeordneten der größeren Grundkesitzer

sind nur diejenigen Eigenthümer eines im Inlande belegenen (gebundenen) Guts von

wenigstens 100 preuß. Morgen Umfang, welche die allgemeinen im §. 13 des Grund-

gesetzes bestimmten VoraussetzungenderWahlfähigkeitin sich vereinen, berechtigt.
Von mehreren Eigenthümern desselben Gutes kann nur eine Stimme abgegeben

werden.

Können üüch die verschiedenen Miteigenthümer über die Stimme nicht vereinigen,
so wird nur die Erklärung des im Wahltermine Erscheinenden und von mehreren Er-

schienenen nur die des den Jahren nach Aeltesten berücksichtigt.

Der Besitz mehrerer an sich simmberechtgter Güter berechtigt nur zu einer
Stimme.

Ebemanner und Vater sind kurch die im Eigenthum ihrer Frauen oder Kinder

befindlichen und dem ehemannlichen oder väterlichen Niesbrauche unterworsenen Güter
stimmberechtigt.

E. 6
Die Wähler sind bei der Wahl des Ugeorknetn zwar nicht an ihren Kreis ge-

bunden, sie können aber nur eineit siimmberechtigten Grundbesitzer des Inlandes

zum 10grorrneten wählen.
Wird Jemand in mehreren Kreisen zugleich gewählt, so hat er sich über die An-

nahne einer Wahl alsbald zu erklären, damit in dem anderen Kreise eine Neuwahl
vorgenommen werden kann.

S. 7
Nach erfolgter Publication dieses CAnntes, hat jedes der drei Landrathsämter des

Lawes ein genaues Verzeichniß der in seinem Vezirke beleggenen wahlberechtigten Guter

und eine Liste der stimmfähigen Besiter aufzustellen und in seinem Geschäftslocale 6
Tage lang zur Einsicht auszulegen.

Wann dieses geschehen werde, ist vorher öffentlich bekannt zu machen.

8. 8.

Innerhalb dieser Fiist von 8 Tagen und, nach Ablauf derselben, noch diei Tage
lang, können Einwendungen gegen die aufgelegten Listen eingebracht werden, über
welche der Landrath entscheidet.

Gezen diese Entscheidung ist innerhalb 3tägiger Frist eine Berufung an die Ab-
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heilung des. Innern des Fürstl. Ministeriums gestattet, bei deren Ausspruche es be,

wendek.

S. 9
Veränderungenim Areal der wahlberechtigen Gründbesiczungen, durch welche der

Umfang derselben unter das geseplich geringste Maß hinabgeht, sowie Veränderungen
in der Person der Besikker sind stets nachzutragen.

Werden nach Ablauf der:Lamtageperiode Neuwahlen von Abgeordneten aucge-
schrikben; so ist in derselben Weise, wie in §§. 7 und 8 verordnet, mit Auflegung
der Listen zum Zweck der Entgegennahme und Entscheidung von Nerlamakionen zu

verfahren. »

§.10.
Die Wahl der Abgeordneten der Besitzer großerer (gebundener) Güter erfolgt für

den ersien Wahlkreis an dem Sitze des Fürstl. Landrathsamtes zu Rudolstadt, für

den zweiten Wahlkreis an dem Sibe des Fürstl.Landrathsamtes der Unterherrschaft.

Zu dem Wahltermine werden die stimmfähigen. Grundbeüttzer durch besondere Zu-

frgue von Seiten des Landraths eingelaren.Der Landrath leitet die Wahl als Wahlcommissair. Die Wahlhandlung behinit

damit, daß der Wahlcommissair einen Protocollführer und einen oder mehrere Stimm.

khhler aus den erschienenen Wählern ernennt und mittelst Hawschlags vemflichtet.
" Ueber etwaige Eimrandungen gegen die Verechtigunz einzelner Wähler, die bei

der Wahlbandlung selbst zurSprachegebracht werden und noch nicht Gegenstand frü-

herer Erörterungen gewesen sind, entscheidet die Wahlrersammlung durch Stimmen-
mehrheit.

Die Wahl res Abgeordneten erfolgt durch selbstgeschriebene gestempelte Stimmzettel.

Zur Wahl des Abgeordurten ist absolute Stimmenmehrheit, d. h. mehr als die
Hälfte der abgegebenenStimmen, erforderlich.

Hat die erste Abstimmung eine solche absolute Stinmennehrheit nicht ergeben, so
zwird zur weitern Abstimmung geschritten, bei welcher nur solchenCandidaten Stimmen

gegeben. werden dürsen, die deren bereits bei der ersten Abstimmung erhalten hatten.

Ergiebt auch die zweite Astimmung kein entscheidendes Nesultat, so scheidet bei
der dritten und bei den etwa noch felgenden Abstimmungen jedesmal derjenige aus den

Candidaten aus, der bei der vorhergegangenen Absiimmung die wenigsten Stimmen

hatte. Stehen sich mehrere in der geringsten Stimmenzahl= gleich, so, entschriret das
Loos darüber, wer aus der Wahl fillt.
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Mit diesen Abstimmungen wird so lange fortgefahren, bis sich eine absolute Ma.

jorität für einen Candidaten entschieden hat.

I. Von der Wahl der Abgeordneten der größeren Städte.

Z 8. 11.

Die großeren Städte des Landes, d. h. diejenigen, deren Einwohnerzahl nach
dem Resultate der im Decbr. 11852 vorgenommenen Zählung über 2000 Seelen be-

trägt, — nämlich Rudolstadt, Frankenhausen, Stadtilm und Königsee, — haben be-

sondere Abgeordnete zum Landtage zu wählen.

Rudolstadt wählt zwei. Frankenhausen, Stadtilm und Königsee wählen je einen
Abgeordneten.

8. 12.

« ZukTheilnahmeandckWahldchahlmänneksind,nnrdiejenigcnStadtbükger

berechtigt, in deren Person die im F. 13 des Grundgesetzes bestimmten Voraussehungen

der Wahlfähigkeit zusammentreffen.

8. 13.

Zu Wahlmännem und Abgeordneten können nur solche Stadtbürger gewählt
werden, welche den Bestimmungen des §. 13 des Grundgesetzes entsprechen und welche
für sich, ihre Ehefrauen oder ihre in väterlicher Gewalt befindlichen Kinder an directen

Staatssieuern einen jährlichen Betrag von wenigstens 5 Fl. bezüglich 3 Thlr. ent-

richten.
Der gewählte Wahlmann muß dem Wahldistricte der Wähler angehören (§. 16).

. §.14.

Nach erfolgter Publication dieses Gesehes haben die Gemeindevorstände der Städte
Rudolstadt, Frankenhausen, Stadtilm und Königsee ein genaues Verzeichniß der nach

F. 12 wahlberechtigten Stadtbürger aufzustellen.
Diese Listen werden den Landrathsämtern zur Einsicht vorgelegt. Findet der

Landrath etwas zu erinnern, so ordnet er die Berichtigung der Wahllisten an. Ist

nichts zu erinnern, so sebzt er das Zeugniß der Richtigkeit unter die Liste.

Hierauf wird mit der Auflegung dieser Aste, mit der ortsüblichen öffenklichen

Bekamntmachung der erfolgten Auflegung, mit der Entscheidung über angebrachte Recla.
mationen, mit der Vewollständigung der Verzeichnisse und der Wiederauflegung derselben

bei Neuwahlen ebenso verfahren, wie in den I§. 7, 8 9 verordnet ist.
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Der Gemeindevorstand tritt bei Entscheidung über erhobene Einwendungen an Stelle

des Landraths und letzterer an die Stelle der Abtheilung des Innern des Fürstl. Ministe-
riums.

6. 15.

Auf je 50 Wahlberechligte wird ein Wahlmann gewählt.

Geht die Zahl der sämmtlichen Wahlberechtigten bei der Theilung mit 50 nicht auf
und beträgt die überschießende Zahl mehr als 25 Wahlberechtigte, so wird auf diese noch
ein Wahlmann gewählt.

Ein Ueberschuß von nur 25 oder weniger Pahlberechtigten wird nicht beachiet.

· 8. 16.

Zum Zweck der Vornahme der Wahl der Wahlmänner werden die wahlberechtigten

Slädte von dem Gemeindevorstandein Wahldistritte eingetheilt, deren keiner mehr als 150

Wahlberechtigte umfassen darf.
Für jeden Wahldistrict ernennt der Gemeindevorstand einen Wahlcommissair.

5. 17.

Zur Wahl der Wahlmänner werden die Wahlherechtigten von dem Gemeindevorstande

durch öffentliche Bekanntmachung in ortsüblicher Weise vorgeladen.

8. 18.
Die Wahlhandlung beginnt damit, daß der Wahlcommissair einen Protocollsührer

und einen oder mehrere Stimmzähler aus den erschienenen Mählern ernennt und mittels

Handschlags vewfslichtet.

Scham wird durch den Protocollführer die Liste der Wahlberechtigten vorgelesen.
Dieerschienenen Wähler werden als anwesend bezeichnet, die etwaigen Richtberechtigten

zum Ubbchen veranlaßt.

Die Wahlberechtigten werden auf die gesetzlichen Bestimmungen, insbesondere auf die
Vorschrist des §F. 13 ausinerksam gemacht.

KS. 19.

Die Wahl erfolgt durch selbstgeschriebene gestempelte Stimmzettel.

s. 20.
Das Resultat der Wahl wird in das Protocoll eingetragen.

Als gewählt gelten diejenigen, auf welche sich die meisten der abgegebenen Stimmen.

vereinigt haben.
Bei Stimmengleichheit entscheidet das böhere Lebensalter.

Fülrstl. Schw. Rudolst. Gesetsamml. XV. 9
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 21. .

Das Wahlprotocoll wird von dem Wahlcommissair, dem Protocollführer und den
Stimmzählern unterzeichnet und bei dem Gemeindevorstande eingereicht.

Aus den Wahlprotocollen der verschiedenen Wahldistricte stellt der Gemeindevorstand

die Liste der Wahlmänner der ganzen Stadt zusammen.

, · §.22.

Die Wahl der Abgeordneten wird durch den Gemeindevorstand als Wahlcommissair
geleitet. " »

Derselbe ladet die Wahlmänner zu dem Wahltermine mitlels besonderer Zufertigungen
ein, ernennt aus denselben einen Protocollführer und einen oder mehrere Stimmzähler und

nimmt die Wahlhandlung selbst in der nämlichen Weise vor, wie dies durch F. 10 dieses

Gesetzes bestimmt ist.
8. 23.

Hat der Gemeindevorstand oder haben die Wahlmänner gegen die formelle Gültigkeit
der Wahl eines Wahlmannes Vedenken, so sind dieselben durch die Versammlung der Wahl-

männer zu entscheiden.

Wird das Bedenken für begründet erachtet, so wird mit Ausschließung des Wahlman-

nes, dessen Wahl als ungültig erscheint, zur Wahl des Abgeordneten geschrilten.

K. 24.

Das Resultat der Wahl mit den Acten wird dem Landrathe des.Bezirks vorgelegt.

IV. Von der Wahl der übrigen Abgeordneten.

8. 26.

Von sämmtlichen nach §. 14 des Grundgesetzes wahlberechtigten Unterthanen des Für.
stenthums, die weder zu den Besilbern größerer (gebundener) Güter gehören, noch in einer

der größeren Städte des Landes das Bürgerrecht besigen, werden acht Abgeordnete zum

Landtage des Fürstenthums gewaählt.
. 26.

Von den acht Abgeordneten werden gewählt:
1) aus den Amtsbezirken Rudolstadt und Blankenburg — einer,
2) aus dem Amtsbezirke Leutenberg — einer,

3) aus dem Amtsbezirke Ilm — einer,

4) aus den Amtsbezirken Königsee und Oberweisbach — drei,
5) aus den Amtsbezirken Frankenhausen und Schlotheim — zwei.
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8. 27.
Ein jeder Unterthan des Staates, in dessen Person die Voraussetzungen des F. 13 des

Grundgeseßzes zusammentreffen und der für sich, seine Ehefrau oder seine in der väterlichen

Gewalt befindlichen Kinder einen direcen Steuersahz von mindestens 5 Fl. bezüglich 3 Thlr.

sährlich entrichtet, kann zum Abgeordneten gewählt werden.
Durch dieselben Voranssetzungen wird die Qualität der zur Wahl der Abgeordneten zu

ernennenden Wahlmänner bedingt. Ein Wahlmann kann indeß nur aus seinem eigenen

Wahldistricte gewählt werden.
8. 28.

Nach erfolgie Nubltcatien dieses Geseyes haben die Gemeindevorstände genaue Ver-
zeichnisse der nach§.25wahlberechtigtenPersonen ihrer Gemeinde aussustellen.

Rücksichtlich der nai## der Listen durch den Candrath, der Auflegung derselben, der

ortsüblichen öffentlichen Bekanntmachung, der Enlscheidung über erhobene Reclamationen,
der Vervollständigung der Verzeichnisse, der Auflegung derselben bei Neuwahlen ist in Ge,
mähheit des §. 14 zu verfahren.

8. 209.

Die Wähler einer jeden Gemeinde wählen auf je 50 Wahlberechtigte einen Wahlmam.
Enthälf eine Gemeinde nicht 50, wohlaber über 25 wahlberechtigte Personen, so sind

diese dennoch zur Wahl eines Wahlmannes berechtigt.
Gemeinden, wiiche nur 25 oder weniger Vahlberechügte umfassen, werden von dem

betr. Landrathe mit einer oder mehreren angrenzenden Gemeinden zu einem Wahlbezirke ver-

einigt.
Geht in einem Wahlbezirke (d. h. in einer oder in den mehreren zum Zweck der Wahl

vereinigten Gemeinden) die Zahl der Wahlberechtigken bei einer Theilung durch 50 nicht auf

und beträgt der Rest nicht über 25, so wird derselbe nicht beachtet; beläuft sich aber der Rest

auf mehr als 25, so ist der District noch einen Wahlmann mehr zu wählen bercchtigt.

In Wahlbezirken von mehr als 150 Wahlberechtigten erfolgt die Wahl nach Districten,

welche der Gemeindevorstand in der Weise abzugrenzen hat, daß in einem Districke nicht mehr
als drei Wahlmänner zu wählen sind.

8. 30.

Die Wahl der Wahlmänner in den einzelnen Wahlbezirken wird durch die Gemeinde-

vorstände als Wahlcommissaire geleitet.
Wird in einem Wahlbczirke nach §. 28 in verschiedenen Districten gewählt, so emennt

der Gemeindevorstand für jeden District einen Wahlcommissair.
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Gehören verschiedene Gemeinden. zu einem Wahlbezirke (5. 29), so fungirt der Gemein=

devorstand der größten Gemeinde als Wahlcommissair und es steht ihm die Ernennung der

Wahlcommissarien für die einzelnen Districte zu.

8. 31.

Die Wahlhandlung geht in der in den Is. 18—21 vorgeschriebenen Weise vor sich.

Die Wahlprotocolle werden den betreffenden Landrathsämtern eingeschickt, welche aus
denselben die Listen der Wahlmänner für die einzelnen Wahlkxeise (§. 26) ausstellen.

8. 32.
Die Wahlmänner der einzelnen Wahlkreise werden zur Vomahme der Wahl der Abge-

ordneten durch die Fürstl. Landrathsämter mittels besonderer Zufertigungen eingeladen.

Die Wahlen werden durch Wahlcommissarien geleitet, welche von den Fürstl. Land-

rathsämternernannt werden und es wird bei dem Wahlacte selbst in Gemäßheit der Vorschrift

des §. 22 verfahren.

5. 33.

Erinnerungen gegen die formelle Gültigkeit der Wahl der Wahlmänner können von den

Fürstl. Landrathsämtern, den Wahlcommissarien und den Wahlmännem selbst geltend ge-
macht werden. ,

JaeinemsolchenFallcwikdhiecvekfahxen,wicin,§.23besiinnntist.

8. 34.

Nach erfolgter Wahl wird das Resultat derselben mit den Acten dem betr. Landraths-

amte vorgelegt.

V. Ferneres Verfahren.
, 35. ,

Die F. Landrathsämter haben über 8 ResultatderWahlenunterBeisügungderbei

ihnen eingereichten Acten an das F. Ministerium zu berichten. Das letztere hat Wahlen, die

wegen wesentlicher Formfehler oder wegen Mangels der gesehlichon Eigenschasten in der Per.

son der Gewählten als ungültig erscheinen, zu cassiren und dafür Neuwahlen anzuordnen.

S. 36.

Beim Zusammentritt des Landtags werden diesem die Wahlakten zum Zweck der Legi-

timakionsprüfung der einzelnen Abgeordneten vorgelegt.
Der Landtag hat die Befugniß, Wahlen, auch wenn dieselben von dem F. Ministerio
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nicht verworfen sind, aus den im F. 35 angegebenen Gründen für ungültig zu erklären,

worauf sofort Neuwahlen angeordnet werden.

V. Schlußbestimmungen.

8. 37.

Jeder Wahlberechtigte kann nur an einer Wahl als Wähler, bezüglich Wahl-
mann Theil nehmen. «

Der als Wahlmam oder Abgeordneter Gewählte hat sich, wenn er bei dem Wahl-
acte anwesend ist, sofort über die Annahme der Wahl zu erklären.

Lehnt er die Annahme der Wahl ab, so wird sofork zu einer andern Wahl geschritten.

K. 39.
Die Vollmacht der Wahlmänner erlischt zugleich mit der Vollmacht der durch ihre

Wahl gebildeten Abgeordneten-Versammlung.
Werden nach der allgemeinen Landtagswahl einzelne Ergänzungswahlen erforder-

lich, so werden diese durch dieselben Wahlmänner vorgenommen, die bei der allgemeinen

Wahl thätig gewesen sind.
An Stelle der inzwischen durch Tod, eingetretene Unsähigkeit, Wegziehen oder sonst

ausgefallenen Wahlmänner sind neue zu wählen.

8. 40.
Die neben den Abgrordneten gewählten Stellvertreter treten nur dann ein, wenn

der Abgeordnete nur zeitweise verhindertist, an den Landkagsverhandlungen Theil zu nehmen.

Urkundlich unter Unserer eigenhändigen Unterschrist und beigedrucktem Fürstlichen
Insiegel. 4

So geschehen

Rudolstadt, den 21. März 1854.

(L. S.) Friedrich Günther,F. z. S.
v. Bertrab. Scheidt. v. Ketelhodt. v. Bamberg.
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Gesetzsammlung
für das Fürstenthum Schwarzburg-Rudolstadt.

« Ychtts Stadt vom 184.

M XXI. —

deseSirsüche Ministeriums, Abtheilung desInnern,über das Mobiliar-Feuer=
Versicherungswesen, vom 9. März 1854.

zor Abwendung von Mißbräuchen bei der Versicherung von Gegenständendes

8VermögensgegenFeuerögefahrwirdunterAufhebung!desParagraphen
III. der für dieFürs
vom 17. December 1837 mit gnadigsterGenehmigungSerenissimi für den ganzen

Umfang desFürstenthums Folgendes festgesett.
S. 1.

Es ist unzulässig, Gegenstände des bir Weomie 6 gegenFeuerögefahrhöher zu versichern, als nach dem9 8

5. 2.

Kein Agent darf eine Police oder einen Prolongationsschein zu derselben aus-
händigen, bevor er nicht von dem Gemeindevorstande des Wohnorts des Versiche-

rungssuchenden die ameliche Erkladrung erhalten hat, daß der Ausantwortung in
polizeilicher Hinsicht kein Bedenken entgegensteht.

5. 3.

DieGemeinde-Vorstände sind verpflichtet, darüber zu wachen, daß dergleichen
Versicherungen nicht über den wahren Werth geschehen.

Zu dem Emde muß Jeder, welcher bewegliches Eigenthum versichern lassen

will, unabhängig von den Bedingungen und Formen, welche die Statuten der

betreffenden Assecuranz-Anstalt vorschreiben, ein möglichst specielles Verzeichnißder

urverscherndenGegenständemit beigefigter Taxe bei demGemeindevorstande seinesret. Schw. Rudolst. Gesetsamml.
e in Audolstadt, den 1. unnt 1854.
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Wohnortes einreichen. Dieser prüft, ohne vaß dadurch der Agent von der nach
seiner Instruction obliegenden Verpflichtung zur Controle über die Richtigkeit der

Declaratien im geringsten befreit wird, das übergebene Verzeichniß nebst Taxe und
bleibt ihm überlassen, wenn er es für nöthig erachten sollte, durch Besichtigung an

Ort und Stelle oder durch andere ihm dienlich scheinende Mittel sich von der Ange-

messenheit des Versicherungsbetrags die erforderliche Ueberzeugung zu verschaffen.

Hat der Gemeindevorstand nichts dagegen zu erinnern, so fügt er der fragl. Spect-
fication ein Attestat über die Zulässigkeit der Versicherung bei.

—

Versagt die Ortsbehörde die nachgesuchte Erklärung, oder verlangt sie ihrer
Befugniß und Schuldigkeit gemaß, daß der Versicherungsbetrag auf den gemeinen
Werth zurückgeführt werde, so steht dem Betheiligten der Recurs binnen 10 tägiger
Frist bei Verlust desselben an das betreffende Fürstliche Kandrathsamt zu. Dieses

ertheilt nach allenfallsiger nochmaliger Untersuchung eine Entscheidung, bei welcher
eb sein unabänderliches Verbleiben hat.

. 5.

Ebenso sind die Gemeindevorstande berechtigt und verpflichtet, so oft sie ver-
muthen, daß eine Mobiliar-Versicherung wegen eingetretener Sach= oder Werths-

Verminderung der versicherten Gegenstände einer Heruntersetzung bedörfe, sich durch
nochmalige Revision hierüber zu vergewissern und bei dem Agenten auf die nöthige
Ermüäßigung anzutragen. Diesem Verlangen ist sofort Folge zu leisten, vorbe-

hältlich des dem Versicherten zustehenden Recurses an das betreffende Fürstliche

Landrathöamt (cl. k.4.) z

Um die pünktliche Befolgung dieser Vorschriften zu sichern, sind nach dem bei-

gefügten Schema von den Ortsvorständen Cataster anzulegen. Die Agenten haben

nach erfelgter obrigkeitlicher Genehmigung des Declarationsscheines die Police vor
ihrer Aushändigung an den Versicherten nebst dem im §. 3 erwähnten Attestate bei

der Polizeibehörde einzureichen, welche die bewirkte Versicherung in den fraglichen
GCataster ungesäumt einzutragen und, daß solches geschehen, zugleich mit der im §. 2

vorgeschriebenen Erklärung auf der Police zu bemerken hat. In gleicher Weise ist
rücksichtlich der Prolongationsscheine zu verfahren, wenn gegen die Erneuerung
oder Abänderung einer Versicherung kein Bedenken stattfindet. Auf eine etwaige

Erhöhung der Versicherung erleiden die Bestimmungen der 36.3 und 4 Anwendung.
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« §.7.

HateinAgent die im s. 2 vorgeschriebene amtliche Erklarung einzuholen ver-
absaumt, so trifft ihn eine Geldstrafe von 17 Fl. 30 Kr. = 10 Thlr. bis 175 Fl.

— 100 Thlr., im 2. Uebertretungsfalle außerdem der Verlust der Agentschaft.

 Die lehtere Strafe kritt überhaupt in jedem Falle ein, wenn von dem Agenten

eineUeberversicherung begünstigt worden ist. Dieses wird schon angenommen, wenn
derselbe der Behörde auch nur Umstände verheimlicht hat, welche die in dem Ver-

sicherungsantrage enthaltenen Angaben als wahrheitowidrig darstellen und auf die
Beurtheilung des Versicherungs-Antrags von wesentlichem Einfluß gewesen sein
würden.

Der hiesige Kreis- Direrkorder Mohio. Landfeuer-Societat ist be-
fugt, von dem Mobilia t Kennt-

niß zu nehmen, zu -arln Behufe die Mittheilungder Cataster resp. die Einsicht
der Bücher der Agenten zu verlangen und, sobald er eine Ueberversicherung zu be-

merken glaubt, deren nähere Untersuchung und Abstellung bei der betreffenden Po-

lizeibehörde zu veranlassen.
S. 9.

Den Gemeinden ist nachgelassen, auf dem Wege statutarischer Festsetzung für
diebegalisirung der Bersicherung durch die Gemeindevorstände eine Gebühr von höch-

stens 83 r. 2) Sgr. zum Besten der Gemeinde-Casse zu erheben.

Rudolstadt, den 9. März 1854.

Färstl. Schwarzb. Ministerium, Abthell, des Innern.
Scheidt.

10“
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&amp; XXII. Ministerial Bekanntmachung
vom 10. März 1854, betreffend die Ausführungoverordnungen zu den im Jahre

1853 abgeschlossenen resp. erneuerten Zollverträgen.

Nachdem die nachstehend verzeichneten, in Gemäßheit der im Jahre 1853 er-

folgten Erneuerung resp. Erweiterung der Zollverträge erlassenen Gesetze und Aus-
führungsverordnungen, als: #

1) die Verordnung, betreffend die Erleichterungen des Verkehrs zwischen den
Staaten des Zollvereins und den Staaten des Steuervereins, vom 30. März 1853

(Ges. Samml. 1853, S. 59);
2) die Verordnung vom 3. Mai 1853 wegen Abänderung des Vereinszollta-

rifs (Gesetz=Samml. 1853, S. 108);
3) die Verordnung vom 28. I#m 1853, betreffend den Steuersatz von inlan-

dischem Zucker und Syrup fur den Zeitraun vom 1. September 1853 bis Ende

August 1855 (Ges. Samml. 1853, S. 119);
4) Dag Gesetz, betreffend weitere Erleichterungen des gegenseitigen Verkehrs

zwischen den Staaten des Zollvereins und den Staaten des Steuervereins, vom

21. September 1853, (Ges. Samml. 1853, S. 253);

5) die Verordung wegenAbinderung des Vereinszolltarifs vom 21. Oct.
1853 (Ges. Samml. 1853, S.2

6) das Geset über dieSesah der Zollbergehen gegen fremde Staaten,

in welchen durch Handeloverträge die Gegenseitigkeit verbürgt ist, vom 15. Nov.

1853 (Ges. Samml. 1853, S. 282);

) die Verordnung wegen Anwendung des Gesetzes vom 15. November 1853

aatdieVergehen gegen die HKasserüch Oesterreichischen Zollgesetze, vom 17. Nov.
853 (Ges. Samul. 1853, S.2) "
) des ausländischen Syrupsvom3.Jan.

1854 (Ges. Samml. 1853, S7.,und

9) die Verordnung wegenweiterer Abänderungen des Vereins-Zolltarifs vom
6. Januar 1854, (Ges. Samml. 1854, S. 3

dem Landtage zur nachtraglichen Genehmigung vorgelegt und letztere von demselben

ertheilt worden ist, so wird solches Höchstem Befehle §ereniszimi zufolge anmit
öffentlich bekannt gemacht. Rudolstadt, den 10. März 1854.

Fürstl. Schwarzb. Ministerium.
v. Bertrab.
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ANANI. Gesesz,
die Errichtung von Kirchen= und Schulvorständen in den evangelisch-lutherischen

Kirchengemcinden betreffend, vom 17. März 1854.

Wir Friedrich Günther, von Gottes Gnaden, Fürst zu Schwarzburg.,
verordnen in Erwägung, daß eine jede Kirchen-Gemeinde die Aufgabe hat, unter
Anregung und beitung des in ihr bestehenden geistlichen Amtes sich zu einer Pflanz-
stäcte christlicher Gesinnung und christlichen Lebens zu gestalten und daß zu Lösung
dieser Aufgabe die Umbildung des in der Fürstl. Oberherrschaft bereits bestehenden

Kirchenältesten-InstitutszuKirchen=undSchul-Vorständenals förderlicherkannt
worden ist, nach Anhörung des Kirchenraths auf Antrag Unseres Ministeriums und,
soweit als erforderlich, mit Beirath und Zustimmung des Landtages, was folgt:

Erster Abschnitt.

Bildung der Kirchen= und Schul-Vorstände.

1. 1

In jeder ebangelisch-lutherischen Kirchengemeinde, es mag solche eine Mutter-
oder Filial-Gemeinde sein, oder aus einer oder mehreren zu derselben Kirche einge-

pfarrten Orksgemeinden bestehen, soll ein Kirchen= und Schul-Vorstand errichtet

werden, welcher die Leitung der ihm zugewiesenen kirchlichen und Schulangelegen-
beiten(P. 23 ff.) unter der Aufsicht der Kirchen= und Schulinspection und der

theilung des Fürstl. Ministeriums für Kirchen= und Schulsachen besorgt.

8. 2.

In Filialgemeinden, die kein selbststandiges Kirchenthum besitzen, kann die Er-
richtungbesonderer Kirchen= und Schul-Vorstände mit Genehmigung des F. Mini-
steriums, Abtheilung für Kirchen= und Schul-Sachen,bisaufWeiteresunterbleiben.
In diesem Fallebildendie Filialgemeinden mit der Gemeinde der Mutterkirche einen
vereinigten Kirchen= und Schul-Vorstand. Die besondern Rechtsverhältnisse dieser

Gemeinden, namentlich im Betreff des Kirchenbermögens, erleiden dadurch keine
Aenderung. s

Wenn in einer zu einer andern Kirche eingepfarrten Ortsgemeinde ein beson-
deres gemeinheitliches kirchliches Leben sich findet, so bleibt die Einsetzung eines be-

sondern Kirchen= und Schul-Vorstandes der genannten Ministerial-Abeheilung
vorbehalten.
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g. 3.

In Kirchengemeinden, welche aus bestimmten Klassen von Personen oder aus
Genossenschaften öffentlicher Anstalten bestehen, soll ein Kirchen- und Schul Vor-
stand nicht errichtet werden.

Sefern sich außerdem in einzelnen Gemelnden wegen besonderer Verhaltnisse
die Organisation eines Kirchen= und Schul-Vorstandes nach den Bestimmungen

dieses Gesetzes als unthunlich herausstellen sollte, bleiben anderweite Bestimmungen
Unserer Hochsten Beschlußnahme vorbehalten.

8. 4.

Der Kirchen= und Schul-Vorstand der Kirchengemeinden besteht aus dem

Ortsgeistlichen, dem behrer der Ortsschule, dem ersten Ortsvorstande (Bürger-

meister, Schultheiß), sowie aus höchstens ebensoviel anderen, nach den im Folgenden
angegebenen Grundsätzen durch die Wahl der Gemeinde zu diesem Amte berufenen
Mitgliedern, als in dem Kirchen= und Schul-Vorstande Geistliche und Lehrer sitzen.

Da, wo das Patronatrecht einer Privatperson zusteht, ist auch diese Mitglied

des Kirchen= und Schul-Verstandes, vorausgesetzt, daß dieselbeder evangelisch-lu-
therischen Confession angehört, und auch sonst dieim §. 10 festgesetzten Bedingungen
der Wahlfähigkelt erfüllt.

K. 5.

Wenn mehrere Geistliche, Pfarrer und Diaconen, in einer Kirchengemeinde
angestellt sind, so sind diese in der Regel und, wenn nicht das Fürstl. Ministerium,

Abtheilung für Kirchen= und Schul-Sachen, etwas Anderes anordnet, sämmtlich
Mitglieder des Kirchen= und Schul-Vorstandes.

An die Stelle des Ortögeistlichen tritt dessen Substitut oder Vicar, wenn er

Ersteren überhaupt in seinen Amtsverrichtungen vertritt; wo dies nicht der Fall ist,

nimmt der Pfarrgehülfe an den Verhandlungen nur mit, berathender Stimme Theil.

In den Filialgemeinden ist nicht nothwendig der erste Geistliche an der Haupt-
kirche auch Mitglied des Kirchen=und Schul-Vorstandes, sondern es kann mit
Genehmigung des F. Ministeriums, Abtheilung für Kirchen= und Schul-Sachen,
statt desselben der zweite oder dritte Geistliche eintreten und dann unter Umständen

auch von der Mitwirkung im Kirchen= und Schulvorstande der Mutterkirche frei-

gesprochen werden.
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. 6.

Wenn in einer Kirchengemeinde mehrere Lehrer angestellt sind, so wird auf
Vorschlag des Ortsgeistlichen oder des Ersten der Geistlichen die der Anzahl der
stimmführenden Geistlichen gleichkommende Zahl der Lehrer durch die zuständige

Kirchen= und Schul- Inspection gewählt.

' §.«c. ...'

Wenn mehrere Ortsgemeinden zu derselben Kirche eingepfarrt sind oder wenn
Filialgemeinden sich mit der Gemeinde der Mutterkirche zu einem gemeinschaftlichen

Kirchen= und Schul-Vorstande vereinigt haben, so sind sämmtliche ersten Ortsvor-
stände Mitglieder des gemeinschaftlichen Kirchen= und Schul-Vorstandes.

Sofern dem Ortsschultheißen die Theilnahme am kirchlichen Stimmrechte

C. 10) entzogen ist, so ist an dessen Stelle dessen Stellvertreker (vergl. Gemeinde-

Ordnung §. 69) und, wenn auch dieser unzulässig sein sollte, ein anderer Stellver-
treter so weit alo thunlich aus den Mitgliedern des Gemeinderatheindergeordneten

Weise zu wählen.
· §.S.

Wird für mehrere Ortsgemeinden, seien es eingepfarrte oder Filialgemeinden,
ein gemeinschaftlicher Kirchen= und Schul-Vorstand gebildet, so ist die Anzahl der

zu wählenden Mitglieder G. 3) so viel als möglich verhaltnißmähig nach der See-
lenzahlauf dieselben zu vertheilen. Im ZweifelhathierüberdieKirchen,undSchul-
Inspection und, im Fall dee Recurses, die Ministerial-Abtheilung für Kirchen-- und

Schul-Sachen zu bestimmen.

Die Wahl zu dem Kirchen- und E- Vorstande geschieht durch die Stimm-
berechüigten!in der Gemeinde aus denjenigen Gemeindemitgliedern, welche der Kir-

chen= und Schul-Vorstand zu diesem Behufe in doppelter Anzahl in Vorschlag zu

bringen hat und unter denen künftig auch die ausscheidenden Mitglieder desKirchen-

und Schul-Vorstandes sich befinden konnen.

Stimmberechtigt bei der Wabld zun * und Schul Vorstande ist jedes

mämiiche 3 der Kirchengemeinde, welches
Das 25fste Lebensjahr zurückgelegt hat;

3 in der zur Kirchengemeinde gehorigenOrtsgemeinde das Ortsbürgerrecht
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(ogl. Art. 23 ff. der Gemeinde-Ordnung) genießt, in selbstständigen Verhaltnissen
lebt und weder für seine Person noch räcksichtlich seines Vermögens unter Vormund-

schaft steht;

3) im vollen Besitze der staatsbürgerlichen Rechte grtt Hrgl. Gesetz über den
Verlust der staatöbürgerlichen Rechte vom 1.Mai 1850

Denjenigen,welche durch lastechaften bebenswandel oderE thatsachlich be-
kundete Verachtung der Religion oder der Kirche, durch dauernden ehelichen Unfrie-

den oder durchschlechteKinderzucht und namentlich dadurch, daß sie ihre Kinder vom
gehörigen Schulbesuch ohne genügende Gründe abhalten, in der Gemeinde öffent-
liches Aergerniß geben, ist die Theilnahme am kirchlichen Stimmrechte vom Kirchen-

und Schul-Vorstande zu versagen. Gegen einen desfallsigen Beschluß steht ihnen
der Recurs an die Kirchen= und Schul-Inspection und in höherer Instanz an das

Fürstl. Ministerium, Abtheilung für Kirchen= und Schulsachen, zu.

S. 11.

Als wählbarin den Kirchen- und Schul-Vorstand sind nur solche Mitglieder

der Kirchengemeinde in Vorschlag zu bringen (5. 9.), welche das Zoste Lebenojahr

zurückgelggt haben, die Eigenschaften der Stimmberechtigten C. 10) an sich tragen,
einen sittlichen, christlichen Lebenswandel führen und ihre dem Glauben und Bekennt-

nisse der Kirche entsprechende Gesinnung durch Werthschätzung der kirchlichen Gna-
denmittel (Wort und Sakrament) bethätigen.

K. 12.

Ueber sädmmtliche Wahl= oder Stimmberechtigten wird von dem Kirchen= und

Schul-Vorstande eine Liste gefertigt, welche acht Tage lang an einem geeigneten

öffentlichen Orte zu Jedermanns Kenntniß auszulegen ist. Einsprachen gegen die

Listen sind binnen zehn Tagen nachder öffentlichen Bekanntmachung der geschehenen
Auslegung der Listen bei dem Kirchen= und Schul-Vorstande anzubringen und zu

begründen und von dem Kirchen= und Schul-Vorstande sofort zu entscheiden.
Gegen diese Entscheidung findet ein innerhalb acht Tagen zu erhebender und

sofort zu erledigender Recurs an die Fürstl. Kirchen-- und Schul-Inspection statt,

und ist gegen diese Entscheidung ein ebenfalls binnen acht Tagen zu erhebender wei-
terer Recurs an das Fürstliche Ministerium, Abtheilung für Kirchen= und Schul-

Sn zulässig.ifll. Schw. — Gesetzsamml. IV. 11

N 41



66 1854.

g. 13.

Sobald die obigen Fristen abgelaufen und die etwa angebrachten Reklamatio-

nen erledigt sind, wird von dem Kirchen- und Schul- Vorstande die Liste der von

ihm in Vorschlag zu bringenden Personen aufgestellt und mittelst Anschlags an der
Kirchenthur oder in sonst geeigneter Weise zur Kenntniß der Gemeinde, zugleich auch

mittelst Anzeige zur Kenntniß der Kirchen, und Schul-Inspection gebracht. Auf

von dieser innerhalbacht Tagen zu erhebende Einsprachen gegen die gemachten Vor-
schläge hat das Fürstl. Ministerium, Abtheilung für Kirchen= und Schul-Sachen,
binnen zehn Tagen die Entscheidung abzugeben und, falls die Einsprachen sich als

begründet herausstellen, Abänderung der Vorschläge anzuordnen. Hierauf wird der
Termin zur Vornahme der Wahl angesetzt, zu welcher die Stimmberechtigten durch
eine an zwei auf einander folgenden Sonntagen vorzunehmende kirchliche Abkündi-
gung vorzuladen sind.

bK. 14.

Die Wahl findet im Pfarr-oder Schulhause und, wenn hier der Raum nicht

ausreicht, inder Kirche statt, und wird durch den Pfarrer bezüglich den ersten Geist-
lichen oder dessen Stellvertreter geleitet und mit einer passenden Anrede eröffnet.

en Kirchengemeinden, die mehrere Ortsgemeinden umfassen, werden die Wah-

len der nach §. Z.aus den einzelnen Gemeinden zu wählenden Mitgliederdes Kirchen-

und Schul-Vorstandes in der Regel von jeder derselben gesondert vorgenommen.
Jeder der im Wahltermine erschienenen Stimmberechtigten benennt durch

Stimmzetteldie Hälfte der von dem Kirchen- und Schul-Vorstande vorgeschlagenen

Personen.
Nach beendigter Abstimmung wird ein Verzeichniß sämmtlicher von den Wäh-

lern Benannten in der Reihenfolge der Stimmenzahl, die ein jeder erhalten hat, und

mit Angabe derselben aufgestellt. Aus diesem Verzeichnisse wird sodann die erfor-
derliche Zahl von Mitgliedern des Kirchen= und Schul-Vorstandes in der Reihen-

folge, welche die Stimmenmehrheit ergiebt, entnommen. Bei Stimmengleichheit
entscheidet, soweit dies nothwendig, über die Reihenfolge das Loos.

5K. 15.

Das Amt eines Mitgliedes des Kirchen= und Schul-Vorstandes ist Ehrensache.

Wir erwarten daher, daß Niemand sich weigern wird, die auf ihn gefallene Wahl
anzunehmen, es sei denn, daß er das Amt eines Mitgliedes des Kirchen und Schul-

Vorstandes schon Innerhalb der letzten 6 Jahre verwaltet, oder das Toste Lebens-
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jahr zuruckgelegt oder besonderein seinen persönlichen Verhältnissen beruhende Ver-
binderungsgründe anzuführen habe. Von solchen Ablehnungsgründen ist binnen 8
Tagen demKirchen-undSchul-Vorstande Anzeige zu machen. Andie Stelledessen,
der die Annahme der Wahl abgelehnt hat, tritt derjenige ein, welcher laut des im

vorigen Paragraphen gedachten Verzeichnisses der Gewählten zunächst die meisten
Stimmen hat.

K. 16.

Die Namen der Gewählten sind sofort nach beendigter Wahlhandlung von

dem Kirchen= und Schul-Vorstande durch Verkündigung oder, sofern dieses nicht
thunlich ist, auf andere geeignete Weise der Gemeinde bekannt zu machen und gleich-

zeitig der Kirchen= und Schul-Inspection zur Anzeige zu bringen.

pn (C. 17

Gegen die Ordnungsmaßigkeit der Wahl kann innerhalb der nächsten 8 Tage

nach dieser Bekanntmachung von jedem stimmberechtigten Gemeindemitgliede Ein-
sprache bei dem Kirchen= und Schul-Vorstande erhoben werden, gegen dessen Ent-

scheidung sowohl dem die Einsprache Erhebenden, als demjenigen, gegen welchen die-
selbe gerichtet ist, binnen 8 Tagen Recurs an die Kirchen= und Schul.Inspection

zusteht.

Wirdin Folge einer Einprache zin See Wahl für ungültig erklärt, so
tritt derjenige in die Stelle des Ausfallenden, welcher nach demWahloergeichnisi.

(6. 14) zundchst die meisten Stimmen hat. Wird die ganze Wahlhandlung für un-

gültig erklärt, so ist sofort zu neuen Wahlen zu schreiten.

G. 19.

Sind Einwendungen gegen die Wahlen nicht erhoben, oder sind dieselben erle-
digt, so werden die in den Kirchen und Schul-Vorstand Eintretenden nach Sonn-

tage zuvor geschehener Abkündigung bei dem sonntäglichen Gottesdienst durch den
Geistlichen der Kirchengemeindein der Kirche vorgestellt und nach vorgängiger Be-

lehrung über die Obliegenheiten ihres Amtes mittelstHandstchlags verpflichtet.
Die Verpflichtung enthält das Gelübde:

„Ich gelobe vor Gott, des mir befohlenen Dienstes mit Sorgfalt und Treue

„zu warten und gewissenhaft darauf zu achten, dab alles ehrbar und der

okichlichen Ordnung gemaß hergebe in der Gemeinde zu deren Besserung.“
117
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5. 20.

Das Amt dergewählten Mitglieder des Kirchen= und Schul-Vorstandes dauert

6 Jahre. Der Anfang dieses Zeitraumes wird von dem auf die Wahl zunächst fol-
genden ersten Advent an gerechnet. Je nach 3 Jahren, das erste Mal nach Bestim-

mung des Looses, scheidet die Hälfte aus.

Wer dreimal Mitglied gewesen ist, kann als Ehrenmitglied mit berathender
Stimme im Kirchen= und Schul-Vorstande verbleiben.

S. 21. .

Ausdenim§.1ksangegebeaenGkündeahattest-MitgliedausdemKirchens
und Schul-Vorstande freiwillig austreten.

Ein unfreiwilliger Austritt findet statt, wenn die Bedingungen der Wählbar-

keit (5. 11) nicht mehr vorhanden sind. Auch kann wegen unwürdigen Verhaltens,
grober Pflichtverletzung oder beharrlicher Vernachlässigung des Amtes ein Mitglied

des Kirchen= und Schul-Vorstandes durch Beschluß desselben ausgeschlossen werden,
vorbehältlich des Recurses am die vorgesetzten Behörden.

Uebrigene sind auch letztere befugt, den Kirchen= und Schul-Vorstand zur Be-
schlußfassung über die Nothwendigkeit des Austritts eines Mitgliedes in den ange-

gebenen Fällen aufzufordern.
.22.

Wenn aus dem Kirchen= und Schul-Vorstande im Laufe des dreijahrigen Zeit-

raumes die Hälfte der gewählten Mitglieder ausgeschieden ist, so ist eine Erganzungs-
wahl auf Grund der bei der letzten regelmaßigen Wahl aufgestellten Listen der

Stimmberechtigten, sobald als thunlich vorzunehmen.

Zweiter Abschnitt.
Wirkungskreis der Kirchen= und Schul-Vorstände.

K. 23.

I. Der Kirchen= und Schul-Vorstand hat das christlich-religiöse und sitkliche

Leben in der Kirchengemeinde zu fördern und zu pflegen, für Zucht und Ehrbarkeit

Sorge zu tragen und im Besondern auf die Kindererziehung, die Schule und die

ledige Jugend einen wohlthätigen Einfluß zu öben.

Dem Gesstlichen, welcher in seiner die Lehre und dasgeistlicheAmt betreffenden
Thätigkeit vom Kirchen= und Schul-Vorstande mabhängl# ist, stehzen in der seel-
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sorgenden Thatigkeit und der Beachtung des Wandels der Kirchen-Gemeindeglie-

der, namentlich die gewahlten Mitglieder des Kirchen. und Schul· Vorstandes als
Kirchenalteste zur Seite, um zu belehren, zu trosten, zu ermahnen und zu warnen,

und so auf die Verhutung und Beseitigung sittlicher Aergernisse hinzuwirken. Wie

sie hierbei uberhaupt mit Vorsicht und christlicher Schonung zu verfahren haben,

so wird ihnen, um die Wirksamkeit des Geistlichen nicht zu storen und um Einheit
in der Behandlungzusichern, zur Pflicht gemacht, stets im Einverstandnisse mit
dem Geistlichen zu handeln; auch haben sie dasjenige geheim zu halten, was sie in
ihrer Amtsthätigkeit als Kirchenälteste vertraulich erfahren.

Sammtlichen Mitgliedern des Kirchen- und Schul-Vorstandes liegt ob, vor

Allem unter sich einen acht christlichen Geist zu pflegen, durch christlichen Sinn und
Wandel der Gemeinde voranzuleuchten, einander, wo es noth thut, brüderlich zu

ermahnen, und, falls eine solche Ermahnung fruchtlos bleibt, an die nächste vorge-

setzte kirchliche Behörde sich zu wenden. Von einem solchen Schritte ist jedoch der

Betheiligte vorher in Kenntniß zu setzen.

g. 24.

I. Dem FKirchen= und Schul-Vorstande liegt ferner ob, die Sorge für Erhal-
tung der kirchlichen Ordnung und Heilighaltung der Sonn-, Fest= und Feiertage,
die Verleihung der Kirchenstühle, die Aufsicht über die Kirchen, die Leichenhaduser,

die Friedhöfe, die Begräbnißvereine und die Handhabung der Begrébnißordnungen.

Die Dispensation von im Sabbathomandat enthaltenen Verboten steht dem

Kirchen- und Schul-Vorstande zu, wird jedoch in dringenden Fallen vom Bürger-

meister resp. Schultheißen als Mitglied desselben ausgeübt.

Zu Veränderungen ordnungemäßig bestehender örtlicher, kirchlicher und litur-

gischer Einrichtungen bedarf es, sofern diese Veränderungen nicht auf allgemeinen
Anordnungen, sondern auf speciellen Verfügungen der zuständigen Behörden beru-
hen, der Zustimmung des Kirchen und Schul-Vorstandes.

Ueber Gegenstände, welche zur Ortspolizei gehören und das kirchliche Interesse

berühren, wie z. B. die Erlaubnißertheilung zu öffentlichen Tänzen, hat der Kir-

chen= und Schul-Vorstand mit der zuständigen Behörde Rücksprache zu nehmen
und, wenn er durch die von derselben getroffenen Maßregeln das kirchliche Interesse

für gefährdet erachtet, davon der vorgesetzten kirchlichen Behörde Anzeige zu machen.
Erscheint bei Störungen der kirchlichen Ordnung das Einschreiten der staatlichen
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Sttafgewalt nothwendig, so wird der Kirchen- und Schul·Vorstanddenvorlie-
genden Fall der Staatsanwaltschaft zut Bestrafung durch das zustandige Gericht

anzeigen.
g. 26.

III. Zu dem Wirkungskreise des Kirchen= und Schul-Vorstandes gehört auch

diechristliche Armen= und Krankenpflege und die Förderung der Anstalten christlicher

Wohlthätigkeit und thätiger christlicher Liebe.
Die christliche Armen= und Krankenpflege, welche besonders dem Geistlichen

und den gewählten Mitgliedern des Kirchen= und Schul-Vorstandes obliegt, ist nicht

nur Sorge für leibliche Bedürfnisse, sendern hauptsächlich für das Wohl der See-

len, eine Sorge, welche mit den evangelischen Mitteln der Belehrung, der Ermah-
nung und des Trostes, ebenso der Verarmung wie dem sittlichen Versinkeu der Ver-

armten entgegenwirkt.

Bei dieser Pflege wird es unter Umständen zweckmäßig und wünschenswerth

sein, daß die gewählten Mitglieder des Kirchen= und Schul= Vorstandes andere, zu-
mal jüngere, Gemeindegenossen von lebendigem Glauben und vorwurfsfreien Sitten

als Gehülfen beiziehen, welche in vorkommenden Fällen zu den Sitzungen des Kir-

chen= und Schul-Vorstandes eingeladen werden mögen. Soweit es sich bei der

kirchlichen Armenpflege um leibliche Unterstützung handelt und soweit zu dieser die

dem Kirchen= und Schul-Vorstande zuzuweisenden Einnahmen und etwaigen frei-
willigen Beiträge, welche ihm zur Verfügung gestellt werden, nicht ausreichen, wird
derselbe sich an die (weltlichen) Ortsarmen-Cassen wenden und mit den etwa beste-

henden Vereinen christlicher Wohlthätigkeit in Verbindung setzen.
Auch soll möglichst dahin gewirkt werden, daßdie Armenpflege jedes Orts von

einer und derselben Stelle ausgeübt wird.

 26.

IV. Dem Kirchen= und Schul-Vorstande steht die Beaufsichtigung und Ver-

waltung des kirchlichen und des örtlichen Stiftungsvermögens, soweit darüber nicht

bei der Stiftung selbst etwas Anderes verordnet worden, sowie die Vertretung der

Gemeinde in den darauf bezüglichen Rechtoangelegenheiten zu.

TAuch liegt ihm die Ueberwachung der Bewirthschaftung und die Sicherung
der Kirchen., Pfarrei= und Schul-Felder und Waldungen, die Mitwirkung bei den

Baulichkeiten an kirchlichen, Pfarr= und Schulgebäuden, insbesondere die Aussicht



1854. 71

bei Ausführung solcher Bauten, ferner die Aufsicht uber die gehorige Versicherung
der kirchlichen, Pfarrei= und Schulgebäude gegen Brandschaden ob.

Ein und das andere der auf die Verwaltung des kirchlichen Vermögens bezüg-

lichen Geschäfte, wie z. B. die Kirchenrechnungsführung, kann der Kirchen= und

Schul-Vorstand einzelnen seiner Mitglieder überweisen, oder andere Personen damit

beauftragen.
. 27.

V. Bei vorkommenden Marrei= und Schul-Vacanzen hat der Kirchen= und
Schul.Vorstand dem vorgesetzten Superintendenten Anzeige zu machen, und die des-

falls an ihn ergehenden provisorischen Anordnungen zur Ausführung zu bri gen.
Wieer überhaupt die Kirchengemeinde und deren Interessen zu vertreten hat,

so steht demselben im Besondern auch bei Besetzung der geistlichen, und Schulámter
die Ausübung des sogen. volum negolivum zu, kraft dessen kein Geistlicher oder Leh-

rer in der Gemeinde eingeführt werden darf, gegen dessen Lehre, Gaben und Wan-

del begründete und erhebliche Einwendungen gemacht werden.
Vor der Wiederbesegung eines geistlichen oder Schulamtes in der Kirchenge-

meinde soll künftig der Kirchen= und Schul-Vorstand mit seiner Aeußerung über

etwaige besondere, bei der Besetzung der Stelle zu berücksichtigende Bedürfnisse und
Verhältnisse der Gemeinde vernommen werden

Dem Kirchen= und Schul-Vorstandestehe ferner die Ausstellung der Vocatio=

nen und die Anstellung resp. bloße Annahme der niederen Kirchendiener (insoweit

diese Dienste nicht blos Nebendmter des behrers sind), der beichenweiber und Todten-
gräber, sowie die Aufsicht über diese Bediensteten zu. «

§.28.

VI. Der Kirchen= und Schul-Vorstand hat zu Vermeidung der Schulversäum-
nisse in der durch die Verordnung vom 17. December 1852 (Ges.-Samml. 1852.

No. LXVII. S. 265 ff.) ndher angegebenen Weise mitzuwirken, den Kirchen= und

Schul-Visitationen, den öffentlichen Schulprüfungen, der Confirmation, den Ein-

führungen der Geistlichen, behrer und niederen Kirchendiener beizuwohnen, und die

Einhaltung der desfallsigen gesetzlichen und verordnungsmaßigen Bestimmungen zu
überwachen.

F. 29.

VI. Der Kirchen= und Schul-Vorstand hat den kirchlichen Gemeindeverband

und die Parochialgerechtsame der Kirche zu wahren. Bei Veränderungen des ord-
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nungsmaßig bestehenden Umfanges der Kirchengemeinde soll zuvor das Gutachten
det betheiligten Gemeinden gehort werden.

Daf derselbe die stimmberechtigten Mitglieder der Kirchengemeinde zu verzeich-
nen und wie derselbe bei Entziehung des Stimmrechts, der Wahl neuer Mitglieder

und dem Ausschusse von Mitgliedern thätig zu sein hat, ist bereits oben 89.9 f.

näher bestimmt.

Der Kirchen= und Schul- Vorstan 8 bei der Besorgung der ihm obliegenden

Geschafte die darauf bezuglichen Verordnungen, wiez.B.Kirchenstandsordnungen,
Friedhofs- und Begräbniß-Ordnungen zu beobachten, und soll durch die Ueberwei-

sung dieser Gescháfte an den Kirchen, und Schul-Vorstand in den desfallsigen desig-

nationsmäßigen Emolumenten der Geistlichen und Lehrer nichts geändert werden.

F. 31.

Einzelne Gemeindegenossen haben ihre, auf das christliche Leben und die kirch-
liche Ordnung in der Gemeinde, wie überhaupt auf den Wirkungskreis der Kirchen-

und Schul-Vorstande bezüglichen Wünsche und Beschwerden zunächst an den Kir-

chen= und Schul-Vorstand, oder einzelne Mitglieder desselben zu bringen. Wenn sie
hier kein Gehör finden, können sie dieselben bei der Kirchen- und Schul. Inspection
und weiter auf den höhern kirchlichen Stufen verfolgen.

Dritter Abschnitt.

Geschäftsordnung der Kirchen= und Schul-Vorstände.

K. 32.

Im Kirchen und Schul-Vorstande hat den Vorsitz der Pfarrer, wo mehrere
Geistliche vorhanden sind, zunächst der Erste der Ortageistlichen.

Da, wo das Patronatrecht einer Privatperson zusteht, führt diese den Vorsig,

im Kirchen= und Schul-Vorstande, überläßt jedoch dem Geistlichen die Leitung der
Geschäftein derim Nachstehenden geordneten Weise.

In Verhinderungsfallen des zum Vorsitz berufenen Geistlichen oder, wenn dor=

selbe bei den Gegenständen der Verhandlung persönlich betheiligt ist, wie z. B. bei

der Frage wegen Bewirthschaftung des Pfarrgutes, wird, wenn ein zweiter Geist-
licher nicht vorhanden ist, ein Stellvertreter des Vorsitzenden von den übrigen Mit-

gliedern erwählt. Bei Pfarrvacanzen führt, sobald wegen der geistlichen Amtsver-



1854. 73

richtungen eine interimistische Einrichtung getroffen ist, derjenige Geistliche den Vor-
sio, welcher die Casualien zu besorgen hat.

S. 33. .

Der Kirchen= und Schul-Vorstand versammelt sich auf schriftliche Berufung
durch den Geistlichen, als Vorsitzenden, zu ordentlicher Situng alle zwei Monate
ein

Außerordentliche Versammlungen hat der Vorsitzende, so oft dringende Bera-
thungsgegenstände vorhanden sind, oder die Hälfte der Mitglieder ec verlange, zu
berufen.

Zu den Sitzungen ist, womöglich, ein geistliches Gebaude zu benutzen.
In Pmfarrsprengeln, die mehrere Kirchen= und Schul-Vorstände umfassen,

werden die gemeinschaftlichen Angelegenheitenin gemeinschaftlichenSitzungen, zu
welchenin der Regel die einzelnen Kirchen= und Schul-Vorständeje einen Abgeord-

neten entsenden, regelmäßig an demjenigen Orte, wo die Haupt= oder Mutterkirche

sich befindet, behandelt.

5. 34. .

Der Vorsitzende hat die Verhandlungen auf eine dem kirchlichen Zwecke ent-

sprechende Weise zu eroffnen und bei Leitung derselben dahin zu sehen, daß dieser
Zuneck stetsim Auge behalten wird.

K 35.

Die Beschlüsse des Kirchen= und Schul-Vorstandes werden nach absoluter

Stimmenmehrheit gefaßt. Ihre Gültigkeit ist dadurch bedingt, daß alle Mitglieder
ordnungömäßig vorgeladen werden, und mindestens die Hälfte der Mitglieder ohne
Einrechnung des Vorsitzenden an der Abstimmung Theil nimmt.

In besonders dringenden Fällen ist bloßeschriftliche Abstimmung nachgelassen.
Bei Stimmengleichheit ist die Entscheidung auf derjenigen Seite, auf welcher die
Stimme des Vorsitzenden sich befindet. Mitglieder, welche, außer in ihrer Eigen-
schaft als Mitglieder der Kirchengemeinde, bei einer Angelegenheit für ihre Person
betheiligt sind, haben sich der Abstimmung darüber zu enthalten.

5. 36.

ODle gefaßten Beschlüsse sind in ein chronologisch-fortlaufendes Protccoll ein-

zutragen, welsches der Lehrer zu führen hat.
Fürstl Schw. Rudolst. Gesetsamml. XV. 12
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Dieses Protocoll und die sonstigen Acten des Kirchen= und Schul-Vorstandes

sind im Pfarrarchive aufzubewahren.

g. 37.

Die Ausfertigungen geschehen unter der Unterschrift des Geistlichen, als Vor-

sibenden resp. unter der Unterschrift des Kirchenpatrons und des Geistlichen.

Soweit es sich nur um die Vorbereitung eines Gegenstandes handelt, ist dem

Vorsienden der schriftliche Verkehr mit andern Behörden im Namen des Kirchen-
und Schul-Vorstandes vorbehalten.

Bei Veräußerungen von Immobilien und beim Aufgeben von Gerechtsamen,

sowie bei Darlehnsaufnahmen ist die Mitunterzeichnung des Ortsvorstandes oder,

im Fall dessen Behinderung, eines der aus der Gemeinde gewählten Mitglieder des

Kirchen= und Schul-Vorstandes 465

Sollte ein Beschluß desKucher *8 Scul-Vorstandes dem Rechte des
Marr-oder Lehr-Amtes, den allgemeinen gesetli überhaupt
dem wohlverstandenen Interesse der Kircheodet derSchulewiderstreiten, so ist der
vorsichende Geistliche verpflichtet, über diesen Beschluß, bevor er ihn vollzieht, an
die vorgesetzte Kirchen= und Schulinspection Beriche zu erstatten, und die Entschei-

dung dieser oder der Ministerialabtheilung für Kirchen= und Schul-Sachen ein-
zuholen.

Wo der Ortögeistliche zugleich Mitglied der Kirchen= und Schul-Inspection

iKt, tritt in diesen Fällen an die Seelle der letzteren sogleich die genannte Ministerial-

Abtheilung.
K. 39.

Die vorgesetzte Kirchen- und Schulinspection, sowie die Ministerial-Abthei-

lungfürKirchen-undSchulsachen ist ermächtigt, durch Abgeordneteden Sitzungen
z sewievon denselbenBericht zu erfordern und durchdiegeeigneten Mittel

sie zur Erfüllung ihrer Pflicht anzuhalten.
Ueber ihre Wirksamkeit und Thätigkeit haben die Kirchen= und Schul-Vor-

siände am Schluß jedes Jahres Bericht an die vorgesetzte Kirchen= und Schul-In-

spection zu erstatten, und diese hat diese Berschte mittelst ihres Jahresberichts der

Ministerial-Abtheilung für Kirchen-und Schulsachen vorzulegen.
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Die Beschlusse ded Kirchen- und Geu-Vorstandes bedürfen zu ihrer Gültig-

keit der vorgänpihen Genehmigungdes FürstlichenMiasstc#uns, Abtheilungfür Kirchen= und Schulsachen,
5%wenn in der Dotation der geistlichen oder Schulstellen irgend eine Verän-

derung eintreten soll;
2) bei Neubauten und solchen Reparaturen, durchwelche eine veranderte Ein-

theilung oder Benutzung der für geistliche oder Schulzwecke bestimmten Räume her-

beigeführt wird;
0) bei Darlehnsaufnahmenüber200 Thlr. resp. 350 Fl.;
4) zur Ausschreibung von Umlagen, sowie zur Verdußerung von Bestand-

theilen des Kirchen-, Pfarrei= und Schulvermögens ausschließlich der Capital-Aus-

leihungen;
5) bei Verpachtungen von Pfarrei= und Schulgrundstücken auf mehrere Jahre,

insofern dadurch der Dienstnachfolger gebunden sein soll-
B. Der Kirchen und Schulinspection,

a) bei Darlehnsaufnahmen bis zu 200 Thlr. resp. 350 Fl.,

 bei VerpachtungderKirchenländereien.
Auch wo die Genehmigung des Fürstl. Ministeriums, Abtheilung für Kirchen-

und Schul-Sachen, einzuholen ist, hat sich der Kirchen= und Schul-Vorstand zu-
nächst an die ihm vorgesetzte Kirchen-und Schul-Inspection zu wenden, welche die

Sache sodann mit ihrem Gutachten berichtlich vorlegt.
In denbezüglichen Urkunden ist, daß die Genehmigung eingeholt worden, aus-

drücklich zu bemerken. .

Vierter Abschnitt.
Uebergangsbestimmungen u. s. w.

g. I.

Sammtliche auf die Wahl der wahlbaren Mitglieder der Kirchen= und Schul-
Vorstande bezüglichen Befugnisse und Obliegenheiten, welche nach den Bestim-
mungen der 9. 9, 12, 13, 14 künftig dem Kirchen= und Schul-Vorstande zu-

kommen, werden für die erste Einrichtung der Kirchen= und Schul-Vorstände einer

Wahlcommission übertragen. Diese wird aus dem resp. ersten Orts-Geistlichen

und dem Kirchenpatrone, zwei von dem Geistlichen zu wahlenden Gemeindegliedern

und dem Ortsvorstande (Bürgermeister, Schultheißen) gebildet.
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Wo Kirchenalteste vorhanden sind, ist bei der Wahl vorzugsweise auf diese
Rucksicht zu nehmen.

g. 42.

DasMinisterium, Abtheilung für Kirchen=undSchul-Sachen,istmitVoll-
ziehung dieses Gesetzes beauftragt und soll bald nach Publicirung desselben zur Vor-
nahme der Wahlen geschritten werden.

Von den alsdann Gewählten trite die Hälfte zum ersten Male am 1. Advent
1857 aus.

S. 43.

Alle älteren, mitg ärtigem Gesetz nichtimEinklange stehendengesetzlichen

oderverordnungsmäßigenBestimmungen, insbesondere die Bestimmung des Ge-
setes, die Errichtung von Landrathsämtern betreffend, vom 20. April 1850 (Ges.=

Samml. 1850 Nr. X. S. 323 ff.), S. 4 und 5, der Verordnung zu Ausfährung

dieses Gesetzes vom 26. Juni 1850 (Ges.-Samml. 1850 Nr. XXXV. S. 45 ff.)

5. 12 undder Verordnung wegen künftigec Handhabung des Regulativs v. 18. März
1810, die Verwaltung der Gemeinde-, Kirchen-, Pfarr= und Schulwaldungen be-
treffend, vom 7. Januar 1851 (Ges.-Samml. 1851, Nr. 1, S. 1), insoweit nach
denselben den Vorständen der staatlichen oder Ortsgemeinden die Aufrechthaltung
des Sabbathsmandates mit der Befugniß, in den geseblich zulässigen Fällen von

Einhaltung der Sabbathefiier zudispensiren, die Handhabuugder„Begräbnißord=nung, die Aussichtüber und der Leichen-

weiber und Todtengräber überwiesen, den gandräthen dieAussicht überdiese Ge-
genstände der ortopolizeilichen Thätigkeit der Gemeinde-Vorstände, sowie die Auf-
rechthaltung des Regulatives vom 18. März 1840 auch bezüglich der Kirchen.,

Parr= und Schulwaldungen übertragen worden ist, werden hiermit aufgehoben.

Urkundlich haben Wir dieses Gesetz eigenhändig vollzogen und mit Unserem
Fürstl. Insiegel versehen lassen.

So geschehen

Rudolstadt, den Iv. März 1854.

(L. S.) Friedrich Günther, F. z. S
v. Bertrab. Scheidt. v. Ketelhodt. v. Bamberg.
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M XXIV. Pateut

vom 17. März 1854, betreffend die Verordnung wegen der Schulversäum-
nisse vom 17. Derember 1852.

Wir Friedrich Gönther, von Gottes Gnaden, Fürst zu Schwarzburg 2c.,

verordnen hiermit auf Antrag Unseres Ministeriums, daß, nachdem der getreue
Landtag zu der von Uns unterm 17. December 1852 erlassenen Verordnung wegen

der Schulversäumnisse (Ges.= Samml. 1852, S. 205 ff.) nachträglich seine Zustim-

mung ertheilt hat, dieser Verordnung als einem nunmehr definitiven allgemeinen
bandeogesetze des Fürstenthums fernerhin nachgegangen werde.

urkundlich unter Unserer eigenhändigen Unterschrift und beigedrucktem Fürstl.
Insiegel.

So geschehen

Rudorstadt, den 17. März 1857.

(L. S.) Friedrich Günther,F. z.
v. Bertrab. Scheidt. v. Ketelhodt. v.Bambrrg.

 NXX7V. Ministerial-Bekanntmachung,
die Uebergangs-Abgabe von Bier und Branntwein betr., v. 16. März 1854.

Nachdem in Folge des Vertrags über die Fortdauer und ErweiterungdesZoll-
und Handels-Vereins vom 4. April 1853 die zeieher zum Steuervereine verbunden

gewesenen Staaten — das Königreich Hannover mit dem Fürstenthume Schaum-

burg-Kippe und das Großherzogthum Oldenburg —mit den übrigen Staaten des

Zollvereins zu einem Gesammt-ZJollvereine verbunden und auf Grund

einer unter dem 20. December v. J. zwischen Hannover und Braunschweig abge-

schlossenen Uebereinkunft nachgenannte Herzoglich Braunschweigische Gebietstheile,
6:

der AmtsbezirkTedinghausen,die OrtschaftennBeodenburg, Oestrum, Oels-
burg und Oßharingen, die ind belegenen sämmt.
lichen Enklaven, einschließlich deron der Grenze vor dem Goolaer Elausthore
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am Eingange des Gosethales befindlichen Fahrenholz'schen Oelmühle, das in

der Stadt Goslar belegene Kloster Frankenberg sammt Zubehör, einschließlich
deo zwischen Goslar und Oker belegenen, von der Kommunion-Verwaltung

erbauten Wegegeld-Receptur- Gebäudes, der Auerhahn und die Ortschaften

Duttenstedt, Essinghausen, Meerderf und der Herzoglich Braunschweigische
Antheil an Woltorf im Amte Verhelde

hinsichtlich der daselbst zu erhebenden indirekten Abgaben dem Steuersysteme des

Koönigreichs Hannover angeschlossen worden, so sind vom 1. Januard.J.an

I. bei dem Uebergange von Bier undBranntwein ausdenobengenannten ftü-
heren Steuervereins -Staaten und den ebenfalls
bietstheilen nach Preußen und den mit letztereminGemeinschaftder ebergangs=
abgabe von Bier= und resp. der Branntweinsteuer stehenden Staaten

von Bier 73 Silbergroschen für den preußischen Centner,
von Branntwein 6 Thaler für die preuhische Ohm bei 50 Procent Al-

kohol nach Tralles,
umgekehrt aber

II. bei dem Uebergange von Branntwein aus Preußen und den mit diesem

in Branntweinsteuer-Gemeinschaft befindlichen Staaten nach den gedachten frü-

heren Steuervereins-Staaten und den genannten Herzoglich Braunschweigischen
Landestheilen

6 Thaler 23 Sgr. für die Hannoversche D — 6 Thlr. für die preußische
Ohm bei 50 Procent Alkohol nach Tralle

an Uebergangs-Abgobe zu entrichten, washinmt zur offentlichen Kenntniß
gebracht wird.

Rubolstadt, den 16. Marz 1854.

Furstl. Schwarzb. Ministerinm, Abtheil, der Finanzen.
Th. Schwarz.

A. Koch.
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Gesetzsammlung
für das Fürstenthum Schwarzburg-Rudolstadt.

Ueuntes Stüch vom Jahre 1834.

 XXVI Ministerial-Bekanntmachung,
die Aufhebung des zeither in Krippen bei Schandau bestandenen Nebenzoll-

amtes I betreffend, vom 24. März 1854.

Nachdem nach einer Mittheilung des Königlich Süächsischen Finanz-Ministe-
ziums das zeitherin Krippen bei Schandau bestandene Nebenzollamt ! als entbehr-

lich wieder aufgehoben worden ist, so *—izur öffentlichen Kenntniß gebracht.
Rudolstadt, den 21. März

Fürstl. Schw.Mialhes#m, Abtbeilung derFinamzen.
Th. Schw

A. Koch.

 XXVI. Ministerial-Bekanntmachung
vom 24. März 1854, betreffend den Beitritt des Großherzogthums Baden zu

der Gothaer Heimathsconvention.

Unterm 28. Januard. J. ist auch die Großherzoglich Badische Regierung dem
Vertrage wegen Uebernahme der Auszuweisenden d. d. Gotha, den 15. Juli 1851

(Gesetz-Sammlung vom Jahre 1851, Seite 51) beigetreten, was anmit öffent-

lich bekannt gemacht wird.
Rudolstadt, den 24. März 1857.

Färstl. Schwarzb. Ministerium.
v. Bertrab.

Fürstl. Schw. Rudolst. Gesesamml. XV. 13
Ausgegeben in Rudolstadt, den 8. April 1854.
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 XXVII. Verordnung
des Fürstlichen Kirchenrathes vom 27. März 1854, die Verlegung des Buß-

tages und die Feier des Charfreitages und des Bußtages betreffend.

In Gemäßbeit der zwischen der diesleitigen und den Regierungen des Großher-

zogthumo Sachsen-Weimar-Eisenach, der Herzogthümer Sachsen-Meiningen,
Sachsen-Altenburg und Sachsen-Coburg-Gotha und des Färstenthums Schwarz-

burg-Sondershausenwegen gleichzeitiger Feier des einen Bußtags zu Stande ge-
auf die Verordnung vom 27. Juni

1851 (Ges. S. 1851. No. 25. S. 30. 35 zur öffentlichen Kenntniß gebracht, daß

am Mittwoch nach Jubilate eine Bußtagsfeier nicht mehr stattfinden, der Bußtag

vielmehr künftig am Freitag nach dem ersten Advent-Sonntage gefeiert werden wird.

Zugleich wird die Bestimmung der Verordnung vom 27. Juni 1851, daß am
Bußtage alle und jede Arbeit ruhen, durchaus keine öffentliche Zastbarkeit“und noch

weniger Musik gestattet werden soll, mit dem Bemerken in Erinnerung gebracht,
daß, was hiernach bezüglich des Bußtages bestimmt ist, ebenso auch vom Charfrei-
tage gilt.

Rudolstadt, den 27. März 1854.

Fürstl. Schwarzt. Sirchenrat. v. Bambe

C. Bamberg.

M XXIX. Ministerial-Bekanntmachung
vom 31. März 1854, betreffend die Einleitungs= und Bekräftigungsformel

bei christlichen Eiden.

Zur Beseitigung entstandener Zweifel wird darauf aufmerksam gemache, daß
durch die neuere Gesetzgebung die im hiesigen Particularrechte begründeten Einlei-

tungs= und Bekräftigungs-Formeln bei christlichen Eiden:
ich. schwöre zu Gott dem Allmachtigen einen leiblichen Eid .

4 wahr mir Gott helfe und sein heiliges Wort durch Jesum Christun,
men!
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nicht aufgehoben sind, und daß diese Formeln, abgesehen von dem Falle der Beei-
digung von Geschwornen (Art. 281 der Strafproceß Ordnung), bei allen gericht-
lichen und außergerichtlichen Eiden zur Anwendung gebracht werden müssen.

Rudolstadt, den 31. März 1858.

Färstl. Schwarzb. Ministerinm.
v. Bertrab.

 XXX Vecrordunng,
die Form der Staatedienereide betreffend, vom 31. März 1854.

Wir Friedrich Günther, von Gottes Gnaden, Fürst zu Schwarzburgr.
verordnen hiermit zum Zweck der Ausführung des §. 48 des mit dem geereuen

Landtage vereinbarten Grundgesetzes vom 21. März d. J. (Gesetz= Sammlung
S. 35 ft.) auf Antrag Unseres Ministeriums, was folgt:

g. 1.
Die nach §. 7 des Gesees über den Civilstagtsdienst vom 1. Mai 1850

(esetz Sammlung 1850, S. 369 ff) vorzunehmende Verpflichtung der Staats-
diener hat künftig bei der ersten Anstellung nach der in der Beilage A, bei

Uebertragung eines Richteramtes oder der eventuellen Stellvertretung für einen

Richter aber nach der in der Beilage B enthaltenen Eidesformel zu erfolgen.

 2.

Die in den Anlagen 4 und B zu dem Gesetze über den Eivilstaatsdienst

enthaltenen Eidesformeln werden hiermit aukgehoben.
urkundlich unter Unserer eigenhändigen Unterschrift und beigedrucktem Fürst-

lichen Insiegel.
So geschehen v

Rudocstadt.,den31.Mckkz18rkh

(l«.s.) Friedrich Günther, F. z. S.
v. Bertrab. Scheidt. v. Ketelhodt. v. Bamberg
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Beilage A.

Ich. schwöre , daß ich dem Landesfürsten treu und gehorsam sein,
an den grundgesetzlichen Bestimmungen des Landes treu festhalten und dieselben

beobachten, das mir übertragene, sowie jedes mir noch zu übertragende Amt,
auch alle mit jenem oder diesem verbundenen und daneben mir aufgetragenen

Geschäfte nach meinem besten Wissen und Gewissen gesemmäßig verwalten, und
mich in allen Beziehungen so verhalten will, wie es einem redlichen, ehrlieben-
den und treuen Staatsdiener zukommt, so wahr...

Bellage B.

Ich ....schwöre ..... daß ich dem Landesfürsten treu und gehorsam

sein, an den grundgesezlichen Bestimmungen des Landes treu festhalten und

dieselben beobachten, das mir übertragene, sowie jedes mir noch zu übertragende
Amt, auch alle damit verbundenen Geschäfte nach meinem besten Wissen und

Gewissen gesetzmäßig verwalten, insbesondere bei Ausübung des Richteramtes
Jedem ohne Ansehen der Person gleiches Recht angedeihen und mich davon
durch keinerlei Rücksicht abhalten lassen, auch mich in allen Beziehungen so
verhalten will, wie es einem redlichen, ehrliebenden und treuen Staatdiener

zukommt, so wahn..

&amp; XXXI. Gesetz,
betreffend das Stellen von Vogelherrden #u. sowie das Wegfangen der Sing-

vögel, vom 31. März 1854.

Wir Friedrich Gänther, von Gottes Gnaden, Fürst zu Schwarzburg 2.

verordnen hiermit zur Beseitigung der bei Auslegung des §. 2 No. 2 lil. d des

Jagdstrafgesetzes vom 20. April 1819 (Gesetz-Samml. 1819, Seite 79) ent-

standenen Zweifel, sowie zum Zweck der Erweiterung dieser Bestimmung auf
Antrag Unseres Ministeriums sowie mit Beirath und Zustimmung des getreuen
Landtags, was folgt:
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5. 1.

Das Stellen von Vogelheerden, Tränken, Meisenhütten, Dohnenstrichen,
Sprenkeln, Laufschlingen, Fallen, Leimruthen 2c. ist für die Zeit vom 1. März
bis 1. October jedes Jahres gänzlich verboten.

Das Wegfangen der Singvögel sowie das Ausnehmen und Zerstören der

Nester solcher Vögel ist unbedingt und für jede Jahreszeit untersagt.

ö 2.

Zuwiderhandlungen gegen diese Verbote werden mit der im s.2No. 2 des

Jagdstrafgesetzes vom 20. April 1819 angeordneten Strafe bis zum Betrage
von 7 Fl. = 4 Thlr., bezüglich verhältnißmäßiger Gefängniß= oder Handar-

beitsstrafe geahndet.

nurkundlich unter Unserer eigenhändigen Unterschrift und beigedrucktem Fürst-
lichen Insiegel.

So geschehen

Rudolstadt, den 31. März 1854.

(L. * —— Gäünther, F. z. S.
Bertrab. Scheidt, v. Ketelhodt. v. Bamberg.
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Gesetzsammlung
für das Fürstenthum Schwarzburg-Rudolstadt.

Zehates Stüch vom Ichre 1834.

Xx##. Einführungs= Verordunng.
Wir Friedrich Günther, von Gottes Gnaden, Fürst zu Schwarzburg r#

urkunden und bekennen hiermit, daß Wir den nachfolgenden Strafbestimmungen
für das Fürstl. Schwarzburg-Rudolstädtische Militair Unsere Höchste Genehmi-
gung ertheilt haben, und verordnen unter Zustimmung des getreuen Landtags, daß

dies neue Militairstrafgesetz unter Aufhebung aller zeitherigen, dem Inhalte dessel-
ben entgegenstehenden Bestimmungen, insbesondere der 89. 4—9 der Verordnung
vom 31. Mai 1850 (Gesetz-Sammlung 1850 S. 431 fc.), der Verordnung vom

29. März 1852 (Ges. Samml. 1852 S. 10) und vom 16. Juli 1849 (Wochen-

blatt No. 30 vom 28. Juli 1849), unverzüglich in Kraft treten soll.

Urkundlich unter Unserer eigenhändigen Unterschrift und beigedrucktem Fürst-

lichen Insiegel.
So geschehen

Rudolstadt, den 31. Marz 1854.

(L. S.) Friedrich Günther, F. z. S.
v. Bertrab. Scheidt. v. Ketelhodt. v. Bamberg.

Färlll. Schw. Audolst. Gesetzlamml. XV.
Ausgegeben in Rudolstadt, den 15. unt 1854.
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Strafbestimmungen
für das Fürstlich Schwarzburg-Rudolstädtische Militair.

I. Abschnitt.

Von dem Strafverfahren.

A. Einleitung.

g. 1.

Die nachfolgenden gesetzlichen Bestimmungen finden aufalleMilitairpersonen
des Fürstl. Schwarzburg-Rudolstäadt. Contingents Anwendung.

§S. 2.

Zu den Militairpersonen gehören:
l. die Personen des Soldatenstandes,

II. die Militairbeamten.

Zu dem Soldatenstande werden gezähle: »

1) die activen und die zur Disposition gestellten Officiere, (Stabsofficiere,
Hauptleute und Subaltern-Officiere)

a) des Hauptcontingents,
b) der Reserve;

2) die Unterofficiere (Feldwebel, Sergeanten, Corporals),, Spielleute und
Gemeine

an) des Hauptcontingents,

b) der Reservez
. 3) die Trainmannschaften;

 diejenigen Invaliden, die noch zu militairischen Zwecken verwendet werden

(Halb-Invaliden).
Zu den Militairbeamten werden gerechnet:

1) die Militair-Medicinalbeamten, und zwar
0) der Batallionsarzt, mit Officiers-Rang,
5) die Chirurgen mit dem Range eines Feldwebelsz

2ö die Militair-Justizbeamten, Auditeurs, mit Officiers-Rangz
3) alle bei dem Contingente nach dessen Mobilmachung angestellten Personen.
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8.

Die Untersuchung und Bestrafung der von Militairpersonen vor oder nach

ihrem Eintritt in den Militairdienst begangenen gemeinen Verbrechen, Vergehen
und Uebertretungen, der von ihnen verübten Contraventionen gegen Zoll= und Ab-

gabengesetze, der Defraudationen von Staats,, Gemeinde= und anderen Abgaben,
der Polizeivergehen und Ehrenkränkungen gehörtin Friedenszeiten vor die or-

dentlichen Gerichte. Lehtere haben bei diesen Untersuchungen die Vorschriften

der allgemeinen Landesgesetze, insbesondere der Strafproceß-Ordnung und des
Strafgesetzbuches, zur Anwendung zu bringe

d sind indeßfaolgende besondere zarfeei zu wbachene t, so ist

*.. bei Dfficieren zugleich die Cassation,
5y bei Unterofficieren die Degradation zu Gemeinen, und, sowie auch bei

den Gemeinen, die Ausstoßung aus dem Soldatenstande auszusprechen.
2) Wird gegen eine Person des Soldaten-Standes aus der Classe der Unter-

officiere eine Arbeicshausstrafe festgesetzt,, so ist gleichzeitig auf Degradation zum
Gemeinen, bei Officieren aber auf Cassation zu erkennen. (K. 75. 85.)

3) Wirdin Gemäßheit des Gesetzes vom 1. Mai 1850 (G.-S. 1850. S. 361)

gegen eine Person des Soldatenstandes auf Verlust der staatsbürgerlichen Rechte

erkannt und gehört der Verurtheilte nicht dem Officierstande an, so ist zugleich die

Versetzungin die zweite Elasse des Soldatenstandes auszusprechen, bei Officieren
aber auf Cassation zu erkennen.

4) Wird gegen eine Militairperson eine Strafe wegen einer im Dienst oder mit

Bezug auf Dienstverhältnisse verübten Gesebesübertretung ausgesprochen, so ist auf
diesen das Verbrechen begleitenden Umstand bei der Strafzumessung in Gemchheit
der Artikel 42 ff. des Strafgesetzbuchs besondere Rücksicht zu nehmen.

5) Keine eines gemeinen Verbrechensangeschuldigte Militairperson darf bei der
öffentlichen Verhandlung vor dem Eivilgerichtein Uniform erscheinen.

Dieb gilt auch nach erfolgter Verabschiedung vom Militairdienst bei den Offi-
cieren, denen das Recht, Militair-Uniform zu tragen, vorbehalten sst.

Räcksichtlich der Frage, ob eine urUntersuchung gezogene Militairperson in

Untersuchungshaft zu nehmen ist,entscheiden fur die ordentlichenGericte die Vor-
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schriften der Straf-Proceßordnung, insbesondere die Art. 131 ff. Hat das ordent-

liche Gericht die Untersuchungöhaft beschlossen, so hat das Militair= oder Detache-

ments-Cemmando auf desfallsige Requisition den Angeschuldigten in das Eivilge-

fängniß abzuliefern.
Zur sofortigen Vollstreckung der Hast gegen Militairpersonen sind die ordent-

lichen Gerichts= und Polizeibehörden nur da berechtigt, wo Gefahr auf dem Ver-

zuge baftet, d. h. wo kein militairischer Vorgesetzter sich an Ort und Stelle befindet

und durch Unterlassung sofortiger Verhaftung Nachtheil entstehen würde.

Eine solche Verhaftung ist dem Militair= oder Detachements-Commando
sofort anzuzeigen.

Wird von den Civilgerichten die Untersuchungöhaftgegen eine zur Untersuchung

gezogene Militairperson nicht angeordnet, oder eine beschlossene Untersuchungshaft
spater wieder aufgehoben, die eingeleitete Untersuchung aber fortgesetzt, so kann das
Militaircommando, ohne an die Vorschriften der Art. 131 ff. der Straf-Prozeß-

Ordnung gebunden zu sein, lediglich im Interesse der militairischen Ehre, Zucht und

Orbnungden Beschuldigten in den Militairgewahrsam bringen lassen, wenn nicht
vorgezogen wird, ihn vorlaufig und bis zur Entscheidung der Sache zu beurlauben.

Um das Militaircommandoiin den Stand zu seßen, hierüber Beschluß zu fassen,

sind die Beamten der Staatsanwaltschaft verpflichtet, von jeder bei ihnen eingehen-
den Anzeige über eine von einer Militairperson verübten Gesetzesübertretung dem

Militaircommando sofort Mittheilung zu machen und demselben auf Verlangen
Einsicht der Acten zu verschaffen.

Nur bei den auf Ordre und nicht auf bestimmte Zeit beurlaubten Soldaten

um bei den Reservisten kann diese Mittheilung bis zur Eröffnung der gerichtlichen

Voruntersuchung ausgeseczt werden.
-Außerdem haben die ordentlichen Gerichte dem Militaiccommando in allen

Fällen von jedem gegen eine Militairperson ertheilten Erkenntnisse durch Abschrift
desselben Nachricht zu geben.

- §.5.

DieBollstkeckungdekvondenCivilgerichtengegenMilitairpecsonenerkannten
Zucht-odekAcbeitohausstkafeekfolgtstewdukchdieCivicgekichte,dieBollstreckung
anderer Strafen aber nur dann, wenn der Verurtheilte aufOrdte und nicht auf
bestimmte Zeit beurlaubt ist oder der Reserve angehört.

Von der Strafvollstreckung ist das Miliairrommando jeder Zeit zu benach-
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richtigen; beiim activen Dienst befindlichen Militairpersenen, diesich nichtin Unter-

suchungshaft befinden, auch um Abgabe des Verurtheilten an die Strafanstalt zu

ersuchen.
Vefindet sich der Verurtheilte im activen Dienst, inöbesondere im Garnison-

dienst, oder ist er zur Uebung oder zu anderen Zwecken einberufen, oder ist er zu be-

stimmten Dienstleistungen abcommandirt, und handelt es sich um eine andere, als

Zuchthaus= oder Arbeitshausstrafe, so sind die Militairgerichte um Vollstreckung
»derselben zu requiriren.

Besteht dann die von dem Civilgerichte rechtskräftig erkannte Strafe in Ge-

fängnißhaft von nicht mehr als dreimonatlicher Dauer, so ist dieselbe von den Mili-
tairgerichtenin eineverhältnißmäßige Militairstrafe (6. 86) umzuwandeln und zur
Vollstreckung zu bringen; übersteigt die Gefängnißstrafe aber das gedachte Maaß,

so muß der Verurtheilte zurVollstreckung der Strafe an das Civilgefängniß abge-
liefert werden.

Besteht die Strafein Geldbuße, so wird diese in Gemäßheit des Art. 15 des

Strafgesetzbuches von den Militairgerichten eingezogen und an die Civilbehörde
abgeliefert.

Wird die Geldbußenicht erlegt, so wird dieselbe durch das Civilgericht in Ge-

fangnißstrafe verwandelt, und diese, nach Maßgabe ihrer Dauer, ebenso wie in dem

Falle, wo sofort auf Gefangniß erkannt ist, entwedet durch die Militairgerichte im
Militairarrest als Militairstrafe, over aber im Civilgefangniß vollzogen.

. §·0.-J

Das Militaircommando und die Militairgerichte haben die in Untersuchungs-

sachen gegen Militairpersonen an sie ergehenden Requisitionen der Civilgerichte stets

, zu erledigen; die Civilgerichte aber sind nicht berechtigt, Verfügungen und Ladun-

gen irgend einer Art unmittelbar und direct an im activen Dienst befindliche

Militairpersonen zu erlassen; sie haben sich vielmehr stets ebenso, wie rücksichtlich
der Verhaftungen und Strafvollstreckungen verordnet ist, der Vermittelung der

Militairgerichte zu bedienen.

Haussuchungen und Beschlagnahme und öhnliche Untersuchungshandlungen
gegen im activen Dienst befindliche Militgirpersonen können nur an solchen Orten,

wo ein Militairgericht oder ein Militair= oder Detachements-Commando nicht be-

findlich ist, ohne Requisition dieser Behörden vorgenommen werden.
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K. 7.

Sobald das Contingent mit anderen Bundestruppen zu Bundeszwecken zu-

sammengezogen ist, finden in Ansehung der Verbrechen und Vergehen der Militair.
personen die Bestimmungen der 88. 87 ff. der Grundzüge der Kriegsverfassung des
deutschen Bundes vom 11. Juli 1822 bezüglich des Bundesbeschlusses vom 24. Juni

1852 (G.-S. 1852. S. 228 ff.) Anwendung.

B. Militairgerichtsbarkeit.

) Im Allgemelnen.

8g. 8.

Die Untersuchung und Bestrafung aller Gesetzes-Uebertretungen der Militair-
personen, die nicht unter den §. 3 fallen, gehört vor die Militairgerichtsbarkeit.

Derselben unterliegen somit, so lange der Fall des K. 7 nicht eintritt:

1) alle Militairverbrechen,

2) alle Disciplinarvergehen.

S9
DerMilitairgerichtsstand wird bei allenMilitairpers onen mit dem Augenblicke

der Verpflichtung begründet.
8. 10.

Der Militairgerichtsstand hört für alle Militairpersonen auf durch das gänz=

liche Ausscheiden derselben ausdemMilitairvechältnissemit oderohne Heion ohneRücksicht aufdie, diesem Aussch dem Aus-

geschiedenen dasRecht auf Tragungder iir W 6n odernicht.
. §

Die Militairgerichtsbarkeit ist Aw die höhere cher die niedere.

Vor die hohere Gerichtobarkeit Lien. alle Nichtdisciplinar-Straffälle
1) der Officiere und der mitOfficiers-Rang bekleideten Milikair-Beamten,
2) der Porteôpeée-Unterofficiere und derin gleichem Range stehenden Militair=

Beamten, wenn das Gesetz eine höhere Strafe als gelinden Arrest androht,
3) der unteroffieire ohne Porteepce, der Spielleute und der Gemeinen, wenn

das Gesetz eine härtere Strafe androht, als strengen Arrest, Degradation,
Versetzung in die zweite Klasse des Soldatenstandes oder Züchtigung.
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F. 13.

Der niederen Gerichtsbarkeit verbleiben alle diejenigen Nicht-Diselplinarstraf-
fälle, welche nicht vor die höhere Gerichtsbarkeit gehören.

K. 11.

Neben der höheren und niederen Gerichtöbarkeit besteht die Disciplinarstraf-

gewalt der Dienstvorgesetzten.
. 15.

Die Militairgerichtsbarkeit wird durch den Commandanten des Contingents
und durch den Auditeur verwaltet.

S. 16.

Für jeden einzelnen Untersuchungsfall ist das Uncersuchungsgericht besonders
zu bestellen.

9. 17.

Fur Kriegszeiten bleiben die nothigen Modificationen rucksichtlich der Organi-
sation und der Verwaltung der Militairgerichtsbarkeit besonderer Bestimmung mit
Rücksicht auf §. 85 der Grundzüge der Kriegsverfassung des deutschen Bundes vom

11. Juli 1822 vorbehalten. ·

.18.

Treffen mehrere Verbrechen zusammen, von denen das eine zur hoheren, das

andere zur niederen Gerichtsbarkeit gehört, so gehört die Cognition über alle Ver-
brechen vor die höhere Gerichtöbarkeit.

« §.19.

Ist bei dem Zusammentreffen mehrerer, zur niederen Gerichtobarkeit gehorigen
Verbrechen eine Strafe auszusprechen, welche außerhalb der Grenzen dieser Ge-

richtsbarkeit liegt, so ist die höhere Gerichtsbarkeit begründet.

5 20.

Werden bei detachirten Truppentheilen an einem Orte, wo keine Militairge-

richte befindlich sind, Militair-Verbrechen verübt, die ein schleuniges Einschreiten
erfordern, so ist der daselbst commandirende Officier befugt, das Cirilgericht des
Ortes zu requiriren, um alle diejenigen Ausmittelungen vorzunehmen, die am Orte

selbst oder sonst im Bezirke des Gerichts erfolgen müssen und keinen Aufschub leiden,

bisvon Seiten des Militaircommandos zur Fortführung der Uncersuchung andere

Unordnungen getroffen sind.
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Befindet sich kein Officier am Orte der That, so sind die Civilgerichte und die

Polizeibehörden auch bei Militairverbrechen berechtigt und verpflichtet, diejenigen
Maßregeln zu ergreifen, die, wenn der Zweck der einzuleitenden Untersuchung nicht

gefährdet werden soll, ohne Verzug vorgenommen werden müssen.

S. 21.

Die dußere Besichtigung des beichnamseinerMilitairperson,welche durch
Selbstmord oder durch einen Unglückofall ums Leben gekommen ist, sowie die Er-

mittelung der Todesursache und der Veranlassung zum Selbstmord gebährt den

Militairgerichten. Diese haben indeß vor Beerdigung des Leichnams die aufge-
nommenen Verhandlungen dem am Orte befindlichen Staatsanwalt oder in Er-

mangelung eines solchen, dem nächsten Civilgerichte zur Einsicht mitzutheilen. (Ver-
ordnung vom 7. Februar 1851, G.-S. 1851. S. 5. ff.)
Beiffinden sich an dem Orte, wo der gedachte Fall vorkommt, keine Militair=
gerichte, so hat das Eivilgericht die erforderlichen Verhandlungen aufzunehmen.

b) Von den Untersuchungs-Gerichten.

1. Bestellung derselben.

K. 22.

Das Untersuchungsgericht wird von dem Commandeur des Contingents, in

den Fällen aber, wo die Untersuchung gegen einen Hauptmann oder einen Stabs-

officier zu führen ist., von Serenissimo bestellt.

2. Besetzung getselten
g. 2

In den vor die hohere gertssarten gchsrigen Straffällen besteht das Un-

tersuchungsgericht aus dem Auditeur, als Untersuchungsrichter, und zwei zur Un-

tersuchung commandirten Officieren.

§
Die zu den Untersuchungsgerichten zu m Officiere sollen sein,in

Untersuchungen
10 gegen Gemeine und gegenUnterofficiere: zwei Lieutenants;
2) gegen einen Lieutenant: ein Hauptmann und ein Lieutenant;

3) gegen einen Hauptmann: ein Major nd ein Hauptmann, oder zwei Haupt-
leute;
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4) gegen einen Staböcfficier: ein Officier des nächsthöheren und des gleichen

Dienstgrades des Angeschuldigten, eder wenigstens zwei Officiere von dem Dienst-

radeddes Angeschuldigten.
In denjenigen Fällen, wo die zu den Untersuchungögerichtenzucemman-

direnden Officiere aus demFürstlichen Officier-Cerps wegen Mangels der erfor-

derlichen Charge nicht genemmen werden können, wird die Verufung von Officieren
anderer deutschen Bundestruppen veranlaßt werden.

. 256.

Der Aubiteur kann durch einen im Richteramte stehenden Civiljustizbeamten,

den das Fürstl. Ministerium bestimmt, erseht werden.

In den vor die niedere Gerichtsbarkeit gehèrigen Straffällen besteht das Un-
tersuchungögericht aus dem Auditeur als Untersuchungörichter und einem Lieutenant.

S. 27.

Der Auditeur und die zu dem Untersuchungsgerichte commandirten Officiere

sind zur Vernahme gerichtlicher Handlungen in einer Untersuchung in denselben

Fällen unfähig, in du bei Civilgerichtspersoneneine Unfähigkeit eintritt. (Art. 65
d. Str.-Pr.-Ordn

Der Unfähige rofichta, seine Unfähigkeit dem Cemmandeur des Contin=

gents sofort anzuzeigen.
S. 28.

Der Angeschuldigte hat das Recht, Mitglieder des Untersuchungsgerichtes
abzulehnen, wenn er Gründe anzugeben und zu bescheinigen vermag, welche ge-

eignet sind, gegen den Abzulehnenden die Annahme zu begründen, daß er bei der in

Frage stehenden Untersuchung partrüsch, unglaubwürdig oder befangen sei. (Art. 68
der Str.-Pr.-Ordnung.)

.29.

Der Ablehnungsantrag ist bei dem Commandeur des Contingents zu stellen.

Weist dieser den Antrag zuruck und verweigert er die Ernennung eines andern Mit-

gliedes, so entscheidet auf weitere Beschwerde Serenissimus uber den Antrag.

Wird einem Ablehnungzantrage gegen den Auditeur Folge gegeben, so wird
durch das Fürstl. Ministerium ein im Richteramte stehender Civilbeamter substituirt.

Dasselbe gilt im Falle einer Unfähiigkeitdes Auditeurs. (K. 27.)
Fürstl. Schw. Rudolst. Gesesamml.X
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g. 20.
Ist ein Ablehnungsantrag eingebracht, so sind bis zur erfolgten Entscheidung

nur solcheVerhandlungen, welche zur Feststellung des Thatbestandes dienen, oder

bei denen Gefahrim Verzuge ist, von dem bestellten Untersuchungsgerichte vorzu-
nehmen.

c) Von den Rechten und Pflichten der Milltalegerlchtspersonen.

5S. 31.

Der Commandeur des Contingents hat als Vorstand der Militairgerichte bei

allen Verfügungen der letzteren die Leitung und die Entscheidung. Eine Einwirkung
auf die richterlichen Funktionen des Auditeurs steht ihm indeß nur in den durch dieses

Gesetz6vorgeschriebenenGrenzenzu.
Der C dl ihm bestellten Untersuchungs-

gerichte persönlich nichtTheil nehmen. Er ist aber verpflichtet, die Geschäftsfüh-

rung des Auditeurs zu beaufsichtigen und wahrgenommene Unordnungen oder Gesetz-
widrigkeiten dem Fürstlichen Ministerio zur Abhülfe und Rüge anzuzeigen, insoweit
er hierzu nach den besonderen Dienstvorschriften nicht selbst befugt ist.

 Alleim Namen der Militairgerichte zu erlassenden Verfügungen sind von dem

Commandeur und dem Auditeur zu vollziehen.

In Behinderungsfällen gehen die Befugnisse des Commandeurs auf den Stell-
vertreter im Commando über.

g. 32.

Der Auditeur ist dem Commandeur bei Ausübung der gerichtlichen Befugnisse

desselben als richterlicher Beamter zugeordnet. Er hat die Gesetzlichkeit der im
Namen des Gerichto zu erlassenden Verfügungen zu verkreten, und es findenim Be-

treff seiner Pflichten als richterlicher Beamter die Vorschriftten der allgemeinen Lan-

desgesetze Anwendung.
Wenn der Auditeur die Anweisungen des Commandeursin Bezug auf seine

richterlichen Pflichten mit den gesetzlichen Vorschriften nicht vereinbar hält, so hat
er dem Commandeur dagegen Vorstellung zu machen. Bleibt derselbe bei seiner

Verfügung, so hat der Auditeur solche auf die alleinige Verantwortung des Com-
mandeurs zu befolgen, jedoch den Sachverhalt in den Acten zu vermerken und dem

Fürstl. Ministerio davon Anzeige zu machen.
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6. 33.

Die zu Unkersuchungsgerichten commandirten Officiere haben für die Erhal-
tung der militairischen Ordnung während der Verhandlungen zu sorgen, auch dar-

 cauf zu sehen, daß das Protocoll genau geführt wird und daß der Inhalt desselben

mit dem Hergangeder Sache übereinstimmt. Ekwaige Erinnerungen müssen auf
Verlangen der Officiere in das Protocoll aufgenommen werden.

) Von dem Verfahren.

I. Im Allgemeinen.

Die Militairgerichte habeninuntersuchungssachen von Amtswegen zu verfah-

ren. Eine Mitwirkung der —. chaft findet nicht statt.

DasVerfahren derMilitairgerichte verschieden, je nachdem diehöhere oder

die niedere Gerichtsbarkeit begründet ist.
I. Verfahreniin den vor die höhere Gerichtsbarkeit gehörigen Straffällen.

1, Untersuchungsverfahren.
36.

Untersuchung.
Die vorläufige Untersuchung beschäftigt sich nur mie Eeststellung des That-

bestandes undAnsammlung derjenigen Verdachtögründe, die aufgeklärt werden
müssen, um darüber Beschluß zu fassen, ob

1) das Verfahren einzustellen oder fortzusetzen, undobin letzterem Falle die
vorliegende Sache der höheren oder der niederen Gerichtöbarkeit zu überweisen ist,

2) ob nur eine disciplinarische Ahndung eintreten kann. "

« .37.

Wenn der Commandeur von einem, durch eine Militairperson verubten Mili-

tairverbrechen Kenntniß erhalt, so hat er den Auditeur anzuweisen, die vorlaufige

Untersuchung zu fuhren.

AufGrund eines aus den Acten zu haltendcnmundlichen Vortrags des Audi=
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teurõ bestimmt der Commandeur alsdann die Einleitung der formlichen Unter-
suchung und giebt hierüber eine Verfügung zu den Acten.

Ist die Eröffnung der förmlichenUntersuchung verfügt, so kann das Verfah-
ren nicht mehr eingestellt, sendern es mußin der Sache erkannt werden.

Ergiebt sichim Vauf der Untersuchung, daß dieselbe noch auf andere Mitange-

schuldigte, als worauf der Beschluß des Commandeurs lautet, zu erstrecken ist/ so

muß auch hieruber die Bestimmung desPwsan eingeholt werden.
Der vorläufigen Untersuchung 8 ein vollständigchhatbericht (spccicsl’ucli)

vorangehen,welcherinderNegklvondeiiinächstmmitderDidciplinarstkafgewalt

uber den Angeschuldigten versehenen —* anzufertigen ist.
F. 4

Bei der vorläufigen sowohl, wiebei ber förmlichen Untersuchung. hat der Audi-

teur im Allgemeinen die Vorschriften der Strafpreceßerdnung. die Führung der
Voruntersuchung betreffend, zu befolgen.

Der Zuziehung eines Protocellführers bedarf esnicht, ebensewenig der Zu-
ziehung ven Urkundspersonen.

Die vernommenen Zeugen werden bei der förmlichenUntersuchung vereidigt.
Rechtemittel gegen die Verfügung derMilitairgerichte iim Laufe der Unter-

suchung sindnicht zuldfsig; privatrechtliche Ansprüche könnenimUntersuchungsver-
fahren nicht mit verfolgt werden; Haussuchungen dürfen nur in Militairgebäuden

und in Wehnungen der Militairpersonenvotgenommen werden. Persenen, welche
der Milicairgerichtsbarkeit nicht unterworfen sind, können nur durch Vermittelung

des betreffenden Civilgerichts zumZweckihrer Vernehmung vor bie Milltairgerichte
geladen werden.

C. 11. «

Wird in Folge des gerichtlichen Verfahrens die SuspensiondesAngeschul-
digten vom Dienst erforderlich, so hat der Commandeur solche zu verfugen.

Der Commandeur bestimmt, ob der Angeschudigte zu verhaften ist. Betrifft

die Anschuldigung einen gegen Cameraden oder an Militair Effecten verübten Dieb-
stahl oder ein anderes schweres Verbrechen, so ist der Angeschuldigte bei hinreichen-
den Verdachtögründen regelmäßig zu verhaften. Bei anderen Anschuldigungen ent-
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scheiden dieim §. 4 hervorgehobenen Rücksichten und die Erwägung, ob zu befurch-

ten steht, daß der Angeschuldigte das Verbrechen fortsetzen, die Flucht ergreifen oder

die Freiheit zur Erschwerung der e mißbrauchen werde.

Befteiung von der Untersuhunghet gegen Kaution findet bei Personen des

Soldatenstandes nicht Statt.
g. 4.

Die Untersuchung wird geschlossen, sobald die den Militalrgerichten bekannt

gewordenen Kenntnißquellen dergestalterschöpft sind, daß von weiterem Vorschreiten
weder eine bessere Aufklärung der Sache, noch die Entdeckung neuer Umstände, die

auf Entscheidung der Sache von Einfluß sein können, zu erwarten steht.

Vor förmlichem Abschlusse der Untersuchung muß der Angeschuldigte von allen

gegen ihn vorliegenden Verdachtsgründen Kenntniß und vollständige Gelegenheit zu
deren Beseitigung und seiner Rechtfertigung erhalten.

Ueber den Abschluß der Untersuchung entscheidet der Commandeur nach münd-

lichem Vortrage des Auditeurs. oz
kl. 10.

Nach Abschluß der Untersuchung kamn sich der Angeschuldigte in allen Fällen
entweder schriftlich oder zum gerichtlichen Protocoll vertheidigen. Einen Verthei-

diger kann er sich nur aus der Zahl der angestellten Anwalte oder sonst von Staats-

wegen zu Vertheidigungen befähigten Personen wahlen.

S. 46.

Der Vertheidiger kann die Acten im Beisein des Auditeurs in dem Gerlchts-

locale einsehen. Die Aushandigung der Acten andenselben ist unstatthaft.

2) ShtudnersabrenS. 4
Nach Berichtigung des Vrrcheiigungspmrkte hat der Auditeur dem Com-

mandeur zur weiteren Beschlußfassung aus den Acten mündlich Vortrag zu halten.

 48.

Werden die Acten spruchreif befunden, so werden dieselben mit einem bestimm-

ten und gehörig motivirten Strafantrage von den Militairgerichten dem Fürstlichen

Ministerium überreicht. Dieses erfordert nach Befinden noch das Gutachten eines
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Richter-Collegiums und legk die Acten alsdann mit einem bestimmten Antrage

Sercnissimo zur Höchsten Entscheidung vor.

g. 49.

Bei der Entscheidung uber die Thatfrage ist der gesammte Inhalt der Acten

ohne positive Beweistheorie entscheidend. In Ermangelung anderer Beweismittel
kann auf den Grund der eidlichen, auf eigener Wahrnehmung beruhenden Aussage
des Vorgesetzten, welchen nicht selbst eine Verschuldung bei der Sache trifft, oder

dessen Glaubwürdigkeit nicht durch besondere Umstände geschwächt wird, auf die ge-
setzliche Strafe erkannt werden. Gleiche Beweiskraft hat unter denselben Voraus-

setzungen die eidliche Aussage einer Person des Soldatenstandes, wenn der Zeuge
das Verbrechen wahrgenommen hat, während er sich in der Ausübung des Wacht-

dienstes, oder sonst zur Aufrechthaltung der öffentlichen Ordnung, Ruhe und Sicher-

heit im Dienst befand, und wenn durch die Aussage nicht derjenigebeschuldigt wird,
der dem Zeugen während der Ausübung des Dienstes vorgesetzt war.

. 50.

Die EntscheidungSerenissimiwirh dem Angeschuldigten ungesaumt vor voll-
6 gsgerichte von dem Auditeur durch Vorlesung publitirt.

g. 51.

Die Vollstreckung des Erkenntnisses ist ohne Verzug von dem Commandeur
anzuordnen. 4

Ein Begnadigungsgesuch hemmt die Strafvollziehung nur dann, wenn auf
Todesstrafe erkannt ist.

3) Außerordentliches Verfahren.
. 52.

In allen vor die höhere Gerichtsbarkeit gehörigen Straffällen kann der Com-

mandeur, so lange die Acten noch nicht dem Fürstlichen Ministerio zur Höchsten
Entscheidung Herenissimi vorgelegtsind,die weitere Verfolgung der Sache dem
Fürstlichen Staatsanwalt beimKreisgrricht Rudolstadt überlassen. Letzteres führt
alsdann die Voruntersuchung nach Vorschrift der Strasproceßordnung, und

ertheilt demnächst auf die von dem Staatsanwalt zu erhebende Anklage und nach

erfolgter mündlicher Verhandlung eine definitive Entscheidung.
Zu allen Verhandlungen der Voruntersuchung, die nicht auf Requisition durch
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auswärtige Gerichte vorgenommen werden,sind zwei Officiere als Beisihzer zuzu-
ziehen, welche nach Maßgabe der 9s. 23—25 bestimmt werden.

Die Entscheidung erfolgt durch ein Collegium von fünf Personen, welches aus
drei Mitgliedern des Kreisgerichts (Art. 11 der St.-Pr.-Ordnung) und den beiden

zur Voruntersuchung commandirten Personen oder zwei andern von dem Fürsten

bezüglich dem Commandeur zu bestimmenden Officieren besteht.
. Auch fur die Hauptverhandlung und das Endurtheil gelten die Vorschriften

der Strafproceßordnung mit der Modification jedoch, daß nur den Militair-

Chargen der Zutritt zu der Hauptverhandlung gestattet ist.
Ein Rechtemittel findet gegen das Endurtheil ebensowenig statt, wie gegen

richterliche Beschlüsse in der Voruntersuchung und über die Versetzung in den An-

klagestand.
Deas Endurtheil muß aber vor der Vollstreckung Serenissimo zu Höchster Be-
stätigung durch das Militaircommando vorgelegt werden.

Dasselbe außerordentliche Verfahren kannin jedemzur höheren Gerichtsbarkeit
gehörigen Straffalle von dem Fürstlichen Ministerio angeordnet werden.

III. Verfahrenin den vor die niedere Gerichtsbarkeit gehörigen Straffällen.

9) ü#test henszwersahrn.
Im Allgemeinen kommen auchhier 5 Vorschriften der §§. 36 ff. zur Anwen-

dung. Es treten jedochnachstehende Modificationen ein.
8. 54.

Einer vorlaufigen Untersuchung bedarf es nicht, wenn die Sache im Discipli-

narwege bereits soweit aufgeklart ist, daß auf den Grund der stattgefundenen Er-

mittelungen die Einleitung der förmlichen Untersuchung verfügt werden kann.

g. 55.

Steht der objective Thatbsstand fest und legt der Angeschuldigte vor Gericht

ein Geständniß ab, welches die Hauptumstände der That enthält und mit anderen
ermittelten Umständen nicht im Widerspruch steht, so bedarf es keiner weiteren Be-

weisaufnahme. 65

Legt der Angeschuldigte ein ausreichendes Gestandniß nicht ab, so ist mit Auf-
nahme des Beweises zu verfahren.
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g. 57.

Die Zuziehung eines Vertheidigers ist unzulassig, das Ergebniß der Verhand-
lung ist jedoch bei Abschluß der Sache dem Angeschuldigten vorzuhalten und es sind

die Vertheidigungsgründe desselben zu Protocoll zu bringen.

S. 58.

Bei geringen milieairischen Vergehen bleibtes dem Ermessen der Militairgerichte
überlassen, den Aussagen der Vorgesetzten, denen die Versicherung der Wahrheit

an Eideöstatt beigefügt ist, die Beweiekraft der eidlichen Aussage beizulegen und
dieselben von der förmlichen Eidesleistung zu entbinden.

2) Spruchverfahren.
 Wi*"ul. 99.

Werden die Acten bei dem Vortrag des Inhalts derselben durch den Auditeur

von dem Commandaur für spruchreif befunden, so hat der Auditeur auf Grund der-
selben ein förmliches Erkenntniß aufzusetzen.

« §.60.

Das Erkenntniß muß, im Fall der Verurtheilung, die Sttafe ihrer Art und
Dauer nach genau bezeichnen und in allen Fallen die Hauptumstande, auf denen die
Entscheidung beruht, und die Gesetzesstellen angeben.

Das Erkenntniß ist von dem Auditeur zu unterschreiben und dem=Comman=

deurzurBestätigung vorzulegen.
61.

Bei der Bestätigung hat der Commandeur nach seiner gewissenhaften Ueber-

zeugung zu verfahren. Er hat das Recht, die beantragte Strafe zu mindern, darf
aber das Milderungsrecht weder bis zum Erlaß erkannter Strafen noch bis zur

Herabsetzungderselben unter das geringstegesetzlicheMaaß und bie zur Umwandlung
erkannter Strafen in andere ausdehnen. Nur in denjenigen Fällen, wo nur strenger

Arrest oder körperliche Züchtigung vorgeschrieben ist, kann der Commandeur bei
der Bestätigung mittlern und gelinderen Arrest eintreten lassen.

« §.62. -

Findet der Commandeur bei Prüfung der zum Zweck der Bestätigung des Er-

kenntnisses vorgelegten Acten eine Schárfung der Strafe angemessen, so sind die

Actenzur Entscheidung hieruber dem Fürstl. Ministerio vorzulegen. Ein Erlaß der
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Strafe oder eine Herabsetzung derselben unter das geringste Strafmaß kann nur

mit Höchster Genehmigung Serenissimi erfolgen.

g. 63.

Die Publication und Vollstreckung des Erkenntnisses muß sofort nach der Be-

stätigung desselben erfolgen. Ein Begnadigungsgesuch hemmt die Sttafvoll-
streckung nur dann, wenn auf körperliche Züchtigung erkannt ist. Eine Anrechnung

der inzwischen etwa erlittenen Haft auf die erkannten Freiheitéstrafen findet Statk,
wenn die Ertheilung des Erkenntnisses oder die Bestätigung desselben durch außer-

ordentliche Umstände verzögert worden ist.

, W-

Wenn bei dem Verfahren,bei der Aburtheilung oder der Bestatigung Zweifel

entstehen, so sind die Acten zur Erledigung der hervorgetretenen Bedenken an das

Furstliche Ministerium einzureichen.

IV. Wiedetaufnabn einer Untersuchung.
Ein verurtheilter Angeklagter kan „ bst nach vollzogenerStrafe, Wieder-

aufnahme der Untersuchung und neue Entscheidung beantragen:
1) wenn er darthut, daß Urkunden, welche gegen ihn vorgebrache und berück-

sichtigt worden, falsch oder verfälscht, oder daßSachverständige oder Zeugen, die
zu seinem Nachtheil aussagten, meineidig, oder daß ein oder mehrere derselben, oder

ein Mitglied des Untersuchungs-oder Spruchgerichts bestochengewesen sind; oder
2) wenn er neue Beweismittel vorbringt, welche allein oder in Verbindung

mit früher erhobenen Beweisen geeignetsi#sind,seineFreisprechung herbeizuführen,
oder seine That als ein nach einer anderen und gelinderen Strafbestimmung zu be-

urtheilendes Verbrechen darzustellen.

S. 60.

Das Gesuch ist bei den Militairgerichten und, wenn ausnahmsweise das Kreis-
gericht erkannt hat, bei diesem anzubringen.

Das Gericht hat den Imploranten umständlich zu Protocoll zu vernehmen
und wenn das Gesuch als gehörig begründet erscheint, die Aufnahme der benannten
Beweiemittel zu bewirken, demnächst aber die Verhandlungen durch das Militaic-

Commando dem Fürstlichen Ministerio vorzulegen.
hürftl. Schw. Rudolst. Gesetzlamml. XV. 16



102 1854.

* 67.
Der Antrag auf Wiederaufnahme der Untersuchung hemme die Vollstreckung

des Erkenntnisses nur dann, wenn dasselbe auf Todesstrafe oder auf körperliche

Züchtigung lautet.

Halt das Fürstliche Ministerium, gase nach Befinden das Gutachten eines

Richtercollegiums hierüber einholen wird), das Gesuch um Wiederaufnahme der

Untersuchung für unbegründet, so wird der Antrag zuruckgewiesen. Gegen diese Zu-
rückweisung ist nur noch eine Berufung an den Durchlauchtigsten Fürsten zulässig,

auf welche nach erfolgtem Vortrag im Gesammt-Ministerio entschieden wird.

 g. 69.

Erachtet dagegen das Fürstl. Ministerium den Antrag fur begrundet, so legt
dasselbe das angefochtene Erkenntniß Serenissimo zur Aufhebung vor.

K. 70.

Wird das angefochtene Erkenntniß aufgehoben, so muß von demjenigen Ge-
richte, von welchem die Untersuchung geführt ist, jedoch unter Ausschließung der-

jenigen Personen, die bei dem aufgehobenen Erkenntnisse mitgewirkt haben, ein
nochmaliges Erkenntniß gesprochen werden, sofern nicht dieserhalb eine andere Be-

stimmung Seronissimi erfolgt. 5.u1
Die Bestatigung des neuen Etken nises erfolgt von demjenigen „vonwelchem
das fruhere Erkenntniß bestatigt war.

II. Abschnitt.

Von den Militairstrafen.

I. Strafarten.

g. 32.

Wegen Militairverbrechen und wegen Dieciplinarvergehen können gegen Mili-

tairpersonen nur folgende Strafen verhängt werden:
1) Todesstrafe,
2) Zuchthausstrafe,
3) Arbeitshausstrafe,
4) Festungsarrest,
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5) gewohnlicher Militairarrest,
6) Stubenarrest,
7) Verweis,

8) korperliche Zuchtigung,
9) Ehtenstrafen:

a) Verlust der Ehrenzeichen,
b) Versetzungin die zweite Classe des Soldatenstandes,

e) Degradation
d) Ausstoßung aus dem Soldatenstande,

e) Cassation.
S. 73.

Die Todesstrafe wird öffentlich durch Erschießen vollstreckt.

5. 74.

Die Zuchthausstrafe ist lebenslänglich oder zeitlich. Zeitlich kann sie nie über.
20 Jahre, aber auch nie unter einem Jahre stattfinden.

Mir der Zuchthausstrafe ist stets die Ausstohung aus dem Soldatenstande ver-

bunden, die gegen Unterofficiere unter gleichzeitiger Degradation zum Gemeinen

ausgesprochenwird.
8.7.

Arbeitshausstrafe soll nie über 10 Nbhre dauern und nie unter zwei Monate

herabgehen. Die gleichzeitige Versetzung in die zweite Classe des Soldatenstandes
findet nur da statt, wo besondere Strafbestimmungen dies veror

Werden Unterofficiere zu Arbeitshausstrafe verurtheilt, so n ieicherig auf
Degradation zum Gemeinen zu erkennen.

Die Zeit einer erlittenen Arbeitshausstrafe wird als Dienstzeit im Contingent

nicht angerechnet.
 7

Festungsarrest kann nur erkannt Somin:

1) gegen Officiere,
2) gegen Perteepée-]nterofficiere, wenn nicht zugleich auf Degradation

zu erkennen ist,

3) gegen diejenigen, welche auf Avancement zum Officier dienen, überall

da, wo neben derFreiheitsstrafe nicht zugleich Degradation oder dit

Versecung in die zweite Elasse des Soldatenstandesverwikt.ist.
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Festungsarrest darf nie unter 6 Wochen erkannt werden. Derselbe ist stets mit

dem Verluste der Hälfte des Gehaltes verbunden. WegenderArtder Vollstreckung
wird in jedem einzelnen Falle besondere Bestimmung getroffen werden.

Erlittener Festungöarrest wird auf die gesetzliche Dienstzeit niche angerechnet.
Gegen Officiere ist eine härtere militairische Freiheitsstrafe als Festungsarrest

nicht zulässig. Hat ein Officier ein Verbrechen begangen, welches das Gesetz mit
einer härteren Freiheitsstrafe bedroht, so ist, anstatt dieser Strafe, auf verhältniß-
maßig verlängerten Festungsarrest zu erkennen.

4. 77.

Der gewöhnliche Militairarrest findet nur bei Unterofficieren und Gemeinen

Anwendung und ist

1) gelinder Arrest: einfache Freiheitsentziehung in einem einsamen Ge-
fängnisse;

2) mittlerer Arrest, Arrest zweiten Grades, welcher in einem ein-

samen Gefängnisse in der Artvollstrecktwird,daßdemArrestatenderSoldentzogen,
der Genuß gewohnter Bedürfnisse während der Strafzeit nicht gestattet, drei Tage
nur Wasser und Brod, und erst am jedesmaligen vierten Tage die gewöhnliche
warme Kost verabreicht wird.

Mittlerer Arrest ist nur gegen Unterofficiere ohne Porteépée und gegen Ge-

meine zulässig. Wird gegen Porteopeée-Unterofficiere auf Arrest zweiten Grades
erkannt, so muß gleichzeitig die Degradation zum Gemeinen ausgesprochen werdenz

3) strenger Arrest, Arrest dritten Grades, welcher in einem einsa-

men Dunkelgefängnisse ohne Lagerstätte, welche dem Arrestaten nur an jedemierten
Tage in dem Locale des gelinden Arcestes zu gewähren ist, im Uebrigen aber gleich

dem mittleren Arrest vollstreckt wird.
StrengerArrest findet nur gegen Gemeine statt. Wird gegen Unterofficiere

auf strengen Arrest erkannt, so muß gleichzeitig die Degradation zum Gemeinen aus-

gesprochen werden.
Die Dauer des Arrestes darf nicht unter 24 Stunden bestimmt werden.

* Dielängste Dauer des strengen Arrestes sind 6 Wochen, des mittleren und ge-

linden Arrestes 12 Wochen.

In welchem Umfange dem Arrestaten bei den verschiedenen Arrestarten die Be-
wegung in freier Luft zu gestatten sei, bestimmt der Commandeur für jeden einzel-
nen Fall. Bei allen Arreststrafen von länger als sechswöchiger Dauer ist aber
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von dieser Zeit ab dem Arrestaten an jedem zweiten Tage die Bewegung in

freier Luft zu gestatten und beim mittleren Arrest an jedem zweiten Tage warme

Kost zu reichen.
Quarti d Kase nurwegen Dicipli b ba

S. 78.

Stubenarrest findek nur gegenOfficiere statt.
Der Stubenarrest ist entweder einfach oder geschärft. Der erstere wird andem

Irurtheiten in dessen Wohnung, der letztere in einem besonderen Arrestlocale voll-
zoge

Ag- D„n

# beiden Fällen darf derArrestat wahrend der Dauer seiner Haft keine Be-

suche annehmen.
Verlaßt der zur einfachen Arreststrafe Verurtheilte wahrend der Dauer der

Strafe eigenmachtig seine Wohnung, so wird er der Officiercharge verlustig.
Welche Att des Stubenattestes eintteten soll, ist durch das Erkenntniß festzu-

setzen.
Haben Subalternofficiere eine Arreststrafe von langerer als vierzehntagiger

Dauer verwirkt, so ist nicht auf einfachen, sondern stets aufgeschatften Stubenar-
rest zu erkennen.

Hat ein Officier eine strafbare Handlung verubt, welche im Gesetz mit einer

nur gegen Unterofficiere oder Gemeine zulässigen Arrestart bedroht ist, so ist statt
dieser Arrestart auf Stubenarrest von verhältnißmäßig längerer Dauer oder, wenn

danach die Strafe sechs Wochen wern würde, auf Festungoarrest zu etkennen.

Verweis ist nur ru

Korperliche Züchtigung ist durch Hane mit einem Nohrstabe zu vollziehen

und kann nur bei gleichzeitig eineretender oder nach bereits erfolgter Versetzung in

die zweite Classe des Soldatenstandes erkannt werden.

Die Strafe darf niche öffentlich, sondern nur in einem abgesonderten Raume,
im Beisein der Kameraden, und unter Aufsicht eines Officiers, von einem Unteroffi-

cier oder Gefreiten vollzogen werden.

Die Vollstreckung ist an dem zu Züchtigenden nicht in seiner Dienstkleidung zu

vollziehen.
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In keinem Falle darf auf mehr als30 und weniger als 10Stockschlüge erkannt
werden. Die Vertheilung derselben auf mehrere Tage ist unzulässig.

#K. 81.

Ehrenzeichen und Dienstauszeichnungen mässen in allen denjenigen Fällen ab-

erkannt werden, in welchen die Versecung in die zweite Classe des Soldatenstan-
des, die Ausstoßung aus dem Soldatenstande oder die Cassation eintritt.

K. 82. .

Die Versetzung in die zweite Classe des Soldatenstandes darf nur gegen Ge-

meine und Unterofficiere, gegen letztere nur bei gleichzeitiger Degradation erkannt

werden. «

Diese Strafe zieht den Verlust der Ehrenzeichen und Dienstauszeichnungen,
so wie des Rechtes, die Cccarde zu tragen, nach sich.

Die Zurückversetzung in die erste Elasse des Soldatenstandes kann nur bei be-

sonders guter Führung durch Höchsten Befehl Serenissim erfolgen.
Würde ein in die zweite Classe des Soldatenstandes Versetzter vor erfolgter

Rehabilitirung aus dem Militairstande entlassen, so steht derselbe denjenigen gleich,
denen in Gemäßheit des Gesetzes vom 1. Mai 1850(G.S. 1850. S. 300) die

staatsbürgerlichenRechte auf 5 Jahr nach beendigter Strafzeit aberkannt sind.
S. 83

DieStrafe derDegradation zum Gemeinenfindet nur gegen die Unteroffi-
ciere, mit und ohne Portecpö#e, in den durch das Gesetz auödrücklich bezeichneten
Fällen und überall da stakt, wo auf Arbeitohausstrafe oder zugleich auf Versetzung

in die zweite Classe des Sobdelenlent« erkannt wird. (. 75.)
Die Ausstoßung aus dem Eemenstann findet nur statt gegen Gemeine und

unterofficiere, gegen letztere bei gleichzeitiger Degradation. (. 72.)
Der Ausgestoßene wird durch die Ausstoßung für unwürdig erklärt, auch nur

der zweitenClasse des Soldatenstandes anzugehören. Er wird denjenigen gleich-
gestellt, die in Gemäßheit des Gesetzes vom 1. Mai 1850 die staatsbürgerlichen

Rechte auf unbestimmte Zeit verloren “
Die Cassation findet nur gegen Sister statt. Sie tritt außer den, in dem
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Gesetze ausdrücklich bezeichneken Fallen uberall da ein, wo bei Unterofficieren und
Gemeinen auf Degradation, Versetzung in die zweite Elasse des Soldatenstandes
oder auf Ausstoßung erkannt werden muß.

II. Verhältniß der Strafen zu einander.

K. 86.

Unter den Freiheitsstrafen werden gleichgestellt:

1) sechs Monaten Zuchthaus acht Monate Arbeitshaus,
2) vier Monaten Arbeitshaus sechs Monate Festungsarrest,
3) dem Festungsarreste der Stubenarrest und der gelinde Arrest,

4) einer Woche strengem Arreste zwei Wochen mittlerer und vier Wochen

gelinder Arrest,
5) zwanzig Steckschläge einer Woche strengem Arrest,
Odie bürgerliche Gefangniß-Strafe ehne Schärfung dem gelinden Arrest.

Aushülfoweise kommen die Artikel 10 und 15 ff. des St.-G.-B. zur An-

wendung.
III. Abschnitt.

Von den Militair-Verbrechen und deren Bestrafung.

I. Allgemeine Pflichten der Miliaie Psenen und des Soldaten inobesondere.
. §

Dem Durchlauchtigsten Fursten und uon Vaterlande in Frieden und im Kriege

treu zu dienen, ist des Soldaten erste Pflicht.
Nächstdem erfordert der Beruf des Soldaten: Kriegsfertigkeit, Muth bei allen

Dienstobliegenheiten und Tapferkeit im Kriege, Gehorsam gegen den Vorgesetzten,
ehrenhafte Führung im Dienst und außerhalb desselben, und redliches Verhalten
gegen die Kameraden.

d. 88.

Jeder rechtschaffene, unverzagteund ehrliebende Soldat hat sich einer ehren-
haften Behandlung versichert zu halten.

Wer in Erfüllung seines Berufs * — sich bewährt, hat nach Maßgabe

seiner Fähigkeicen und Kenmnisse auf Beförderung und Belohnung zu rechnen. Auch
Unterofficieren und Soldaten, welche währendihrer Dienstzeit sich durch untadelhafte
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Führung und treu geleistete Dienste ausgezeichnet haben, soll, nach Maßgabe ihrer
Kenntnisse und Fahigkeiten, und unter Berucksichtigung der hieruber bestehenden be-

sonderen Vorschriften, der Weg zu den höheren und höchsten Stellen beim Militair

offen stehen.
II. Strafbestimmungen.

S. 90.

Die Pflicht der Freue gebietet dem Soldaten bei allen Vorfällen im Kriege

und im Frieden, mit Aufbietung aller Kräfte, selbst mit Aufopferung des eigenen
Lebens zu dienen, und jede Gefahr von dem Landesherrn und dem Vaterlande ab-

zuwenden.

Wer mit dem Feindein mindih cur schriftliche Verhandlungen oder Bera-

thungen sich einläßt, die dem bandesfürsten, der Kriegsmannschaft, oder dem Vater-

lande Gefahr oder Nachtheil bringen können; wer dem Feinde Parole, Feldge-
schrei oder Losung offenbart, oder sonst zur Begünstigung des Feindes, den Landes-
herrn, das Vaterland oder die Kriegsmannschaft durch Unternehmungen oder Un-

terlassungen in Gefahr, Unsicherheit oder Nachtheil versetzt, macht sich des Verra-
thes schuldig.

Der Mather wird mit Aussteßung aus dem Soldatenstande bezüglich Cas-

sation, und mitZchthausstrafe, nachuUmständenbis zu lebenswierigerDauer,und,
wenndurchd it

Denjenigen, der ein zu seiner Kenntniß gelangtesverrätherisches Vorhaben
nicht sofort seinem Vorgesetzten anzeigt, trifft Zuchthausstrafe bis zu lebenswieriger

auer.

5. 92.

Wer zum Feinde übergeht, oder vom Posten vor dem Feinde, oder aus einer

belagerten Festung entweicht, wird mit dem Tode bestraft. Wer sonst in Kriegs-

zeiten der Desettien sich schuldig macht, d. h. sich durch Entwiichen seinen militairi-
schen Dienstverhältnissen entzieht, wird mit Versetzung in die 2te Classe des Sol-

datenstandes bezüglich Ausstoßung aus demSoldatenstande und Arbeitöhaus oder
Zuchthaus nicht unter sechs Jahren bestraft.

Im ersten Wiederholungefalle tritt Ausstoßung aus dem Soldatenstandeund
10 bis 20 jahrige Zuchthausstrafe, im 2ten Wiederholungsfalle aber die Todes-

strafe ein.
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Werin Friedenszeiten deserkirt, 8 * erste Mal, neben der Versetzungin die

zweite Classe des Soldatenstandes, fechomonatliche bis zweijahrige Arbeitshaus-
strafe, das zweite Mal zwei= bis vierjährige Arbeitshausstrafe, und das dritte Mal
Ausstoßung aus dem Soldatenstande und 5 bis 10jährige Zuchthausstrafe verwirkt.

Das höhere Strafmaß tritt insbesondere dann ein, wenn die Desertion im Kom-

plott begangen ist.
K. 94.

In Kriegszeiten werden die Theilnehmer eines Desertions-Komplotts, wenn

die Desertion ausgeführk ist, mit Ausstoßung aus dem Soldatenstande und 5jähri-

gem bis lebenswierigem Zuchthaus, die Anstifter und Rädelsführer aber mit dem

Tode bestraft.
5. 95. «

WechoneinemDesertionövokhabeyKenntnißhatundseinemBorgesehten
keine Anzeige davon macht, wird nach Maßgabe der Strafbarkeit dieses Vorhabens
mit Arrest bis zu drei Wochen, in Kriegszeiten aber mit Gmmonatlicher bis 1jähriger

Arbeitöhausstrafe, und wenn das Desertionsvorhaben, welches durch rechtzeitige
Anzeige hätte verhindert werden können, zur Ausführung gekommen ist,im Frieden.

mit 6wöchentlichemstrengem Arrest bis Emonatlicher Arbeitshausstrafe, in Kriegs-

zeiten aber mit 1 bis lährigem 788 bestraft.
Der Soldat darf niemals durch Hun vor persönlicher Gefahr von der Er-

füllung seiner Dienstpflichten sich abwendig machen lassen und muß sich stets verge-
genwartigen, daß die Feigheit fur ihn schimpflich und erniedrigend ist.

6. 97.

Wer im Kriege vor dem Feinde zuerst die Flucht ergreift, und die Kameraden

durch Worte oder Zeichen zur Flucht verleitet, hat die Todesstrafe verwirkt und
kann auf der Seelle niedergestoßen werden.

S. 98.

Wer außerdem vor dem Feinde, und beziehendlich bei inneren Unruhen, aus

Furcht vor persönlicher Gefahr die Flucht ergreift, heimlich zurückbleibt „sich weg-
schleicht oder versteckt hält, Munition oder Waffen von sich wirft oder im Stich läßt,

oder irgend ein Leiden fälschtich vorschützt, um zurückzubleiben undder Gifahr sich
Fürfll. Schw. Rudolst. Gesetzsamml. XV.
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zu entziehen, ist mit Versehung in die 2te Classe des Soldatenstandes und mit Ar-

beitshaus bis zu drei Jahren, bei erschwerenden Umständen aber mit dreijähriger

bis lebenswieriger Zuchthausstrafe zu bestrafen.

C. 99.

Der Gemeine muß jedem Officier und Unterofficier, und der Unterofficier jedem

Officier Gehorsam und Achtung beweisen und ihren Befehlen pünktlich Folge leisten.

5. 100.

Ungehorsam gegen die Dienstbefehle und achtungswidriges Betragen gegen die
Vorgesetzten ist mit Arcest, und bei besonders erschwerenden Umständen mit Ar-
beitshausstrafe zu bestrafen.

F 101.

Wer die Absicht, einen erhaltenen Dienstbefehl nicht zu befolgen, durch Wotte,
Geberden oder Handlungen zu erkennen giebt, oder durch Entlaufen, Losreißen oder

ahnliche Handlungen wirklich ausführt, ingleichen derjenige, welcher den Vorgesetz-
ten durch Worte, Geberden oder Zeichen beleidigt, oder über einen erhaltenen Dienst-

befehl oder Verweis zur Rede stellk, ist mit strengem Arrest von mindestens 8 Tagen,

odermit Arbeitshaus bis zu 3 Jahren zu bestrafen, welche Strafe bei erschwerenden
Umständen bis auf 5, im Kriege aber bio auf 10 Jahre verschärft werden kann.

. 102.

Thtliche Widersetzung gegen den Vorgesetzten, thätliche Beleidigung desselben,
der Versuch, einen Vorgesetzten mit Waffen anzugreifen, wird mit 1 bis ojähriger

Arbeitshausstrafe, bei erschwerenden Umständen aber mit Zuchthausstrafe von glei-
cher Dauer, und in Kriegszeiten mit dem Tode bestraft.

5. 103.

Bei thätlicher Widersetzung Einzelner oder Mehrerer, sowie in Kriegszeiten
bei Versammlung der Truppen, bei Allarmirungen, beim Anrücken in das Gefecht,
im Gesechte, beim Rückzuge und endlich bei Verwehrung der Münderung und an-

derer schwerer Verbrechen ist jeder Officier berechtigt, denjenigen, der sich seinen

Befehlen beharrlich widersetzt, aufderStelle niederzustoßen, wenn ihm kein
anderes Mittel zur Erlangung des durchaus nöthigen Gehorsams zu Gebote steht.

. 104.

Wer gegen Ronden, Patrouillen, Schildwachen, Sauvegarden, Eskorten und
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Kasernenwachen, oder gegen militairische Wachen anderer Art, der Beleidigung, des

Ungehorsams oder der Widersetzlichkeit sich schuldig macht, ist eben so zu bestrafen
wie derjenige, der diese Verbrechen gegen einen Vorgesetzten verubt.

K. 105.

Glaubt der Soldat wegen nicht richtigen Empfangs dessen, was ihm geböhrt,
wegen unwürdiger Behandlung, oder aus einem andern GrundezueinerBeschwerde

Veranlassung zu haben, so ist er dennoch verbunden, seine Dienstobliegenheiten un-

weigerlich zu erfüllen, und darf weder seine Kameraden auffordern, gemeinschaftlich
mit ihm Beschwerde zu fähren, noch sonst Mißmuth unter ihnen zu erregen, oder sie
aufzuwiegeln suchen. Auch darf der Soldat nicht während des Dienstes, sondern
erst nach dessen Beendigung seineBeschwerden anbringen; dagegen kann er aber sich

versichert halten, daß seiner Beschwerde, insofern sie begründet ist, abgeholfen wer-

den ni, sobald er dieselbein geziemender Weise auf dem vorgeschriebenen Wege
anbr

* Beschwerden sind stets bei dem nächsten Vorgesetzten anzubringen.

S. 106.

Wer vor dem versammelten Kriegsvolk, in der Absicht, seine Kameraden zur
Verweigerung des Gehorsamo gegen ihren Vorgesehzten zu verleiten, oder von dem-

selben etwas zu erzwingen, sich unziemend beträgt, oder laut Beschwerde führt,
wird, selbst wenn die letztere begründet wäre, nach Maßgabe des zu befürchten ge-
wesenen oder wirklich gestifteten Nachtheilo, mit 5 bis 10jahriger Arbeitshausstrafe

oder Zuchthaus bis zu 20 Jahren, in Kriegszeiten aber mit dem Tode bestraft.

Gleiche Strafe trifft denjenigen, der auf andere Weise seine Kameraden zum

Ungehorsam oder zur Widersecung gegen den Vorgeseczten zu verleiten sut.

F. 10v.

Wenn Soldaten sich öffentlich zusammenrotten und die Absicht zu erkennen
geben, sich dem Vorgesetzten mit vereinter Gewalt zu widersetzen, oder etwas von

ihm zu erzwingen, oder Rache an ihm zu nehmen, so haben dieselben Arbeitshaus
von 10 Jahren bis lebenswierige Zuchthausstrafe verwirkt.

Die Anstifter eines solchen militairischen Aufruhrs, sowie die Anführer und

Rdelsführer werden mit dem Tode bestraft. 1
17“
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K. 108.

Der Soldat darf weder im Dienst noch außer demselben mit Andern über mili-
tairische Einrichtungen, Befehle und Anordnungen eigenmächtig berathschlagen, noch
an Vereinen oder Versammlungen sich betheiligen, die der Gewalt Sr. Durchlaucht
des Fürsten oder den von Ihm eingesetzten Behörden seindselig entgegen treten. Zu-

widerhandlungen werden, sofern dieselben nicht unter den Gesichtspunkt eines schwe-
reren Verbrechens fallen, mit strengem Arrest oder Arbeitshausstrafe bis zu 2 Jah-

ren geahndet.
K. 109. .

Der Soldat darf, auch im Kriege, Habe und Gut der Landesbewohner, selbst
im feindlichen Gebiet, weder verwusten noch sich eigenmachtig aneignen.

8. 110.

Unerlaubtes Beutemachen ist mit strengem Arrest, und bei erschwerenden Um-

ständen (z. B. an Sachen der in Kriegsgefangenschaft befindlichen Personen oder

unter Entfernung von dienstlich angewiesenen Platen) mit ArbeitshausoderZucht-
haus bis zu 10 Jahren, in dem Falle aber, wenn, um Beute zu machen, Personen

außer dem Gefechte getödtet werden, mit dem Tode zu bestrafen.

S. 111.

Münderung (d. h. unerlaubte Aneignung fremden beweglichen Gutes durch
Androhung oder Ausübung von Gewalt) und Erpressung wird mit Arbeits-oder

Zuchthausstrafe bis zu 10 Jahren geahndet, welche Strafe, wenn Mehrere an diesem
Verbrechen Theilgenommen haben, bis zu lebenswierigem Zuchthaus erhöht werden
kann.

n . 112.

Sind bei Verübung einer Plünderung oder Erpressung durch Gewaltthätig=
keiten Personen körperlich schwer verletzt, so tritt Zuchthaus bis zur Lebenödauer,
im Fall der Tödtung aber, Todesstrafe ein.

F. 113.

Nachzügler und diejenigen, welche unter dem Vorwande von Krankheit oder

Ermattunghinter den Truppen zurückbleiben, und den Landesbewohnern Nahrungs-
oder Bekleidungsgegenstände wegnehmen, sind, wenn die Handlung nicht unter den

Begriff eines schwereren Verbrechens fällt, wegen Marodirens mit Arrest oder Ar-
beitshaus bis zu 2 Jahren, wenn aber bei dem Marodiren Gewalt an Personen
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verübt worden ist, mit der für das Verbrechen der Plünderung vorgeschriebenen

Strafe zu belegen.
K 11#.

Der Soldat soll seine Waffen und Mentirungsstücke in gutem Stande erhalten
und zur Erlangung der Kriegstüchtigkeit sich unausgesetzt bemühen, den Gebrauch
der Waffen, so wie die Verschriften zur Ausrichtung seines Dienstes ganz und voll-

siändig kennen zu lernen, um sie in jedem vorkemmenden Falle sogleich gnzuwenden.

K. 115.

Wer seine Waffen und Montirungsstücke oder andere ihm zur eigenen Be-
nutzung gegebenen Dienstgegenstände verdirbt, verderben läßk, oder sich derselben

aohne Erlaubniß entaußert, hat Arrest oder Arbeitshausstrafe bis zu einem Jahr,
bei besonders erschwerenden Umständen aber, und wenndie Beschädigung aus Bos.
heit verübt ist, Arbeitöhausstrafe bis zu 6 Jahren verwirkt.

S 11.

Wer die dienstlich ihm anvertrauten, nicht zu seiner eigenen Ausrüstung be-
stimmten Dienstgegenstände veruntreut, ist mit Verseung in die zwurite Elasse des
—N K. 8442 * ß *8 Pei einer RN gedes V 4 1. zeh Thalern

oder weniger mit Arrest oder ArbeitShaus von 6 Monaten bis Zuchthaus von zwei

Jahren, bei einem Betrage über fünfzgig Thaler mit Zuchthaus von einem bis zu sechs
Jahren zu bestrafen.

5 117.

Wer aus Vorsatz oder Fahrlässigkeit unrichtige Rapporte, Meldungen oder
Berichte erstattet, ist nach dem Grade der bewiesenen Fahrlässigkeit, oder der ge-

habten böswilligen Absicht, so wie nach Maßgabe der Größe des Schadens, welcher
daraus entstanden ist, oder hätte entstehen können, mit Arrest oder Arbeitshaus

bis zu 3 Jahren zu bestrafen.

S. 118.

Wer im Dienst, oder in Beziehung auf denselben, durch Geschenke oder Zu-
sicherungeiner Belohnung zu Pflichtwidrigkeiten sich bereit willig zeigt oder verleiten
läßt, hat strengen Arrest oder Arbeitshaus bis zu 6 Monaten verwirkt, auch sst

nach Umständen Versetzung in die zweite Elasse des Soldatenstandes, bei Unter-
officieren mindestens die Degradation undbei Officieren die Cassation auszusprechen
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.I119.

Wer ohne Erlaubniß von der Wache sich entfernt, oder bei Commandos, oder

auf Marschen seinen Platz ohne Erlaubniß verläßt, wird mit Arrest oder Arbeits-

haus bis zu 6 Monaten bestraft.

Thutdies der Befehlshaber einer Wache, oder eines Commandos, so hat der-
selbeArrest.oder, nach Maßgabe der vorhandenen Gefahr, des entstandenen oder

zu befürchten gewesenen Nachtheils und des'gegebenen verderblichen Beispiels, Ar-
beitshaus bis zu fünfjähriger, im Kriege aber Zuchhaus bis zu lebenswieriger Dauer

und bei besonders erschwerenden Umständen die Todesstrafe verwirkt.

S. 120.

Den Schildwachen und einzelnen Posten ist perboten, sich niederzusetzen oder
niederzulegen, das Gewehr aus der Hand zu lassen, Tabackzurauchen,zu schlafen,
über die Grenze ihres Postens hinauczugehen, denselben vor erfolgter Ablbsung
zu verlassen, oder sonst ihre Dienstinstruction zu übertreten.

Wer diesem Verbote zuwider handelt, hat strengen Arrest von mindestens
14 Tagen oder Arbeitshaus bis zu 10 Jahren, im Kriege aber Zuchthaus bis zu

lebenswieriger Dauer, und bei besonders erschwerenden Umständen, die Todes-
strafe verwirkt.

. . §«12--.

Wer als Befehlshaber einer Wache, als Schildwache, oder als Posten ein

Verbtechen, welches er verhindern konnte und zu verhindern dienstlich verpflichtet

war, wissentlich begehen läht, wird eben so bestraft, alo ob er zur Ausübung des

Verbrechens thätige Hülfe geleistet hätte, und es ist diese Strafe noch zuverschärfen,
wenn er das Verbrechen aus gewinnsüchtiger Absichthat geschehen lassen.

. 122.

Wer einen seiner Aufsicht anvertrauten Arrestaten aus Fahrlässigkeit ent-
kommen läßt, ist mit Arrest, und wer aus Vorsah oder aus Furcht vor persönlicher

Gefahr dieses gethan hat, mit strengem Arrest von mindestens 1 Wochen oder mit
Arbeitshaus bis zu drei Jahren zu bestrafen.

. 123.

Befand der Enesprungene wegen Hochverraths, oder wegen eines andern, im
Geseh mit Todesstrafe bedrohten Verbrechens sich in Haft, und war demjenigen,
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der ihn hat entspringen lassen, dies bekannt, so hat derselbe, insofern ihm nur
Fahrlässigkeit zur Last fallt, Arbeitshaus bis zu 10 Jahren, wenn er aber den
Vechafteten aus Vorsatz oder aus Furchte vor persönlicher Gefahr hat entkommen

lassen, Zuchthaus bis zu 20 Jahren, bei besonders erschwerenden Umständen aber
die Todesstrafe verwirkt.

g. 124.

Wer der von seinen Vorgesetzten ihm befohlenen oder ihm dienstlich obliegenden

Verhaftung eines Verbrechers sich nicht unterzieht, ist ebenso zu bestrasen, wie der-
jenige, der einen seiner Beaufsichtigung anvertrauten Verhafteten entkommen läßt.

§. 125.
Der Soldat muß eingeregeltes Leben führen, und darf weder Schulden

machen, noch der Trunkenheit oder andern Ausschweifungen sich ergeben.

§. 126.

Vom Zapfenstreich bis zur Reveille muß jeder Unterofficier und Soldat in

seinem Quartier sein, wenn er nicht im Dienst sich befindet, oder von seinem Vor-

gesecten Erlaubniß erhalten hat, sich anderwärts aufzuhalten. Werohne Erlaub-
niß bis nach dem Zapfenstreich aus dem Quartier bleibt, oder in der Zeit vom

Zapfenstreich bis zur Reveille sich aus demselben entfernt, oder den ihm ertheilten

Urlaub überschreitet, hat gelinden oder mittleren Arrest,, oder bei besonders er-

schwerenden Umstanden gescharften Arrest bis zu 6 Wochen verwirkt.
8. 121.

Trunkenheit außerDienst istin der Regel disciplinarisch mit Arrest zu bestraft

Wer aber betrunkenin den Dienst kommt, ober,nachdem er zum Dienst com
mandirt worden, sich betrunken hat, und dadurch zur Ausrichtung des Dienstes

untauglich geworden ist, soll eben so, wie derjenige, der im Dienst sich betrinkt,
mit strengem Arrest bis zu 6 Wochen bestraft werden.

S. 128.

Wer leichtsinnig Schulden macht, hat Arrest bis zu 14 Tagen verwirkt.

Werden aber dergleichen Schulden aus Hang zu Ausschweifungen gemacht, so
tritt strenger Arrest von mindestens 13 Tagen, oder nach Umständen Arbeitshaus-
strafe bis zu 6 Monaten ein.
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F. 120.

Hazardspiele sind gänzlich untersagt. Wenn Unterefficiere und Soldaten
diesem Verbote zuwiderhandeln, sollen sie mit strengem Arrest , im Wiederholungs-
falle aber, und besonders wenn sie aus dem Spiele ein Gewerbe machen, mit

Arbeitöhausstrafe bis zu einem Jahr bestraft werden.

K. 130.

Wer ohne Genehmigung seines vorgesetzten Commandeurs sich verheirathet,
ist mit Arrest von mindestens vier Wochen, oder mit Arbeitshaus bis zu sechs Mo-

naten zu bestrafen.

g. 131.
Der Soldat soll mit seinen Kameradenin Eintracht leben, darf im Kampf,

Noth und Gefahr sie nicht verlassen, und muß ihnen nach allen Kräften Hülfeleisten,
wenn sie in erlaubten Dingen seines Veistandes bedürfen.

g. 132.

Einfache Beleidigungen der Gemeinen unter einander, sowie leichte thätliche

Beleidigungen und Schlägereien derselben untersich , sind mit Arress unter Unter-
ossirieren aber entweder mit Arrest, oderbeibesond imständen, mit

Degradation zu bestrafen.
K. 133.

Wer irgend eine Dienstgewalt über andere auszuüben hat, soll durch ruhiges,
ernstes und gesetztes Benehmen die Achtung und das Vertrauen seiner Untergebenen
sich zu erwerben suchen, und von denselben nur solche Geschäfte und beistungen for-

dern, welche der Dienst mit sich bringt. Er darf seinen Untergebenen den Dienst

nicht unnihig erschweren, und dieselben weder wörtlich beschimpfen, noch miß-
handeln. Auch darf von ihm das Dienstansehen nicht mißbraucht werden, um auf
Kosten seiner Untergebenen sich Vortheile zu verschaffen.

Die Verletzung dieser Pflichten hat Arrest oder Arbeitshausstrafe zur Folge.

 137.

Der Soldat soll das Eigenthum des Landeöherrn, des Staates undderUnter-
thanen gegen jeden Angriff beschützen. Deshalb sind Diebstahl und Betrug für
den Soldaten besonders schimpflich und strafbar.
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5. 135.

Der Diebstahl wird nach den allgemeinen Strafgeseczen geahndet, aber als
Militairverbrechen behandelt, sobald er gegen einen Kameraden oder an Militair=

effecten verübt worden ist.
 r’rn

Die in den Militairgeseen für denKriegözustand ertheilten einzelnen Vor-

schriften fu nden auch in Friedenszeiten Anwendung, wenn bei außerordentlichen
Vorfälle Okfficier bei T 6 hat bekannt machen lassen,
daß virs Vorschrft für dieDauerdeseingetretenenaußerordentlichen Zustandes
zur Anwendung kommen würden.

« gis-i.

Die durch die vorstehenden Bestimmungen nicht getroffenen unerlaubten Hand-
lungen fallen unter das Strafgesetzbuch und der Jurisdiction der Civilgerichte an-

heim, sofern sie nicht als Disciplinarvergehen zu becrachten sind.

IV. Abschnitt.

Von den Diseiplinarvergehen und deren Bestrafung.

S. 138.
Geri b ilitaitische Zucht und Ord d Ueb

der nb über welche die K. 87—137 keineStrafbestimmungen ent-
halten, sind Disciplinarvekgehen und als solche von den Vorgesehten zu bestrafen.

K. 139.

Außerdem können alle in den 5. 125— 133 aufgeführten Vergehen unter geeig-

neten Umständen und nach pflichtmäßigem Erachten des Contingents-Commandeurs

disciplinarisch bestraft werden.
. 140.

Wer nach erfolgter Disciplinarbestrafung in dasselbe Verbrechen zurückfällt,
soll, wenn nicht besondere Milderungsgründe eintreten, härter, als für das frühere
Vergehen bestraft werden. Reicht aber die Disciplinarstrafgewalt dazu nicht aus,

so muß gerichtliches Verfahren eintreten.

 1
Als Dieciplinarstrafen dürfen von 8Militairvorheschten verhangt werden:

Hürftl. Schw. Rudolst. Gesesomml. XV.
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A. gegen Officiere und die mit ihnen in gleichem Range stehenden Mi-
litairbeamten:

1. Verweise:

r) ohne Zeugen oder im Beisein eines Vorgesetzten (einfacher Verweis),
b) vor versammeltem Officier-Corps (förmlicher Verweis),

) durch Parolebefehl, mit Eintragung der Veranlassung indie Parolebücher
(strenger Verweis);

2. Stubenarrest, gegen Hauptleute bis zu 7, gegen Ober= und Unterlieutenants

bis zu 14 Tagen.

Bloße Zurechtweisungen sind als Strafverweise nicht anzusehen.

B. Gegen Unterofficiere und diemitihnen in9gleichemRangestehenden
Militairbeamten:

1. Verweis vor versammelten Officieren und Unterofficieren der Compagnie;

2. Strafdienst;

3. Kasernen-, Quartier= oder gelinder Arrest bis zu 2 Wochen;
4. mittlerer Arrest bio zu 14 Tagen.

Gecgen Portespee-Unterofficire und die mit ihnen in gleichem Range stehenden
Militairbeamten darf indeß mittlerer Arrest nicht verfügt werden.

C. Gegen Gefreite und Gemeine:
1. kleinere Disciplinarstrafen:

a) Verweie vor versammelter Compagnie,

b) Nachexercieren,
Dc) Strafdienst,
4) Strafarbeiten iu der Kaserne, im Quartier, in den Monturkammern oder

auf den Schießständen,

#) Erscheinen zum Rapport oder zum Appell in einem bestimmten Anzuge,
s) Entziehung der freien Disposition über das Tractement und dessen Ueber-

weisung an einen Unterofficier zur Verwaltung oder zur Auszahlung dessel-
ben in täglichen Raten;

2. Arreststrafen und zwar:

a) Kasernen-, Quartier= oder gelinder Arcest bis zu 2 Wochen,
b) mittlerer Arrest bis zu 14 Tagen,

 strenger Arrest bis zu einer Woche;



1854. 19

3) gegen Gefreite: die Enkfernung von dieser Charge, wodurch sie die

Vorzüge derselben verlieren.
Gegen Gemeineder 2ten Classe des Soldatenstandes darf,

außer den unter C. gedachten Strafen, auchkörperliche Züchtigung bis zu 30 Hieben

diSciplinarischberhängt werden.
AußerdenindiesemM phengedachten klei Dieciplinarstrafen ké

als solche noch verhängt werden:
I. die Versagung der Erlaubniß, nach dem Zapfenstreichesichaußerhalbdes

Quartiers aufhalten zu dürfen;
2. der Stadtarrest;

3. die Verpflichtung, zu einer bestimmten Zeit vor dem Zapfenstreichein das

Quattiet zurückzukommen)4.die Stellung unter specielle Aufsicht eines Unterofficiers, ohne dessen Erlaub-
niß der Bestrafte sich keinen Augenblick aus dem Quartier entfernen darf;

5. Bisitation des Abends oder zu bestimmten Tagesstunden im Quartier.

S. 142. «

WennaufMåtschkn,imLagek,odcrsonst,denöctlichenumständennach,die
Anwendung der Arreststrafen gegen Unterofficiere und Gemeine nicht statt finden
kann, so soll für die Dauer der Strafzeit, statt des gelinden und mittleren Arrestes,

Entziehung gewöhnter Bedürfnisse, z. B. des Branntweins und Tabacks, und bei

Gemeinen zugleich Heranziehung zu vorkommenden Arbeiten eintreten; statt des
strengen Arrestes aber Anbinden an einen Baum oder an eine Wand, so daß der

Bestrafte sich nicht niederlegen oder setzen kann. Dieses Anbinden darf jedoch den
Zeitraum von drei Stunden täglich nicht übersteigen, und muß die Vollstreckung

dieser Strafe vor den Augen des Publikums möglichst vermieden werden.

.143.

Diciplinarstrafgewalt steht nur den Officieren zu, denen der Befehl über eine

oder mehrere Truppenabtheilungen (einzelne Compagnien und ganzes Contingent),
oder über ein abgesondertes Commando (z. B. Detachement in Frankenhausen) mit

Verantwortlichkeit über die Disciplin übertragen ist, gegen die Untergebenen dieses

Dienstbereichs. DieDisaiplinarstrafgewaltiistnichtandie Charge,csondernan die
Functiongeknupft, und geht w

Es ist jedoch jeder Pöhereiim Range berechtigt, dennach demGrade oder, bei
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gleichem Grade, nach dem Dienstalter unter ihm Stehenden Zurechtweisungen und

Rugen zu ertheilen, sie auch nothigenfalls zu verhaften odet verhaften zu lassen. Eine
solche Verhaftung muß indeß von ihm sofort dem nachsten mit Disciplinarstrafge-
walt versehenen Vorgesetzten des Verhafteten gemeldet werden.

. 144.

Der Commandeur des Contingents ist berechtigt, gegen Officiere, Unteroffi-
ciere, Gefreite und Gemeine alle überhaupt zuldssigen Diöciplinarstrafen zu ver-

hängen. Dasselbe gilt rücksichtlich der Militairbeamten.

K. 145.
Die Disciplinarstrafgewalt der Compagnie-Chefe beschrankt sich

1) gegen Officiere auf einfachen und förmlichen Verweis;
2) gegen Unterofficiere und diein gleichem Rangestehenden Militairbeamten

auf Strafdienst, gelinden Arrest bis zu 6 Tagen undmittleren Arrest bis zu Tagen;
3) gegen Gefreite und Gemeine auf die kleineren Diöciplinarstrafen, gelinden

Arrest bis zu 10 Tagen und mittleren Arrest bis zu 5 Tagen.

Ist jedoch die Compagnie detachirt, so steht dem Compagnie-Chef die Straf-
gewalt des Bataillon-Commandeurs zu.

. 146.

Detachirte Officiere, auch wenn ercht Compagnie-Commandeure sind, haben

gegen Unterofficiere und Gemeine des Commandos,mit dessen Führung sie beauf-

tragt worden, die Strafbefugnisse eines Compagnie-Chefs. Sie können einen, dem

Commando beigegebenen Officier segar nöthigen Falls in Arrest setzen, haben aber
bei ihrem Vorgesetzten hiervon sofort Meldung zu machen.

S. 117.

Jede von einem detachirten Officier bestimmte Disciplinarbestrafung muß dem

unmittelbaren Vorgeseczten sogleich gemeldet werden.

S. 148.

Vor der Verhängung einer Disciplinarstrafe muß der Vorgesetzte von der Ver-

schuldung des zu Bestrafenden auf eine, seinem pflichtmäßigen Ermessen überlassene
Act sich überzeugt haben. An die Regeln eines gerichtlichen Beweises ist er hierbei

zwar nicht gebunden, er muß jedoch den Hergang der Sache durch mündliche, und
wenn es erforderlich sein sollte, schriftliche oder protorollarische Verhandlungen in-
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formatorisch näher aufklären. Hieraus wird sich dann ergeben, ob Disciplinarbe-
strafung eintreten darf oder ob gerichtliches Verfahren einzuschlagen ist.

K. 119.

Bei Anwendung der Disciplinarstrafen muß die zu wählende Strafart der

Natur des Vergehens möglichst entsprechen. Ein und dasselbe Vergehen darf nur
von Einem Vorgesetzten bestraft, und dafür nicht mehr als Eine Disciplinar=

strafe auferlegt werden.
« §.150.

Wenn derVorgesetzteeine Disciplinarstrafe zwar für zulässig, das Maaß der

ihm zustehenden Strafbefugniß aber für unzureichend erachtet, so muß er darüber
dem Commandeur zur weiteren Bestimmung sofort Anzeige machen.

Ist ein Vergehen, welches gerichtlich hätte bestraft werden sollen, nurmiteiner
Disciplinarstrafe geahndet worden, so ist die Strafbarkeit durch letztere nicht ge-
tilgt, sondern das gerichtliche Verfahren ist, insofern nicht inzwischen die Verjah=
rung eingetreten, einzuleiten.

Bei Abmessung der gerichtlichen Strafe muß aber aufdie bereits verbüßte Dis-
Eiplinarstrafe Rücksicht genommen werden.

Die Vollstreckung einer von dem competentem Befehlshaber verhängten Disci-

plinarstrafe darf weder durch Beschwerde, noch durch Berufung auf gerichtliches
Verfahren aufgehalten oder unterbrochen werden.

V. Slusbestimmng.
Dieim Strafgesetzbuche chuln emeinen Vorschriften uber Verbrechen

und deren Bestrafung finden auch hier Anwendung, soweit dies nach den vorste-
henden Bestimmungen als zulassig erscheint.

I. Abschnitt.

4. % Von dem Straf-Verfabren.
S. 1. 2. 3. 4. 5. 6. 7.

B. ——= e n.
G. v. 4 I. 12. 13. 14. 15. 16. . 16. 10. 20. v. 21.
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Untersuchungs= Gerichten.

derselben.

29. 30.

C. Von der Militalrgerichtspersonen.

höhere Gerichisbarkeit gehörigen Straffällen.

41. 42. 43. 44. 45. 46.

51.

Verfahren.

niedere Gerichlobarkeit gehörigen Strafsällen.

58.

2
63. 64.

IV. der unerlhunn68. 69. 70. 71.

I. Abschnitt.

Von den Militairstrafen.

1 ibclert.
73. 74. 75. 70. 1. 26. 79. 50. gi. 82. 83. 8. 85.I. nder i zu einander.

Abschnitt.
Von den Milttairverbrechen und deren Bestrafung.

I. Allgemeine li der Mililaiepersone und des Soldalen inobesendere.

II. 5
jod 93. 94. 95. 96. 97. 98. 1. 1 00. 101. . 103. 104. 105.002 109. 110. 111. 112. 113. 109. 116. 117. 118. 110. 120.

121.122. 1 124. 125. 126.127. 128.129. 1. 131. 132. zn 1t. 135. 130. 137.

IV. Abschnit
Von den Dlieeiplinar-Vergehentund deren Bestrafung.

HK.138. 139. 140. 141. 142. 143. 144. 145. 14e.%147. 148. 149. 150. 151. 152.

V. Schlußbestimmung.
K. 153.
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Gesetzsammlung
für das Fürstenthum Schwarzburg-Rudolstadt.

Slsio Stück vom 2 1851.
—4 7

A Ministerial „Vekanntmachung
vom 18. April 1854, die dem Nebensteucramte zu Witzenhausen erthcilte

Befugniß zur Erledigmg von Begleitscheinen II betreffend.

Nachdem nach einer Mittheilung des KursürstlichHessischen FinanzMinisteriums
dem Nebensteueramte zu Witzenhausen die Besugniß zur Erlerigung von Begleitschei-

nen II beigelegt worden ist, so wird solches andurch zur öfsentlichen Kenntniß gebracht.

Rudolstadt, den 18. April 18541.

Fürstl. Schw. Ministerinm, Abtheilung der Finanzen.
Th. Schwarß.

A. Koch.

&amp; XXXTV. Ministerial-Bekanntmachung,
betreffend den Beitritt der Großherzoglich Badischen Regierung zu der Ueberein-

kuuft wegen Verpflegung erkrankter 2c. Staatsangehörigen, vom 24. April 1854.

Der Uebereinkunft im Betreff der Verpflegung erkrankter und der Beerdigung

verstorbener gegenseitiger Staatsangehörigend.d.Eisenachvom 1. Juli 1853 (Gesetz-
Sammlung 1853Seite 278 ff./ ist unterm 18. v. M. auch die Grohherzoglich Badische

Negierung beigetreten, was anmit zur öffentlichen Kenntniß gebracht wird.

Rudolstadt, den 24. April 1854.

Fürstl. Schwarzb. Ministerium.
v. Bertrab.

Ausgegeben in Rudolstadt, den 6. Mei 1854.

Fürstl. Schw. Nudolsl. Gesetzsamml. XV. 19
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 XXXV. Militair-Pensious-Gesetz
vom 28. April 1854.

Wir Friedrich Günther, von Gottes Gnaden, Fürst zu Schwarzburg 2c.

verorknen hiermit auf Antrag Unseres Ministeriums sowie unter Beirath und mit Zu-
stimmung des getreuen Landtags im Anschluß an §. 3 des Gesetzes über den Civilstaats-

dienst vom 1. Mai 1850 (Gesetz Sammlung S. 309 ff.) rücksichtlichderPensionsau-
srrüche der Personen des Soldatenstandes und der Militairbeamten was folgt:

8. 1.

Ein Pensionsanspruch ist für Personen des Soldatenstandes und fr Militairbe-

amte nur dann begründet, wenn die Entlassung aus dem Militairdienste, nach Erfllung

der in dem gegenwärtigen Gesetze aufgestellten Bedingungen, auf ehrenvolle Weise
erfolgt.

8. 2.

Die zur Pensionirung berechtigende Entlassung der Officiere des Fürstl. Contin-

Lents geht entweder aus Unserer Höchsten Entschließung hervor, oder sie erfolgt auf den

eigenen Antrag des Betheiligten. t

DieEntlassung eines Officiers ohne Antrag desselben und aus Unserer eigenen

freien Euuchüecm hat ihren Grund entweder
1. in den persönlichen Leistungen des Offtciers, oder

2. in der Veränderung der Organisation Unseres Contingents, oder

3. in Rücksichten für die Gesammtheit des Offieier-Corps.

8. 4.

Lassen die persönlichen Leistungen eines Officiers fernere Vortheile für Unseren
Militairdienst nicht mehr erwarten, entsprechen insbesondere die körperlichen und geisti-
gen Kräste nicht mehr den Anforderungen des Dienstes, so wird derselbe aus seinen

Militairverhältnissen entlassen.
Mit Uieser Entlassung ist tin Anspruch auf die gesetzliche Pension stets verbunden,

wemn die Dienstzeit des zuEntlassenden über zehn Jahre beträgt. Bei einer gerin-
geren Dienstzeit wird ein Recht auf Pension nur dann gewährt, wenn die geistige

oder körperliche Schwäche, wegen welcher die Entlassung eintritt, ohne eigene grobe
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Verschuldung des zu Entlassenden entweder unmittelbar im Dienst odet wenigstené in

Folge desselben entstanden ist. Dies ist durch Antliches Attest, welches vom Comman=
deur des Contingents beglaubigt wird, festzustellen.

Tritt die Dienstunfähigkeit vor Ablauf des zehnten Dienstjahres aus Gründen ein,

die mit dem Dienste nicht in Verbindung stehen, so werden Wir nur aus besonderen

Gründen eine Unterstützung bewilligen, deren Höhe und Zeitdauer nach den vorlic-

genden Umständen für jeden einzelnen Fall besonders bemessen werden wird.

8. 5.

Bei einer Reduction der Officierstellen in Folge veränderter Organisation Unseres

Contingents werden die aus dem activen Dienste zu entlassenden Officiere zur Disposi-
tion gestellt. Sie treten zur Reserve über und müssen gewürtig sein, jeden Augenblick
wieder in den activen Dienst einberufen zu werden.

Der zur Disvositien gestellte Officter bezieht während dieses Verhältnisses ein
Wartegeld, welches in vier Fünftheilen des reinen Diensteinkommens, ohne Hinzurech-

i F i l R t l Pferd i dd leich besteht.

Wird ein zur Disposition gestellter Offitier zumactiven Dienste wieder einberufen,
so hat er auf eine Besoldunz Auspruch, welche mindestens dem reinen Diensteinkommen
der von ihm früher bekleideten Charge gleichkommt.

Bei eintretenker Dienstunfähigktit des auf Wartegeld gesepten Ofsitiers wird der.

selbe pensionirt, wobei seine früher bezogene Besoldung zu Grunde zu legen und die
Zeit der Dispositionsstellung mit anzurechien ist.

S. 6.

Aus Rücksichten für die Gesammtheit desOffieier Corps kann ein Officier entlassen
werden, wenn derselbe durch seinen Lebenswandel oder durch einzelue Handlungen die

Achtung seiner Cameraden verscherzt, ohne daß sich die Anschuldigungspunkte zu einem
strafrechtlichen oder Diseiplinar-Verfahren eignen. — Jeder Ossicier des Contingents

hat das Recht und die Plicht, dergleichen Vorkommuisse zur Kenntniß des Officier-Cors
zu bringen und dieses hat nach erfolgtem Gehör des Angeschuldigten und in Folge der

Aufforderung des Commandeurs darüber protocollarisch abzustunmen, rbsie den beschul.
digten Officier überführt erachten, daß er ein dem Stande unwürdiges Leben führe. —

Wird das hiesige Officier-Corps von dem Angeschuldigten perhorreszirt und das Per.

horrescenzgesuch von Uns für begründet gefunden, so werden Wir cin fremdes Osficier-
10•·
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Corps bestimmen, welches ersucht wird, in dem bei demselben bestehenden ehrengericht-
lichen Verfahren einen Ausspruch zu tun, Nach erfolgter Entscheidung werden Wir
bestimmen, ob der Officier ferner im Dienst verbleiben oder entlassen werden soll, und

ob und welche Pension in letzterem Falle gewährt wird.

8. 7.

Ein jeder Officier, welcher vorwurfsfrei gedient hat, kann nach vollendetem 60sten

Lebensjahre oder nach Zurücklegungeiner40jährigenDienstzeitPensionirungverlangen.
Außer diesem Falle kann ein Entlassungsgesuch hervorgehen

1. aus dem Wunsche eines Officiers, einem anderen Betufe sich zu widmen, vder

2. aus der Ueberzeugung, den Ansprüchen des Dienstes nicht mehr genügen zu

können (Invalidität). 88.

Bei Ansuchen der Entlassung ohnt nachgewiesene Juvalidität wrd der Officier
ohne alle Pension verabschiedet, bltibt aber als Inländer für den Dienstin der Reserve

verpflichtet.
8. 9.

Wird ein Entlassungsgesuch durch die Behauptung eigener Invalidität motivirt,

so tritt die Pensionirung nach erfolgtem Nachweise der Behauptung durchänztliche Atteste
und Bescheinigung des Commandeurs in derselben Weise ein, wir im S. 4 verordnet ist.

S. 10.

Unteroffitiere, Spielleute und Gemeine sind pensionsberechtigt

1 innerhalb der gesetzlichen Dienstzeit bei eintretender Invalidität und Erwerbs-

unfähigkeit unmittelbar durch den Dienst,
2. nach Ablauf der gesetzlichen Dienstzeit und bis zum vollendeten 15. Dienstjahre

bei eintretender Invalidität und Erwerbsunfähigkeit unmittelbar durch den Dienst oder

in Folge desselben.
3. bei einer Dienstzeit von 15 bis 25 Jahren durch Invalidität und Erwerbsun-

fähigkeit überhaupt,
4. nach 25jähriger Dienstzeit durch Invalidität allein ohne Rücksicht auf Erwerbs-

unfähigkeit,
5. nach 40jähriger Dienstzeit oder nach Vollendung des 60sten Lebensjahres ganz

allgemein ohne Rücksicht auf besondere Invalidität und Erwerbsunfähigkeit.
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Die Invalidität und Erwerbsunfähigkeit, sowie der Grund derselben muß durch
ärztliche Atteste und durch, von dem Commandeur des Contingents zu beglaubigende

Bescheinigung des Compagnie · Chefs festgestellt werden.
Wir behalten Uns vor, in den Fällen No. 1, 2 und 3bei Bescheinigungder Inva-

lidität ohne Erwerbsunfähigkeit aus besonderen Gründen eine Unterstützung zu gewäh-
rep, deren Höhe und Dauer nach den Umständen des einzelnen Falles abgemessen werden
wird.

S. 11.

Invalide Unterofficiere, Spielleute und Gemeine, welche noch zu kleineren Dien-
sten, wie in Schwarzburg, Frankenhausen und zum inneren Dienst fähig sind, worüber

sich das ärztliche Attest näher auszusprechen hat, werden nach Maßgabe des Bedürfnisses
unter dem Namen „Halbinvalide“ nach Anordnung des Militair-Crmmandos zu

den grei Jueten Diensten verwendet.
Die Halbinvaliden beziehen die von ihrem früheren Tractement zu berechnende ge-

sebliche Pension, werden uniformirt und erhalten Brod und Quartierverpflegung.

S. 12.

Alle mit Pension entlassenen Personen des Soldatenstandes sowie die mit Warte-

geld zur Disposition gestelltenOfficiere sind bei Verlust der Pension oder des Warte-
geldes verbunden, sich anderweitim Civildienst verrenden zu lassen.

Bei einer solchenVerwendung wird die von dem Betheiligten früher bekleidete
Charge berücksichtigt und ein Gehalt gewährt werden, welches dem früher bezogenen
militairischen Diensteinkommen, das bei der Pensionirung zu Grunde gelegt wird,

Mindestens gleichkommt.
S. 13.

Bei Berechnung der Pension aller Chargen wird dasjenige Diensteinkommen zu

Grunde gelegt, welches der Pensionsberechtigte bereits ein volles Jahr imactiren Dienst

bezogen hat.
Bei den Officiers-Chargen kommt nur das reine Gehalt mit den etwanigenFunc-

tionszulagen in Berücksichtigung. Nebenbezüge, Nemontegelder, Pferderationen u. s. w.
kommen nicht mit in Ansatz (C. 10 des Gesetzes über den Civilstaatsdienst rom 1. Mai
1850

b#e Pension für Unterofficiere, Spielleute und Gemeine wird von dem baaren

Tractement, den Quartier., Bekleidungs-und Brodgeldern berechnet. Die Bekleidungs-
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gelder werden hierbei auf jährlich 35 Fl. für Unterofficiere, auf 28. Fl. füt Spielleute
und Gemeine, die Bredgelder aber allgemein auf monatlich 1 Fl. 45 Kr. bestimmt.

S. 14.

Die Pension besteht—wennWirUnsnichtinganzbesonderenFillen,z.V.bei

einer vor dem Feinde erhaltenen bedeutendenVerwundung zur Gewährung eines höhe-
ren Nuhegehalts entschließen—bei10 und weniger Dienstjahrenin 40 0% der nach

§. 17 zu berechnenden Besoldung. Für jedes weitere volle Dienstjahr wirduie Pension
um 17 pro Cem erhöht.

Ueber 80 Prorent kann die Pensionin keinem Falle steigen.

S. 15.

Bei Berechnung der Diensijahre, einschließlich der Zeit einer etwaigen Disposi-
tionsstellung, wird die Zeit des Eintritte in das Militair zu Grunde gelegt. Für die-

jenigen, welche vorher oder inzwischen im Civilstaatsdienste gestanden haben, kommt

auch die Zeit dieses Dienstes, jedoch unter Berücksichtigung der Vorschriften im §. 38
des Gesetzes über den Civilstaatsdienst vom 1. Mai 1850.in Anrechnung.

Die Dienstzeit beginut mit dem Tage der Vereidigung, ohne Auscht auf das

Lebensalter des Verpflichteten. Die gesetzliche Dienstzeit wird nichtin Abrechnung ge-
bracht und diejenige Zeit, während welcher ein Militairim steunherllichen aber deut-

se ilitairriens gestanden hat, wird so angesehen, alo wäre der Dienstim Inlande
gelei

* ein Militair aus dem Dienste ausgetreten, später aber wieder eingetreten, so

wird die außer dem Dienste zugebrachte Zeit nicht mitgerechnet, wohl aber die frühere
Dienstzeit.

Dievor dem Feinde geleisteten Dienste werden, wennderMilitair Gefechten bei-
gewohnt hat, doppelt gerechnet und zwar nach rollen Monaten, so daß der Monat der
Mobil= und Demobilmachung mit in Betracht kommt.

8.16.
Die Pensien beginnt für Officiere nach Ablauf des auf die Eröffnung des Pen-

sionsbefehls folgenden dritten Monats, für die übrigen Chargen nach Ablaufder auf
die Pensionirung folgenden dritten Deeade.
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« 8. 17.

Im Fall ein penslonirter Militair seinen Aufenthalt im nicht deutschen Auslande
nimmt, tritt ein Abzug von einem Fünftheile der Pension zu Gunstender Staatscasse ein.

8. 18.

1Das Recht auf Bezug der Pension geht. abgesehen von den unter die allgemeinen
gesetzlichen Vorschriften gehörigen Fälle, verloren,

a) wenn der pensionirte Militair sich solcherVergehen schuldig macht, die, wenn

er nochim wirklichen Dienste wäre, seine Entsetzung zur Folge haben würden;

b5) wem derselbe ohne eingeholte Erlaubnißin bleibende Dienste eines anderen
Staatestri

e) wenn derselbe mit einer dem früheren Gehalte gleichkommenden Besoldungin

Civilstaatsdiensteintritt. 8.1
Von den Militairbeaniten werden —mnm der Pensionirung der Bataillonsarzt,

der Auditeur undder Milizprediger den Officieren, die Militairchirurgen aber den Unter-

Ufficieren gleich behandelt.

Urkundlich unter Unserer eigenhändigen Unterschrift und beigedrucktem Fürstlichen
Insiegel. %

So geschehen

Rudolstadt, den 28. April 1854.

(L. S.) Friedrich Günther, J. z. S.
v. Bertrab. v. Ketelhodt. v. Bamberg.
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 XXXVI. Ministerial-Verordnung
vom 28. April 1854, die Ausführung des Militairpensionsgesetzes von

demselben Tage betreffend.

Zum Zweck der Ausführung des Militairpensionsgesetzes vom 28. Apül 1851
wird hiermit Folgendes bestimmt:

8. 1.

Erscheint die Verabschiedung eines Officiers ohne Antrag desselben als erforderlich,
weil seine persönlichen Leistungen den Anforderungen des Dienstes nicht mehrentsprechen,
(5. 3 No. 1 und S. 4 des Militairpensionsgesetzes), so hat der Commandeur den des-

sallsigen Antrag bei dem Fürstlichen Ministerio einzubringen. Der Antrag muß, wenn

eine Geistes= oder Körperkrankheit behauptet wird, auf ein Attest des Bataillonsarztes,
in den Fällen aber, wo die persönlichen Leistungen des Officiers aus anderen Grün-

den nicht mehr als genügend erscheinen, auf die Erklärung der drei ältesten Offieiere
des Contingents gegründet sein.

8. 2.

Geht ein Cntlassungs= bezüglich Pensionsgesuch von einem im activen Dienste be-

findlichen oder zur Dispositiongestellten Ofsicier des Fürstlichen Conkingents selbst aus,

so ist dasselbe schriftlich bei dem Fürstl. Militair.Commando anzubringen. Das Gesuch
muß die Gründe, aufwelche der Antrag gestützt wird, kurz angeben, und bei erhobenen

Pensionsansprüchen einen Nachweis über diejenigen Punkte enthalten, welche dasGesetz
in den S§. 4, 7 und 9 näher bezeichnet. Hat das Lebensalter des Antragstellers auf

die zu fassende Entschließung Einfluß (§. 7 des Gesehes), so ist auch ein Taufzeugniß

beizubringen.
8. 3.

Wird das Pensionsgesuch auf die Behauptung der Invalidität gesttzt (S. 4, 5, 7.
9 des Gesetzes), so veranlaßt das Fürstliche Militair-CommandodenBataillonsarzt, die
behauptete Invalidität zu prüfen und daserforderliche Invaliditätsattest auszustellen.
Hierbei ist nach der dem Bataillonsarzt ertheilten besonderen Instruction zu verfahren.

Die Ausstellung des Invaliditätsattestes kann nur durch den Vataillonsarzt erfol-
gen, sellst dann, wenn der Antragsteller von einem anderen Arzte behandelt sein sollte.
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Für solche Fälle bleibt dem Bataillonsarzte überlassen, sich mit dem behandelnden Arzte
zum Zweck etwa wünschenswerther Auskunftsertheilung in Verbindung zu setzen.

8. 4.

Nach erfolgtem Ausspruche des Bataillonsarztes wird in allen denjenigen Fällen,
in denen es für den Pensionsanspruch von Etheblichkeit ist, ob die Invalidität unmittel-

bar im Dienste oder in Folge desselben herbeigeführt worden, hierüber eine Erklärung
von den drei ältesten Officieren des Contingents ausgestellt.

8. 5.

Das Pensionsgesuch (S.2), das Invaliditätsattest (§.3) und dieim F. 4 erwähnte

Erklärung werden hiernächst durch das Fürstl. Militair-Commando dem Fürstl. Mini-

sterio zur weiteren Veranlassung übereeicht.
Bei einem auf §. 7 alin. 1 des Gesetzes gegründeten Pensionsgesuche ist nur das

Taufzeugniß des Antragstellers zu überreichen, bezüglich die zurückgelegte Dienstzeit des
Antragstellers durch das Militair-Commando zu beglaubigen.

8. 6.

Die vorstehenden Bestimmungengeltenauch für diejenigen Militairbeamten, welche
nach §F. 19 des Militairpensionsgesetzes den Officieren gleich behandelt werden.

Unterosstciere, Spielleute und Gemeine, sowie die in derselben Categorie stehenden
Militairbeamten, werden bei eintretender Invalidität durch die Compagnieen dem Mili-

tair-Commando angemeldet. Leßeres verfügt die ärztliche Untersuchung, läßt das

Attest des Bataillonsarztes mit der im §. 10 des Gesetzes vorgeschriebenen Bescheini-

gung des Compagnie-Chefs versehen und überreicht dasselbe mit einem Nachweise über
die Dienstverhältnisse dem Fürstlichen Ministerio zur Feststellung des Pensionsbetrags.

Die unter das ärztliche Attest zu setzende Bescheinigung des Compagnie-Chefs muß
dahin gehen, ·

daßJIachgewissenhafterUeberzcuguagchAitsskcllets,dicindemvotstes
hcndcnAttesteausgcsptochcncJuvaliditätch.·..... unmittelbar durch den
Dienst herbeigeführt, oder daß dieselbe in Folge des Dienstes entstanden sei
oder wenigstens, daß der ....... bei den durch das Attest bescheinigten Um.

ständen zur Fortsetzung des Dienstes nicht für fähig gehalten werden könne.
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Ist, mit Rücksicht auf das Dienstalter des zu Pensionirenden, die Erwerbs-

fähigkeit oder Unfähigkeit von Einfluß (§. 10 des Gesetzes), so hat sich die Be-

scheinigung auch hierüber auszusprechen.

8. 8.

Beim gänzlichen Ausscheiden von Halbinvaliden wird die Pension nach Maß-
gabe des Gesetzes durch das Fürstliche Ministerium bestimmt.

Rudolstadt, den 28. April 1854.

Färstl. Schwarzb. Ministerinmm.
v. Bertrab.
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Gesetzsammlung
für das Fürstenthum Schwarzburg-Rudolstadt.

QZwölftes Stüch vom Jahre 1854.

 XXXVII. Ministerial-Bekanntmachung.

Nachdem durch Gottes unerforschlichen Rathschluß die Durchlauchtigste Fürstin
und Frau, Frau Amalie Anguste, regierende Fürstin von Schwarzburg-Rudol-
stadt 2c. 2c., geborne Prinzessin von Anhalt-Dessau, in der letztverwichenen Nacht

von dieser Welt abgerufen worden ist, so lassen der Durchlauchtigste Fürst, unser

gnädigst regierender Herr, dieses Höchstdenselben und das ganze Fürstliche Haus
tief betrübende Ereigniß hiermit zur Kenntniß Ihrer getreuen Unterthanen bringen.

Gleichzeitig wird Folgendes bestimmt:

8. 1.

Es wird hiermit bis auf Weiteres eine allgemeine Landestrauer angeordnet.

8. 2.

Vier Wochen hindurch findet in allen Kirchen des Landes ein tägliches Trauer-

läuten Mittags von 12—1 Uhr in 3 Absäatzen statt.

8. 3.

Das öffentliche Tanzen und Musikhalten, sowie alle sonstigen rauschenden

öffentlichen Vergnügungen sind im ganzen Fürstenthume bis auf Weiteres untersagt.

8. 4.

Abgesehen von den für die Hostrauer zu erlassenden Anordmungen des Fürst-

lichen Hofmarschallamtes und ohne den eigenen weitergehenden Wünschen Fürfllicher

Ausgegeben in Rudolstadt, den 47. - 1854.
Fürstl. Schw. Nudolst. Gesetzsamml. XV.
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Diener und Unterthanen entgegenzutreten, wird hiermit bestimmt, daß jeder Fürst-
liche Diener während der Dauer der Landestrauer mindestens einen schwarzen Flor

um den linken Arm und um den Hut zu tragen hat.

Auch das Fürstliche Officiercorps hat einen Flor um den Arm anzulegen.

Alle Fürstlichen Behörden haben sich auf die Dauer der Landestrauer des

schwarzen Siegellacks, bezüglich der schwarzen Oblaten zu bedienen. Außerdem
hat das Fürstliche Ministerium bei allen Ausfertigungen und Erlassen schwarzge-

rändertes Papier in Anwendung zu bringen.

8. 6.

Alle vorstehend getroffenen Anordnungen sind von den betreffenden Fürstlichen

Behörden und Beamten weltlichen und geistlichen Standes sofort zur Ausführung

zu bringen.

Rudolstadt, den 12. Juni 1854.

Färstl. Schwarzb. Ministerium.
v. Bertrab.
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Gesetzsammlung
fur das Fürstenthum Schwarzburg-Rudolstadt.

Dreizehutrs Stüch vom Jahre 1834.

 XXXVIII. Ministerial= Bekanmemachung
vom 2. Mai 185x, die Aufhebung der Waaren-Controle im Binnenlande in

der Movinz Westphalen und in den Fürstlich Waldeckschen und Lippeschen

Gebictstheilen betreffend.

Nachdem nach einer Mittheilung des Königlich Preußischen Finanz-Ministeriums
zu Berlin die Waaren-Controle im Binnenlande in der Provinz Westphalen und in den

dieser Provinz angeschlossenen Fürstlich Waldeckschen und Fürstlich Lippeschen Gebiets-
theilen nunmehr mit der Maaßgabe aufgehoben worden ist, daß sie ferner nur noch für

Kaffee im Regierungs-Bezirk Münster fortbesteht, so wird solches andurch öffentlich be-
kannt gemacht.

Rudolstadt, den 2. Mai 1854.

Fürstl. Schw. Mintsteriun, Wbtbeilung der Finanzen.Schwa
A. Koch.

&amp; XXXHKX. Ministerial-Bekanntmachung
vom 2. Mai 1854, die dem Nebeuzollamte1zu Schlancy in Schlesien wider-

ruflich ertheilte unbeschränkte Befugniß zur Ausstellung und Erledigung von
Begleitscheinen 1 und II betreffend.

Nachdem nach einer Mittheilung des Königlich Preußischen Finanz-Ministeriums
zu Berlin dem Nebensteueramtel zu Schlancy inSchlesien widerruflich die unbeschränkte

Ausgegeben in Rudolstadt, den 24. Juni 1854.

21Fürstl. Schw. Rudolst. Gesetsamml. XV.
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Befugniß zur Ausstellung und Erledigung von Begleitscheinen 1 und Il ertheilt worden

ist, so wird solches andurch zur öffentlichen Kenntniß gebracht.

Rudolstadt, den 2. Mai 1854.

Fürstl. Schwarzb. Ministerinm, Abth. der Finanzen.
Th. Schwarg.r

" A. Koch.

 XIL. Ministerial-Bekanntmachung,
die Errichtung eines Nebenzollamtes erster Klasse in Rielasingen und die Ver-

wandlung des bisherigen Nebenzollamtes erster Klasse in Neuenburg in ein

Nebenzollamt zweiter Klasse betreffend, vom 11. Mai 1854.

Nachdem nach einer Mittheilung des Großherzoglich Badischen Ministeriums der

Finanzen wegen der in neuerer Zeit eingetretenen und fortwährend noch im Steigen be-

griffenen Zunahme des Verkehrs mit der Schweitz über den Ort Rielasingen statt des

bisher in diesem Orte bestehenden Nebenzollamtes zweiter Klasse ein Nebenzollamt
erster Klasse errichtet und gleichzeitig in Folge der veränderten Verkehrsverhältnisse das

bisherige Nebenzollamt erster Klasse in Neuenburg in ein Nebenzollamt zweiter Klasse
verwandelt worden ist, so wird solches andurch zur öffentlichen Kenntniß gebracht.

Rudolstadt, den 11. Mai 1854.

Fürstl. Schwarzb. Ministerinm, Abth. der Finanzen.
Th. Schwarp. r 

4. Koch.

.X XLI. Ministerial-Bekanntmachung,
die von anderen Eisenbahnen auf die Main-Weser-Eisenbahn übergebenden

Traneporte von übergangssteuerpflichtigen Gegenständen betreffend,
vom 22. Mai 1854.

Die Handel= und Gewerbetreibenden im Fürstenthum werden hiermit darauf auf.

merksam gemacht, daß nach einer Mittheilung des Kurfürstlich Hessischen Finanz-Mini-
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steriums die von anderen Eisenbahnen, also auch von der Thüringischen Eisenbahn, auf

die Main-Weser-Eisenbahn übergehenden Transporte von übergangssteuerpflichtigen
Gegenständen und zwar von Bier, Branntwein, Obstwein und Wein, wemm

dieselben nach dem Großherzogthume Hessen, nach dem Gebiete der freien Stadt Frank-
furt, nach Baden, Württemberg u. s. w. bestimmt sind, zu Verhütung der sonst für die

Versender entstehenden Nachtheile mit vorschriftsmäßigen Uebergangsscheinen, deren
Ausfertigung in den bezüglichen Fällen von Seiten der Betheiligten bei den Fürstlichen

Rent= und Steuer-Aemtern zu beantragen ist, versehen sein müssen.

Rudolstadt, den 22. Mai 1854.

Fürstl. Schwarzb. Ministerium, Abth. der Finanzen.
Th. S

Schwarß. r 3%
4 Loch.

 XrL. Ministerial-Bekanntmachung,
die dem Steucramte zu Römhild ertheilte Befugniß zur Erledigung von Be-

gleitscheinen II betreffend, vom 2. Jui 1854.

Nachdem für angemessen erachtet worden, dem Herzoglich Sächsischen Steueramte

zu Römhild vom 1. k. M. ab die Besugniß zur Erledigung von Begleitscheinen II zu
ertheilen, so wird solches hierdurch zur öffentlichen Kenntuh gebracht.

Rudolstadt, den 2. Juni 1851.

Fürstl. Schwarzb. Ministerium, Abtb. der Finanzen..h.Schwa

 XLIII. Einführungs-Gesetz
zur Erecutions-OrdnungfürdasFürsteuttum Schwarzburg-Aludolstadt, vom

10. Juni 1854, nebst der Erceutiond-Ordunng.

Wir Friedrich Günther, von Gottee Gnaden, Fürst zu Schwarzburg u.

urkunden und bekennen hiemit, daß Wir auf Antrag Unseres Ministeriums sowie mit

Beiralh und Zustimmung des getreuen Landtags die anliegende Executions-Ordnung
21

A. Koch.
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für das Fürstenthum zu erlassen beschlossen haben. Wir verkünden dieselbe hiemit als

ein ordentliches Landesgesetz und befehlen die sofortige Ausführung in der Weise, daß
die zur Zeit der Publication dieses Gesetzes bereits verfügten Executions-Maßregeln in
das neue Verfahren umgeleitet werden.

Die mit der neuen Executions-Ordnung im Widerspruch stehenden älteren Gesetze

und Verordnungen, insbesondere die Bestimmungenim Pars. III. Tit. VI. der Prozeß-

Ordnung und des Publitations-Patents, die Errichtung des OberAppellationsgerichts
zu Zerbst betr., No. XXIII., werden hiermit aufgehoben.

W unter Unserer eigenhändigen Unterschrift und beigedrucktemFürslichen
Insiege

geschehen
Rudolstadt, den 10. Juni 1854.

(L. S.) Friedrich Günther, F. z. S.
v. Bertrab. Scheidt. v. Ketelhodt., v. Bamberg.

Executions-Ordnung
für das Fürstenthum Schwarzburg-Rudolstadt.

Einleitung.

8. 1.

Die executive Gewalt steht nicht nur den richterlichen Behõrden, sondern auch nach
näherer Bestimmung der §§. 77—93 den dort bezeichneten Verwaltungsstellen zu.

I. Abschnitt.

Das Hülfsverfahren bei den richterllchen Behörden.

I. Abtheilung.

Allgemeine Bestimmungen.

1) Bedingungen der „bulsevellstretun.
Eine Hülfsvollstreckung (Execution) . vorbehältlich der in den S§. 6, 23, 74

und 76 vorgesehenen Fälle, nur wegen solcher Forderungen stattfinden, die entweder
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durch ein rechtskräftiges Erkenntniß oder durch einen gerichtlich abgeschlossenen Vergleich,
oder ein zum gerichtlichen Protocoll erklärtes Zugeständniß, ihrer Existenz und ihrem

Umfang nach, festgestellt sind.
Hat ein Erkenntniß das Dasein einer rechtlichen Verbindlichkeit nur im Allgemei-

nen ausgesprochen (z. B. die Verpflichtung zumSchadensersatz), ohne zugleich den Um-

fang der Forderung festzustellen, so muß letzterererst durch ein besonderes Liquidations-
verfahren rechtskräftig ermittelt sein, bevor auf Hülf den kann

Für den Lignidationsproceß gelten die Vorschriften über das Versahren bei gering-

fügigen Rechtsstreitigkeiten.
S. 3

Erkenntnisse, gegen welche nach den Proceßgeseten Rechtsmittel mit Suspensiv-

Effect nicht zulässig sind, werden sofort nach ihrer Publication vollstrecckar. Wenn
sich der Verurtbeilte vor Ablauf der zehntägigen Nothfrist zur Einlegung eines Rechts-

mittels dem Erkenntnisse ausdrücklich unterworfen hat, gilt die Rechtskrast unddie Voll-

swechanken als von dem Zeitpunkte an eingetreten, wo diese Erklärung bei Gericht ab-
gegeben ist

Istm ein Theil dek Forderung nicht ganz bestimmt festgestellt, so wird die Hülfs-

vollstreckung wegen des festgestellten Theiles dadurch nicht aufgehalten.

2) Executionsgericht.

8. 4

Der Antrag ist bei dem Proceßgerichte erster Instanz, in den Fällen der 88. 6 und

76 aber bei dem Einzelgerichte, dem der Verpflichtete unterworfen ist, einzubringen. Die
Hülfsvollstreckung selbst gehört regelmäßig vor das Einzelgericht und bei Militgirperso-

nen, wenn es sich um Execution in das bewegliche Vermögen und um Beschlagnahme

von Gagen, Löhnungen u. s. w. handelt, vor die Militairgerichte (§. 3 der Verordnung
bom 31. Mai 1850 — Gesetzsamml. 1850. S. 431fl.).

3) Exceutionsgesuch.

8. 5

Das Executionsgesuch muß außer dem Nachweise der Existenz einer der in der ge-

genwärtigen Exccutions-Ordnung für die Zulässigkeit der Hülfsvollstreckung bestimmten

Voraussetzungeneine genaue und vollständige Angabe alles desjenigen enthalten, wozu dierichter-

liche Hülfe in Auspruch genommen werden soll.
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Bei Geldschulden hat der Antragsteller eine vollständige und übersichtliche Berech-
nung der Hauptschuld und Nebenforderungen aufzustellen, auch zugleich diejenigen Ko.

sten, welche durch das Ansuchen selbst entstanden sind, mit zu verzeichnen und die einzel-

nen Ansätze, insoweit nicht deren Richtigkeit aus den Acten und der Berechnung erhellt,

glaubhaft zu belegen.
Das Gesuch muß

2) die Art wie, und die Mittel, durch welche die Hülse in Gemähheit der gesetzli-

chen Vorschriften zu vollstrecken ist, genau angeben und näher bezeichnen.
Eine Unvollständigkeit des Gesuchs in dieser letztern Hinsicht hat zur Folge, daß

die Execution in das Mobiliar des Schuldners vollstreckt wird, wenn der Richter nicht

votziehen sollte, zuvörderst noch die bestimmte Angabe des Hülfsobjects vom Ansuchen-
den zu erfordern.

8. 6.

Sollen Advocatengebühren im Wege der Execution beigetrieben werden, so hat

der Antragsteller seinem Gesuche das richterliche Festsetzungödecret, sofern dasselbe sich
nicht schon bei den Acten des angerufenen Gerichtes befindet, beizufügen.

4) Richterliche Verfügung auf das Executionsgesuch.

.J.

Ein ungegründetes oder unzeitiges Executionsgesuch bat das Gericht sofort zurück-
zuweisen.

Ist das Gesuch an sich begründet, und das angegebene Mittel und die verlangte

Ark der Execution zulässig, so setzt der Richter die Forderung an Hauptschuld, Zinsen

und Kosten fest, bringt zu den letztern die ehra rückständigen Gerichtskosten, sowie die
Kosten für die Ausfertigung auf das Executionsgesuch hinzu und erläßt unter Berück-
sichtigung der in dieser Exerutions-Ordnung ertheilten speciellen Vorschriften an den

Schuldner die Auflage, den Gläubiger innerhalb bestimmter Frist zu befriedigen. «

Die Frist kann nur mit Zustimmung des Antragstellers erstreckt werden. In der

richterlichen Auflage muß demVerpflichteten für den Fall, daß er innerhalb der bestimm-

ten Frist dem Befehle nicht Folge leisien würde, die vom Gesetz ausschließlich vorge-

schriebene oder vom Antragsteller, innerhalb der Grenzen seiner Wahlbefugnisse, in

Vorschlag gebrachte Art der Hülfsvollstreckung angedroht werden.
Der Ansuchende ist von der erfolgten Auflage in Kenntniß zu setzen.

Ist die Verurtheilung durch Gegenleistungen des obsiegenden Theiles bedingt,
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welche gleichzeitig (Zug um Zug) eintreten sollen (z. B. Zahlung des Kaufgeldes für die

abzuliefernde Sache), so ist dies in der Auflage mit auszudrücken.

5) Weiteres Verfahren.

8. 8.

Leistet der Schuldner der an ihn erlassenen Auflage innerhalb der bestimmten Frist

keine Folge, so wird auf ferneres Nachsuchen des Antragstellers mit Vollstreckung

der angedrohten Hülfshandlungen verfahren.
Handelt es sich un Beitreibung von Kosten oder ähnlichen Leistungen auf Reqauisi-

tion einer öffentlichen Behörde, so bedarf es eines solchen ferneren Antrages nicht:

es wird vielmehr, sobald der Schuldner nicht innerhalb der bestimmten Frist die Erfül-

lung seiner Verbindlichkeit nachweist, ohne Weiteres zur wirklichen Hülfsvollstreckung
vorgeschritten (§. 76.).

S. 9.
Befinden sich Personen oder Sachen, gegen welche die Hülfshandlungen gerichtet

werden sollen, nicht im Bereiche des Proceßgerichtes, so hat letzteres nach Eingang des
Executionsgesuches und nachdem demselben stattgegeben ist, das zustäindige Gericht um

die Vollstreckung zu ersuchen. Befinden sich dagegen jene Personen oder Sachenin dem
Bezirke des Proceßgerichtes, so hat dieses die Hülfe selbst zu vollstrecken und, wenn es

ein Kreisgericht ist, damit das Einzelgericht, welchem die betreffenden Personen und
Sachen unmittelbar unterworfen sind, zu beauftragen.

Dem requirirten bezüglich beaustragten Gerichte ist der Grund, der Gegenstand
und die Art der Vollstreckung genau anzugeben, auch in Fällen, wo dies nicht von selbst

klar ist, zugleich dasjenige, woraufsich die Competenz des requirirenden oder beauftragen-
den Gerichts in der betreffenden Sache gründet, mit anzuführen.

Das ersuchte oder beauftragte Gericht hat die Vollstreckungshandlung, ohne vor-

hängige weitere Versügung, alsbald vorzunehmen oder das etwaige Hinderniß dem Pro-
cengerichte sofort anzuzeigen.

Werden gegen das Verfahren des requirirten oder beauftragten Nichters bei An-

wendung der geordneten Zwangomittel Widersprüche erhoben, so hat dieser Richter selbst
bierüber zu entscheiden, es müßten denn die Anordnungen, gegen welche die Beschwerde

gerichtet ist, von dem Proceßgerichte bestimmt vorgezeichnet sein. In diesem Falle, so
wie dann, wenn die erhobenen Einreden die Sache selbst betreffen, ist die Entscheidung

über dieselben an das Proceßgericht zu venveisen, die Exceution selbst aber wird der er-



142 1854.

hobenen Einreden ungeachtet so lange fortgeseht, bis das Proceßgericht die Einstellung
des weiteren Hülfsverfahrens angeordnet hat.

Nur in dem Falle, wenn die erhobenen Einreden sich sofort als klar und zulässig

erweisen (z. B. die Einrede der Zahlung durch Production einer Quittung), hat das

ersuchte oder beauftragte Gericht einstweilen mit der weitern Hülfsvollstreckung Anstand
zu nehmen und hiervon das Proceßgericht sofort zubenachrichtigen, damit dieses über die

Einreden und deren Einfluß auf das Hülfsverfahren ohne Aufenthalt entscheiden könne
K. 11). "

§.10.

AuchdievonansländifchcnGerichtengeziemendnachgesachteExccntionhabendie
inländiscbanetichke,sobald-dieVomussepungendes§.2vokhandcnsindundunter
Berücksichtigung der desfalls etwa abgeschlossenen Conventionen, nach Maßgabe der ge-

genwärtigen Executions-Ordnung zu versügen, es sei denn, daß gegen den auswärtigen
Staat Retorsion zu üben wäre, oder daß rücksichtlich der Competenz des requirirenden

Gerichts oder sonst bei der Sache wesentliche Bedenken herortreten. In solchen Fällen

hat das reauirirte Einzelgericht an das Kreisgericht, das requirirte Kreisgericht aber an

das Appellationsgericht zu berichten und dessen Anweisungen Folge zu leisten.

6) Einwendungen des Schuldners gegen die Vollstreckung.

S. 11.

Glaubt der Schuldner die ihm angedrohte Hülfsvollstreckung ganz oder zum Theil

abwenden zu können, so hat er seine Einwendungen innerhalb der in der Befolgungsauf-

lage (I. 7) festgesetzten Frist dem Gerichte mündlich oder schriftlich anzuzeigen und die-
selben, soweit sie sich nicht aus den Acten ergeben, durch öffentliche oder Privaturkunden

sofort zu belegen.
8. 12.

Durch solche Einwendungen kann jedoch die Hülfs-Vollstreckung nur dann abge-

wendet werden, wenn der Verpflichtete darzuthun vermag, entweder:

1) daß er den obsiegenden Theil in Gemäßbeit des Erkenntnisses u. s. w. (§.2)

befriedigt habe, oder

2) daß der Anspruch durch einen nach Bekanntmachung des Urtheils u.s.w.(§.2)
Geschlossenen Vergleich, oder

3) durch einen nach dieser Zeit bewilligten Erlaß erledigt sei, oder endlich
4) daß ihm ein erst nach dem angegebenen Zeitpunkte entstandener, oder ein bereits
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früher klagbar gemachter, aber erst nach jenem Zeitpunkte in rechtliche Gewiß-
heit gesetzter Gegenauspruch zustehe, welcher zur Compensation mit dem Streit-

gegenstande sich eignet.
8. 13.

Gegen die Art und Weise, wie die Vollstreckung angedroht worden ist (modus

Cxeculionis), bann der Verpflichtete nur insofern Ausstellungen machen, als das Gericht

dabei vom Inhalte des Erkenntnisses oder Vergleiches abgewichen ist, oder gegen aus-

drückliche Vorschriften dieser Executions-Ordnung gefehlt hat.

S. 14.
Die erhobenen Einwendungen werden vom Gericht geprüft. Erscheinen dieselben

als unzulässig, so werden sie sofort venworfen, der Schuldner wird hiervon benachrichtigt

und mit der Hülfsvollstreckung selbst weiter vorgeschritten.

S. 15.

Erscheint der erhobene Einwand nicht als sofort verwerflich, so werden beide Theile
(der Executionssucher unter abschriftlicher Mittheilung der vom Gegner erhobenen Ein-

wendungen, sowie der von demselben beigebrachten Urkunden) zu einem auf höchstens

14 Tage hinaus anzuberaumenden Verhörstermine schriftlich vorgeladen.
Dabei werden für den Fall der Nichtbefolgung der Ladung folgende Rechtsnach-

theile angedroht:
1) dem Executionssucher, daß das Thatsächliche der Einwendungen für zugestanden

und die beigebrachten Urkunden für anerkannt zu achten seien;

2) dem Gegner, daß seine Einwendungen keine Berücksichtigung finden würden.
In dem Termine ist jede Parthei mit ihren Behauptungen zu hören, aber auch über

die Anerkennung der vom Gegner vorgelegten Urkunden sich zu erklären verbunden und

im Fall der Ableugnung von Privaturkunden zur sofortigen Leistung des Difessions-
eides anzuhalten.

Wird eine solche Erklärung oder eine eidliche Ableugnung verweigert, so gilt die
Urkunde für anerkannt. Nach Beendigung der Verhandlung hat das Gericht über den

Grund und die Wirkung des erörterten Einwandes sofort im Termine zu entscheiden und

diese Entscheidung den Parteien zu eröffnen.

Nur ausnahmsweise kann die Entscheidung und die Eröffnung derselben acht Tage

hinausgeschoben werden.

Werdendie erhobenen Einwendungen durch die richterlichezausheidme für begrün-
Fürnt. Schw. Rudolsl. Mur XV.
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det erklärt, so wird der ferneren Executionsvollstreckung Anstand gegeben oder dieselbe

modificirt; im entgegengesetzten Falle wird die Hülfsvollstreckung ohne weiteren Anstand

vollzogen.
" Wird eine der §. 12 aufgeführten Einreden vorgeschützt, aber nicht sofort auf die

rforderliche Weise (S. 11) bescheinigt, so wird dieselbe zu besonderer Ausführung ver-
Ua

wiesen. 7) Einwendungen Dritter.
16.

Wemn ein Dritter das Eigenthum an einer als Hülfsgegenstand erwählten Sache

in Anspruch nimmt, so muß er seine Ansprüche bei derjenigen Behörde aumelden, von

welcher die Hülfsvollstreckung angeordnet worden ist, und diese hat darauf dem angeb-
lichen Eigenthümer eine 14 tägige Frist zu setzen, binnen welcher er seine behaupteten

Rechte bei der zuständigen Behörde gehörig geltend zu machen hat. Inzwischen ist aber
das bereits begonnene Hülfsverfahren bis zur Versteigerung der in Beschlag genomme-

nen Sache fortzusetzen, mit der Versteigerung selbst jedoch bis zum Austrag des Ineident-

streites Anstand zu nehmen. Wird das behauptete Recht innerhalb der gesetzten Frist

nicht verfolgt, bezüglich nicht der Nachweis geliefert, daß von dem angeblichen Eigenthü-
Mer förmliche Klage beim zuständigen Gerichte eingereicht worden ist, so muß mit dem
Verkaufe der Hülfsgegenstände vorgeschritten werden.

8) Weitere Hinderungs= und Aufhebungsgründe der Hülfsvollstreckung.

17

Das Hülfsverfahren wird ferner zeitweilig oder für immer abgewendet:
I) durch die vom Gläubiger gegebene Stundung,
2) durch ein vom Landesherrn verwilligtes Moratorium,

3) durch Eröffnung des Concurses,
4) durch Tilgung der Schuld.

0) Rechtsmittel.

Gegen die im Hülfsverfahren vorkommenden richterlichen Entscheidungen, mit Aus-
nahme der nur procehleitenden Versügungen, finden die gewöhnlichen Rechtemittel statt.

Die Ausführung muß indeß jedesmal sofort mit der Einwendung verbunden und eine

eiwaige Gegenschrift binnen einer für den Nichter unerstreckbaren Frist von 8 Tagen zu
den Acten gebracht werden. Durch das eingewendete Rechtsmittel wird das Hülfsver-
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fahren nicht gehemmt, es müßte denn auf die Abwendung folgender Vollstreckungehand-
lungen ankommen:

1) die Anwendung des Gefängnißzwanges,
2) die Heraussetzung aus einem Grundstücke und Einweisung des Gegners in

den Besiß desselben,
3) die Ausantwortung eines beweglichen Gegenstandes an den Gegner,
4) die Auszahlung gerichtlich niedergelegter oder bei einem Dritten verkümmer-

ter Gelder,

5) die Versteigerung abgepfändeter beweglicher Sachen und
0) die Subhastation von Grundstücken.

Aber auchin diesen Fällen wird das Hülfsverfahren bis zurVollziehung der eben

ewwähnten Vollstreckungshandlungen fortgeseßt.
Handelt es sich um die Subhastation eines Grundstücks, so hat das Gericht, wenn

noch kein Bietungstemin angesetzt ist, mit öffentlicher Feilbietung des Grundstücks an-
zustehen, im entgegengesetzten Falle aber den Subhastationstermin abzuhalten, jedoch,
wenn die Appellation nicht inzwischen beseitigt ist, den Zuschlag an den Meistbietenden

auszusetzen.
Ein gleichwohl erfolgter Zuschlag kann vom Schuldner, jedoch nur binnen 10 Ta-

gen, mittelst Appellation als nichtig angefochten werden.

10) Rosten.

8. 19.
Die Kosten der Hülfsvollstreckung hat der Verurtheilte zutragen, beziglich zu er-

statten. Ueber die durch Streitigkeiten im Hülfsverfahren entstandenen Kosten ist nach
den allgemeinen Grundsätzen zu entscheiden.

Bei Anordnung von Gefängnißzwang hat der Antragsteller die Kosten der Haft-

vollstreckung vorzuschießen. Den Betrag des zuleistenden Vorschusses bestimm das voll-
silreckende Gericht. Wird der Vorschuß nichtbestellt, bezüglich der absorbirte Vorschuß

nicht wieder erneuert, so wird die Haft nicht vollzogen, bezüglich der verhaftete Schuld-

ner der Haft entlassen.
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II. Abtheilung.

Besondere Bestimmungen.

A. Hülfsverfahren wegen einer vorzunchmenden Handlung.

1) Im Allgemeinen.

8. 20.

Soll von dem Verurtheilten eine Handlung geleistet werden, so wird demselben in

der richterlichen Auflage (. 7) anbefohlen, binnen einer nicht unter drei und nicht über

dreißig Tage hinaus zu bestimmenden Frist die Handlung vorzunehmen, unter der An-

drohung, daß im Fall der Nichtbefolgung, je nach dem Antrage des Berechtigten, der

Verurtheilte entweder durch Gefängnißzwang zur Vornahme der Handlung angehalten
oder die Handlung auf seine Kosten durch einen Dritten geleistet oder dem Berechtigten.

die Liquidirung seines Interesses verstattet werden würde.

2) Wenn der Verpflichtete selbst die Handlung leisten soll.

S. 21.

Wenn nach fruchtlosem Ablauf der Frist der Berechtigte auf Vornahme der Hand-

lung durch den Verpflichteten besteht (was indeß nur alödann zulässig ist, wenn die Hand-

lung nach dem Ermessen des Richters lediglich vom Willen des Verpflichteten abhängt),
so ist Letzterer durch Personalarrest, der indeß in der Regel 4 Wochen nicht übersteigen

darf. zur Leistung der Handlung anzuhalten. Liegt klar am Tage, daß der Verurtheilte

blos aus hartnäckiger Widerseglichkeit den richterlichen Befehlen nicht nachkommt, so ist
der Richter befugt, den Personalarrest auf 3 Monate auszudehnen.

Bleibt diese Maregel erfolglos, so stehen noch die beiden anderen Wege dem Be-

rechtigten offen. Aber auch umgekehrt kann zu dem Gefängnißzwange in dem Falle ge-

schritten werden, wenn der Verpflichtete die vom Berechtigten vorher gewählte Entschädi-

gung nicht zu leisten vermag.

3) Wenn die Leistung der Handlung durch einen Dritten erfolgen soll.

8. 22

Wöhlt der Berechtigte die Vornahme der Handlung durch einen Dritten, so hat
der Richter den Betrag der dazu erforderlichen Kosten vorläufig zu bestimmen und vom

Verpflichteten einzuziehen.
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4) Wenn derBerechtigte sein Interesse fordert.
23

Verlangt der Berechtigte Schadenersatz wegen des durch Nichtleistung der Hand-

lung ihm entzogenen Rechtes, so ist der Betrag der Entschädigung, wenn nicht die förm-
liche Ausführung des Auspruchs von ihm vorgezogen oder diese vom Gericht aus beson-

ders anzugebenden Gründen für nöthigerachtetwird, durch Gutachten Sachverständiger
oder, wenn ein solches nicht erlangt werden kann, durch einen von dem Berechtigten zu

leistenden Schätzungseid sofort festzustellen und vom Verpflichteten als Geldschuld ein-

zubringen.
5) Wenn die Handlung im Fall der Unterlassung für geleistet erachtet werden kann.
’· 248. 24.

Handelt es sich um Vornahme einer Handlung, welche im Fall der Unterlassung

vom Gerichte für geleistet erachtet werden kann, so wird der Befolgungsauflage die An-

deutung beigefügt, daß, wenn der Schuldner die Handlung binnen der eingeräumten

Frist nicht vornehmen würde, dieselbe für wirklich vollzogen werde erachtet werden. Diese
Bedeutung tritt nach Ablauf der Frist, wenn die Auflage unbefolgt geblieben ist, ohne
Weiteres in Kraft.

B. Hülfsverfahren wegen Unterlassungen.

Ist Jemand zu einer Unterlassung verurtheilt, ohne gleichzeitige Beifügung einer
Strafe auf den Fall der Zuwiderhandlung, und nimmt er die untersagte Handlung den-

noch vor, so ist die Wiederholung unter Androhung einer augemessenen Geldstrafe zu
untersagen. Wird diesem Verbote zuwider gehandelt, so ist die angedrohte Strafe bei-
zutreiben und das Verbot unter Verdoppelung der Strafe zu wiederholen, der Verur-

théilte auch auf Ansuchen des Berechtigten zur Bestellung einer annehmlichen Caution

wegen künftiger Befolgung des richterlichen Ausspruches, sowie zum Ersatz des durch
seine Handlungen verursachten Schadens (F. 23) und zur Wiederherstellung des durch
seine Zuwiderhandlungen etwa veränderten vorigen Zustandes anzuhalten.

Wird dieser letztern Auflage binnen der dazu eingeräumten Frist keine Folge gelei

stat, so hüt das Gericht anzuordnen, daß die Wiederherstellung des vorigen Zustandes
auf Kosten des Verpflichteten bewirkt werde und sind die darauf verwendeten Kosten wie

eine Geldschuld einzuziehen.
Wenn Geldbußen den Zweck nicht erfüllen, so kann eine angemessene, doch nicht
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über 6 Wochen steigende Gefängnißstrafe festgesetzt werden; desgleichen ist, wenn Geld-

strasen nicht beigebracht werden können, stattderselben Gesingniy;im Verhältniß von
521 Kr. = 15Sgr. zu einem Tage zu wählen.

Die bestellte Caution kann nach richterlichem Ermessen wieder erlassenwerden, wenn

fernere Zuwiderhandlungen nicht zu befürchten sind.

C. Hülfsverfahren wegen Ausantwortung einer beweglichen Sache.

§. 26.

Ist Jemand zur Herausgabe einer beweglichenSache verurtheilt worden, so ist
ihmin der Befolgungsauflage (§. 7) aufzugeben, binnen einer angemessenen Frist von
3 bis 8 Tagen die Sache dem Berechtigten einzuhändigen, widrigenfalls dieselbe ihm

gerichtlich werde abgenommen werden.

Diese Wegnahme wird nach Ablauf der Frist auf weiteren Antrag des Ansuchers

verügtIstdie Sachein der Behausung oder im Gewahrsam des Verpflichteten nicht zu

finden, so kann der obsiegende Theil den Werth derselben und den Betrag seines et,

waigen Interesses eidlich angeben und diese Summe als Geldschuld vom Gegner bei-

bringen lassen. Es stebt ihm indeß frei, zuvor noch von dem Verpflichteten die eidliche
Versicherung zu verlangen, daß er nicht wisse, wo die Sache anzutreffen sei.

Befindet sich die Sache im Besitz eines Dritten, so hat der obsiegende Theil die
Wahl, ob er diesen auf Herausgabe derselben belangen oder die Vergütung des Werthes

der Sache und seines Interesses auf die angegebene Weise von dem Verurtheilten sor-
dern will. Hat ein mit der Eigenthums= oder Pfandklage Belangter nach Behändi-

gung der Klage die streitige Sache einem Andern eingeräumt, so kann die Wegnahme

ohne Weiteres gegen den dritten Besitzer vollstreckt werden.

D. Hülfsverfahren wegen Abtretung und Räumung eines Grundstückes.

1) Zwangsweise Abtretung eines Grundstücks.

8. 27.

Ist Jemand zur Abtretung eines Grundstücks oder eines Theils desselben ver-
pflichtet, so wird in die Befolgungsauflage (5. 7) die Verwarnung aufgenommen, daß,

wenn binnen einer auf 8 bie 30 Tage zu bestimmenden Frist der Auflage nicht Genüge

geleistet sein sollte, der Säumige aus dem Besitze des Grundstücks gesetzt und sein
Gegnerin denselben werde eingewiesen werden.
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DieVollstreckungderAuflagegeschiehtbei Grundstücken, welche nicht mit Ge-
bäuden versehen sind, dadurch, daß das Gericht unter der Erklärung, es werde der

bisherige Besitzer des Besitzes entsetzt, den Ansucher in das Grundstück an Ort und
Stelle einweist. .

BeiWohnhäuscknodet«andctnGebäudcnistdcrznkRäumungVerpflichtctcmit
seinen Effecten, für deren anderweite Unterbringung er selbst sorgen muß, nöthigenfalls
unter Anwendung von Gewalt, herauszuschaffen und der Ansuchende in den auf solche

Weise geräumten Besitz einzuweisen.
Bei jeder Besitzentsetzung ist der Executirte zu bedeuten, daß er sich jeder Wieder-

ergreifung des Besittzes, sowie jeder anderen Störung desselben bei namhaster Strafe
zu enthalten habe. Geldstrafe wird bis zu 87 Fl. 30 Kr. = 50 Thlr., Gefängnißhaft

bis zu 6 Wochen angedroht.

Durch die Abwesenheit des sachfälligen Theiles wird die Heraussetzung seiner
Sachen und die Einweisung des Gegners nicht gehindert. Es ist aber, wenn weder
der Herausgewiesene selbst, noch ein Stellvertreter desselben für die Verwahrung der

herausgeschafften Sachen sorgt, der Polizeibehörde hiewon unverzügliche Anzeige zu
machen.

Befindet sich das Grundstück im Besitze eines Dritten, so treten auch hier die kes-
treffenden Vorschriften des S. 20 ein.

2) Zwangsweise Räumung eines Grundsiücks.

Voorstehende Bestimmungen sind auch dann anzuwenden, wenn Jemand nicht zur
Abtretung, sondern nur zur Räumung eines Grundstücks oder eines Theils desselben

verpflichtet ist, mit der Modifcation jedoch, daß in solchem Falle nur die Heraussetzung

des Inhabers, nicht auch die Einweisung des Gegners anzudrohen und zu vollziehenist.

E. Hülfeverfabren wegen Zahlung einer Geldschuld.

I. Bahlungsauflage.

29

Wenn ein Executionsantrag auf Befriedigung wegen einer Geldschuld gerichtet und
als rechtsbegründet ersfunden worden ist, so wird dem Schuldner aufgegeben, binnen

einer, nach den Umständen auf 8 Tage bis 6 Wochen vom Richter zu bestimmenden,

Frist die schuldige Zahlung zu leisten. Diesem Befehle ist die Androhung beizufügen,
daß, wenn demselben innerhalb der bestimmten Frist nicht Folge geleistet werden sollte,
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auf weiteren Antrag des Gläubigers die Vollstreckungshandlung in der vom letzteren

beantragten, bezüglich von dem Gerichte beschlossenen Weise erfolgen werde. (F. 5).

I. Befriedigungomittel.

8. 30.

Der Gläubiger ist berechtigt, aus allen Vermögensstücken des Schuldners, welche

zur sreien Verfügung desselben stehen, seine Befriedigung zu suchen.

8. 3l.
Folgende Gegenstände sind indeß von der Hülfsvollstrechung frei:

1) die für den Schuldner, seine Ehefrau und seine bei ihm lebenden Kinder nach ihrem
Stande unentbehrlichen Betten, Kleidungsstücke und Leibwäsche, ingleichen das-

jenige, was Kranken und Wöchnerinnen in diesem Zustande außerdem unumgäng-

lich nothwendig ist;
2) diejenigen beweglichen Sachen, welche der Schuldner zu seinem Gewerbe oder Be-

rufe unumgänglich nöthig hat, namentlich bei Handwerkern und Künstlern die zur
Fortsetzung ihres Gewerbes und ihrer Kunst nach dem Ermessen des Gerichtes, be-

ziglich nach dem Gutachen von Sachverständigen unumgänglich erforderlichen
Werkzeuge, Bücheru.f.

3) Almosen und andere ri die zur nothdürftigen Ernährung des Schuldners
von Dritten gegeben werden;

4) die einem Schuldnerbewilligee oder zuerkannte Competenz

5) die von den Begräbnißvereinen zur Bestreitung der Begräbnißkosten zu zahlenden

Gelder;
6) die Löhnung der Unterofficiere und gemeinen Soldaten;
7) bei Hof-, Staats-, Kirchen-, Schul= und Commmnaldienern, sowie bei Militär-

personen die Unisormn undLivreestücke, Dienstwaffen, ingleichen die zum Dienst

erforderlichen Instrumente, Bücher, Utensilien, Dienstpferde und Equipagestücke,
Fourage und Vergütungen aus öffentlichen Cassen zu Bestreitung des Reise= und

sonstigen Dienstaufwandes;
8) der zur Fortsetzung des Dienstes und zur Erhaltung der vorstehend emwähnten

Diener unumgänglich ersorderliche Theil der Gehälter, Gagen, Löhnungen, stän-
digen Remunerationen, Wartegelder und Pensionen. Belaufen sich diese Bezüge
auf nur 300 Fl. oder weniger, so kann nur ein Sechstheil, bei einem Betrage von

über 300 Fl. aber ein Drittheil zur Befriedigung der Gläubiger in Beschlag ge-
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nommenoder mit Arrest belegt werden, mit der Modificakion jedoch, daß bei Be-

zügen von über 300 Fl. den Percipienten jedenfalls die Summe von 250 Fl. frei

bleiben muß.

Dabei gelten noch folgende nähere Bestimmungen:
n) die Beträge zu Pensions= und Unterstützungsfonds, sowie sonstige Abzüge

für öffentliche Cassen kommen bei Berechnung der Besoldungsbeträge nicht
in Ansatz

1) Anweisungen der Diener auf noch nicht angefallene Besoldungstheile 2c#.
sind nur auf Höhe der, der gerichtlichen Beschlagnahme unterliegenden Be-

träge zulässig;
J)eine gleiche Begünstigung, wie den öffentlichen Dienern, kommt auch ihren

im Pensionsbezuge stehenden Frauen und Kindern rücksichtlich der Pensions=
beträge zu.

32.
Beie Fideicommißgutern findet die G.on mur in die Früchte, nach Abzug aller

Competenzen, in Gemähheit der S§. 53—62 statt, und dasselbe gilt bei Lehngütern,
es müßte denndie Schuld eine wahreLehnsschuldseinoder esmüßtenderLehnsherr und

die Mitbelehnten wegen einer Allodialschuld ihre Einwilligung zur Hülfsvollstreckung
in die Substanz des Lehns ertheilt haben.

III. Wahlrecht den Gläubigers.

 . 3.

Unterden, der Hülfsvollstreck icht ent disponiblen Vermögen des

Schuldners gehörigen, Gehenständensteht dem ndie fnaie Wahl dersenigen zu,
wæeelche er dem Richter nach §.5als Hülfsobjecte bezeichnen will. Nur darf die Execu-

tion aus einem unddenselten Erkenntnisse oderBergleiche nichtin mehrere Vermögens-

stücke des Schuldners vollstreckt werden, als nach richterlichem Ermessen zur Befriedi-
gung des Gläubigers erforderlich ist. Dagegen steht aber dem Gläubiger die Besugniß

zu, anstatt des zuerst gewählten Executionsgegenstandes einen andern in Vorschlag

zu bringen, in welchem Falle er jedoch des aus der früheren Hülfsvollstreckung erlangten

Vorrechtes verlustig geht und auch, wenn er ohne zureichende Gründe eine andere Wahl

getroffen hat, die Kosten der ersten Hülfsvollstreckung zu tragen hat.
Wenn der Exerutionssucher zum Zweck seiner Befriedigung eine Activforderung

desSchuldners zum Neumwerth an Zahlungsstatt angenommen hat. so kann von der

Auwahl eines andern Hülfsgegenstandes nicht mehr die Nede sein.
Fürsl. Schw. Rudolst. Gesehsamml. XV. 23
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IV. Pfändung und Verkauf beweglicher Sachen.

1) Verfahren bei der Auspsändung.

. 34.

Soll die Hülfe wegen einer Geldschuld in die beweglichen Sachen des Schuldners

vollstreckt werden, so läßt der Nichter durch einen Diener, welcher hierzu einen schrift-
lichen Befehl erhält, von diesen Sachen soviel wegnehmen, als zur Befriedigung des

Glänbigers erforderlich erscheint. Der Schuldner ist verbunden, nach Vorlegung des

Pfändungebefehles dem Gerichtodiener seine beweglichen Venmögensstücke vorzuzeigen
und zu diesem Behufe seine Zinuner und übrigen Behältnisse, wie auch die darin be-

findlichen Kasten, Schränke 2c. zu öffnen.

Bei der Abpfändung darf der Diener nicht weiter gehen, als nach Verhältniß der

beizutreibenden SSummenothwendig ist. Hat der GläubigerdasMobiliardesSchuld-
nersim Allgemeinen und nicht bestimmte Stücke desselben als Mittelzuseiner
bezeichnet, so sind vorzüglich solche Sachen abzupfanden. die leicht zu transportiren und
dem Schuldner am entbehrlichsten sind, auch am leichtesten Käufer finden werden. Hie-

bei ist auf billige Wünsche und Vorstellungen des Schuldners, sofern dieselben dem be-

absichtigten Zwecke nicht zuwiderlaufen, Rücksicht zu nehmen.
Verweigert der Schuldner die Vorzeigung seiner Effecten oder hat er sich, um der

Hülfovollstreckung auszuweichen, entfernt, und Niemanden zur Wahrung seines In-
teresses zurückgelassen, so ist dennoch zur Auspfändung zu schreiten und zu diesem Zwecke

Oeffnung verschlossener Räume und Behältnisse nöthigenfalls mit Gewalt vorzunehmen.

2) Richterliches Pfand-Recht.

8. 35.

Durch die vollzogene Abpfändung wird ein Unterpfandsrecht an den gepfändeten
Sachen für den Gläubiger begründet.

3) Zuziehung dritter Personen

Der Gläubiger kannseine Zuziehung b der Hlfspollfrechung verlangen, er hat
sich aber dabei aller störendenEinmischung zu enthalt

Findet die Executionsvollstreckungin Apvesseahet des Schuldners statt und sind

auch nicht Angehörige oder Bevollmächtigte desselben zugegen, so hat der die Hülfe
vollstreckende Diener ein Mitglied der Ortsbehörde, einen Polizeibeamten oder einen
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zweiten Gerichtsdiener zuzuziehen. Dasselbe hat zu geschehen, wenn bei der Hülssvoll-
streckung Widerstand entgegen tritt oder zu befürchten steht.

4) Sicherung der abgepsändeten Sachen.

Die abgepfändeten Sachen sind genau zu verzeichnen und entweder sofort an das

Gericht abzuliefern oder sonst in sichern Gewahrsam zu bringen. Werden dieselben aus-

nahmsweise dem Schuldner selbst bis zurVersteigerung gelassen, so sind sie, insoweit dies

nach den Umständen geschehen kann, durch Verschliehung und Versiegelung gegen fernere
Benuhung des Schuldners sicher zu stellen, oder wenigstens, soweit dies thunlich, durch
Anlegung eines Siegels als Executionsobject zu bezeichnen.

Verletzung oder Vernichtung der angelegten amtlichen Verschlußmittel oder Siegel

wird in Gemäßheit des Art. 102 des Strafgesezbuches bestraft.

Schafft der Schuldner selbst oder durch andere die ihm abgepfändeten Gegenstände
auf irgend eine Art bei Seite, so ist dies nach Art. 196 des Strafgesetzbuches zu bestra-

sen, insofern nicht Art. 244 zur Anwendung geeignet ist.

5) Bericht über die geschehene Auspfändung.

8. 38.
Das im vorhergehenden §. gedachte Verzeichniß ist von dem Diener und von den

bei der Hülfsvollstreckung etwa zugezogenen Personen (.360) zu unterschreiben und dem

Gerichte zu übergeben. Der Bericht des Dieners über die Executionsvollstreckung hat
bis zum Beweise des Gegentheilo vollen Glauben.

6) Würderung der abgepfändeten Sachen.

7 39.

Gold- und Silbersachen, sowie überhaupt Gegenstände von besonderem Werthe

sind von Sachverständigen abzuschätzen, auch nach Befinden vor der Auction zur Ansicht

auszustellen. Sachen, welche nach Maaß und Gewicht verkauft werden, sind zu messen
und zu wiegen.

7) Oeffentliche Bekanntmachung der Auction.

O.8. 40.

Vor dem Verkaufe der abgepfändeten Gegenstände ist der Versteigerungstermin mit

mindestens achttägiger Frist öffentlich bekannt zu machen, und gleichzeitig der Ort, wo“

die Versteigerung vorgenommen werden soll, zu bestimmen. 230



154 1854.

8. 41. .

Mit Einverständniß des Gläubigers kann in besonderen Fällen von dem die Hülfe

vollstreckenden Gerichte ein anderes benachbartes Gericht, an dessen Sitz oder in dessen

Bezirke eine vortheilhaftere Versilberung der Pfandstücke zu envarten ist, um Vornahme
der Versteigerung ersucht werden. «

UcbcrstcigtdechfamnmvckthderPfandsObjcctenachungefährctSchäbungnicht
die Summe von 43 Fl. 45 Kr.=25Thlr. und befinden sich die abgepfändeten Gegen-

slände nicht im Gerichtslocale, so kann zweien Gemeindebeamten oder auch einem Sub-
alternen oder Diener des Gerichts unter Zuziehung eines Gemeindebeamten der Auftrag

zum Verkaufe ertheilt werden; bei Gegenständen von höherem Werthe beforgt den Ver-

kauf ein Deputirter des Gerichts. 4

Beträgt der Werth aller in demselben Termine zu versteigernden Gegenstände nicht
über 43 Fl. 45 Kr. = 25 Thlr., so genügt es, wenn der Termin durch Anschläge im

Geschäftslocale der Behörde und im Rathhause oder der Schenke, oder an andern häufig

besuchten Plätzen des Versteigerungsortes bekannt gemacht wird. Außerdem ist die Ver-

steigerung noch in dem Amtsblatt des betreffenden Landestheiles anzuzeigen.
In allen Fällen kann das Gericht das Bevorstehen und den Beginn der Auction
f. 134 — M#nn: 4. J. 121. c. *8 21. a. 4. Las.19

laßt werden, wenn das Gericht dieselben angemessen findet oder der Schuldner zeitig dar-

auf anträgt und die erforderlichen Kosten vorschießt. Dem Schuldner und dem Verwah=

rer der abgepfändeten Sachen muß der Versteigerungstermin in jedem Falle besonders

bekannt gemacht werden.

Die Versteigerung von Gegenständen, die dem Verderben ausgesetzt sind. kann so-

fort nach der Auspfändung und auch ohue die vorgeschriebene Bekanntmachung, wenn

dieselbe unthunlich oder zweckwidrig wäre, vorgenommen werden; nur müssen in einem

solchen Falle wenigstens 6 geeignete Personen zu dem Verkaufe eingeladen und minde-
stens zwei derselben erschienen sein und geboten haben.

8) Wiederaufhebung des Verlaufstermines.
1.

Eine nach erfolgter Bekanntmachung nöthig werdende Wiederaufhebung des Ver-
kaufstermines ist durch Anschläge oder, dafern es hierzu nicht an der erforderlichen Zeit
sehlt, im Amtsblatte, in welchem die Versteigerung angekündigt war, anzuzeigen.
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Der Schuldner und der Bewahrer der abgepfändeten Sachen müssen hiervon be-
sondere benachrichtigt werden.

9) Verfahren im Auctionstermine.

44

Bei der Versteigerung werden die Pfandstücke in der Regel, so weit es zweckmäßig

und thunlich erscheint, einzeln ausgeboten und nach Zmaligem Ausrufe dem Meistbieten-

den zugeschlagen.
Die zugeschlagenen Pfandstücke dürfen nur gegen baare Zahlung verabfolgt und

müssen, wenn letztere vor dem Schlusse des Termins nicht bewirkt wird, anderweit aus,

geboten werden. Auf etwaigen Mehrbetrag des dabeierzielten Meistgebotes hat dererste
Käufer keinen Anspruch. Derselbe haftet dagegen für den Ausfall, welcher sofort durch
Execution von ihm beigetrieben werden kann. Wird dessen ungeachtet eine Sache ohne

Bezahlung verabfolgt, so haftet der versteigernde Beamte selbst für den Erlös und muß
denselben sofort nach beendigter Versteigerung einzahlen.

Haben fremde unbekannte Menschen oder notorisch insolvente Personen das letzte
Gebot, sossoll der Zuschlag nicht anders als gegen baare Zahlung erfolgen.

Die Gerichtspersonen, welche bei dem Auctionsgeschäfte thätig sind, haben sich bei
einer, den Kaufpreis des ausgebotenen Pfandstückes um das Doppelte übersteigenden

Ordunngastrafe, und ebenso der Schuldner, des Mitbietens gänzlich zu enthalten.

Streitigkeiten zwischen den Bietern über Uebergebot und Zuschlag sind ven der die

Versteigerung leitenden Gerichtöperson sofortzu entscheiden, ohne daß dagegen ein Rechte-
mittel zulässig ist. Kommen bei Versteigerungen durch Gemeindebeamte oder Gerichts-

diener Einwendungen oder Widersprüche vor, so ist die Versteigerung zwar fortzusetzen,
der Zuschlag aber nur unter Vorbehalt der gerichtlichen Genehmigung zu ertheilen. Das

Gericht hat alsdaun hierüber Beschluß zu fassen und diesen den Betheiligten zu eröffnen.

Die Versteigerung muh eingestellt und die noch unverkauften Pfandstücke müssen
zurückgegeben werden, wenn durch den Erlös diebeizutreibende Summe nebst den simmt-

lichen Kosten gedeckt oder die fehlende Summe baar eingezahlt wird.

10) Auszahlung des Auctions= Erlöses.
. 45.

Von den gelösten Geldern müssen zuwördertt die gerichtlichen Kosten abgezogen, so-

dann muß die Summe, welche beigetrieben werden soll, dem Gläubiger oder dessen Be-

volmachtigien gegenQulttung gezahlt, dem Schuldner aber eine Nachweisung über die
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Verwendung des Auctionserlöses nebst dem etwaigen Ueberschusse zugestellt werden. Ist
der Erlös unzureichend, so ist dem Schuldner aufzugeben, den Rückstand binnen acht

Tagen bei Vermeidung der Fortsetzung des Zwangsverfahrens einzuzahlen.

11) Verstöße gegen das Verfahren.

. 46.

Ein bis zum Auctionstermine nicht gerügter Verstoß gegen die Vorschriften über

das Verfahren kann zwar Beschwerden, auch nach Umständen Entschädigungsansprüche

gegen den Nichter, nicht aber die Ungültigkeit des erfolgten Zuschlages zur Folge haben.

12) Entwährung versieigerter Gegenstände.

S. .

Werden die versteigerten Gegenstände dem Ersteher entwährt, so hat sich dieser mit
seinem Entschädigungsanspruche an den Schuldner und dessen Nachfolger zu halten und

kann von dem befriedigten Gläubiger nur im Fall der Insolvenz Jener Rückgabe des an

denselben aus dem Auctionserlöse gelangten Betrages verlangen. Sind mehrere Gläu-

biger aus dem Erlöse befriedigt worden, sohaftet jeder nur nach Verhältniß des Empfan-

genen.

V. Beschlagnahme stehender und hängender Früchte.

Bei der Beschlagnahme stehender und hängender Früchte ist ein Drittheil der Erndte

jeder Fruchtgattung freizulassen, es müßte denn dem Extrahenten der Beschlagnahme ein
Unterpfandsrecht an den sämmtlichen Früchten schon jetzt oder nach deren Perception

zustehen.
Die Beschlagnahme erfolgt dadurch, daß dem Schuldner bei angemessener Geld-,

bezüglich Gefängniß-Strafe, welche letztere die Dauer von 6 Wochen nicht übersteigen
darf, verboten wird, sich an den Früchten zu vergreifen, insbesondere dieselben zu ver-

äußern. Gleichzeitig werden die Felder, auf welchen die Früchte stehen, der besonderen
Obhut des Feldhüters oder eines andern Wächters überwiesen, und es wird hiervon die

Orsbehörde benachrichtigt.
Die Versteigerung der in Beschlag genommenen Früchte erfolgt, je nach dem An-

trage des Egrahenten, entweder im Stehen, und zwar in diesem Falle einige Wochen

vor der ungefähren Reife, oder nachdem sie eingeerndtet worden, im Wege der Auction.

Die Beschlagnahme muß wieder aufgehoben werden, wenn ein anderer Gläubiger, der
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bereits die Subhastation der Frucht tragenden Grundstücke selbst ausgebracht hat, gegen
dieselbe protestirt. Im Uebrigen kommen die Vorschriften über die Pfändung und den

Verkauf beweglicher Sachen zur Anwendung.

VI. Manifestationseid.

S. 49.

Werdenbeider Hülfsvollstreckung nichtsovielExecutionsobjecte vorgefunden, daß
der G kann, und vermuthe Letzterer, daß der Schuld-

ner Vermögensstücke auf die Seite gebracht und absichtlich, un die Auspfändung zu
vereiteln, verborgen habe, so kann der Schuldner auf Antrag des Gläubigere zur eidli-

chen Manifestation seines Vermögens angehalten werden. Zu diesem Behuse wird von

dem Schuldner ein Verzeichniß seines Vermögens, welches er eidlich zu erhärten im Stande

ist, erfordert. Dies Verzeichniß wird dem Gläubiger zu seiner Erklärung vorgelegt; es
wird der Grund oder Ungrund seiner etwaigen Erinnerungen ausgemittelt und alsdann
zur eidlichen Bestärkung von Seiten des Schuldners geschritten.

In der Eidesformel muß das Versprechen des Schuldners enthalten sein, etwaaußer

Acht gelassene und in das Verzeichniß nicht mit aufgenommene Gegenstände später ge-

treulich anzuzeigen.
Zur Ableistung des Eides kann der Schuldner durch Personalarrest bio zu 6 Wo-

chen angehalten werden.

VII. Hülsevollstrecknug in Forderungen.

Auch ausstehende Forderungen des Schuldners kann der Gläubiger als Objert

seiner Besiedigung erwählen und die gerichtliche Beschlagnahme derselben nachsuchen.
Zu diesem Zwecke kann der Gläubiger, wenn er mit einiger Wahrscheinlichkeit ver-

muthet, daß dem Schuldner solche Forderungen zi steben.ohne daßihm dienähern Mo-
dalitätenderselben bekannt sind, eidli fes « verlangen

Zur BegrndungdiesesAntrages ist ei derweite Hülfs g

nicht ersorderlich, und der Schuldner kann (wieiindemFalle des F. 49 durchPersonal=
arrest zur Ableistung des Eides angehalten werden.

Der gehörig motivirte und begründete Antrag auf Beschlagnahme einer Forderung

des Exequendus wird diesem sowohl, wie dem Schuldnerdesselbenabschriftlich mitgetheilt,
dem letztern mit der Anweisung, sich auf Höhe der klägerischen Forderung jeglicher Zah-
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lung an den Exequendus, die Cessionarien oder Bevollmächtigten desselben bei Vennei-

dung nochmaliger Zahlung zu enthalten.
Gleichzeitig wird dem Exequendus unter Hinweisung auf die Strafen des Betrugs

iede Disposition über die in Beschlag genommene Forderung untersagt und ihm auf-
gegeben, die in seinen Händen befindlichen Urkunden über dieselbe bei Vermeidung der

gesetzlichen Zwangsmittel an das Gericht abzuliefern.

Wird gegen diese richterliche Verfügung, mit welcher das richterliche Pfandrecht
beginnt, vonirgend einer Seite Einspruch erboben (bestreitet z. B. der angebliche Schuld=
ner des Exequendus die Richtigkeit der mit Beschlag belegten Forderung), oder entsteht

rücksichtlich des Umfanges, der Fälligkeit oderrücksichtlich anderer Modalitäten ein Zwei-

fel, so werden die Betheiligten zu einem Verhörstermine vorgeladen, in welchem eine

Vereinbarung zwischen dem Gläubiger, in dessen Interesse die Beschlagnahme erfolgte,
und dem Schuldner des Exequendus über die Befriedigung des Erstern aus der in Be-

schlag genommenen Forderung versucht wird.

Kommt ein solche Vereinbarung nicht zu Stande, so kann das Gericht auf desfall-
sigen Antrag des Gläubigers diesen ermächtigen, auf Höhe seines rechtskräftig feststehen-
den Anspruchs die Forderung des Exequendusgegen den Schuldnerdesselben einzuklagen.

Dieiese Uebeneisung zureignen Einklagungerfolgt, je nach dem Antrage des Gläubi-
gers, entweder in der Form und mit der Wirkung einer Assignation oder Cession, und

zwar, wenn die in Beschlag genommene Forderung diebeizutreibende Summe übersteigt,
nur bis zum Betrage der letzteren, jedoch mit dem Vorzugsrechte vor dem Ueberreste,

welcher dem Exequendus verbleibt.

Auf die über die einzuziehende Forderung etwa vorhandene Urkunde wird die ge-

richtliche Uebenweisungsverfügung gesetzt, und die Urkunde selbst dem Gläubiger ausge-
händigt. Ist nur ein Theil der Forderung überwiesen, über welche die Urkunde lautet,

so ist eine beglaubigte Abschrift derselben und der Uebenveisungsversügung für den Exe-

quendus anzufertigen.
Werden hypothekarische Forderungen überwiesen, so ist der Uebenveisungsvermerk

auch in das Consensbuch einzutragen.

Ist dem Gläubiger die von ihm als Executionsobjett gewählte Forderung mit
den Wirkungen der Cession Uberwiesen, so ist er auf Höhe der cedirten Forderung voll-
ständig abgefunden.

Bei UeberweisungeninKraft der Assignationen hat der Gläubiger denExequendus
bei dem gegen den Schuldner anzustellenden Processe zuzuziehen.
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51.

Beruht die als Executionsobject gewählte Forderung auf einem Wechsel, so bedarf
es der in §. 50 enwähnten Inhibitorien und der Ansetzung eines Verhörstermines nicht.

Der Wechsel wird. vielmehr, wenn der Gläubiger denselben zum Belauf der darin

verschriebenen Summe nach Abzug des Interusurinms anzunehmen und den etwaigen

Ueberschuß sofort baar auszuzahlen bereit ist, dem Exeguendus nöthigenfalls unter An-

wendung der gesetzlichen Zwangsmittel abgenommen, auf dem Rücken mit der Bescheini-
gung versehen: daß derselbe im Wege der Execution dem Gläubiger überwiesen sei, und

so dem Gläubiger übergeben. Lehterer tritt hierdurch in alle Rechte und Pflichten eines
Indossatars ein.

Unkündbare auf den Inhaber lautende Staatspapiere und andere Schuldscheine

dieser Art werden dem Ansuchenden nach dem Cours an Zahlungsssatt überlassen oder,

wenn derselbe sie so anzunehmen verweigert, bestmöglichst verkauft, dafern sie der hievon

zu benachrichtigende Schuldner nicht binnen 14 Tagen einlost.
. 52.

Sollen die in §. 31 aufgeführten Bezüge zur Befriedigung von Gläubigem in Be-

schlag genommen werden, so ist, insoweit deren Beschlagnahme nach dem angezogenen S.

überhaupt zulässig erscheint, der betreffenden Cassenvenwaltung bei Vermeidung noch-
maliger Zahlung aufzugeben, die fraglichen Gelder entweder unmittelbar an den Gläu-

biger oder an das Gericht zu zahlen.

VIII. Hülfev. Ustrechung in die unbeweglichen Güler des Schuldners.

a) Im r—Nn-
S. 5

Die Executioni in die Immobilien des -. kann

1) in die Substanz
2) in die Früchte und Einkünfte der Gunndstücke und im letzteren Faller

a) durch einfache Beschlagnahme der Einkünfte;

b) durch Einleitung einer gerichtlichen Verwaltung (Seauestration)
vollstreckt werden.

S. 54.

Der Gläubiger hat die Wahl, ob er die Ercautin!in die Substanz oderin die Ein
künfte der Grundstücke des Schuldners beantragen w "„

Wem jedoch der Schuldner innerhalb der im Fiiiungtteßhe besimten Fist
Fürstl. Schw. Rudolsl. Geseösamml. XV.
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(§. 7) durch Zeugnisse seiner Ortsbehörde oder auf sonst genügende Weise nachweisen
kann, daß die reinen Einkünste des als Hülfsobject gewählten Grundstückes zur Tilgung

der zur Execution stehenden Forderung binnen Jahresfrist ausreichen, so kann er ver-

langen, daß zunächst nur mit Beschlagnahme der Nevenüen oder, nach der Wahl des

Gläubigers, mit Sequestratiun des Grundstücks verfahren werde und daß die Subha-

station des lettern vorläufig ausgesetzt bleibe.

8. 55.

Ist der Exequendus nur Pachter des Grundstückes, in welches die Hülfe vollstreckt
werden soll, so kann zwar eine Beschlagnahme der Einkünfte, nicht aber eine gerichtliche

Verwaltung (Sequestration) des Grundstückes angeordnet werden.

S. 56.
Steht dem Schuldner an dem als Executionsobjeck bezeichneten Grundstücke nur

das Nießbrauchsrecht zu, so können die Nutzungen nur insoweit als Hülfsgegenstand in

Anspruch genommen werden, als dieselben nicht zur Bestreitung derjenigen Kosten er-

forderlich sind, die der Nutznießer auf die Erhaltung der Sache selbst zu verwenden

schuldig ist.

Befindet sich das Grundstück, gegen welches der Exccutionsantrag gerichtet ist, im
Eigenthum der Ehefrau oder der Kinder des Schuldners und im Nießbrauch des let-

tern und reichen die anderweiten Einkünfte des Schuldners nicht aus, den Unterhalt

der Chefrau und der Kinder zu bestreiten, so wird zu diesem Zwecke, und bevor zur Be-

sriedigung des Gläubigers geschritten wird, ein angemessenes Alimentationsquantum

aus den Einkünften des Grundstückes ausgeschieden, welches das Gericht mit Rücksicht

auf den Betrag des Vermögens, den Stand der Personen und die etwa sonst zu beach-

tenden Verhälinisse zu bestimmen hat.

Dieselben Grundsätze finden Anwendung bei der Hülfsvollstreckung in andere Ver-
mögensvbjecte, an denen dem Schuldner nur ein Nießbrauchsrecht zusteht.

5) Beschlagnahme der Gutseinkünfte.

. 57.

Bei der Beschlagnahme der Einkünfte wird, wenn das Grundstück verpachtet oder
vermiethet ist, mit der Ueberweisung des zu entrichtenden Pacht- und Miethzinses in Ge-

mäßbeit der Bestimmungen in §F. 50 versahren.
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8. 58.
Wird das Grundstück, dessen Einkünfte als Hülfsobject in Anspruch genommen

werden, vom Schuldner selbst verwaltet, so ist demselben, wenn nichts anderes beantragt

wirxd (8. 59), diese Verwaltung zwar ferner zu belassen; es ist ihm aber ein zur Erhe-
bung der Einkünfte und zur Ablieferung derselben an den Gläubiger, nach näherer An-
weisung des Gerichtes zu verpflichtender Aufseher beizuordnen, und es sind die Wirth-

schaftsbeamten, durch deren Hand gewisse Einkünfte gehen, sowie alle Zins- und sonstige
Abgabeupflichtige anzuweisen, die eingehobenen oder zu entrichtenden Einkünfte bei
Vermeidung nochmaliger Zahlung nicht an den Schuldner, sondern an den ernannten

Aufseher abzuliesern.

D) Sequesiration.

8. 509.

Sucht der Gläubiger seine Befriedigung aus den Einkünften eines Grundstückes,
welches von dem Schuldner selbst verwaltet wird, und kommt eine etwanige Einigung

über eine Verpachtung des Gutes nicht zu Stande, so kannder Gläubiger die Einleitung

einer gerichtlichen Sequestration verlangen. Das Gericht hat dem Antrage statt zu
geben, wenn nach dew'olwaltenden Verhältnissen dieser Executionsmodus angemessener

als die einfache Beschlagnahme der Einkünfte erscheint. Es wird alsdann dem Schuld-

ner die fernere Bewirthschaftung und Venvaltung untersagt, demnächst aber diese Ver-

waltung unter Zugrundelegung eines genauen Inventariums einem dazu gehörig zu ver-

pflichtenden Sequester übertragen und letzterer mit einer genauen Instruction hinsichtlich

der Ablieferung der Gelder versehen.

8. 60.

Auch dem Glaubiger kann, wenn er sich sonst dazu qualificirt, die Verwaltung auf

getragen werden; er hat aber alsdann alle Verbindlichkeiten eines andern Sequesters.

8. 61.

Der Sequester hat das ihm anvertraute Gut nach den Grundsätzen eines guten

Hausvaters treu und ehrlich zu verwalten. Er ist zum Abschluß aller Contracte, welche

die Verwaltung des Gutes nothwendig macht, berechtigt, aber auch verpflichtet, für die

gehörige Erhaltung und vortheilhafte Benußung desselben zu sorgen und am Schlusse
jeden Jahres Rechnung zu legen, bei deren Abnahme sowohl der Gläubiger als der

Schuldner zuzuziehen sind.
241
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8. 62.

Mit dem richterlichen Beschlusse über die Beschlagnahme der Einknfte, bezglich
die gerichtliche Berwaltung des Grundstücks, beginnt das Pfandrecht an den Rutzungen.

Neben diesem kann indeß der Gläubiger im Falle des §. 54 Sat2auch Bestellung eines

richterlichen Pfandrechtes an der Substanz des Grundstückes selbst und Eintragung des-

selben in das Consensbuch verlangen.

d) Vom Verfahren bei nothwendiger Subhastation von Immobilien.

1) Eröffnung der Subyastation.

8. 63.
Ist dem Schuldner in der Zahlungsauflage (8. 7) die Befriedigung des Gläubi-

gers unter Androhung der Execution in die Substanz eines Grundstücks aufgegeben und

kommt der Schuldner innerhalb der bestimmten Frist der Auflage nicht nach, so erfolgt
auf fernern Antrag des Gläubigers die Subhastation des als Hülfsobject gewählten
Grundstücks.

Das Subhastationsverfähren gehört vor den Achter, in dessen Jurisdictionsbezirke
dieSachebelegenist, und beiS Güter, zu denenPertinenzstücke
in anderen Gerichtsbezirkengehören. vor den AichterdesHauptgutes. Dasselbe wird,
unter Wegfall der biöher üblich gewesenen Hülfsacte, durch einen besonderen richterlichen
Beschluß eingeleitet. Dieser Beschluß, mit welchem das richterliche Pfandricht an dem

zu subhastirenden Grundstücke beginnt, ist den Interessenten mit der Bedeutung, daß

die fragliche Sache zum Zreck derBefriedigung des Glaubigers öffentlich ungeschlagen,
vorher aber d hätzt werden solle, bekannt zumachen.

Gleichzeitig muß die Eintrangung eines Vermerkein dao Consensbuch bewirkt werden.

2) e
Die Abschäßung des zur Subhastation genellen Grundstücks erfolgt unter Berück-

sichtigung der darauf ruhendenLasten und Abgaben durch zwei ein= für allemal erpflich-
tete oder besonders zu verpflichtende Sachverständige. Die aufgenommene Taxe wird
weder vom Gericht noch von den Subhastations-Interessenten vertreten. Erinnerungen

gegen die Taxe können sowohl vom Gläubiger als auch vom Schuldner, jedoch nur bis

iu vier Wochen vor dem Versteigerungatermine vorgebracht werden. Erscheinen die

Erinnerungen als erheblich, so hat das Gericht sofort eine nähere Prüfung derselben zu
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veraulassen. Hat der Ausfall dieser Untersuchung eine Abänderung der Taxe zur Folge,
so ist dieses den im Termine erscheinenden Licitanten vor Abgebung des Gebots bekanm

zu machen.

3) Reguli der Verkaufsbedingungen

8. 65.

Erscheint die Aufstellung besonderer Verkaufsbedingungen angemessen oder noth-
wendig, so haben die Interessenten dies dem Gerichte anzuzeigen und erforderlichen

Falles einen Entwurf dieser Bedingungen einzureichen.

4) Anberaumung des Bietungst

8. 66.

Nach erfolgter Abschätzung wird ein peremtorischer Termin zur Subhastation anbe-

raumt und öfsentlichbekanntgemacht. und war dergestalt. daß zischen dem Tage der
ersten Bekanntmachung
deren Schätzungswerth 1750 Fl. = 1000 Thlr. oder ehrbeträgt,eineFrist von drei
Monaten frei bleibt.

Die Bekanntmachung geschieht mittelst Anschlagpatentes an Gerichtsstelle und

außerdem durch Anschlag in dem Orte, in dessen Flur sich die zu subhastirenden Grund-
stücke befinden, zugleich aber auch durch mehr- und höchstens viermaliges Einrücken des

Patentesin das Amtsblatt des betreffendenLandestheiles dergestalt, daß zwischen der

letzten Bekanntmachung und dem Subhastationstermin ein Zwischenraum von höchstens
14 Tagen liegt. Dem Nichter bleibt überlassen, mit diesen Arten der öffentlichen Be-

kanntmachung zugleich eine Anzeige in auswärtigen öffentlichen Blättern und, wo dies

üblich ist, einen öffentlichen Aufruf zu verbinden.

5) Subbastationspatent.

. 67.

Das Subhastationspatent muß enthalten:

1) Die Bezeichnung des zur Subhastation gestellten Grundstücks nach Lage, unge-

fährem Flächengehalt und sonstiger Beschaffenheit,
2) die Angabe des Tapverthes und derVerkaufsbedingungenwenigstens im Allge-

meinen, mit dem Bemerken, wo die Taxe und die Bedingungen eingesehen wer-

den können.

3) die Angabe des Tags, der Sumde und des Ortes der Licitation,
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4) bei einer Subhastation außerhalb des Concurses die Aufforderung an alle unbe-

kannten Realprätendenten, ihre Ansprüche bis längstens 14 Tage vor dem Ver-

steigerungstermine bei deren Verlust anzumelden.
Die präcludirten Realberechtigten werden indeß durch die Präclusion ihres

persönlichen Anspruchs an den Schuldner, bezüglich Besitzer des Grundstücks

nicht verlustig.
Der Extrahent der Subhastation und der Exequendus, sowie die in das Consens-

buch oder die Consensacten eingetragenen Pfandgläubiger werden von dem Subhasta-

tionstermine besonders benachrichtigt.

60) Verfahren im Subhastationstermine.

Der Subhastationstermin wird von einer richterlichen Person unter Zuziehung eines

Protocollführers abgehalten. Den Erschienenen werden zunächst die Kaufbedingungen,
sowie die etwanigen späteren Abänderungen der Taxe bekannt gemacht, sodannwerdendie
Licitanten mit ihren Geboten nach und nach, und zwar von 9 Uhr Vormittags bis Mit-

tags 12 Uhr zu Protocoll vernommen. Nach dem Eintritt dieser Stunde wird das zu

Protocoll gegebene höchste Gebot ausgerufen und, wenn nach dreimaligem Ausruf kein
Mehrgebot erfolgt, der Zuschlag als Zeichen des abgeschlossenen Vertrages ertheilt.

Erfolgt dagegen innerhalb des dreimaligen Ausrufs ein Mehrgebot, so,wird die
Versteigerung nach den Regeln und Formen der Aucktion so lange fortgeseht, bis ein

Meistbietender bleibt.

Personen, deren hermöcensmmnse nicht so hinreichend bekannt sind, daß ihre
weifel ist, werden nur dann zun Bieten zugelassen,

wenn siesofori eine Caution bis zum * ten Theile des Tapwerthes baar oder durch Bür-

gen oder Pfand bestellen.
Dem Schuldner, sowie den bei der Subhastation thätigen Gerichtspersonen ist das

Bieten, und zwar letzteren bei einer Ordnungsstrafe bis zu 87 Fl. 30 Kr. = 50 Thlr.,

untersagt.
Zu einer gehörigen Licitation sind mindestens zwei Bieter erforderlich.
Bedingte Gebote werden gar nicht, und alle Gebote nur unter der stillschweigenden

Voraussetzung, daß der Bietende sich den Verkaufsbedingungen unterwerfe, angenommen.
Die Verbindlichkeit und das Recht aus dem Gebote dauertso lange, als das Gebot

das höchste ist.
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7) Birkungen des Meistgebots.

Der Meistbietende hat das Licitationsprotocoll mit zu unterschreiben und kann, vor-

ausgesetzt, daß er

1) zum Besitz des erstandenen Gutes fähig ist und insbesondere da, wo die landes-

herrliche Einwilligung erforderlich ist, dieselbe ausgewirkt hat,
2) zur gehörigen Zeit Zählung zu leisten vermag,
3) sein Gebot drei Viertheilc der Tare erreicht oder bei einem niedrigern Gebote die

Interessenten nicht sofort auf anderweite Subhastation antragen,
4) das Subhastationsrerfahren nichtanwesentlichen,entwederschon vor oder späte-

stens im Bietungstermine und zwar vor Ertheilung des Zuschlages gerügten

Mängeln leidet,
die Adjudication der Grundstücke verlangen.

Wesentliche Mängel des Subhastationsverfahrens sind nur folgende:
4) wenn die Subhastation ohne vorherige Taxe verfügt worden ist,

2) wenn eine der vorgeschriebenen Arten der Bekanntmachung unterblieben,

3) wenn der Bietungstemmin kürzer anberaumt wordenist, als nach Vorschrift dieses

Gesetzes hätte geschehen sollen,

4) wenn ohne„Einwilligung sämmtlicher Interessenten vor Ablauf der Termingzeit
oder ohn abgeschlossenist.

Ueber diezuge, ob ein wesentlicherMangelvorliegt, hat der Subhastationsrich-
ter die erste Entscheidung. 4

Der Meistbietende ist an sein Gebot selbst dann gebunden, wenn er über die Hälfte

verletzt sein sollte.
8) Adjudication und Uebergobe.

708. 70.

Sind die Voraussetzungen vorhanden, unter welchen die Adjudication erfolgen muß.
so wird sofort ein Termin dazu und zwar, wenn die sämmtlichen Interessenten mit Ein-

schluh des Käufers solchen nicht weiter hinausgesetzt zu sehen wünschen, innerhalb der
nächsten dreißig Tage, jedenfalls aber, es müßten denn die sämmtlichen Interessentensich
wegen Gestattung einer weitern Frist einigen, nicht über 8 Wochen hinaus anberaumt.
In diesem Temine, zu welchem der Meistbietende und die übrigen Interessenten zuladen

sind, wird das subhastirte Grundstück dem Ersteren gegen Leistung der schuldigen Zah-
lung in einem nach der für Erkenntnisse üblichen Form abzufassenden Adjuricationsde-

 rete übereignet.
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Die Kosten des Termins, der Ladungen zu demselben und des Adjudicationsdecretes

hat der Ersteher zu tragen.
Spätestens an dem Tage vor der Adjudication ist der bisherige Besitzer des subha-

stirten Grundstücks aus dem Besitze desselben zu setzen, wobei nach Maßgabe des §. 27

zu verfahren ist. Es kann diese Emsetzung aber auch früher erfolgen, wenn der Besitzer

für das Grundstück nachtheilig ist oder zu werden droht.

S. 71.
Erklärt der Ersteher, daß er für einen Dritten geboten habe, und bringt sofort ge-

richtlich beglaubigte Vollmacht oder Genehmigung bei, so kann die Uebereignung un-

mittelbar auf letzteren erfolgen.

9) Wenn das Meistgebot nicht drei Viertbeile der Taxe erreicht.

6 S. 72.

Erreicht das Meistgebot nicht drei Viertheile der Taxe, so steht es den Interessen-

ten und zwar jedem unter ihnen frei, sofort im Subhastationstermine und vor Abschluß

des Likitationsprotocolles darauf anzutragen, daß ein zweiter Subhastationstermin ange-
setzt werde, durch welchen Antrag jedoch derjenige, welcher das Meistgebot abgegeben
hat, sofort von der Verbindlichkeit, sein Gebot zu halten, gänzlich befreit wird.

Bei dieser zweiten Subhastation ist alles dasjenige, was in §§. 66—71 über das
Subhastationsverfahren verordnet ist, zu beobachten, jedoch mit der Modification, daß:

1) nur eine 30 tägige Frist zwischen dem Subhastationstermine und dem Tage der

Bekanntmachung desselben zu liegen braucht, und

2) der Antrag auf Anberaumung eines andenweiten Subhastationstermins, weildas
Meistgebot mehr oder weniger unter der Taxe geblieben, unzulässig ist.

10) Wenn der MeistbietendezumDeidesGutes nicht fähig ist oder
Nichtigkeiten vorgekommen sind.

8. 73.

Kann die Adjudication aus dem Grunde nicht erfolgen, weil der Meistbietendezum
Besitze des erstandenen Gutes nicht qualifieirt ist, oder die etwa erforderliche landesherr

liche Genehmigung verweigert wird, vder aber das Verfahren an den in K. 69 erwähn-
ten Mängeln leidet, so wird das Subhastationsverfahren wiederholt, und es kommen da-

bei die Vorschriften der F. 66 —71 zur Anwendung.
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41) Wenn der Meistbiekende nicht zur rechten Zeit gohlt.

74

Leistet.derMeistbietende zur gesetzlich angeordncten oder von den Interessenten bei

den Verkaufsbedingungen bestimmten oder zwischen denselben und dem Ersteren verab-

redeten Zeit die schuldige Zahlung nicht, so steht es den Interessenten frei, darauf anzu-

tragen, daß das Gut sofort auf Gefahr und Kosten des Meistbietenden nochmals subha-

stirt werde. In diesem Falle wird ganz so, wie in 5§. 66—71 angeordnet worden, ver-

fahren. Die Interessenten können sich aber auch die schuldigen Kausgelder zur eignen
Einziehung im Wege der Execution überweisen lassen.
. Wird bei der zweiten Subhastation nur ein geringeres Gebot erzielt, als bei dem

ersten Verfahren, so ist der erste Ersteher verpflichtet, das zweite Gebot aus eigenen Mit-
teln zu ergängen, wozu er im Wege der Execution angehalten werden kann. Auf einen

etwanigen höheren Erlös hat dagegen der erste Ersteher keinen Anspruch.

12) Wenn kein Gekot oder keine gehörige Licitation erfolg!.

75.

Wenn gar kein Gebotim Termine afolgt ist, oder wenn wegen Mangels der nach

§. 68 erforderlichen Anzahl von Licitanten keine gehörige Licitation stattgesunden hat,

so steht es dem Gläubiger, oder wenn deren mehrere sind, jedem unter ihnen frei, sich

sofort zu erbieten, das ausgebotene Grundstück für drei Viertheile der Taxe anzunehmen
oder darauf anzutragen, daß das Subhastationsverfahren so oft wiederholt wird, biseine.

gehörige Licitation erfolgt.

Ml. Abtbeilung. »

AbgcfütztesHülfsvcrsahrm
8. 76.

Außer den Fällen des S. 8 findet bei ordnungsmäßig ausgeschriebenen Umlagen

für Kirchen-, Schul, und Gemeindezwecke, sowie bei sonstigen im Allgemeinen feststehen
den laufenden Abgaben und anderen derartigen Leistungen an Kirchen, Schulen und

Gemeinden, milde Stiftungen, Geistliche und Schuldiener, sowie in allen bis zur Exeen-

tionsinstanz gediehenen geringfügigen bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten ein abgekürztes
Hülfsverfahren in der Weise statt, daß

1) bei Einziebung der gedachten Abgaben und Leistungen anstatt eines förmlichen

Exccutionsantrages ein Verzeichniß genügt, welches den Namen nd Wohnort
Brsil. Schw. Nurolsl. Gesehsamml. XV.
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der Restanten, den Betrag und die Eigenschaft der Schuld, die Verfallzeit und

die etwa erfolgten Abschlagszahlungen enthalten muß,

2) daß in der darauf zuerlassenden Hülfsauflage die Zahlungsfrist regelmäßig nicht
14 Tage übersteigen darf,

3) daß, wenn in dieser Frist die Zahlung nicht nachgewiesen wird, sofort vom Ge-

richte, ohneweitere Anträge der Berechtigten abzuwarten, zur Hülfsvollstreckung
und zwar zunächst in das bewegliche Vermögen des Schuldners und erst dann,

wenn dieses zur Deckung der Forderung nicht ausreicht, in die Immobilien,
wenn solche von dem Berechtigten genau bezeichnet sind, zu schreiten ist.

I. Abschnitt.

Das Hälfsverfahren bei den Verwaltungsbehörden.

8. 77

Nachstehenden Verwaltungsbehörden:
1) dem Fürstl. Ministerium,
2) den Fürstl. Landrathsämtemn, Ablösungs-Commissionen und Kirchen, und Schul-

Inspectionen,
3) den Fürstl. Rent= und Steuerämtern,

4) dem Fürstl. Bergamte
steht die Befugniß zu, folgende Abgaben und Gefälle:

a) directe und indirecte Steuern,

5) Waisenhausgelder, Sporteln und andere Taxgebühren, mit Einschluß der Dis-

pensations= und Bezeigungs= oder Allodifitationsgelder,
) Concessionszinsen, Privilegiengelder, Hausirgelder, Abgaben für gelöste Ge-

werbescheine, Handwerksgefälle, Schankgelder, Berggefälle und andere im All-

gemeinen feststehende laufende Abgaben und Gefälle, welche auf der Staatsho-
heit oder der Regalität beruhen,

2) die auf unzweifelhaften Nachweisungenbasirken Lehns- und grundherrlichen Ge-
sälle, wie Geschoß, Erbzinsen, Lehn., Erbe-, Frohne- und Dienstgelder mit

Einschluß der Ablösungsrenten, insoweit dieselben in die Staatstasse fließen,

e) auf privatrechtlichen Titeln beruhende Forderungen, insbesondere Pachtgelder
für Staatsgüter, aber nur dann, wenn der Schuldner unter Versichtleistung auf

rechtliches Gehör sich in einer gerichtlich anerkannten Urkunde der Execution der

Vewwaltungsbehörde unterworfen hat,
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ohne Vermittelung der Justizbehörden durch die in diesem Abschnitte als zulässig erklär-
ten Zwangemittel beizutreiben.

8. 78.

Zwangsmaßregeln, welche in einem anderen Empfangsbezirke zur Ausführung ge-

bracht werden müssen, als in demjenigen, in welchem die Zahlung zu entrichten ist, sind

durch Requisition der in dem anderen Bezirke für die Erhebung gleichartiger Leistungen
bestellten Behörde zu bewirken.

Nequisitionen auswärtiger Behörden auf Einhebung der in §. 77 aufgeführten Lei-
stungen gehören forkan nicht mehr vor die Gerichtsbehörden, sondern vor diejenigen

Verwaltungsstellen, welche im Inlande mit der Beitreibung solcher Leistungen betraut

sind, jedoch nur unter der Voraueseng, daß nach der Gesetzgebung des betreffenden

fremden Staates der Beitreibung solcher Leistungen für diesseitige Hebestellen eine gleiche
Vergünstigung zu Theil wird.

ehen den requirirten Verwaltungsstellen Zweifel über die Statthaftigkeit der

Requisitionen bei, so haben sie Bericht an die betreffende Ministerialabtheilung zu er-

statten.
8. 79.

Bei Exceutionsvollstreckungen gegen Militärpersonen sind die Vorschriften des . 4
dahin zu beobachten, daß auch bei Einziehung der unter den §. 77 fallenden Abgaben
und Leistungen die Hülfsvollstreckung in die Mobilien und in das Gehalt oder die Löh-

nungen nur durch Requisition der Militärgerichte erfolgen kann.

8. 80.

Einwendungen gegen das eingeleitete Hülfsverfabren, welche die Form der Anord-
nungoderdie der Ausführung oder die Frage, ob die abgepfändeten Sachen zu den

pfändbaren gehören, betreffen, sind im Wege der Beschwerde bei der vorgesetzten Dienst-

behörde des Beamten, dessen Verfahren angesochten wird, anzubringen.

Wi-
Außerdem bleibt aber jedem, welcher sich durch die angeordneten Zwangsmaßregeln

verletzt findet, unbenommen, seine Privatrechte im Rechtswege, insofern dieser nicht durch
andere Gesetze ausdrücklich ausgeschlossen ist, durch Anstellung förmlicher Klage geltend
zu machen.

Die provocnlio ex I. dillumuri kann jedoch zu diesem Zwecke niemals gebraucht
werden.

257
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Die Anstellung fömmlicher Klage hat die Einstellung des Zwangsverfahrens urn
dam zur Folge, wenn die Fortsetzung desselben mit unersetzlichen Nachtheilen für den

Kläger verbunden sein würde und durch die Rücksicht auf das Gemeinwohl nicht geboten
wird. Hierüber haben nur die Verwaltungsbehörden zu entscheiden.

Die §. 77 Uil. u bis c bezeichneten Abgaben und Gefälle müssen der Klaganstellung

ungeachtet so lange fortentrichtet werden, bis die behauptete Besreiung von denselben

im Rechtswege erstritten ist.
8. 83.

Die angeordneten znsgfändungen sind durch die den Verwaltungsbehörden beige-
gebenen Executoren auszuführen

Die Executoren sind eidlich zu verpflichten und mit einem dienstlichen Abzeichen zu

versehen. Ihre amtlichen Verhandlungen und Anzeigen haben insoweit, als sie sich auf die
ihnen übertragene Einziehung der Gefälle beziehen, bis zum Beweis des Gegentheils
vollen Glauben. 6

Bei ihren amtlichen Verrichtungen haben sie den empfangenen schriftlichen Auftrag
bei sich zu führen, und dem Schuldner auf Verlangen vorzuzeigen. Zahlungen können

au selbige gültiger Weise geleistet werden, wenn dies nicht besonders inhibirt wird.

8. 84.
Sosort nach Ablauf der durch Verordnung, obrigkeitliche Bekannnnachung und

Vertrag sestgesetztenZahlungstermine ist das Zwangsverfahren einzuleiten.

8. 85.

Bevor die Execution vollstreckt wird, muß dem Schuldner ein nach dem diesem
Glesetze. beigefügten Schema anzufertigender Mahnzettel zugestellt werden, worin die

zur Absührung der speciell verzeichneten Rückständefestzusehende Frist nicht unter 8 Ta-
gen und nicht über 4 Wochen zu bestimmen ist.

Die Mahnzettel sind den Schuldnern oder einem envachsenen Familiengliede oder

Hausgenossen derselben zu behändigen und muß über die geschehene Behändigung eine

Bescheinigung beigebracht werden. Diejenigen Mahnzettel, deren Annahme venweigert

wird, oder deren Behändigung wegen Abwesenheit der vorgedachten Personen nicht be-
wirkt bres kann, sind an die Haus= oder Stubembür des Beklagten anzuheften.

Die Verwaltungsbehörden haben sich zur Behändigung dieser Mahnzettel der Execu-
toren zu bedienen.
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Wird aber die Erhebung von Staätseinnahmen durch Ortseinnehmer besorgt, so

haben diese sofort nach dem Fälligkeitstermine dergleichen Mahnzettel auszufertigen und
den Schuldnern zu behändigen oder behändigen zu lassen.

Wegen dieser Mahnung sind jedesmal Fordergebühren sofort beiZustellung der
Zettel zu entrichten und zwar1kr. von jedem Gulden (6 Spf. von jedem Thaler) der
Schuld, jedoch niemals unter 1 Kr. (3 Spf.) und nicht über 45 Kr. (12 Sgr. 6 Pf.),
die Schuld mag so gering oder so hoch sein, alssiewill. Ist der letzteGuce (Thaler)

nicht voll, so werden Beträge unter 30 Kr. (15 Sgr.) einschließlich gar nicht, darüber
aber als ein ganzer Gulden (Thaler) in den Fordergebühren berechnet.

8. 86.

Wenn die Mahnung innerhalb der gestellien Frist ohne Ersolg geblieben ist, so
haben die in §. 77 erwähnten Verwaltungobehörden nunmehr ohne weiteren Verzug zur
Beitreibung selbst zu schreiten. Zu diesem Behufe müssen die mit der Erhebung von

Staatseinnahmen betrauten Ortseinnehmer sofort nach Ablauf obiger Frist die Restver-

zeichnisse, unter genauer Angabe der einzelnen Personen und Schuldbeträge, aufstellen
und bei der betreffenden Verwaltungsbehörde einreichen.

Die Vorschriften wegen Erhebung der Klassen= und ktassificirten Einkommensteuer

bleiben auch fernerhin, jedoch mit der Modisication maßgebend, daß die erccutivische

Beitreibung nicht mehr von den Justizämtern, sondern von den Rent= und Steuerämtern

zu erfolgen hat, und daß bei der zeither unentgeldlich zu bewirkenden ersten Anmahnung

fortan die durch das gegemvärtige Gesetz eingeführten Fordergebühren zuentrichtensind.

. 87.

Zur Beitreibung der schuldigen Leistungen sind folgende Zwangsmittel zulässig:
1) Pfändung,
2) Beschlagnahme stebender und hängender Früchte,

3) Beschlagnahme ausstehender Forderungen,
4) Segquestration,

5) Subhastation.
S. 88.

Sequestration und Subhastation müssen durch die zuständigen Gerichte verfügt

und können bei denselben von den Verwaltungsstellen nur nach eingeholter Autorisation

ihrer vorgesetzten Behörden beantragt werden. Ueberhaupt ist zu diesen beiden Exccu-
tionsarten nur in dem Falle, wenn auf andere Weise keine Zahlung zu erlangen ist, zu
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schreiten. Die Anwendung der übrigen Zwangsmittel ist an eine besondere Reihenfolge

nicht gebunden; in der Regel muß jedoch zunächst die Pfändung und nöthigenfalls die
Beschlagnahme stehender und hängender Früchte vorgenommen werden.

F. 89.

Die sür das gerichtliche Verfahren bei Pfändungen (§8.34—45), bei Beschlag-
nahmen slehender und hängender Früchte (S. 48), und bei Beschlagnahme ausstehender

Forderungen (§. 50—52) gegebenen Vorschriften sind auch für die Verwaltungsbehör-
den und das denselben als Executoren beigegebene Dienerpersonal allenthalben maßge-

bend. Nicht minder habendieselben den in §§. 31 und 32enthaltenen Vorschriften wegen
Freilassung gewisser Gegenstände von der Exceution nachzugehen.

S. 90.
Außerdem ist bei Ausführung von Executionen im administrativen Wege noch Fol-

gendes zu beobachten:

Gegen die Hülfsvollstreckung kann sich der Schuldner nur schügen, wemn derselbe
entweder

a) die vollständige Buichiguig der beizutreibenden Summe durch Quittungen
sofort nachweist,o

b) eine bunsbn ilinene der competenten Behörde vorzeigt, oder aber

-c) die beizutreibende Summe und die Executionskosten sogleich bezahlt.

Bezüglich der Einwendungen dritter Personen sind die Bestimmungen im S. 16
mahgebend.

8. 91.

Sachen, welche bereits auf Andringen anderer Gläubiger abgepfändet worden sind,
sind nur in Ermangelung anderer tanglicher Pfandstücke einer Nachpfändung dergestalt
zu unterwerfen, daß der Executor, insoweit dies thunlich, den etwa angelegten Siegeln

sein Amtssiegel beifügt und dem Schuldner oder dem etwa bestellten Verwahrer eröffnet,

daß die Pfandstücke für die Bebörde, von welcher er seinen Auftrag erhalten, gleichfalls
in Beschlag genommen werden.

Die Behörde, auf deren Verfügung die frühere Pfändung stattgefunden hat, muß
von der Nachpfändung benachrichtigt und ersucht werden, den bei der Versteigerung der

Pfandstücke sich etwa ergebenden Ueberschuß an diejenige Behörde, für welche die Nach-
pfändung vorgenommen worden ist, abzuliefern.
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8. 92.

Hat eine Verwaltungsbehörde eine ausstehende Forderung des Schuldners in Be-

schlag genommen, der Dritte indeß, in dessen Händen sich jene Forderung befindet, die

Zahlung verweigert, so ist der die Execution anordnende Beamte durch eine Verfügung

seiner Aufsichtsbehörde zur Klage gegen den Dritten zu ernächtigen. Diese Ermächti-
gung vertritt die Stelle einer Seitens des Schuldners ertheilten Amweisung und Voll-

macht zur Klage; der als Kläger auftretende Beamte muß jedoch den Schuldner zur

Theilnahme an dem zu führenden Processe gerichtlich auffordern lassen.

S. 93.

Für die bei den Verwaltungsbehörden im Vollstreckungsverfahren vorkommenden

Geschäfte werden mit Ausnahme der unumgänglichen baaren Verläge keine Kosten in

Ansagz gebracht.
Der Executor erhält vom Schuldner eine Pfandgebühr von 7 Kr. = 2 Sgr. bis

zu 14 Kr. 4 Sar., welche von dem die Execution anordnenden Beamten je nach der

Höhe der beizutreibenden Schuld und dem Vermögen des Schuldners für eine Aus-

pfändung desselben Schuldners zu bestimmen ist.

Anstatt dieser Pfandgebühren beziehen die Executoren bei Auspfändungen außer-
halb ihres Wohnortes Tagegelder und zwar für den ganzen Tag 35 Kr. = 10 Sgr.,

für einen halben Tag 21 Kr. = 6 Sgr. und außerdem 177 Kr. = 5 Sgr. Quartier-

geld, wenn die Abwesenheit über Nacht dauert.

Die Tagegelder sind nur einmal anzusetzen und daher bei mebreren Auspfändungen
an einem und demselben Orte oder an mehreren, an einem Tage abzufertigenden Orten

verhältnißmäßig zu verlheilen.

Urkundspersonen und Gemeindebeamte erhalten eine Gebühr von 171 Kr. bis

30 Nr. oder 5 Sgr. bis 8 Sgr. 6 Pf. und, wenn das Geschäft länger als 4 Stunden

dauert, 521 Kr. = 15 Sgr.

Die Exccutionskosten sind aus den durch die Zwangsmaßregeln erlangten Geldern

zerst zu berichtigen.
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Mahnzettel.

Der wird hierdurch aufgefordert, bine sämmt-
lichen Rückstände au Steuern 2c. im Betrage von

 l Xk..Hllr
Tchu. . . Sor. .

sowie die nebenbemerkten Gebühren binnen.. Tagen (Wochen)
einzuzahlen, widrigenfalls ohne weiteren Aufenthalt zur Pfän-

Gebhren für den dung oder zu den sonst zulässigen Zwangemitteln geschritten
Executor. werden wird. ,

(Ott),dcn...... 18..

· Name der Einnahme.

Inhalt.

Einleitung. §. 1.
l. Abschnitt.

Das Hülfsverfahren bei den richterlichen Behörden.

I. Abtbeilung.

Allgemeine Bestimmungen.

1) Bedingungen der Hülisvollstreckung. S. 2. J.
2) Erecutionsgericht.
3) Erecutlonsgesuch. 8#..5
4) Richterliche Verfügung 9-r 4 cientnn, 8. 7.
5) Weiteres Verfabren. . 8.

6) Einwendungen des etn. Ans die Vollstrecung. . 41. 12. 13. 14 15.

7) Saberchue Drikker. 8.8) Weitere Hinderungs nnd Sulieon Moenründe der Hülfsvollstreckung. §. 17.

9) Rechtsmittel. §F. 18.
10) Kosten. §. 19.
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II. Abtheilung.

Besondere Bestimmungen.
. Hülfsverfahren wegen einer vorzunehmenden Handlung.

4) Im Allgemeinen. §. 20.
2) Wenn der Verpflichtete selbst die Handlung leisten soll. §F. 21.
3) Wenn dle Leistung der Handlung durch einen Dritten erfolgen soll. §. 22.

4) Wenn der Verechiigte lein Interesse fordert g. 23.

5) Wenn die Handlungim Fall der lasa für KTeieher erachtet werden kann. §. 24.
. Hölfsverfahren wegen Unterlassungen .. wegen A tung einereawegichen Sache. F. 26.

Hülfsverfahren egen Abtretung und Räumung eines Grundstückes.

1) Zwangsweise Abtretung eines Grundstäückes. §. 27.

2) Zwangsweise Räumung eines Giundstückes. §. 28.
l Hülfsverfahren wegen Zahlung elner Geldschuld.

Am. Zahlungsauflage. §. 29.

II. Befriedigungsmittel. I§. 30.
UlI. Wahlrecht des Gläubigers. 1

IV. Pfändung und Verkauf beweglicher Sachen.
4) Verfahren bei der Auspfändung. §. 34.

2)) Richterliches Pfandrecht. §. 35.

3) Zuziehung dritter Personen. J. 36.
4) Sicherung der abgepfändeten Sachen. §. 37.

5) Bericht über die geschehene tutfernt # 368.
6) Würderung der abgepfändeten Sachen.
7) Oeffentliche BVekanntmachung der shen — 40. 41. 42.

8) Wiederaufhebung des Verkaufstermins. §. 43.
0) Verfahren im Auctionstermin. §. 44

10) Auszahlung des Auctionserlöses. F. 45.
11) Verstöße gegen das Verfahren. §F. 46.

42)) Entwährung versteigerter Gegenstände. §. 47.
 Beschlagnahme stehender und hängender Früchte. K. 48.
A. Manifestatianseid. .40.
. Hulfsvollstredung in Forderungen. 88. 50. 5

. Hüulfsvollstreckung in die ——Güter * —
a) Im Allgemeinen. S. 53. 54 4
d) Beschlagnahme der uirlt K. 57. 58.
) Sequestration. I#. 59. 60. 6
d) Vom Verfahren bei —ie * von Immeobilien.

1 Sshn der Subhastation. §. 63bschätzug. §. 64.
Färstl. Schw. *5 Oeseosamml. XV. 6 26
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3) Regulirung der Verkaufsbedingungen.
4) Anberaumung des Vietungstermines.
5) Subbastationspatent. F. 67.
6) Verfahren im Subhastationstermine. F. 68.

7) Wirlungen des Meistgebots. §F. 69.
8) Adjudication und Uebergabe. 9§. 70. 77.
9) Wenn das Meistgebot nicht drei Wlertheile der Taxe erreicht.

10) Wenn der Meistbietende zum es des Gutes nicht fähig ist oder H-
keiten vorgekommen sind.

41) Wenn der Meistbietende nicht 1n—2Zeit zahlt. §. 74.
42) Wenn kein Gebot oder keine gehörige Licikation erfolgt. §.75.

K. 65.

K. 6.

III. Abtheilung.

Abgekürztes Hülfsverfahren.
8. 76.

II. Abschnitt.

Das Hülfsverfahren bei den Verwaltungsbehörden.

6., 77. 7. 79. 80. 81. 82. 83. 84. 85. 86. 87. 88. 89. 90. 91. 92. 93.
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M XLIV. Verorduunng
wegen Erhöhung des Eingangszolls für Hefe, vom 20. Juni 1854.

Wir Friedrich Günther, von Gottes Gnaden, Fürst zu Schwarzburg u.

verordnen wegen Erhöhung des Eingangszolls für Hefe, was folgt:

Vom 1. August d. J. wird der Eingangszoll für Hefe aller Art, mit Ausnahme
der Bier= und Weinhefe von 14 Fl.=8Thlr. auf den Satz von 19 Fl. 15 Kr. =

11 Thlr. für den Centner erhöht.

Urkundlich unter Unserer eigenhändigen Unterschrift und beigedrucktem Fürstlichen
Insiegel.

So geschehen

Rudolstadt, den 20. Juni 1854.

(L. S.) Friedrich Günther, F. z. S.
v. Bertrab. Scheidt. v. Ketelhodt. v. Bamberg.

 XILV. Verorduung
wegen Berichtigung des bei Erhebung der Branntweinsteuer zur Anwendung

kommenden Maischsteuersatzes, vom 20. Juni 1854.

Wir Friedrich Günther, von Gottes Gugden, Fürst zu Schwarzburg kc.

verordnen auf Grund des Branntweinsteuer-Gesetzes vom 21. December 1833 §F. 5

wegen Berichtigung des bei Exhebung der Branntweinsteuer zur Anwendung kommenden

atstuerle was folgt:
Es werde

1) die zuletzt ittelsVerordnung vom 11. Juli 18:38 (Wochenbl. No. 31)in ihrem

Betrage berichtigten Sätze der von der Bereitung deo Branntweins aus Getraide und

anderen mehligen Stoffen zu entrichtenden Abgabe, und zwar:
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l) der allgemeine Sat für jede zwanzig Quart der zur Einmaischung oder Gäh-
rung der Maische benutzten Gefäße und für jede Einmaischung von 7 Kr. = 2 Sgr. für

die Zeit vom 1. August 1854 bis 31. Juli 1855 bis auf 8 Kr. 6 Hllr. = 2 Sgr. 6 Pf.

und vom 1. August 1855 ab bis auf 10 Kr. 4 Hllr. = 3 Srö#

5) der Satz für landwirthschaftliche Brennereien, welche nur vom 1. November bis

16. Mai, diesen Tag mit eingerechnet, im Betriebe sind, nur selbst gewonnene Erzeug-
nisse verwenden und an einem Tag nicht über 900 Quart Bottigraum bemeischen, von

5 Kr. 63 Hllr. = 1.Sgr. 8 Pf. für 20 Quart Maischraum für die Zeit vom 1. August

1854 bis 31. Juli 1855 bis auf 7 Kr. 7 Hllr. = 2 Sgr. 3 Pf. und vom 1. August

1855 bis auf 8 Kr. 6 Hllr. = 2 Sgr. 6 Pf. erhöht; auch soll

2) die bei der Ausfuhr von Branntwein oder bei dessen Verwendung zu gewerb-

lichen Zwecken bisher gewährte Steuervergütung fernerin einem der Steuer entsprechen-
den Betrage bewilligt werden.

Urkundlich unter Unserer eigenhändigen Unterschrift und beigedrucktem Fürsllichen

Insiegel.
So geschehen

Rudolstadt, den 20. Jum 1854.—

(L. S.) Friedrich Günther, F. z. S.
v. Bertrab. Scheidt. v. Ketelhodt. v. Bamberg.
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Gesetzsammlung
für das Fürstenthum Schwarzburg-Rudolstadt.

Vletzehnies Stück vam Jahre 1854.

i XIVI. Ministerial. Bekanntmachung.
Nachdem vor wenigen Tagen die Durchlauchtigste regierende Fürstin von dieser

Welt abberufen worden, ist in lehtverslossener Nacht, kurz vor 12 Uhr, auch die
Durchlauchtigste Fürstin Mutter, Frau Caroline Lonise, verwittwete Fürstin

von Schwarzburg 2c. K., geborne Prinzessin von Hessen-Homburg, zu einem bessern
Leben eingegangen. Der Durchlauchtigste Fürst, Unser gnädigst regierender Hert,
lassen diesen neuen, das ganze Fürstliche Haus auf das Tiesste erschütternden Trauer-

fall hiermit zur Kenntniß Ihrer getreuen Unterthanen bringen.
Gleichzeitig wird Folgendes bestimmt:

F. 1.

Es wird hiermit bis auf Weiteres eine allgemeine Landestrauer angeordnet
und es sind für dieselbe diejenigen Bestimmungen maßgebend, welche bei dem

Ableben der Durchlauchtigsten regierenden Fürstin durch die Verordnung vom 12.

d. M. (Ges.-Samml. Seite 133) getroffen sind.

8. 2.

Drei Wochen hindurch findet in allen Kirchen des Landes ein tägliches Trauer-

läuten Mittags von 12—1 Uhr in 3 Absätzen statt.

8. 3.

Die betreffenden Fürstlichen Behörden und Beamten geistlichen und weltlichen

Standes haben diese Anordnungen sofort zur Ausführung zu bringen.

Rudolstadt, den 21. Juni 1854.

Fürstlich Schwarzb. Ministerium.
v. Bertrab

Fürstl. Schw. Audolst. Gesetzlamml. XV. 27

Ausgegeben in Rudolstadt, den 24. Juni 1854.
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Gesetzsammlung
für das FürstenthumSchwarzburg-Rudolstadt.

— Sü vom Zchr 154.

*XLVII. Ministertal Bekaunemochung,
betreffend die Aufhebung der in Folge der eingetretenen Landestrauer ange-

ordneten Einstellung der Uffentlichen Lustbarkeiten u. s. w., vom 14. Juli 1854.

AufBefehl Seiner Durchlaucht des Fürsten, unseres gnädigsten Herrn, wird die
in Folge des Höchstbetrübenden Ablebens der Durchlauchtigsten regierenden Fürstin

zu Schwarzburg und der Durchlauchtigsten Fürstin Mutter, verwittweten Fürstin zu

Schwarzburg, durch die Ministerial-Bekanntmachungen vom 12. und 21. Juni d. J.

getroffene Anordnung, die Einstellung des öffentlichen Tanzens und Musikhaltens so-
wie aller sonstigen rauschenden Vergnügungen betreffend, unter Aufrechterhal,

tung der übrigen Bestimmungen rücksichtlich der noch fortdauernden
Landestrauer, vom 23. d. M. ab dergestalt ausgehoben, daß von diesem Tage ab

öffentliche Vergnügungen der gedachten Art wieder stattfinden konnen.

Rudolstadt, den 14. Juli 18541.

Fürstl. Schwarzb. Ministerium.
v. Bertrab.

&amp; XLVIII. Ministerial-Bekanntmachung
vom 14. Juli 1854, betreffend den Vertrag mit Frankreich wegen gegen-

seitigen Schutzes dos literarischen und artistischen Eigenthums.

In dem mittels Ministerial-Bekanntmachung vom 3. Februar d. J. publicirten,

zwischen dem diesseingen und dem Naiseriich Französischen Gouvernement wehen gegen-
Fürkll. Schw. Audolst. Gesegsamml.X

é in Rudolstadt, den2.Jut 1854.
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seitigen Schutzes gegen Nachdruck und Nachbildung von schriftstellerischen und künstle-

rischen Werken abgeschlossenen Staatsvertrage (Ges.-Samml. 1854, S.7) ist in Ar-

tikel 1 Satz 2 statt der Worte „die gesetzlichen Verkreter oder Sachwalter der Urheber“

zusetzen „die Rechtsnachfolger der Urheber kraft des Gesetzes (gesetzliche Erben) oder
kraft besonderen Titels (Käufer, Cessionarien 2c.),“ was zur Nachachtung hiermit öffent-
lich bekannt gemacht wird.

Rudokstadt, den 14. Juli 1854.

Fürstlich Schwarzb. Ministerium.
v. Bertrab.
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Gesetzsammlung
für das Fürstenthum Schwarzburg-Rudolstadt.

Fw Stüch vom Lur 1854.

M x. ————
zum Wahlgesetz für den Landtag dee Fürstenthums Schwarzburg-Rudosstadt,

vom 21. Juli 1854.

Zum Zweck der Ausführung des Wahlgesetzes vom 21. März 1854 (Gesetz Samm-
lung 1854, Seite 47 ff.) wird Nachstehendes verordnet:

, §.1.

Dit Zahl der wahlberechtigten Personen wird in den Wahlterminen (5§. 10. 18.

22. 3. 32. des Wahlgesetzes) durch Vorlesung der Wählerlisten und Verzeichnung der

anwesenden Wähler festgestellt. Etwanige Nichtberechtigte werden zum Abtreten veran-
laßt.

8. 2.

Die gestempelten Stimmzettel, durch welche die Wahl geschieht, werden auf Veran-

lassung des Wahlcommissairs durch die Stimmzähler an die erschienenen Wähler ver-
tbeilt und, nachdem sie beschrieben worden, wieder eingesammelt und in das zu diesem
Zwecke bestimmte Gefäß gelegt.

Auf keinen Stimmzetteldarf mehr als ein Name verzeichnet werden, indem beider

Wahl mehrerer Abgeordneten bezüglich Abgeordneten und Stellvertreter (§. J. 4 und
11 des Wahlgesetzes) für jeden ein besonderer Wahlact erforderlich ist.

8. 3.

Wähler, die erst nach erfolgter Einsammlung der Stimmzettel erscheinen, können

an dieser Abstimmung nicht mehrTheil nehmen.
Fursil. Schw. Nudolst. Gesehsamml. XV. 29

Ausgegeben in Rudolstadt, den 20. Juli 1854.
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.4.

Dienneroffneten Stimmzettel werden von den Stimmzählern laut gezäblt. Ergiebt
sich hiebei ein mit der Zahl der Anwesenden nicht im Einklang stehendes Resultat, so
können Wahlcommissair und Stimmzähler die Abstimmung für ungültig erklären und
eine neue anordnen.

 *ie

Ist die Zahl der abgegebenen Stimmzettel mit der der Abstimmenden übereinstim.
mend gefunden worden, so werden die Stimnzettel von einem Stimmzähler geöffnet und

laut verlesen. Der Protocollführer verzeichnet das Resultat der Abstimmung.

8. 6.

Stiunzettel, die gar nicht oder undeutlich beschrieben worden, Stimnzettel mit

Namen von Personen, denen die Wählbarkeit entweder allgemein (§§. 6. 13. 27. des

Wahlges.) oder in Bezug auf die einzelne Abstimmung (§. 10 alin. 7 und 8 a. a. O.)

fehlt, sind ungültig.

Ueber die Gültigkeit einzelner Stimnzettel entscheiden, vorbehältlich der Bestim-
mung im F. 10 alin. 4 des Wahlgesetzes, Wahlcommissair und Stimmnzähler.

8. 7.

Das über die Wahlhandlung aufzunehmende Protocoll wird stets von dem Wahl-

commissair, den Stimmzählern und dem Protocollführer unterzeichnet.

8. 8.

Die Wahl der Abgeordieten für

1) die Amtsbezirke Rudolstadt und Blankenburg,
2) den Amtsbezirk Leutenberg,
3) den Amtsbezirk Ilm mit Einschluß des Ortes Angelroda

erfolgt in Rudolstadt, Leutenberg und Stadtilm;

die Wahl der Abgeordneten für
4) die Amtsbezirke Königsee und Oberweißbach,
5) die Amtebezirke Frankenhausen und Schlotbeim

in Königsee, Oberweißbach Katzhütte und Frankenbausen (F. 26 des Wahl-

Fesetzes).
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5S. 9.

Zum Zweck der Wahl der drei Abgeordneten aus den Amtsbezirken Königsee und
Oberweißbach und der beiden Abgeordneten aus den Amtsbezirken Frankenhausen und

Schlotheim bilden je einen Wahlkreis

1) die Ortschaften Böhlen, Wildenspring, Friedersdorf. Herrschdorf, Dörnfeld
a. d. H., Oberschöbling, Unterschöbling, Lichte b. K., Aschau, Allendorf, Bechstedt,

Uneerköditz, Oberköditz, Allersdorf, Dröbischau, Egelsdorf, Oberhain, Unterhain,
Mankenbach, Barigan, Schwarzburg — mit dem Wahlorte Königsee;

2) die Ortschaften Oberweißbach, Lichtenhain, Blumenau, Glasbach, Obstfelder-
schmiede, Sitzendorf, Unterweißbach, Mittelweißbach, Quelitz, Leibis, Deesbach, Curs-
dorf, Meura, Wittgendorf, Rohrbach, Döschnitz — mit dem Wahlorte Obeweißbach;

3) die Ortschaften Alsbach, Scheiba, Goldisthal, Oberhammer, Katzhütte, Meu-
selbach, Mellenbach, Neuhaus, Schmalenbuche, Lichte b. W., Geiersthal — mit dem

Wahlorte Kathütte;
4) die Ortschaften Altstadt Frankenhaufen, Udersleben, Ichstedt, Borxleben, Ring-

leben, Esperstedt, Seehausen, Günserode — mit dem Wahlorte Frankenhausen;

5) die Ortschaften Seega, Göllingen, Rottleben, Steinthalleben und Rathefeld,
Schlotheim, Mehrstedt, Immenrode mit Strausberg und Kirchberg — mit dem Wahl-

orte, Frankenhausen.
S. 10.

Einzelungen, die mit Gemeinden noch nicht vereinigt sind oder vereinigt werden,
sind zum Zweck der Vornahme der Wahlen zu den ihnen zunächst belegenen Gemeinden
zu schlagen.

Rudolstadt, den 21. Juli 1854.

Fürstl. Schwarzb. Ministerium.
v. Bertrab.
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L.Ministerial-Bekanntmachungvom “ Zul 1854, die Erweiterung der Amtöbefugnisse des Fürstlichen

Neut= und Steueramtes zu Königsee betreffend.

Nachdem dem Fürstlichen Rent= und Steueramte zu Königsee die Befugniß

ertheilt worden ist, ausländische Poststücke bis zum Gewichte von 15 Pfund selbst-

ständig, schwerere Poststücke aber nur unter Theilnahme des Bezirks-Ober-Contro=

leurs absertigen zu dürfen, so wird solches andurch bekannt gemacht.

Rudolstadr, den 22. Juli 1834.

Fürstl. Schwarzb. Ministerium, Abth. der Finanzen.
Tb. Schwark.

A. Loch.
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Gesetzsammlung
fur das FurstenthumSchwarzburg-Rudolstadt.

Slebzehntes Stück vom Jahre 1854.

—.3—

 LI. Ministerial-Bekanntmachung
vom 28. Juli 1854, den Bundesbeschluß wegen Verhinderung des Mißbrauchs

der Preßfreiheit betreffend.

Nachstehend wird der von der Bundesversammlung in ihrer 20 sten diesjährigen

Sitzung gefaßte Beschluß wegen Verhinderung des Mißbrauchs der Preßfreiheit Höch-
stem Befehle Serenissian zufolge zur öffentlichen Kenntniß gebracht.

Rudolstadt, den 28. Juli 1854.

Füärstl. Schwarzb. Ministerium.
v. Bertrab.

Beschluß.

Unter Vorbehalt der Befugniß der höchsten und hohen Bundesregierungen, nach
Bedirfniß eingreifendere Anordnungen zu treffen, werden nachstehende allgemeine Be-
stimmungen zur Verhinderung des Mißbrauchs der Presse festgesetzt:

S. 1.

Alles, was durch gegenwärtigen Bundesbeschluß in Bezug auf Druckschriften an-

geordnet wird, findet nicht blos auf Erzeugnisse der Buchdruckerpresse, sondern auch auf
alle anderen durch mechanische Mittel vorgenommenen Vewielfältigungen von Schriften

und bildlichen Darstellungen seine Anwendung.
Fürütl. Schw. Nudolst. Gesegsamml. XV. 30

Auegegeben in Rudolstadt, den 5. August 1854.
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8. 2.

Zur Ausübung des Gewerbes eines Buch- oder Steindruckers, Buch- oder Kunst-
händlers, Antiquars, Inhabers einer Leihbibliothek oder eines Lesecabinets und Ver-

käufers von Zeitungen, Flugschriften und bildlichen Darstellungen soll in allen Bundes-

staaten die Erlangung einer besonderen persönlichen Concession (obrigkeitlichen Bewilli-
gung) erforderlich und nur denjenigen Gewerbetreibenden, welche eine solche Concession
(obrigkeitliche Bewilligung) erlangt haben, die Erzeugung von Druckschriften und der

gewerbsmäßige Verkehr mit denselben, nach Maßgabe der Concession (obrigkeitlichen
Bewilligung), gestattet sein.

Die Einziehung der Concession (obrigkeitlichenBewilligung) im Falle des Miß-
brauchs des Gewerbebetriebes kann nicht nur in Folgegerichtlicher Verurtheilung, son-
dern auch auf administrativem Wege erfolgen; auf letzterem jedoch nur dann, wenn nach

vorausgegangener wiederholter schriftlicher Verwarnung oder nach erfolgter gerichtlicher
Bestrafung die vorerwähnten Gewerbetreibenden ihre Beschäftigung beharrlich zur Ver-
breitung von strafbaren, insonderheit staatsgefährlichen Druckschriften mißbrauchen.

Concessionen, welchein widerruflicher Weise ertheilt sind, können auch ohne der-
artige vorhergegangene Einschreitungen auf administrativem Bede eingezogen werden.

8. 3.

Nur mit obrigkeitlicher Erlaubniß und innerhalb der Grenzen derselben darf mit
Druckschriften hausirt und dürfen dieselben an öffentlichen Orten ausgestreut, angeboten,

vertheilt oder angeschlagen werden.
Diese Erlaubniß kann jederzeit zurückgenommen werden.

8. 4.

Auf jederim Bundesgebiete erscheinenden Druckschrift muh der Name und Wohn-

ort des Druckers, und, wenn dieselbe für den Buchhandel oder zur öffentlichen Verbrei-

tung auf anderem Wege bestimmt ist, auch der Name und Wohnort desjenigen, bei
dem die Druckschrift als Verlags= oder Commissionsartikel erscheint, oder beim Selbst-

vertriebe der Name und Wohnort des Verfassers oder Herausgebers genannt sein.

8. 5.

Von jeder die Presse verlassenden Druckschrift soll vor deren Ausgabe, oder min-

destens sobald die Austheilung oder Versendung beginnt, ein Exemplar der von der

Landesregierung dazu bestimmten Behörde überreicht werden.
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Es ist den einzelnen Bundesregierungen berlassen, Druckschriften, welche zwanzig
Druckbogen und darüber stark sind, von dieser Bestimmung auszunehmen und die

Zeitfristen der Ueberreichung dem Zwecke entsprechend festzusetzen.

8. 6.

Von der Erfüllung der in den §. 4 und 5 enthaltenen Vorschriften sind bloß die

den Bedürfnissen des Verkehrs oder des geselligen Lebens dienenden Drucksachen, als

Formulare, Etiquctten, Visitenkarten und ähnliche diesen gleich zu achtende kleinere

Prewerzeugnisse auszunehmen.
8. 7.

Für jede im Bundesgebiete erscheinende periodische Druckschrift (Zeitung, Zeit-
schrift) muß ein für deren ganzen Inhalt verantwortlicher Redacteur bestellt und dessen

Nameauf,jedem.Blatte oder Hefte (Nummer) genannt sein. Eine Ausnahme von
diesem Grundsatze ist nur bezüglich jener Zeitschriften zulässig, welche alle politischen
und socialen Fragen von der Besprechung ausschließen.

· §.8.

Der verantwortliche Redacteur einer periodischen Druckschrift muß unbedingt dis-
positionsfähig sein, im Genusse der staatsbürgerlichen Rechte sich befinden und bei Zeit-

schristen, welche nicht bloß wissenschaftlichen, artistischen oder technischen Inhalts sind,
in dem Staatsgebiete, in welchem die Druckschrift erscheint, seinen regelmäßigen Wohn-
sitz haben. «

DieReduktionvonZeitschriftenwissenschaftlichen,technischenodctaktistischanni
halts kann indessen ausnahmsweise von den Landesregierungen auch Personen gestattet

werden, welche die vorbezeichneten Eigenschaften, namentlich die Dispolitionsfähigkeit
nicht besitzen.

Personen, welche sich in Straf oder Untersuchungshaft befinden, kann während

der Dauer der Haft die Führung der verantwortlichen Redaction untersagt werden.

8. 9.

Für jede im Bundesgebiete erscheinende periodische Druckschrift muß eine Caution

bestellt werden. Von dieser Verpflichtung können nach dem Ermessen der einzelnen

Bundesregierungen nur amtliche und solche Blätter besreit werden, welche alle politi-

schen und socialen Fragen von der Besprechung ausschließen. *
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8. 10.

Die Caution für eine periodisch erscheinende Druckschrift soll in der Regel 5000

Thaler Preußisch Courant, beziehungsweise 8000 Gulden rheinisch betragen. Es bleibt
jedoch den einzelnen Bundesregierungen anheimgegeben, die Cautionssumme, unter
Berücksichtigung der Bevölkerungs, und Vermögensverhältnisse der Verlagsorte und

ihrer nächsten Umgebung, sowie der Zeitabschnitte des Erscheinens der Druckschristen,
auf geringere Beträge festzustellen.

Bei Zeitschriften, welche wöchentlich öfter als dreimal erscheinen, kann aber dabei

nicht unter 1000 Thaler Preußisch Courant, beziehungsweise 1600 Gulden rheinisch,
bei solchen, die dreimal, oder weniger als dreimal wöchentlich erscheinen, nicht unter 500

Thaler Preußisch Courant, beziehungsweise 800 Guldenrheinisch herabgegangen werden.

 I11.

Die Caution hat für alle aus Anlaß der Druckschrift, für welche sie bestellt worden

ist, zuerkannten Strafen, dann für die Kosten der Untersuchung und der Strafvoll=

streckung, ohne Rücksicht auf die Person des Verurtheilten, zu haften.

Jede Caution istim Falle eingetretener Verminderung derselben spätestensin vier

Wochen wieder auf den vollen Betrag zu ergänzen.

8. 12.

Die Herausgabe einer cautionspflichtigen Druckschrift darf erst dann erfolgen,
wenn die Bediugungen, an welche das Recht hierzu geknüpft ist, vollständig erfüllt find.

8. 13.

Jede periodische Druckschrift, welche Anzeigenaaufnimmt,sollvon-denöffentlichen
Behörden zur Kundmachung amtlicher ErlassegegenV

gebhren, inso weit nicht nach denLandesgesetendieunentgelulche Aufnahme gesordert
werden kann, in Anspruch genommen werden können.

8. 14.

Gerichtliche Entscheidungen und amtliche Verwarnungen, welche aus Anlaß einer
periodischen Druckschrift erlassen worden sind, müssen von dem Herausgeber derselben

auf Anordnung derzuständigen ilandischen chbre unentgeltlich und ohne Zusätze undBemerkungen eingerückt werden.
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Sind derartige Entscheidungen durch Ehrenverletzungen veranlaßt, so sind die Be-
theiligten befugt, deren Veröffentlichung zu beantragen, und es hat das Gericht über

Zulässigkeit des Antrags zu entscheiden und dessen Vollzug festzusetzen.
Füramtliche oder amtlich beglaubigte Berichtigungen oder Widerlegungenin einer

periodischen Druckschrift vorgebrachter Thatsachen soll der betheiligten Behörde oder
Privatperson mindestens der Raum des Artikels, der zu der Entgegnung Anlaß bot,

kostenfrei und in einer der beiden nächsten nach erfolgter Aufforderung erscheinenden

Nummern zur Verfügung gestellt werden.

8. 15.

Zuwiderhandlungen gegen die Bestimmungen der vorhergehenden Paragraphen,
namentlich wissentlich falsche Angaben in Erfüllung der in den §. 4 und 7 enthaltenen

Vorschriften, sind mit angemessener Strafe zu bedrohen.

S. 16.
In allen Bundesstaaten muß der Mißbrauch der Presse durch Aufforderung, An-

reizung oder Verleitung zu Handlungen, welche durch die allgemeinen Strafgesetze ver-

boten sind, mit entsprechender Strafe bedroht sein.

Insbesondere muß durch die iunsgerbuud Vorsorge getroffen werden für die
Fälle der Aufforderung, Anreizung oder Verleitun

zum Hoch- und Landesverrathe und zum Aufbr, sowie derMilitärpersonen oder

Beamten zum Treubruche oder Ungehorsam;
zur Widersetzung oder zum gewaltsamen Widerstande gegen die Obrigkeit, zu Ge-

waltthätigkeiten, zu ungesetzlichen Versammlungen oder Zusammenrottungen, zu unge-
setzlicher Bewaffnung;

zum Ungehorsam gegen die Gesetze und gegen Anordnungen der Obrigkeit, zur
Verweigerung der Zahlung von Steuern, zu verbotenen Geldsammlungen;

zu Angriffen auf das Eigenthum oder auf die persönliche Sicherheit.

Die Strafbarkeit solcher durch die Presse begangenen Handlungen soll auch dann
eintreten, wenn die Aufforderung ohne Zusammenhang mit einer anderen verbrecheri.

schen Handlung steht und ohne Erfolg aöln ist.
- §

Die Strafgesetzgebung jedes nosnons hat gegen nachfolgende Angriffe durch

die Presse ausreichenden Schutz zu gewähren und solche mit angemessenen Strafen zu

bedrohen:
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Angriffe auf die Religion oder auf die Lehren, Gebräuche und Gegenstände der
Verehrung einer anerkannten Religionsgesellschaft;

Angriffe auf die Grundlagen des Staates und der Staatseinrichtungen, auf die

letzteren selbst, auf die Anordnungen der Obrigkeit, auf die zur Handhabung derselben
berufenen Personen, die Beleidigungen der letzteren, der Regierungen und des Ober-

hauptes eines fremden Staates.
Als strafbarer Angriffist jeder anzusehen, welcher durch Kundgabe erdichteter, oder

entstellter Thatsachen, oder durch dir Form der Darstellung den Gegenstand des Angriffs

dem Hasse oder der Mißachtung ausgusetzen geeignet ist.

8. 18.

Alle in den §§. 16 und 17 bezeichneten Handlungen sollen entweder von Amtswe-

gen oder auf Antrag verfolgt und bestraft werden, sie mögen gegen die Staatseinrich-

tungen, Maßregeln, Behörden oder Personen des Staates, in welchem die Druckschrift
erschienen, oder eines anderen Bundesstaates gerichtet sein.

Beleidigungen des Oberhauptes eines auswärtigen Staates sollen verfolgt und

bestraft werden, in so weit der auswärtige Staat den Grundsatz der Gegenseitigkeit an-

genommen hat.
8. 19.

Die Strafen wegen Uebertretung preßpolizeilicher Vorschriften oder der von den

competenten Behörden erlassenen besonderen Verbote sind, abgesehen von den durch den

Inhalt der Druckschrift etwa sonst verwirkten Strafen, zu erkennen.

8. 20.

Für die durch den Inhalt einer Druckschrift begangenen strafbaren Handlungen ist
Jeder verantwortlich zu erachten, welcher nach allgemein strafrechtlichen Grundsätzen als
Urheber oder Theilnebmer strafbar erscheint,

Der Drucker, Verleger oder Commissionär (im engeren Sinne, d. h. derjenige,

welcher ohne Namhaftmachung eines Verlegers auf der Schrift als die Person benannt

ist, durch welche der Vertrieb besorgt wird), in so fern sie nicht als Urheber oder Theil-
nehmer ohnedieß zur Strafe gezogen werden, sind mit angemessenen Geld= oder Ge-
fänguißstrafen auch für die Fälle zu bedrohen,

wo der Verfasser nicht genannt,

oder nicht im Bereiche der Gerichtsbarkeit eines dentschen Bundesstaates ist,
oder wo eine Uebertretung preßpolizeilicher Bestimmungen verübt wurde.
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Dieselben können von der deßfallsigen Haftung nach dem Ermessen der einzelnen Bun-
desregierungen nur dann befreit werden, wenn sie bei der ersten verantwortlichen Ver-

nehmung den Autor benennen und dieser sich im Bundesgebiete befindet.

Der verantwortliche Redacteur einer periodischen Druckschrift ist wegen des straf-
baren Inhalts derfelben in jenen Ausnahmsfällen, wo er nicht als Urheber oder Theil-

nehmer zur Strafe gezogen werden kann, mit einer besonderen Geld= oder Gefängniß=

strafe zu bedrohen.

8. 21.

Wenn Druckschriften den Thatbestand einer sirafbaren Handlung enthalten, so ist
auf ihre Unterdrückung oder Vernichtung zu erkennen, auch wenn die Verurheilung

einerstrafbaren Person nicht damit verbunden werden kann, oder berhaupt eine Person,
gegen welche eine Anklage gerichtet werden könnte, nicht gegeben ist.

22.
Ueber die Zuständigkeit der Gencr zur Aburtheilung der durch den Inhalt von

Druckschriften begangenen Verbrechen oder Vergehen, sowie über die Zuständigkeit der-

selben oder der AMdministrativbehörden zu dem Erkenntnisse über Unterdrückung von

Dracsschriften entscheiden die Landesgesetze. Eine vorzugsweise Verweisung der durch
die Presse begangenen strafbaren Handlungen vor das Geschwornengericht oder zur

öffentlichen Verhandlung soll jedoch nicht stattfinden.

8. 23.
Die Verwaltungs- und Gerichtsbehörden sind befugt, zum Behufe der Einleitung

des hieräuf alsbald anzuregenden Strafverfahrens, Druckschriften und die zu ihrer Ver-

bieffiligmng bestimmten Platten und Formen mit Beschlag zu belegen.
uckschriften, welche wegen strafbaren Inhalts oder wegen Uebertretung der

8. 4 8 7 mit Beschlag belegt wurden, dürfen, so lange die Beschlagnahme nicht

#irder aufgehoben ist, weder verbreitet, noch durch anderweiten Abdruck verwielfältigt

werden.
 24. - .

Veröffentlichung von # Gerichtsverhandlungen und Abstimmungen,

von Verhandlungen anderer Behörden oder politischen Körperschaften, dann über Trup-

penbewegungen und Vertheidigungsmittel des Landes oder des Deutschen Bundes in

Zeiten von Kriegsgefahr oder inneren Unruhen können von derzuständigenBehörde aus
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Rücksichten für den offentlichen Dienst oder die Staatsinteressen, unter Androhung an-

gemessener Strafen, verboten oder beschränkt werden.
Die Namen der Geschworenen dürfen in Zeitungen nur bei der Mittheilung über

die Bildung des Schwurgerichts genannt werden. Ebenso darf die Anklageschrift oder
ein anderes Schriftstück eines Criminalprocesses nicht eher veröffentlicht werden, als bis

die mündliche Verhandlung stattgefunden oder der Proceß auf anderem Wege sein Ende

erreicht hat.
§. 25.

Sämmtliche Bundesregierungen werden dafür Sorge tragen, daß die vorstehenden
allgemeinen Grundsätze in Wirksankeit treten und daß ihre Preh- und Strafgesetze mit

denselben in Uebereinstimmung gebracht werden; sie werden davon, wie dieses geschehen,

der Bundesversammlung in möglichst kurzer Frist Anzeige erstatten lassen.

8. 26.

Der politische Ausschuß wird beauftragt, nach Umfluß von zwei Jahren, unter
Berücksichtigung der bis dahin gemachten Erfahrungen, in nähere Erwägung zu ziehen,
ob die in gegenwärtigem Beschlusse enthaltenen Bestimmungen sich zur Verhütung des

Mißbrauchs der Preßfreiheit als genügend erwiesen haben, und hierüber der Bundes-
versammlung, unter Begutachtung der etwa für nöthig erachteten weiteren Anträge,

Bericht zu erstatten.

 LII. Ministerial-Bekanntmachung,
den Bundesbeschluß wegen Aufrechthaltung der gesetzlichen Ordnung und Ruhe

im deutschen Bunde, insbesondere das Vereinswesen betreffend,
vom 28. Juli 1854.

Der von der Bundesversammlung in ihrer 21sten diesjährigen Sitzung vom

13. Juli d. J. wegen Aufrechthaltung der gesetzlichen Ordnung und Ruheim deutschen

Bunde, insbesondere wegen des Vereinswesens gefaßte Beschluß wird auf Höchsten

Befehl Serenissimi zur Nachachtung anmit öffentlich bekannt gemacht.

Rudolstadt, den 28. Juli 1854.

Fürstlich Schwarzb. Ministerium.
v. Bertrab.
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Beschluß.
Da es im Interesse der gemeinsamen Sicherheit und Ordnung geboten erscheint,

allgemeine Grundsätze für das Vereinswesenin den sämmtlichen deutschen Bundesstaaten
außzustellen, so haben sich die höchsten und hohen Bundesregierungen über nachstehende

Bestimmungen vereinigt: l 1

In allen deutschen Bundesstaaten dürfen nur solche Vereine geduldet werden, die

sich darüber genügend auszuweisen vermögen, daß ihre Zwecke mit der Bundes= und

Landes-Gesetzgebung im Einklange stehen und die öffentliche Ordnung und Sicherheit

nicht gefährden.
8. 2.

Die einzelnen Bundesregierungen werden demnach die nöthigen Anordnungen
treffen, um von der Einrichtung und den Zwecken eines jeden Vereines, sowohl im Be-

ginne als im Laufe seiner Existenz und Wirksamkeit, Kenntniß nehmen zu können.

§. 3.

In Beziehung auf politische Vereine insbesondere muß, sofern derartige Vereine
nicht nach Maßgabe der Landesgesetzgebung überhaupt untersagt sind, oder doch einer
für jeden Fall besonders zu ertheilenden obrigkeitlichen Genehmigung bedürfen, die be-
trefsende Staatsregierung sich in der Lage befinden, nach Maßgabe der Umstände, beson-
dere vorübergehende Beschränkungen und Verbote erlassen zu können.

8. 4.

Allgemein sindfürpolitscheVereine noch folgende Beschränkungen zur Geltung
zu bringen

1) inntr Lehrlinge und Schüler dürfen sich an solchen Vereinen nicht be-
eiligen.

2) dVerbindung mit anderen Vereinen ist unstatthaft.

8. 5.

In allen Bundesstaaten muß der Landesregierung nicht nur das Necht zustehen,
die Versammlungen solcher Vereine, welche, ohneim Besitze einer besonderen staat-

lichen Anerkennung, beziehungsweise Genehmigung zu sein, sich mit öffentlichen Ange-

legenheiten beschäftigen, obrigkeitlich überwachen zu lassen, sondern es )2ven betreffen-
Färl Schw. Auvoll. Gesesamml. XV.
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den obrigkeitlichen Abgeordneten auch überall die Befugniß eingeräumt werden, jede

Versammlung eines solchen Vereins aufzulösen, sofern entweder die ihren Zusammentritt
bedingenden Förmlichkeiten nicht beobachtet worden sind, oder aber der Inhalt der Ver-

handlungen eine in der Nothwendigkeit der Aufrechthaltung der Gesetze, sowie der

öffentlichen Sicherheit und Ordnung begründete Veranlassung darbietet.

8. 6.

Die bewaffnete Macht darf sich nicht anders als auf Befehl versammeln und
weder in noch außer dem Dienste berathschlagen; Versammlungen und Vereine jedes
Theils der stehenden Heere und der Landwehr zur Berathung oder Beschlußfassung über

militärische Befehle und Anordnungen sind auch dann, wenn dieselben nicht zusammen-

berufen sind, untersagt.
S. 7.

Zuwiderhandlungen gegen die aus Anlaß vorstehender Bestimmungen in den ein-

zelnen Bundesstaaten getroffenen Anordnungen sind mit entsprechenden Strafen zu be-
legen.

S. 8.

Im Interesse der gemeinsamenSicherheitverpflichten sich sämmtliche Bundesregie-
rungen ferner, die in ihren. Gebieten etwa noch bestehenden Arbeitervereine und Verbrü-

derungen, welche politische, socialistische oder communistische Zwecke verfolgen, binnen
zwei Monaten aufzuheben, und die Neubildung solcher Verbindungen bei Strafe zu ver-
bieten.

 —
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 LIII. Ministerial-Bekanntmachung
vom 31. Juli 1854, die Ermächtigung des Nebenzollamtes I zu Ebmath, im

Hauptzollamtsbezirk Eibenstock, zum Begleitscheimvechsel mit dem Königlich

Meupßischen Hauptzollamte in Wittenberge, ingleichen mit dem Königlich

Hannoverschen Zollamte in Bremen betreffend.

Nachdem nach einer Mittheilung desKöniglich Sächsischen Finanz-Ministeriums
auf diesfallsigen besondern Antrag der Fabrikanten in Roßbach in Böhmen und im Ein-

verständniß mit den Königlichen Regierungen von Preußen und Hannover das Königlich

Sächsische Nebenzollamt!zu Ebmath, im Hauptzollamtsbezirke Eibenstock, auch zum
Begleitscheinwechsel mit dem Königlich Preußischen Hauptzollamte in Wittenberge, in-

yleichen mit dem Königlich Hannoverschen Zollamte in Bremen ermächtigt worden ist,

so wird solches unter Bezugnahme auf die hieher einschlagende frühere Ministerial-Be-
kanntmachungvom14.Februardies.Jahres andurch zur öffentlichen Kenntniß gebracht.

Rudolstadt, den 31. Juli 1854.

Färstl. Schwarzb. Ministerinm, Abth. der Finanzen.
Th. Schtchwarpß.

A. Koch.

 LTV. Ministerial-Verordnung
vom 4. August 1854, die Wahlen zum Landtage betreffend.

Zum Zweckder Bildung des auf Grund der Gesetze vom 21. März d. J. einzuberu-
senden Landtags wird in Gemäßheit des F. 1 des Wahlgesetzes Folgendes hiermit ver-
ordnet: «

§.1.
Am 2ten October dieses Jahres sind im ganzen Lande die Wahlen der

Wahlmänner vorzunehmen, durch welche die Abgeordneten der größeren Städte und die
Abgeordneten der kleineren Städte und der Bewohner des Landes gewählt werden.
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. 2.

Am 16. October d. J. haben die Wahlen der sämmtlichen Abgeordneten

und zwar der Abgeordneten der größeren Grundbesitzer durch diese und der übrigen

Abgeordneten durch die am 2. October d. J. gewählten Wahlmänner stattzufinden.

Rudolstadt, den 4. August 1854.

Jürstlich Schwarzb. Ministerium.
v. Bertrab.
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Gesetzsammlung
für das Fürstenthum Schwarzburg-Rudolstadt.

Zchebne Stück vam Jahre 1851.

 LV. Ministerial- —
vom 12. August 1854, die Uebernahme von Answanderungs-Agenturen betr.

Die derStaatsregierung obliegende Pflicht, sich des Interesses auch derienigen
Personen anzunehmen, die im Begriffe slehen, ihr Vaterland zu verlassen, um nach über-

seeischen Ländern auszuwandern, veranlaßt Uns, mit höchster Genehmigung Sere-

nissimi nachstehende Bestimmungen zu erlassen:

§. 1.

Sämmttliche bisher ertheilte Concessionen zur Uebernahme von Auswanderungs-

Agenturen werden hiermit zurückgezogen und aufgeboben.
* S. 2.

Zur Uebernahme einer Agentur zumZweck der Beförderung von Auswanderern

nach überseeischenLändernistUnsere Erlaubniß erforderlich, welche durch Vermittelung
der Fürstlichen Landrathsämter schristlich nachzusuchen ist.

Die Erlaubniß kann erstnach eingezogener Erkundigung überdieQualisication des
bezüglichen Schiffsexpedienten und an Personen ertheilt werden, welche

I) das Ortsbürgerrecht in einer inländischen Gemeinde besitzen,

2) sich über einen guten Leumund genügend aueweisen,
3) die erforderlichen Geschäftakenntnisse in sich vereinigen und
4) eine Caution von mindestens 700 Fl. = 400 Thlr. in baarem Gelde durch sichere

Conseuse oder Bürgschaften Dritter stellen.
Wird die Caution in baarem Gelde geleistet, so wird sie dem Einleger mit 37 Prorent

verzinset. Dieselbe haftet zunächst für alle Entschädigungsansprüche, die wegen Nicht-
erfüllung derfür den Geschäftsbetrieb der Agenten festgestellren Bedingungen von den

Fürstl. Schw. Audolfl. Gesegsamml. XV. 32

.— in Rudolstadt, den 2. September 1854.
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Verletzten gegen den Agenten erhoben werden, sowie für die dieserhalb verwirkten Geld-
strafen und Kosten.

Wird in Folge dessen die Caution angegriffen, so ist eine entsprechende Ergänzung

derselben zu fordern.
Die unterlassene Ergänzung der Cantion in der von Uns hierfür vorzuschreiben-

den Frist zieht den Verlust oder die Suspension der betreffenden Erlaubniß nach sich.

- - 8. 3.

Diejenigen, welchen die Erlaubniß zur Uebernahme einer Agentur ertheilt wird,
werden auf die von Uns festgesetzten Bedingungen ihres Geschäftsbetriebes verpflichtet.

Damit sie dieser Verpflichtung gehörig nachkommen, ist die Anordnung getroffen
worden, daß diese Bedingungen von den Fürstlichen Justizimtern den Auswanderern

bei ihrer Anmeldung zur Auswanderung werden mitgetheilt werden.

Auch sind die Fürstlichen Landrathsämter angewiesen worden, nicht eher Auswan-
derungspässe zu ertheilen, als bis ihnen vom Auswanderer ein mit einem concessionirten

Agenten abgeschlossener Ueberfahrts-Contract vorgezeigt worden ist.

Rudolstadt, den 12. August 1854.

Fstl. Schwarzb. Ministerium, Abtheilung,des Innern.
Scheidt.

 VI. Ministerial-Bekanntmachung
vom 16. August 1854, die Errichtung eines Haupt-Steuer-Amtes mit Nieder-

lage in Dessau betreffend.

Nachdem in Dessau ein Haupt-Steueramt mit Niederlage errichtet worden ist, so

wird solches andurch öffentlich bekannt gemacht.

Rudolstadt, den 16. August 1854.

Fürstl. Schwarzb. Ministerium, Abth. der Finanzen.
Th. Schwart.

A. Koch.
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&amp; LVII. Ministerial-Verordnung
vom 25. August 1854, betr. die Erecutions-Ordnung vom 10. Juni 1854

(Ges.-Samml. 1854, Seite 137 ff)

8. 1.

Bei den Gerichtsbehörden werden die Executionsvollstreckungen durch das Diener,

personal (Boten, Diener, Beidiener) besorgt.
Den Grrichten bleibt es überlassen, in wichtigen Fällen die Leitung der Executions-

vollstreckung einem richterlichen oder höheren Subaltern-Beamten zu übertragen.
ger die Executionsvollstreckung besorgende Beamte oder Diener hat sich stets

durch Vorzeigung des schriftlichen Executionsbefehls zu legitimiren, der Diener über-

dieß sich durch Anlegung des Dienerschildes kenntlich zu machen.

8. .2.
Bei der Annahme von Boten, Dienern und Beidienern wird künftig der Exeru-

tionsvollstreckungen wegen darauf gehalten werden, daß der Anzustellende eine ange-
messene Caution stellt.

8. 3.

Die zu Executionsvollstreckungen verwendeten Diener sind regelmäßig nur berech-

ügt. bei Ausrichtung ihres Amtes Zahlungen bis zum Betrage von 21 Fl.— 12 Thlr.
in Empfang zu nehmen. Uebersteigt die von dem einzelnen Schuldner beizutreibende
Summe diesen Betrag, so hat der Antragsteller bei dem Executionsantrage sich darüber
auszusprechen, ob dem Executor die Empfangnahme dennoch überlassen werden soll,
oder an wen die Zahlung von Seiten des Schuldners zu erfolgen hat.

Es steht dem Extrahenten der Execution übrigens frei, dem Exceutor die Annahme
auch solcher Beträge zu verbieten, welche hinter 21 Fl.— 12 Thlr. zurückbleiben.

8. 4.

Die Hülfsvollstreckung wird von den in der fraglichen Rechtssache ergangenen

Acten aus verfügt und es wird in derselben insbesondere das Concept der Zahlungsauf-

lage (§. 7 der Execut.-Ord.) und des Executionsbefehls entworfen. In beiden richter-

lichen Verfügungen ist die beizutreibende Summe an Capital, Zinsen und Kosten ganz

genau zu bezeichnen.
In dem Executionsbefehle muß, wenn die beizutreibende Summe den Betrag von

21 Fl. 12 Thlr. übersteigt und der Exerutor zur Annahme derselben Miichsigt sein
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soll, dies besonders bemerkt werden; ebenso wenn dem Executor die Annahme auch
einer geringeren Summe verbotensein soll.

Bei jeder Executionsverfügung ist eine Noraduchiansfin zu bestimmen und in den

Fristen-Calender einzutragen. Innerhalb dieser Frist, welche regelmäßig und, wenn:
nicht besondere Gründe zu einer Abweichung vorliegen, den Zeitraum von 14-Tagen
nicht überschreiten sell, hat der Execntor die Execution zu vollstrecken und den im §. 38

der Executions-Ordnung vorgeschriebenen Bericht zu erstatten.

Säumnisse sind unnachsichtlich auf dem Disciplinanvege zu ahnden.

C. 6.

Bei jedem Justizamte soll zum Zweck der Herstellung einer genauen Executions,

controle ein Verzeichniß geführt werden, in welches unter fortlaufenden Nummern die

sämmtlichen ausgefertigten Executionsbefehle mit Angabe der Registranden-Numnern,
der Parteien, des mit der Hülfsvollstreckung beauftragten Dieners, des Tags der

Uebergabe des Befehls an den Letteren, sowie des Tags der Berichtserstattung einzu.
tragen sind. .

DiesesVerzeichnißistallwöchentlichvondcmDikigcntcnzurcvidircnundmitdcm»
Nevisionevermerke zu versehen.

S. 7.
Bei den Ausfertigungenin der Executionsinstanz haben die betreffenden Justizbe=

börden sich der nachstehend verzeichneten Formulare zu bedienen:
1) Bei Zahlungsauflagen und Benachrichtigungen hiervon an den Extrahenten in

Gemähheit der S§. 7 und 20 der Exeentions-Orduung des Formulars Az
2) Bei Zahlungsauflagen und Benachrichtigungen hiervonin Gemäßheit der 88. 8

und 76 der Executions= Ordnung des Formulars B;
3) Bei Zahlungsauflagen in Gemäßheit der §§. 9 und 10 der Verordnung vom

10. December 1852, das Sportelcassen= Nechnungswesen betreffend, (Gesetz-
Samml. 1852, S. 251) des Formulars C;

4) Bei Ladungen des Gläubigers zur Verhandlung über die von dem Schuldner

degen die Executionsvollstreckung erhobenen Einwendungen in Gemäßheit des
§. 15 der Exerntions Ordnung des Formulars D;

5) BeiLadungendes Schuldners zu demselben Teimine des Formulars E;

6) Beim Erlaß von Executionsbefehlen inGemäßheit des F. 34 der Executions.
Ordnung des Formulars F; .
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Firner sind:

7) zum Berichte des Dieners über die Ererntionsvollsrekung (§§.37, 38 derExern=
tions-Ordnung) das Formular G; und

8) zum Versteigerungs-Protocoll (§.41 der Exerutions-Ordnung) das Formular II

anzmvenden.
8. 8.

Um für Auctionsbekanntmachungen (F.40 der Executions-Ordnung) und für Sub=

hastationspatente eine gleichmäßige Form herbeizuführen, werden die betreffenden

Justizbehörden angewiesen, sich bei solchen Erlassen der Muster J und K zu bedienen.

8. 9.

Bei Abnahme von Manifestationseiden (8. 49 der Executions-Ordnung) ist nach-

stehende Ehdeesonnel: schwöre zu Gott, dem Allmichtigen einen leiblichenEid, daß
alles zu meinem Vermögen Gehörige treu und gewissenhaft angegeben, nichts

davon verschwiegen, noch selbst oder durch Andere über Seite gebracht habe;

zugleich gelobe ich, daß wenn dennoch einzelne Gegenstände außer Acht gelassen

sein sollten, ich dieselben sofort, wenn ich auf sie aufmerksam geworden bin, ge-
treulich und gewissenhasft anzeigen werde, so wahr

in Anwendung zu bringen.

Rudolstadt, den 25. August 1854.

Füärstlich Schwarzb. Ministerium.
v. Vertrab.

A.
In der Sache de

erhalten Sie auf den Antrag de

hiermit die Auflage d

a) wegen der ih zustehenden Huptsocherung von
Er: Thlr. Sgr.

b) wegen der Zinsen davon Muo. seit dem

 r. Hllr. — Thlr. Sgr.

) wegen desgoosewallagt mit
Fl. Hllr. Thlr. Sgr.
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bin zu befriedigen, widrigenfalls auf weiteren Antrag de Forde-
ztechurnmit des Executionin d gegen
Sie verfahren werden wird.

Gechiihein Ihnen aufg1ncgeben,diebeiverzeichneten Gerichtskosten mnit
— r. Sg 9

binnen derselben din an die 4% 5% unterzeichneten Greichts beiVermeidung der
Hülfsvollstreckung zu berichtigen.

, den ·

Fürstl. Schwarzb.

#bsohrit vorstebenderin Folge Ihres Autrags voman lMut Zahlungsauflage erhalten Sie
zur Nhucht und eventuell Stellung weiterer Antrãg

, den .
Fürstl. Schwarzb.

B.
In der Sache de

erhalten Sie auf Autus de
hiermit die Auflage,d

u) wegen der th zusiehenden Hauptforderung von
Kr. ilr. — Thlr. Sgr. Pf.

b) wegen . Zinsen davon zu Proc, seit dem «

F..Xk.Hllr.-«Thlr.Sgt-Pf.
c)tvegut Kostenverlags mit

. Ar. Hllr. — Thlr. Sgr. Pf.
binnen zu befriedigen und dies durch Quittung nachzuweisen, auch

die beiverzeichneten Kosten an die Sportelcasse des unterzeichneten Gerichts einzuzahlen,

widrigenfalls die Exccution in d

sofort gegen Sie vollstreckt werden wird.
, den » 18

dun Schwarzb.
Abschrift vorstebenderin Folge Ihres Autragsvo

erl Mene ahlungsauflage erhaltenSizu Nachricht. ° 6r n .
, den 18

Fürstl. Schwarzb.
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C.

Sie werden hiermit angewiesen, die von Ihnen in der Sache

zu entrichtendenGerichtskofen!imhaere von
Hllr. — Thlr. Sgr. s|.0

binnen einer gu von an die Sportelcasse des unterzeichneten Gerichts

bei Vermeidung der Hülfsvollstreckung einzuzahlen.
Die Einsicht der Specialliquidation bei den betreffenden Acten steht Ihnen frei.

(Die Specialliquidation ist beigefügt.)
, den 18

Fürstl. Schwarzb.

D.
In Sachen de

sind von de gegen die de selben zugegangene Zahlungsauflage

vom sie aus der Anlage ersichtlichen Einwendungen erbhoben wor-

den. Zur Verhandlung hierüber wird ein Termin auf den

hiermit anberaumt.. Sie werden hierdurch geladen, in diesem Termine entweder in

Person oder durch einen gehörig legitimirten Bevollmächtigten zu erscheinen, mit der

Auflage, sich in demselben über die vorgebrachten Einwendungen (sowie über die Accht-

heit der abschriftlich beigesügten, im Termine aber im Original vorzulegenden Urkunde

zu erklären, die letztere auch im Fall der Ableugnung sofort eidlich zu diffitiren) und

weiterer gerichtlicher Weisung zu gewärtigen. Im Fall Ihres Nichterscheinens oder der
Nichtersüllung Ihrer Terminsobliegenheiten wird das Thatsächliche der Eimvendungen

für zugestanden (und die im Original vorgelegte Urkunde für anerkannt) erachtet werden.

den 18.

Fürstl. Schwarzb.
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In Sachen de

ist zur Verhandlung ber die von

gegen die Zahlungsauflage vom erhobenen

Einwendungen ein Termin auf den

anberaumt. Sie werden hierdurch geladen, in diesem Termine entweder in Person oder

durch einen gehörig legitimirten Bevollmächtigten zur Vorlegung der beigebrachten Ur-

kunde im Original, zurVerhandlungmit dem Gegner und zur Anhörung weitererge-

gerichtlicher Weisung zu erscheinen, unter der Androhung, daß im Fall Ihres Nichter-
scheinens oder der Nichterfüllung der Terminsobliegenheiten auf die erhobenen Einven-

dungen keine Rücksicht genommen werden wird.

den

Fürstl. Schwar3b.
#l

Der Amts erhält hiermit die Anweisung, unter Vorzeigung

grlenveniie Befehls gegen d wegen der von

dbelben de schuldigen Summe im Betrage
Fl. Xr. Ollr. Thlr. Sgr. Pf.

wkesn **rh
Hllr. — Thlr. . Pf.

an Zinsen "“!5 den Airtutn KsosteniimBetrage von
* Ollr. Thlr. Sgr. Pf.

die Executionin d in Gemaßheit der Vorschriften der 88.
34, 36, 37, 38 der Executions-Ordnung vom 10. Juni 1854 zu vollstrecken und

über die Befolgung dieses Befehls unter Rückreichung desselben binnen
zu berichten.

Hat der Schuldner, ohne Jemanden zur Wahrung seinco Interesses zurückzulassen,
sich entsernt oder tritt bei der Hülfsvollstreckung Widerstand entgegen oder steht solcher zu
befürchten, so ist zu der Hülfshandlung ein Mitglied der Ortsbehörde oder ein Polizei-
Bramter oder ein zweiter gerichtlicher Diener beizuziehen.

den 18
Fürstl. Schwarzb.
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6.
Dem umstehenden Befehle zufolge wird hiermit pflichtmäßig angezeigt, daß gegen

wegen der im Hülfsbefehle verzeichneten Summen

in Gegenwart de) heute zur Pfändung
Geschritten ist und die nachstehend verzeichneten Mobilien und Effecten

11. 10Firt auf .....

2. ·

3. »- » »

in Beschlag genommen sind. Die vorbezeichneten Gegenstände sind“)

, den 18

) Hier ist anzugeben, ob *“h5 Schuloner bei dem Hülfsacte gegenwärtig war, oder, wer in Fall der
r 41m nach§S.30der Gxrecutions-Ordnung zugezogen worden ift.r ist anzugeben, E undwo die abgepfändelen Gegenständc unkergebracht oder dem Schuld.
ner ensen lind FRIaEkecattoasiOtva

ll
In Folge der amtlichen Anweisung ist heute den

um Ubhr zu der Versteigerung der de

wegen der de

schuldigenSumme iim Betrage von
Xt. OHllr. — Thlr. Sgr. Pf.

nebst dengerichtlchenkünimBetrage von
I. Hlr. — Thlr. Sgr. f.

abgepfändeten und

vorgesundenen Mobilien und Effecten geschritten worden.

Bei dieser Verhandlung war

gegenwärtig.
Den erschienenen Kauflustigen wurde bekannt gemacht, daß die dem Meistbieten.

den zugeschlagenen Gegenstände nur gegen baare Zahlung verabfolgt und wenn solche
vor dem Schlusse des Termins nicht erfolge, auf Gefahr und Kosten des Erstehers

sofort nochmals ausgeboten werden würden. çl
Fürsll. Schw. Rudolst. Gesetlamml. XV. 33
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Hierauf wurden ausgeboten

zugeschlagen d
für

Summa

Der gesammte Erlös aus den versteigerten Pfändern berechnet sich hiernach auf

Diese Summe wurde von

in Empfang genommen.

Hierauf wurde das Protokoll von den Anwesenden zum Zeichen der Genehmigung

unterschrieben.
, den 18.

J.
Am sollen.

verschiedene in einer (mehreren) Procehsacheln) dem Schuldner abgepfändete Gegen-

stände, insbesondere

öfsentlich an den Meistbietenden gegen sofortige baare Zahlung verkauft werden.

Fürstl. Schwarzb.

K.
Nothwendiger Verkauf.

Das in hiesiger Stadt am Markt unter Aö belegene Wohnhaus nebst Hofraum
und großem Gemüsegarten, zusammen abgeschätzt auf
oll

n am 18 Vormittags 9 Uhr

an ordentlicher Gerichtsstelle subhastirt werden.

Die be und die Bedingungen können in der Canzlei eingesehen werden.
Alle unbekannten Nealprätendenten werden hiermit bei Verlust ihrer ehvaigen An-

sprüche aufgefordert, dieselben bis längstens 14 Tage vor dem Termine anzumelden.
den

Fürstl. Schwarzb.
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Gesetzsammlung
für das Fürstenthum Schwarzburg-Rudolstadt.

9 Stäück vom Jahre 1854.

*# LVIII. Ministerlal Bekanmemachung
vom 25. August 1854, die Erweiterung der Abfertigung#-Befugnisse des

Fürstlichen Rent= und Steueramtes zu Leutenberg betreffend.

Nachdem dem Fürstlichen Rent- und Steueramte zu Leutenberg die Befugniß er.

theilt worden ist, vom 1. October d. J. ab Uebergangsscheine über vereinsländische

Spielkarten, welche nach Leutenberg und nach anderen Orten seines Bezirks bestimmt

sind, abzufertigen, so wird solches andurch öffentlich bekannt gemacht.
Rudolstadt, den 25. August 1854.

Fürstl. Schwarzb.Minusterium, Abth. der Finanzen.
Th. Schwartz. u. Aod

 LIX. Verordnung
des Fürstl. Ministeriums, Abtbeilung für Kirchen= und Schulsachen, die

Confirmation und den derselben vorhergeheuden Unterricht betreffend,
vom 26. August 1854.

Mit Höchster Genehmigung Sr. Durchlaucht, des gnädigst regierenden Fürsten,

verordnet das unterzeichnete Fürstl. Ministerium, Abtheilung für Kirchen- und Schul-
sachen, in Uebereinstimmung mit dem Fürstl. Kirchenrath im Betreff der Confirmation

und des derselben vorhergehenden -1nteniche, was folgt:
Die Vomahme der Confirmation 938 zu den Parochialrechten.

Kinder aus fremden Parochieen dürfen ohne Erlaubniß des zuständigen Pfarrers
und von demselben desfalls ausgestellte Bescheinigung nicht confirmirt werden.

Fursil. Schw. Nudolst. Gesesamml. XV. 34
Fusgegehen in Rudolstadt, den 9. September 1854.
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Diese Erlaubniß soll jedoch dann nicht versagt und an der Stelle des zuständigen

inländischen Pfarrers von dem Kirchenrathe ertheilt werden, wenn von diesem das Ver-

langen des zu Confirmirenden oder dessen Eltern oder Vormundes, durch einen an sich

nicht zuständigen Pfarrer die Confirmation vollzogen zu sehen, für begründet erachtet wird.
8. 2.

Die Zulassung zur Confirmation setzt voraus, daß vor dem 1. April des Confir-

mationsjahres die Knaben das Alter von dreizehn und einem halben Jabre, die Mädchen

das dreizebnte Lebensjahr erfüllt haben.
Vor vollendetem gesetzlichen Alter können Kinder ausnahmsweise nur dann zur

Confirmation zugelassen werden, wem sie die erforderliche Ausbildung erlangt haben
und der Kirchenrath auf desfallsigen Bericht des betreffenden Geistlichen und Ephorus

aus sehr erheblichen Gründen die Zulassung gestartet.

Das desfallsige Dispensationsquantum ist nach der Größe des an dem gesetzlichen

Alter sehlenden Zeitraumes und unter Berücküchtigung der Vermögens- und sonstigen

Lebensverhältnisse innerhalb der Gränzen des geringsten Ansatzes von 35 Kr.— 10 Sgr.
und des höchsten Satzes von 8 Fl. 45 Kr.=5Thlr. zu bemessen.

) Kinder eines anderen Staates können von einem inländischen Geisilichen, zu dessen

Puvochie die bezügliche Ortschaft des Auslandes, jedoch ohne daß diedieoseitigen gesetz
lichen Bestimmungen nach dem bestehenden Pfarrverbande Geltung haben, in Folge der
Einpfarrung oder als Filial gehört, oder welchem von dem an sich zuständigen Geist-

lichen des betreffenden Auslandes die Confirmation süberlassen worden ist, auch nicht

früher confirmirt werden, als die Gesetze des betreffenden Heimathslandesgestatten.
Anmerkung. S## müssen 3. V. im Könihreich Prcußen und im Fürstemum Schworzburg-Son=

verehänsen die Confirmanden om Tage der Einsegnung, im Großberzogihum Sachsen-Weimar=
Eisenach vor dem 1. October und im Herjehum Salbsen, Meiningen die Knaben in den

- bis um 1. Mai des Cnsemsntsnsegahmto das 14 Lebensjabr zurudgeleht haben.

8. 3.
Des Eintritts des gesetzlichen Termins ungeachtet kann die Zulassung zur Confir-

mation nicht eher erfolgen, bis die erforderliche geistige Reife und das Schulziel in

den wesentlichen Gegenständen des Volksunterrichts, namentlich im Lesen, Schreiben

und Rechnen erreicht, vor Allem eine deutliche Einsicht in die Lehren und Wahrheiten
der christlichen Religion und hinlängliche Bekanntschaft mit dem Inhalte der heiligen
Schrift erlangt worden i

Kinder denen es an dieser Ausbildung mangelt oder die sich gröblichen Leichtsinn,

Sirtenlosigkeit oder Verbrechen haben zu Schulden kommen lassen, werden von dem be-
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treffenden Ortsgeistlichen auf ein Jahr zurückgestellt und zum regelmäßigen Schulbesuche
und zur fleißigen Benutzung des ihnen dargebotenen Unterrichts streng angehalten.

Diese Zurückstellung soll namentlich dam eintreten wenn durch hãufige Schulver=
säumnisse, besondersin den letztenJahrenvorErreich ösähigen Alters
die mangelhafte intellectuelle, sittliche oder religiöse Ausbildung veranlasit worden ist.

Zur Zurückstellung auf ein zweites Jahr bedarf es der Genehmigung des betref-

fenden Ephorus.

g deim Vorliegen besonderer umstände, namentlich beim Mangel an Geisteskräften,
. bei Blödsinn, Wahnsinn, Taubstummheit haben die Pfarrer beim Kirchenrathe

53ee enbo einzuholen.
8. 4.

Kinder, die in einer andern Confessiongetauft sind, darf kein Geistlicher der evange-
lischlutherischen Landeskirche ohne ausdrückliches Verlangen derselben und der Eltern

resp. des Vormundes derselben zur - zulassen.

In dem der Confirmation vorhergehenden Jahre hat ein Vorbereitungs-Unterricht

derim nächsten Jahre zu confirmirenden Kinderstattzufinden.

Durchdiesen Vorbereitungs-Unterricht soll der Schulunterricht nicht gestört werden.
Der Vorbereitungs-Unterricht soll, wenn irgend thunlich, das ganze Jahr hindurch

mit Ausschluß der Zeit des eigentlichen Confirmanden-Unterrichts (§. 6 ff.) oder doch

während der bessern Jahreszeit, also vom Mai bis October mindestens in zwei Stunden

wöchentlich ertheilt werden.
Die ununterbrochene Theilnahme der künftigen Confirmanden an diesem vorberei-

tenden Unterrichte möglichst zu fördern, wird den Geistlichen zur besondern Pflicht gemacht.

Der Confirmation muß unmittelbar ein von dem betreffenden Geistlichen zu erthei-

lender Unterricht in den Lehren der christlichen Religion und insbesondere der evangelisch-
lutherischen Kirche vorhergehen.

Bei diesem Unterrichte ist vorzugsweise der kleine lutherische Katechiamus zu Grunde

zu legen.
8. J.

Den Confirmanden-Unterricht soviel, als die Verhältnisse, namentlich die Rücksicht

auf die Filial= und eingepfarrlen Ortschaften irgend gestatten, auszudehnen, wird den

Geistlichen zur besondern Pflicht gemacht. 4.
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Derselbe muß mindestens 6 Wochen ausfüllen und wenigstens in wöchentlich 8
Stunden bestehen. Wo wegen der großen Anzahl der Katechumenen oder aus sonstigen

Ursachen die männlichen und weiblichen Confirmanden getrennt unterrichtet werden,
muß dieser Unterricht für jedes Geschlecht in mindestens 5 Stunden wöchentlich ertheilt
werden.

8. 8.

Wenn ineinemPfarrspiele mehrere Geistliche angestellt sind, so hat vorbehältlich der
mit Höchster Genehmigung des Fürsten von dem Kirchenrath aus triftigen Gründen unbe-

schadet der Emolumente ausnahmsweise zu treffenden anderweiten Einrichtungen in der

Gemeinde der Haupttirche der erste Geistliche den Confirmanden-Unteriicht zu ertheilen.

Wo sich zeither mehrere Geistliche an dem Confirmanden-Unterrichte in derselben

Pfarrgemeinde betheiligt haben, ohne daß durch die große Anzahl der Catechumenen oder
die Verschiedenheit des Bildungsstandes die bestehende Einrichtung gerechtfertigt er-

scheint, ist unbeschadet der Emolumente des betreffenden Geistlichen eine solche Aenderung

zu treffen, daß der Confirmanden-Unterricht in derselben Pfarrgemeinde in eine Hand
gelegt wird.

8. 9.
Der Geistliche hat den Corfirmanden-Unterricht in der Regel im Pfarrhause, in

einem vor aller Störung möglichst gesicherten Locale, oder, wo ein solches im Pfarrhause

nicht vorhanden ist, in der Schule und, wenn auch nicht in der Amtstracht, so doch in

angemessener Kleidung, zu ertheilen.

8. 10.

Die Tageszeit des Confirmanden-Unterrichts hat der Geistliche zweckmaßig zu be-
stimmen.

Durch den Confirmanden-Unterricht sollen so wenig als möglich Schulversäumnisse
veranlaßt werden.

Wem jedoch zu Beseitigung von Collisionen die Aussetzung von Schulunterrichts-

stunden nothwendig wird, so hat der betreffende Lehrer unter Einholung der Genehmi-
gung seines nächsten Vorgesetzten eine solche Einrichtung zu treffen, da die entbehrlich.
sten Unterrichtsstunden für die Confirmanden ausfallen.

8. 11.
Sogleich bei der Annahme zum Confirmanden-Unterrichte hat der Geistliche sich

von jedem, demnächst zu confirmirenden Kinde den gesetzlichen Impfschein vorlegen zu
lassen. "
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Auch hat jedes zu confirmirende Kind eine Bescheinigung des betreffenden öffent-

lichen Lehrers beizubringen, daß für dasselbe das Schulgeld vollständig bezahlt vder
daß die Reste von dem Lehrer wegen gänzlichen Unvermögens der Eltern erlassen wor-

den sind.
8. 12.

An letzten Sonntage vor dem Anfange des Confirmanden-Unterrichts ist der Be-

ginn dieses Unterrichts in der Kirche unter angemessener Fürbitte für die Confirmanden
abzukündigen, und während der Dauer des Confirmanden-Unterrichts eine desfallsige

Fürbitte in das allgemeine Kirchengebet aufzunehmen.
An dem der Confirmation selbst vorhergehenden Sonntage ist mit der Abkündigung

der Confirmation und der Fürbitte eine Ermahnung der Gemeinde und insbesondere der

Eltern und Vommünder der Confirmanden zu verbinden, dafür zu sorgen resp. darüber

zu wachen, dah die zu confirmirenden Kinder nicht in übertriebener Kleiderpracht, sondern

in sie vor Erkältung schützenden Anzügen zur Confirmation sich einfinden und nicht schon

am Tage der Confirmation sich öffentlichen Vergnügungen hingeben.

.
Die Confirmation hatin der Regel am Sonntage Palmarum nach vorher stattge-

habter Prüfung der Confirmanden zubeschchen.
uringrößer Gemeinden undse hergebrachtistodervom Kirchenrath

gestattet wird, kann dieCConfirnationvonder Prüfung getreunt werden. Die Spen-
dung des heiligen Abendmahls an die Confirmirten geschieht wo möglich unmittelbar

nach der Confirmation.
Dem Abe#dnahlgenuse der Confirmirten, an welchem deren Eltern und Exzieher

Theil nehmen mögen, muß die Beichte und zwar die allgemeine Beichte, soweit diese be-

reits eingeführt ist, vorausgehen.
Wo, wie in einzelnen Pfarrspielen ein anderer Tag der Confirmation und der ihr

unmittelbar vorausgehenden öffentlichen Prüfung der Katechumenen herkömmlich ist,
kann es bis auf Weiteres dabei verbleiben und findet dann die Zulassung der Confir-

mirten zum Genuß des Nachtmahls entweder sofort nach der Confirmation oder an dem

darauf folgenden Sonn, oder Festtage Statt.
Erscheint in einzelnen Gemeinden die Verlegung der Confirmation vom Sonntage

Palmarum wegen besonderer Verhältnisse im einzelnen Falle oder im Allgemeinen für

die Zukunft wünschenswerth, so bedarf es dazu der rechtzeitig einzuholenden Genehmi-

Jung des Kirchenraths.
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8. 14.

Die Consirmation sowohl, als die Prüfung der Confirmanden ist in der Kirche vor

versammelter Gemeinde vorzunehmen. Namentlich wird von den Eltern und Exziehern

der zu confirmirenden Kinder der Besuch der Kirche erwartet und sind ihnen in größern

Pfarrgemeinden an diesen, Zose soviel als thunlich die zur Anhörung der Prüfung ge-
eignetsten Plätze einzurä

Pewaat Ganmation ußerhalb der Kirche sind ohne Erlaubniß des Kirchenraths
nicht gestattet.

§. 15.

DiePrüfung der Consirmanden soll zwar nicht zu sehr ausgedehnt werden, hat aber
die wichtigsten Lehren des Christenthums und insbesondere der evangelisch-lutherischen

Kirche zu umfassen. Derselben hat Gebet und Anrede des Geistlichen vom Altar aus

an die versammelte Gemeinde und an die Consirmanden vorauszugehen.

Der Consirmationsact selbst ist mit Einfachheit undkirchlicher Würde zu vollziehen,
mit den an die Corfirmanden zur Bestätigung des Taufbundes zu richtenden Fragen zu

beginnen und hat aus dem Gebete für die Confirmanden, deren Einsegnung und Ermah-

nung und einem Schlußgebete zu bestehen.

Am Tage der Confirmation werden die Becken und zwar, soweit nicht eine ander-

weite Vervendung herkömmlich, zum Besten der Nettungsanstalt für verwahrloste Kinder
ausgestellt.

. 168. 16.
Die Reihenfolge der Confirmanden wird dahin bestimmt, daß sämmtliche Söhne

den Töchtern und soweit nicht etwas Anderes hergebracht und von dem vormaligen

Fürstl. Consistorinm allhierresp. der Fürstl. Landeshauptmannschaft zu Frankenhausen ge-
nehmigt ist, die älteren Söhne, beziehungsweise Töchter den jüngern Knaben resp.
Mädchen vorangehen. Eine Ausnahme tritt nur rücksichtlich derjenigen Kinder ein,

welche wegen mangelnder Reife zufolge häufiger Schulversäumnisse (. 3.) zurückgestellt
worden waren.

8. 17.

Die confirmirten Kinder werden von dem betreffenden Geistlichen in einem beson-

deren Buche chronologisch in der Weise verzeichnet. das zuerst die Söhne und dann die
Töchter und die gleichzeitig confirmirten Söhne resp. Töchterin der Reihenfolge, welche
ihr Alter ihnen anweist, aufgeführt und bei deren Zu= und Vornamen zugleich in tabella-

rischer Ordnung ihr Geburtstag, beziehungsweise ihr Geburtsort, wenn solcher ein
auswärtiger oder doch nicht der Ort der Hauptkirche ist, dann der Zu= und Vomame,
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der Stand und Wohnort der Ellern, sowie der Umfang ihrer Religionserkenntniß und

der Grad ihrer Geschicklichkeit im Lesen, Schreiben und Memoriren mit den Censuren

I. 2. 3. angemerkt wird.

Die Formulare zu biesem Buche sind in derselben Weise zu beziehen, wie die Vor-

mulare zu den Kirchenbüchern.

Aus diesem Buche ist alljährlich ein, die in dem betreffenden Jahre Confirmirten

verzeichnender, Anszug als Duplikat zu fertigen und am Jahresschluß zur Vorlegung

an den Kirchenrath bei dem zuständigen Ephorus und beziehungeweise von diesem als

Ortegeistlichen bei dem Kirchenrathe einzureichen.
18.

Jedem confirmirten Kinde hat der Geilliche einen mit dem Kirchen-Stempel-Ab-

drucke versehenen Consirmationsschein zu ertheilen, in welchem neben dem Namen des

Kindes dessen Geburte, und Tauftag, sowie der Tag der Confirmation unter Beifügung

eines passenden Bibelspruchs awenn ist.
Nudolstadt, den 26. August 1854.

F. Schw. Ministerium, Abeh. f. Kirchen= u. Schulsachen.
G. v. Bamberg.

C. Vamberg.

&amp; LX. Ministerial-Bekanntmachung
vom 4. September 1854, die Aufhebung der allgemeinen Laudevtraucr betr.

Auf Höchsten Befehl desDuchlauchtigsten Fursten!wird die durch die Mini-
serull- Bekanntmachungen vom 12. und 21. Juni d. J. angeordnete allgemeine
Landestrauer vom 11. September d. J. ab aufgehoben und kommen von diesem

Tage ab die sämmtlichen Bestimmungen dieser Verordnungen in Wegfall.
Rudolstadt, den 4. September 1854.

Jürstlich Schwarzb. Ministerinm.v. Bert
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Gesetzsammlung
für das Fürstenthum Schwarzburg-Rudolstadt.

— Stüch vom Ihhre 1854.

 LXI. Ministerial,Bekanntmachung,
betr. das crfolgte Ableben der Durchlauchtigsten Prinzessin Louise Ulrike

zu Schwarzburg.

Abermals ist das Durchlauchtigste Fürstenhaus von einem Höchstdasselbe auf

das Tiesste erschütternden Trauerfall betroffen worden.
Heute Morgen 5 Uhr verschied nach 2tägigem Krankenlager im 82. Lebens-

jahre die Durchlauchtigste Frau Prinzessin Lonise Ulrike zu Schwarzburg, geb.

Prinzessin zu Hessen-Homburg. Indem der Durchlauchtigste Fürst, Unser gnädigst

regierender Herr, diesen neuen Trauerfall hiermit zur Kenntuiß Ihrer getreuen
Unterthanen bringen, wird zugleich Folgendes bestimmt:

8. 1.

Es wird hiermit bis auf Weiteres eine allgemeine Landeskrauer angeordnet.

8. 2.

Vier Wochen hindurch, jedesmal Montags am Sterbetage, findet in allen

Kirchen des Landes ein Trauerläuten Mittags von 12—1 Uhr in 3 Absätzen statt.

8. 3.

Das öffentliche Tanzen und Musikhalten, sowie alle #onsigen rauschenden

öfsentlichen Vergnügungen sind im ganzen Fürstenthume bis auf Weiteres untersagt.

8. 4.

Jeder Fürstliche Diener hat während der Dauer der Landesttauer min desten
einen schwarzen Flor um den linken Arm und um den Hut zu tragen.

Auch das Officiercorps hat einen Flor um den Arm anzulegen.
Fürüll. Schw. Nudolst. Gesehsamml. XV.

Ausg'geben in Rudolstadt, den 23. o 1854.
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S. 5.

Alle Fürstlichen Behörden haben sich auf die Dauer der Landestrauer des

schwarzen Siegellacks, bezüglich der schwarzen Oblaten zu bedienen. Außerdem
hat das Fürstliche Ministerium bei allen Ausfertigungen und Erlassen schwarzge-
rändertes Papier in Anwendung zu bringen.

8. 6.

Die betreffenden Fürstlichen Behörden und Beamten, weltlichen und geist-
lichen Standes, haben diese Anordnungen sofort zur Ausführung zu bringen.

Rudolstadt, den 18. September 1854.

Färstlich Schwarzb. Ministerium.
v.

M LXII. Ministerial-Bekanntmachung
vom 18. Septbr. 1854, die Erweiterung der Amtsbefugnisse der Königl. Säch-

sischen Nebenzollämter I. Klasse zu Neugersdorf, Ebersbach, Neustadt bei Stolpen

und Brambach, so wie deb Großherzoglich Badischen Nebenzollamtes I. zu

Morzheim betreffend.
Nachdemdie ben Königlich Sächsischen Nebenzollämtern I. Klasse zu Neugersdorf,

Ebersbach, Neustadt bei Stolpen und Brambach verliehene Befugniß zum vollständigen
Begleitscheinwechsel mit dem Hauptzollamte in Braunschweig nunmehr auf die zur unbe-

schränkten Begleitschein=AussertigungundErledigungkompetentenHannoverschenund
Oldenburgischen Zollämter unter Einverständniß mit der Königlich Hannoverschen und

bezüglich der Großherzoglich Oldenburgischen Staatsregierung ausgedehnt und dem
Großherzoglich Badischen Nebenzollamte I. zu Pforzheim die Besugniß zur Erledigung
von Begleitscheinen L über Bijouteriewaaren ertheilt worden ist, so wird solches andurch

zur öffentlichen Kenntniß gebracht.
Rudolstadt, den 18. Se 1854.

Färstl. Schwarzb. Minesterium, Abth. der Finanzen.
hSchwart r 
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Gesetzsammlung
für das Fürstenthum Schwarzburg-Rudolstadt.

!— Stläck vom Jahre 1834.

*!ldl TA# E e1 etz
die Organisation der Gendarmeric betreffend, "ntn [5. Sept. 1854.

Wir Friedrich Günther, von Gottes Gnaden, Fürst zu Schwarzburg 2c.

baben beschlossen, der Gendarmerie eine den gegenwärtigen Bedürfnissen mehr ent-

sprechende Organisation zu geben, und verordnen deshalb was folgt:

8. 1.

Die Gendarmerie hat den Beruf, die öffentlichen Behörden bei Aufrechterhaltung
der Ordnung, Ruhe und Sicherheit im Lande zu unterstützen und zur Verhütung und

leichteren Entdeckung von Verbrechen und anderen strafbaren Handlungen mitzuwirken.

8. 2.

Die Gendarmerie ist ein militairisch organisirtes und unter militairischer Disciplin

stehendes Corps. Dasselbe besteht aus berittenen und Fußgendarmen unter dem Be-

fehle eines Officiers und ist der Abtheilung des Innern Unseres Ministerlums unter-·
Cordnet.

8. 3.

Die Vertheilung der Gendarmeric im Lande erfolgt nach Maßgabe des Bedürf-

nisses und der örtlichen Verhältnisse durch die vorerwähnte Ministerial-Abtheilung,

welche dieserhalb die Fürstlichen Landräthe mit Bericht zu bören hat.

8. 4.

Die Anstellung und Entlassung des Gendarmerie·OfficiersbehaltenWirUns

Selbst vor.

Die Anstellung und Entlassung der Ggecdarmen erfolgt nach Vorschlag des Gen

darmerie-Commandos durch Unser Ministerium, Abtheilung des Innern.
Fürstl. Schw. Nudolck. Gesegsamml. XV. 1

Ausocgren in Rudolstadt. den #0 Sehlember 1854.
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Bei der Anstellung ist zunächst auf zum Gendarmendienst qualificirte Unteroffieiere
des Contingents Rücksicht zu nehmen.

Als Gendarmensollennur solche Personen angestellt werden, welche
1) den unverletzten Ruf der Treue, Ehrlichkeit, Nüchternheit, Entschlossenheit und

eines untadelhaften Lebens bewahrt, auch wegen eines gemeinen Vergehens niemals
eine Strafe erlitten haben;

2) ganz fertig lesen, schreiben und in den vier Species rechnen können, und

3) von starkem, gesundem Körperbau und guten natürlichen Geistesanlagen sind.

5.5.
Bereits verheirathete Personen sollen in der Regel in die Gendarmerie nicht auf-

genommen werden. .

Ueber die Erlaubniß zur Verheirathung bereits angestellter Gendarmen entscheidet
die Abtheilung des Innern Unseres Ministeriums nach Vernehmung des Gendarmerie-
Commandos.

8. 6.

Für den Fall des Ausscheidens oder der Entlassung aus dem Gendarmerie-Dienste
werdenPensionsansprüche nur unter denselben Voraussetzungen und in demselben Um-

sange wie bei dem Dienste in dem Contingente gewährt. Bei Berechnung der Dienst-

zeit wird der Dienst alsactiver Militair und die Zeit der etwanigen Dispositionsstellung
mitgezählt.

S. 7.

Ein Gendarm wird nie sofort definitiv angestellt, sondern zunächst immer nur auf

6 Monate zum Probedienst bei dem Corps commandirt.

Unser Ministerium, Abtheilung des Innern, leitetdiegesammtenGendammerie-An-
gelegenheiten.

Das Gendarmerie-Commandoist das Organ, dessen sich das Ministerium zur Aus-
führung beschlossener Maßregeln und zur Ueberwachung und Direction des äußern und

innern Dienstes bedient.

Der das Gendarmerie-Commando führende Ofsieier ist der Disciplinargewalt der-

selben Ministerial-Abtheilung unterworfen. Dieselbe kann indeß nur Strafverweise und

Geldbußen verhängen. Bei strengeren Disciplinarstrafen (5§. 141 A. 2. des Militair-

strafgesetzes) entscheidet über die Zuerkennung derselben Unser Gesammt-Ministerium.
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8. 9.

Die Disciplinargewalt über das Gendarmerie-Corps wird von dem Commando

nach Maßgabe der dieserhalb besonders zu ertheilenden Instruction gehandhabt.
Das Commando hat sorgfältig darüber zu wachen, daß die der Gendarmerie im

Allgemeinen und die den einzelnen Gendarmen übertragenen Geschäfte und Aufträge

pünktlich und gehörig ausgeführt werden.

Das Commando hat die Gendarmerie anderen Behörden gegenüber zu vertreten

und zur Aufrechterhaltung und Ausführung polizeilicher Anordnungen und Maßregeln,
sowohl durch Anweisungen und Instructionen an das ihm untergeordncte Personal, wie

durch selbstthätiges Eingreifen kräftig mitzuwirken.

8. 10.

Die Gendarmen haben den ihnen von den Verwaltungs- und Justizbehörden in

Bezug auf ihre Dienfwerrichtungen zugehenden Anweisungen und Aufträgen pünktlich
Folge zu leisten. Nimmt die Ausführung solcher Aufträge längere Zeit in Anspruch, so
ist das Gendarmeric-Commando davon durch die requirirende Behörde in Kenntniß zu

setzen. Dienstwidrigkeiten, die bei der Ausführung solcher Aufträge vorkommen, sind

dem Commando sofort zur geeigneten Ahndung anzuzeigen.
Bei Ausübung des Dienstes geht die Ausführung specieller Aufträge jederzeit

denjenigen Dienstobliegenheiten der Gendarmen vor, welche blos auf Erhaltung der

Disciplin im Corps sich beziehen oder allgemeiner Art sind.

Treffen mehrere specielle Austräge zusammen, so müssen diejenigen, bei denen Ge-
fahr im Verzuge obwaltet oder bei denen nur durch schnelles Vorschreiten zum Zweck zu

gelangen ist, zunächst ausgeführt werden.
Bei Ertheilung von Austrägen an die Gendarmerie haben die betreffenden Behor-

den nicht aus dem Auge zu verlieren, daß die Ausführung von Mahregeln, rücksichtlich

welcher ihnen ein anderes Personal zu Gebote steht (z. B. die Amtsdiener, Ortspolizei-
diener und dergleichen bei Verfolgung von Verbrechern, Arreturen, Transporten 2c.)

zunächst nur diesen und der Gendarmeric nur ausnahmsweise und zur Unterstützung der

ersteren übertragen werden kann.

Glaubt ein Gendam in einzelnen Fällen von einer Behörde auf unzulässige Weise

zu Dienstleistungen aufgefordert worden zu sein, so hat er zwar den Dienst selbst pünkt-

lich zu verrichten, in seinem nächsten Napporte aber dem Gendarmerie-Commandodavon

Meldung zu machen. 6-
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8. 11.

Den Gerichtsstand hat die Gendarmerie, sowohl in Civil= wie in Untersuchungs-

sachen, vor den zuständigen Civilgerichtsbehörden.

8. 12.

Als den Organen zur Vollziehung landespolizeilicher Maßregeln liegt den Gendar-
men namentlich und zwar ohne besondere Requisition oder Anweisung ob:

1) zur Erhaltung der öffentlichen Ruhe, Ordnung und Sicherheit Aufläufe, Zusam-
menrottungen und Tumulte zu verhindern und zu unterdrücken; «

den Verbrechen wider die öffentliche Sicherheit oder wider die Personen und das

Eigenthum Einzelner durch zeitige Dazwischenkunft zuvorzukommen, wenn solche aber
bereits begangen sind, dieselben durch Nachfrage und Sammlung von Anzeigen zu er-

mitteln, die Verbrecher selbst zu ersorschen, sie zu verfolgen, anzuhalten und der Behörde

zu überliesem; in gleicher Weise
3) dem Bettel- und Vagabonden-Unwesen kräftig entgegen zu wirfen;

4) auföffentlichen Straßen und Plätzen bei Jahrmärkten, Volkszusammenkünften,
Festlichkeiten und Lustbarkeiten in den Gast= und Schenkhäusern, bei Feuers- und Wassers-

und überhaupt jeder gemeinen Gefahr die Ruhe, Ordnung und Sicherheit zu erhalten
oder wieder herzustellen und über Befolgung der für solche Gelegenheiten bestehenden
oder gegebenen Vorschriften zu wachen;

5) auf die Erhaltung der öffentlichen Gebäude, Straßen und Wege, Alleen, Kanäle,

Brücken, Mauern, Zäune und überhaut aller öffentlichen Anlagen zu achten;
6) Verbrecher und Bagabonden in Gemäßheit der desbalb bestehenden besondern

Vorschristen zu transportiren und deren Transport zu decken;

7) Deserteure aufzugreifsen und an die Gamison abzuliefern, und endlich

8) Alles Andere zu thun und wahrzunehmen, wodurch das Interesse einer guten Stra-

Ken-, Feuer., Bau., Handels., Gewerbe, Gesinde- Wald-, Jagd., Sitten- und Gesund-
beits-Polizei gewahrt und gefördert wird.

8. 13.

Neben der Erfüllung der ihnen obliegenden landespolizeilichen Functionen sind die
Gendarmen verpflichtet, auch bei Ausübung der den Gemeindebebörden zustehenden

Ortspolizei thätige Aus- und Beihülfe zu leisten, soweit dies ohne Vernachlässigung

ibrer anderen Dienstobliegenheiten geschehen kann. Gleichzeitig sind sie aber auch be-
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rechtigt und verpflichtet, von den ihnen bei Handhabung der Ortspolizei aufstoßenden

Mängeln und Nachlässigkeiten NotiJ zu nehmen und Anzeige zu erstatten.

8. 14.

Die Gemeinden sind verpflichtet, den Aufforderungen der Gendarmen zur Unter-

stützung und thätigen Mitwirkung bei Ausführung ihrer Dienstobliegenheiten Folge zu
leisten; die Gendarmenaber können solche Beihülfe nur dann in Anspruch nehmen, wenn
ohne dieselbe die Erfüllung der ihnen obliegenden Pflichten in einzelnen Fällen unmög-
lich erscheint. Auch von einzelnen Privatpersonen wird erwartet, daß sie in Nothfällen

auf desfallsiges Erforderndie Gendarmerie thatkräftig unterstützen, namentlichin solchen
Fällen, wo die Kraft des einzelnen Gendarmen zur Erreichung des vorliegenden Zweckes

offenbar unzulänglich ist.
8. 15.

Die Ortsvorstände sind gehalten, der Gendarmerie bei Ausbung ihrer Dienstob-

liegenheiten jede mögliche Unterstützung zu leisten, den Gendamen auf Erfordem Tag
und Stunde ihrer Ankunft im Orte undihres Abgangs daraus, auch die Ursache etwaniger
Verzögerungen daselbst zu bezeugen, und wenn die Gendarmen im Orte zu übernachten

genöthigt sind, ihnen, sofern ein Gasthof oder eine Schenke daselbst nicht vorhanden ist,
Wor sie Schlasstelle und Berôstigung, sowie Stallung und Futter für ihre Pferde gegen

billige Bezahlung finden könnten, jene Erfordemisse zu mäßigen Preisen anzuweisen.

F. 16.

Widersetzungen gegen die Person oder die Anordnungen der Gendarmen werden

nach den bestehenden Strasgesetzen geahndet.

8. 17.

Unterofficiere des Contingents und andere Personen des Soldatenstandes sind,

wenn und so lange sie zum Gendarmendienst zur Aushilfe oder auf Probe commandirt

werden, in dienstlicher Beziehung den übrigen Gendarmen gleich zu achten und stehen

daher unter dem Befehl und der Aussicht des Gendarmerie-Commandos. In Bezug

auf Diseiplin und Gerichtsstand dagegen verbleiben sie in ihrenbisherigen Verhältnissen
und hat daher das Gendarmerie-Commando, sobald die disciplinarische Bestrafung einer

solchen Person norhwendig erscheint, bei Unserm Militair-Commando entsprechende An-

träge zu stellen.
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8. 18

Wir beauftragen Unser Ministerium, die zur Ausführung dieses Gesetzes erforder-
lichen Instructionen und Anweisungen zu erlassen.

Urkundlich unter Unserer eigenhändigen Unterschrift und beigedrucktem Fürstlichen
liegel.

So geschehen

Rudolstadt, den 15. September 1854.

(L. S.) Frledrich Güntber, F. z. S.
v. Bertrab. Scheidt. v. Ketelhodt.

 LXITV.

Dienst-Instruetion für die Gendarmerie.
I. für das Gendarmeric- Tommando.

8. 1.

Das Gendammerie-Commando hat seine Thätigkeit insbesondere nach zwei Rich-
tungen hin zu entfalten. Demselben liegt ob:

1) die Handhabung der Disciplin innerhalb des Gendarmerie-Corps,

2) die Sorge für eine kräftige Handhabung der Executiv-Polizei Seitens der hiermit

betrauten Organe.
In ersterer Beziehung hat das Commando der dienstlichen und außerdienstlichen

Flhrung der Gendarmen, sowie einer streng militairischen Haltung derselben unausge-

setzt seine besondere Aufmerksamkeit zuzuwenden.
In zweiter Beziehung hat das Commando selbst und durch die Mitglieder des

Corps darüber zu wachen, daß den polizeilichen Gesetzen und Anordnungen überall Ge-

nüge geschehe, und die Uebertreter derselben zur Anzeige und Bestrafunggebracht werden.
Dem Commando liegt dieSorgefür Erhaltung einer regen polizeilichen Thätig-

keit im Lande ob, dasselbe hat aber gleichzeitig mit aller Sorgfalt darüber zu wachen,
daß der Einzelne nicht durch unberufene Einmischung in Priratverhältnisse und durch
ungerechtfertigte Gewalmaßregeln von Seiten der Gendammerie belästigt werde.
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Das Commando wird stets darauf bedacht sein, einen möglichst lebhaften Verkehr
mit den benachbarten Polizeibehörden zu unterhalten und sich mit der polizeilichen Lite-

tatur, insbesondere den polizeilichen Zeit= und Tagesblättern vertraut und im Gange zu
erhalten. -

8. 2.

Der das Gendarmerie-CommandsofhrendeOfficier bezieht auf seinen Dienstreisen
Diäten und Transportkosten, wenn die desfallsigen Verhältnisse nicht bei der Anstellung

anders regulirt werden.

Das Gendarmerie-Commando führt cin Dienstsiegel und genießt für Dienst-Corre-

spondenz diejenige Portofreiheit, die nach den bestehenden Verträgen anderen Fürstlichen

Behörden gleicher Categorie zusteht.

Das Gendarmerie-Commando übt die Disciplinarstrasgewalt über das Gendarme-

rie-Corps in dem durch §. 144 des Militairstrafgesetzes (Ges. Sammi. v. 1854 S. 120)

bestimmten Umfange aus. Als Disciplinarstrafen sind außer Geldbußen die im § 141

P. 1,2, 3und4aufgeführtensoweitin Anwendung zu bringen, als die Organisation der

Gendarmerie die Anwendung dieser Strafarten überhaupt und ohne Benachtheiligung
des Dienstes zuläßt.

8. 5.

Um die erforderliche Controle über die Gendarmerie gehörig ausüben zu können,

hat das Commando

1) die Stationsorte der einzelnen Gendarmen von Zeit zu Zeit zu bereisen, aufdiesen

Inspectionsreisen die dienstliche und außerdienstliche Führung der Gendarmen, geeigne-
tenfalls auch durch Nachfrage bei zuverlässigen Personen, zu prüfen, das Hauswesen,
die Einrichtung 2c. derselben zu revidiren und die gegen die Gendarmen erhobenen Be-

schwerden entgegenzunehmen und zu untersuchen.

Ueberjede solche Inspectionsreise istein genauer Bericht an das Fürstl. Ministerium,
Abtheilung des Innern, zu erstatten.

2) Die von dem Gendarmen einzureichenden Rapporte hat das Commando sorgfältig

zu prüfen und bei etwa darin aufstoßenden Unregelmäßigkeiten sofort Veranlassung zur

geeigneten Abstellung derselben zu nehmen.
Die eingegangenen Rapporte sind in monatlichen Zusammenstellungen bei dem

Fürstl. Ministerium, Abtheilung des Innern, mit Bericht einzureichen. An dieselbe
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Behörde ist am Schlusse jeden Jahres ein die Thätigkeit der Gendarmerie in allgemeiner

Zusammenstellung umfassender Jahresbericht zu erstatten.

3) Bleibt dem'Commando überlassen, von Zeit zu Zeit mehrere Gendarmen zu Nap-

porttagen zusammen zu rufen und denselben bei solchen Gelegenbeiten die Dienstvor-
schriften im Allgemeinen einzuschärfen, für besondere sich dazu rignende Fälle Instru-
ctionen zu erkheilen und so dahin zu wirken, daß siets im innern Dienst sowohl, alsauch

in den Beziehungen zu den nachbarlichen Polizeibehörden ein übereinstimmendes Hau-
deln der Gendarmerie des Fürstenthums hervortritt.

8. 6.

Dem Commando liegt ferner die Beschaffung der Pferde, Montirungöstcke und
anderer Ausrüstungsgegenstände für die Gendarmerie unter Leitung und nach Bestim-

mung des Fürstl. Ministeriums, Abtheilung des Innern, ob. Eine ganz besondere Auf-

merksamkeit hat das Commando darauf zu richten, daß Montirung, Waffen, Pferde,

Reitzeug 2c. immer im reinlichen diensttauglichen Zustande sich befinden.

8. 7.

Ueberall da, wo dem Commando diegegebenen gesetzlichen und instructionsmäßigen

Bestimmungen nicht ausreichend erscheinen, hat dasselbe bei dem Fürül. Ministerium,

Abtheilung des Innern, sich Instruction und Verhaltungsbefehle zu erbitten.

U. Ffür die Gendarmen.

8. 8.

Im Dienste sowohl wie außerbalb desselben hat sich der Gendarm eines ordentlichen
Lebenswandels zu befleißigen; gegen Jedermann, wer es auch sei, vorzüglich aber gegen

obrigkeitliche Personen, wenn sie ihm aueh nicht unmittelbar vorgesetzt sind, ein beschei.
denes Benehmen zu beobachten und sich selbst das Ansehen zu sichern, welches nicht

allein seine äußere Ehre begründet, sondern auch die Hauptbedingung seiner dienstlichen
Wirksamkeit ist.

Strengste Bewahrung des Dienstgebeimnisses ist eine der Hauptpflichten des Gen-
darmen.

Bei Ausübung seiner Diensipflichten, insbesondere bei Ausübung des Schutzes
gegen gefährliche Angriffe der Person und des Eigentbums, hat sich der Gendam jeder

Gefahr auszusetzen. Er hat sich auf das Strengste darüber auszuweisen, daß er jede



1854. 227

Möglichkeit der Hilfe aufgeboten habe. Der Vorwurf und die Strafe der Feigheit trifft

ihn immer, wenn er erst fremde Hilfe gesucht hat, wo seine selbstständige Kraft aus-

reichend war, oder wennihreZulänglichkeit auch zweifelhaft gewesen wäre, der Aufschub
gefährlich und ein höherer Zweck nicht sicherer durch Aufbietung größerer Kräfte zu er-
nichen war.

8. 9.

Im äußeren Verhalten muh der Gendarm sorgfältig Alles vermeiden, was den

Anstand und die gute Sitte irgend verletzt; er darf namentlich niemals anders als im

reinlichen, ordonanzmäßigen Anzuge und mit der ihm anvertrauten Wasse versehen,

öffentlich erscheinen, und hat sich unter Anderem auch der Antheilnahme an Tanz= und

Spielvergnügungen, sowie des Tabafrauchens überall da, wo es sich nicht mit Ort,

Zeit und amtlicher Stellung verträgt, zu enthalten, besonders aber sich vor Trunkenheit
zu hüten, welche unnachsichtlich, nach Besinden auch mit Dienstentlassung geahndet wer-

en soll.
.10.

Die ihnen anvertrauten Waffen und Ausrüstungsgegenstände haben die Gendar-

men stets in diensttanglichem Zustande zu erhalten; insbesondere hat jeder berittene

Gendarm das ihm anvermamte Pferd im Füttern, Putzen und Hufbeschlag gut zu
halten und nie ohne Noth zu sehr anzugreifen. .

8. 11.

Alle ihm vom Commando zugehenden Befehle hat der Gendarm jederzeit sofort

und pünktlich zu befolgen, ebenso aber auch den Anweisungen und Aufträgen der Civil-

behörden seines Bezirks Gehorsam zu leisten. In Collisionsfällen ist, nach Maßgabe
des §. 10 des Gesetzes vom heutigen Tage, die Organisation der Gendarmerie betr.,

in der Regel zunächst der ertheilte besondere Auftrag zu vollziehen, darüber aber jeder-

zeit dem Gendarmerie,Commando zu rapportiren.

12.

Die Gendarmen haben, um ihre Obliegenheien kennen zu lernen, sich zunächst

mit dem Inhalte der gegenwartigen Instruction und des Gesetzes, die Organisation der
Gendarmerie betrefsend, sowie mit sämmtlichen auf ihren Dienst bezüglichen gesegz-
lichen Bestimmungen so vertraut wie möglich zu machen, und sich sortwährend in ge-

nauer Kenntniß derselben zu erhalten.

Furstl. Schw. Rudo:#st. Gersamml. XV. 37
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Zu diesem Zwecke wird ihnen am Stationsorte ein Exemplar des Wochen= resp.

Intelligenzblattes und der Gesetzsammlung verabreicht.

13.

Zum Ausweis über seineDiensteistungen soll jeder Gendarm führen:

1) ein Befehlbuch, in welches alle Besehle des Commandeurs der Neihe nach

einzutragen sind. Dies Buch wird auf Verlangen dem Commando zur Revision vor-

gelegt oder eingeschickt;
2) ein Steckbriefbuch, worin der Gendarm alle ihm irgend bekannt werdenden

Signalemento unter polizeilicher Aufsicht stehender oder obrigkeitlich verfolgter und sonst
verdächtiger Personen des Inlandes und der Nachbarstaaten, aus entfernteren Ländern

aber nur dann, wenn die betreffenden Individuen besonderes polizeiliches Interesse er-

regen, sowie die Behörde, an welche dieselben im Betretungsfalle abzuliefern sind,
kurz aber bestimmt notirt;

3) ein Tagebuch, um in demselben täglich anzumerken:

l) welche Ortschaftener besucht,
b) wo er übernachtet hat.

c) welche Gasthöfe und besonders verdächtige Häuser oder Orte von ihm visi-
tirt sind.

d) welche Bbobachtungen er dabei gemacht oder wie er sonst seine Thätigkeit zu
äußerngehabtha

Am Schluß jedes Aenuss soll der Gendarm dem Commandv und dem Landraths-

amte des Bezirks einen möglichst ausführlichen undin Bezug auf die von ihm gemachten

Anzeigen tabellarisch geordneten Rapport erstatten, in welchem auch angemerkt sein muß,
ob und inwieweit die gemachten Anzeigen durch die Strafbehörden Erledigung gefunden
baben oder nicht. Ee ist hierbei das von der Abth. des Innern des F. Ministeriums

vorgeschriebene Schema zu benutzen.

8. 14.

An den Napporttagen sollen die Gendarmen sich unter einander über Dienstan-

gelegenheiten besprechen.
Sie sollen die gemachten Erfahrungen einander gegenseitig mittheilen und darauf

Shach nehmen, daß stets ein gutes cameradschaftliches Verhälmiß unter ihnen statt-

arn mit der Gendarmerie der Nachbarstaaten müssen die diesseitigen Gendarmen
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ein gutes Einvernehmen zu unterhalten bemüht sein. Zeitweilige Zusammenkünfte mit
auswärtigen Gendarmen zum Zweck der Besprechung über polizeiliche Gegenstände em-

bfehlen sich als dienstfordernd. Für solche Zusammenkünfte können den Gendarmen

Diätenim Betrage von 30 Kr. bewilligt werden.
15.

Mit allen auf ihre Person oder den Dienst bezüglichen Gesuchen, insbesondere

wegen der Fourage, Montirungen und sonstigen Ausrüstungsgegenstände haben die

Gendarmen sich allemal zunächst an das 9“ ommando zu wenden.
S. 16.

Ganz besondere Aufmerksamkeit har der Gendarm politisch compromittirten oder

verdächtigen Personen zuzuwenden. Ebenso hat er ein genaues Augenmerk auf Ab-

stellung des verderblichen Bettelwesens und auf Reinigung des ihm angewiesenen Bezirke
von Vagabonden und anderem verdächtigen Gesindel zu richten.

Er muß deshalb fleißig, besonders des Nachts, die in seinem Bezirke liegenden

Gasthöfe, Schenken, Mühlen, Vorwerke, Hirten-, Brau= und Malzhäuser, sowie
alle verdächtigen Gebäude, Hütten, Plätze 2c. visitiren und alles Polizeiwidrige ins

Auge fassen, dabei auch auf die Landesgrenzen, Straßen, Brücken und Wege acht.

sam sein.

Die in hiesiger Residenzstadt stationirten Gendarmen haben insbesondere die Um-

gebung des Fürstlichen Residenzschlosses auf das Sorgfältigste zu beobachten.
wenn sich der Gendarm außerhalb seinco Bezirks befindet, darf er es

nicht versäumen, seine Thätigkeit zu entwickeln. Er hat deshalb auch in den zu seinem

Bezirke nicht gehörigen Ortschaften, welche er passirt, in Wirthshäusern, Schenken 2c.
nachzufragen und die ihm zur Kenntniß kommenden Gesehzec- oder Ordnungswidrigkeiten

entmeder sofort selbst abzustellen oder gehörigen Orts anzuzeigen.
« 7

Bei fremden Personen, besonders aber bei nur irgend verdächtigen, hat der Gen-

darm die Pässe und sonstigen Reiselegitimationen genau zu prüfen und beidem geringsten

ihm aufstohenden Zweisel solche ungesäumt der Obrigkeit vorzulegen, inmittelst aber
auch der verdächtigen Personen sich zu versichern, letzteres vorzüglich dann, wenn solche

Personen mit Pässen, Paßkarten, Wanderbüchem oder sonst gültigen Legitimationen
har nicht versehen sein sollten.

Er hat hierbei überall mit der gebührenden Vorsicht, Schonung und Gelassenheit
zu Werke zu geben.

37
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8. 18.

Ueberall da, wo zufällige Umstände eine größere Versammlung von Menschen ver-

anlassen, wie bei öffentlichen Lustbarkeiten, Volksfesten, Märkten 2c. haben die Gen-

darmen gegenwärtig zu sein und mit verdoppelter Wachsamkeit elwaige Excesse zu ver-

hüten oder ihnen Einhalt zu thun, auch die bei solchen Gelegenheiten häufig sich zu-

drängenden fremden Personen besonders scharf ins Auge zu fassen.

§S. 19.

leberhaupt hat jeder Gendarm den ihm angewiesenen Bezirk so oft, als nur immer

Möglich, zu begehen, beiden Gerichts= und Polizeibehörden, den Beamten der Staatsan-
waltschaft, den Gemeindevorständen und sonstigen zuverlässigen Personen, deren Ver-

trauen er sich zu erwerben suchen muß, nachzufragen, was während seiner Abwesenheit

vorgekommen, und wo etwa seine Hülfe gebraucht werden könne, nach Maßgabe der ein-

gezogenen Erkundigungen aber und der bezüglichen empfangenen Aunweisungen die wei-

teren zweckdienlichen Mittel zu ergreifen.

8. 20.

Diejenigen Gendarmen, an deren Stationsort sichder Sitz eines Landrathsamtes

befindet, haben sich regelmäßig täglich einmal bei dem Vorstande desselben zu melden

und dessen etwaige Anweisungen entgegenzunehmen. Die übrigen Gendarmen haben
eine gleiche Meldung jedesmal dann zu machen, wenn ihnen bekannt wird, daß der

Vorstand des F. Landrathoamtes,indessen Bezirk sie stationirt sind, oder ein Mitglied
des F. Ministeriums, Abth. des Innern, an ihrem Stationsorte anwesend ist, oder

wenn Dienst, oder andere Angelegenheiten sie an den Sitz eines Landrathsamtes führen.

21.

Bei Feuersgefahr müssen die Gendarmen sofort an die Brandstätte eilen, die

Feuer-, Lösch= und Rettungsanstalten mit beauffichtigen, sich beim Eintreffen der die

Feuerlesch= und Rettungsanstalten leitenden Beamten denselben zur Verfügung stellen,

die Bewohner vor Zudringlichen, die oft unter dem Vorwande, retten zu wollen, Die-

bereien und Erpressungen beabsichtigen, sichern, vorzüglich aber auch darauf sehen, daß
das bei solchen Gelegenheiten Gerettete geschutzt bleibt, ebenso genau nachforschen, wie

das Feuer entstanden ist.

Ganz besonders haben die Gendarmen darauf zu sehen, da die Nachtwache auf
den Dörfern gehörig gehalten werde.
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§. 22. «-

Bei wichtigen Kriminalfällen z. B. Mord, Naubanfällen. Diebstählen 2c. hat der
Gendarm nicht nur nach davon erlangter Kenntniß sogleich die kräftigsten Maßregeln

zu ergreifen, welche zur Entdeckung und Exgreifung der Thäter führen können, sondern

auch etwa aufgefundene Spuren selbst über die Grenzen des ihm angewiesenen Bezirks,

ja, sofern es noihig, auch überdie Landesgrenzen hinaus zu verfolgen, hierbei vor Allem
aber sich nach den Auleitungen und Unterweisungen der die Untersuchung leitenden Be-

börde zu richten und von dieser sich nach Besinden mündlich oder schriftlich Instruction

einzuholen.
8. 23.

Wenn der eines Verbrechens, eines Vergehens oder einer Uebertretung Verdäch-

tige Anstalten zur Flucht gemacht hat, oder als ein Unbekaunter, als Ausländer, als

heimathlos, als einen herumziehenden Lebenswandel führend oder aus sonstigen beson-
dern Gründen der Flucht verdächtig ist; wenn derselbe auf frischer That betreten, oder
unmittelbar nach der Thak als des Verbrechens verdächtig durch Nacheile oder Nachruf

bezeichnet wird, oder alsbald nach der That im Besitz von Waffen, Geräthschaften,

Schriften oder anderen Gegenständen betreffen wird, welche auf seine Theilnahmean
demVerbrechen hinweisen, oder endlich wenn zu besorgen steht, daß er die Zeit zwischen
einer an ihn ergangenen Vorladung und seiner Vernehmung zur Behinderung der

Zwecke der Untersuchung mißbrauchen werde; in ailen diesen Fällen und wenn sonft

Gefahr im Verzuge ist, kann von den Gendarmen, auch ohne daß es hierzu einer beson-

deren Anordnung der Untersuchungsbehörde bedarf, aus eigner Machtvollkommenheit
eine vorläusige Verhaftung des Verdächtigen zum Behuf der Vorführung vorgenommen

werden. Von der stattgehabten Verhaftung ist jedoch sofort der zuständigen Gerichts-

behörde Anzeige zu machen.
Ebenso sind die Gendarmen berechtigl, wenn einer der obengenannten Fälle oder

Gefahr im Verzuge vorliegt, die Wohnung verdächtiger Personen ohne besonderen Be-
fehl zu durchsuchen.

Bei Personen, welche unter polizeilicher Aussicht stehen, können Haussuchungen
zu jeder Zeit vorgenommen werden. Wohnungen solcher Personen, die eines Ver-
brechens nicht angeschuldigt sind, können ohne Zustimmung derselben nur dann unter

den obigen Voraussetzungen von den Gendarmen selbstständig durchsucht werden, wenn

außer der Wahrscheinlichkeit, daß sich daselbst für die Untersuchung bedeutungsvolle
Gegenstände vorfinden werden, zuvor nach solchen Gegenständen gefragt worden ist,



232 1854.

und den Inhaber der Wohnung im Fall verneinender Antwort noch der VerdachtderVer-
beimlichung krifft, oder im Fall bejahender Autwort er die Herausgabe der Gegen-

stände verweigert.
Eine allgemeine Haussuchung in einem ganzen Orte, eder in einer bestimmten

Abtheilung desselben, ingleichen in öffentlichen Lokalitäten mir Einschluß der Gasthäuser

(ausgenommen die darin vermietheten oder zum ausschliestlichen Gebrauch des Wirthes

dienenden Räumlichkeiten) ist jedoch schon erlaubt, wenn nur aus den Umständen wahr-

scheinlich ist, daß Gegenstände der fraglichen Art sich daselbst besinden werden, und Ge-
fahr im Verzuge obwaltet.

Die Haussuchungist stets mit möglichster Schonung und möglich geringster Belä-

stigung vorzunehmen. Der Bewohner oder der Inhaberderzu durchsuchenden Räume, sei
dies der Angeschuldigte oder ein Dritter, oder in dessen Ermangelung ein erwachsenes

Mitgliedseiner Familie undin dessen Ermangelung ein Nachbar, sind aufzufordern, der

- beizuwohnen und bei derselben zuzulassen.
Bei der Haussuchung vorgefundene verdächtige Gegenstände sind in Verwahrung.

zu nehmen, und mit der überdie Verhandlung sofork zu fertigenden Niederschrift alsbald
der Untersuchungsbehörde zu übergeben.

Die Gendammen haben ferner das Recht, unaufgefordert Besichtigungen vorzuneh-
men, so oft ein für eine Untersuchung erbeblicher Umstand dadurch aufgeklärt werden
kann und zu befürchten steht, daß die Spuren beim Verzug verloren gehen könnten. Zu

dergleichen Besichtigungen sind stets zwei Urkundspersonen zuzuziehen.
(Art. 39, 108, 1II, 144, 145, 150 und 346 der Strasproceßordnung.)

K0. 24.

Tritt dem Gendarm bei Ausübung seiner Dienstobliegenheiten Widerstand ent-

gegen, stellt sich z. B. ein zu Verhaftender oder ein auf frischer That betroffener Ver-

brecher zur Wehr, so hat der Gendarm das Recht, die Ausführung seines Vorhabens
mit Gewalt zu erzwingen. In solchen Fällen darf er, sobald die Widersetzung einen

gefährlichen Character annimmt, und nicht Zeit und Gelegenheit zu andern Mitteln

vorhanden war, wodurch die Absicht des Angreisenden auf eine für diesen unschädliche

Weise vereitelt werden konnke, oder Niemand zur Haw ist, der gehörige Hülfe leisten
könnte —welchen Beistand der Gendarm in solchen Fällen von jedem Unterthan des

Landes verlangen und erwarten fann —nicht nur von seinem Seitengewehr, sonderm

auch von der Feuermaffe zur Abzrebrung. Unschädlichmachung des vder der Angreifer
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Gebrauch machen, jedoch darf das letztere nicht mit Kugeln, sondern höchstens nur mit

hrobem Schrot geladen sein. Auch muß der Gendarm in derartigen Fällen seine volle
Besonnenheit sich sorgfältig bewahren und sich von aller Leidenschaftlichkeit sern zu hal-

ten suchen, um in Anrendung der ihm anvertrauten Amtsgewalt und Schutzwaffen

nicht weiter gefübrt zu werden, ald zur Abwendung der ihm drohenden Gefahr und zur

Erreichung des dienstlichen Zweckes unumgänglich nothwendig ist.

8. 25.

Beschwerden gegen die Person und Dienstführung der Gendarmen sind bei dem

Gendarmerie-Commando anzubringen und von diesem zu entscheiden. Necureinstanz,

ist das Fürstl. Ministerium, Abth. des Jnnern.

Rudolstadt, den 15. September 1854.

Fürstlich Schwarzb. Ministerium.
v. Bertrab.

 IXV. Ministerial Bekanntmachung,
betreffend die Aufbebung der in Folge der eingetretenen Landedtrauer angeord-

neten Einstellung der öffentlichen Lustbarkeiten u. s. w.,

vom 25. September 1854.

Auf Befebl Seiner Durchlaucht des Fürsten wird die durch die Ministerial-Bekannt=

machung vom 18. d. M. gelwoffene Anordnung wegen Einstellung des öffentlichen Tan-

zens und Musikbaltens sowie aller sonstigen rauschenden öffentlichen Vergnügungen unter

Aufrechterhaltung deritrigen Bestimmungen rücksichtlich der noch fortdauernden Landes-
trauer vom 1. October d. J. ab dergestalt aufgehoben, daß von und mit diesem Tage

öffentliche Vergnügungen der gedachten Art wieder stattfinden können.
Rudolstadt, den 25. September 1854.

Fürstlich Schwarzb. Ministerinm.
v. Bertrab.
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 XVI. Ministerial-Bekanntmachung
vom 25. September 1854, die Erweiterung der Abfertigungebefugniß der

Großberzoglich Sächsischen Steuerreceptur zu Ilmenan betreffend.

Der Großherzoglich Sächsischen Stenerreceptur zu Ilmenau ist die Befugniß zur
Abfertigung der daselbst aus dem Auslande eingehenden steuerpstichtigen Poststücke der-

gestalt ertheilt worden, daß diese Einrichtung mit dem 1. des kommenden Monats
October ins Leben treten wird.

Rudolstadt, den 25. September 1854.

Jürstl. Schwarzb. Ministerinm, Abth. der Finanzen.
Th. Schwarp.

A. Koch.

&amp; LXVII. Ministerial-Bekanntmachung
vom 27. September 1854, die weitere Einstellung der Erhebung des Ein-

gangszolles für Getreide, Hülsenfrüchte, Mebl darans, und andere

Mühlenfabrikate betreffend.

.Mit Bezugnahme auf die betreffenden Ministerial-Bekanntmachungen vom 13. Sep-
tember und 21. October v. J. wird andurch zur öffentlichen Kenntniß gebracht, daß nach

einer unter den Regierungen der Zollvereins-Staaten neuerlich erfolgten Vereinbarung

die bis zum Schluß des laufenden Monats Sevtember verfügt gewesene Einstellung der

Erhebung des Eingangszolles für Getreide und Hülsenfrüchte, Mehl daraus, und andere
Mühlenfabrikate, nämlich: geschrotene undgeschälte Körner, Graupe, Gries und Grüze,
gestampfte oder geschälte Hirse bis Ende December dieses Jahres ausgedebut worden ist.

Rudolstadt, den 27. September 1854.

Fürstl. Schwarzb. Ministerinm, Abth, der Finanzen.
Th. Schwa

A. Koch.
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Gesetzsammlung
für das Fürstenthum Schwarzburg-Rudolstadt.

Zweinndzwayzigstes Slüch vom Jahre 1854.

——-—

 LXVIII. Ministerial-Bekanntmachung
vom 2. October 1854, die erfolgte Herabsetzung der Uebergangs-Abgabe von

dem aus den übrigen Jollvereinsstaaten, sowie aus der Grafschaft Schaum-

burg und der Herrschaft Schmalkalden nach Kurhessen (mit Ausnahme dieser

beiden Bezirke) eingehenden Branntweine betreffend.

Nachdem nach einer Mittheilung des Kurfürstlich Hessischen Finanz-Ministeriums
durch Verordnung vom 7. v. M die Uebergangs-Abgabe von dem aus den Zollvereins-

staaten, sowie aus derGrasschaft Schaumburg' und der Herr schaft Schmalkalden nach
Kurhessen (mit Ausnahme dieser beid Branntwein vom 1. Octbr.

d. J. an auf Vier Thaler zwanzigSilbergroschenfür die Kurhessische Ohm zu 50 Pro-

cent Alkohol nach Tralles herabgesetzt worden ist; so wird solches andurch öffentlich be-

kannt gemacht.

Rudolstadt, den 2. October 1854.

Fürstl. Schwarzb. Ministerium, Abth. der Finanzen.

Th. Schwarh. r

Fürsll. Schw. Rudolst. Gesetsamml. XV. 38

Ausgegeben in Rudolstadt, den 14 October 1854.
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 LXIX. Ministerial-Bekanntmachung
vom 3. October 1854, die Ermächtigung der Großherzoglich Sächsischen

Steuerreceptur zu Apolda zur Erledigung von Uebergangsscheinen betreffend.

Der Großherzoglich Sachsischen Steuerreceptur zu Apolda ist vom 1. d. M. an

die Befugniß zur Erledigung von Uebergangsscheinen über übergangssteuerpflichtige

Gegenstände aller Art ertheilt worden.

Rudolstadt, den 3. October 1854.

Fürstl. Schwarzb. Ministerinm, Abth. der Finanzen.
Th. Schwa

A. Koch.

 IXX Verordnung
ded Fürstlichen Ministeriums, Abtheilung für Kirchen= und Schulsachen, vom

7. October 1854, betreffend die Aufhebung des §. 25 derhiesigenBegräbniß-

Ordnung vom 22. April 1848.

Um den Fortbestand des hiesigen Begräbniß.Vereins sicher zu stellen, sind einige
Abänderungen der Statnten desselben als nothwendig erkannt worden, zufolge deren

künftig etwas geringere Begräbnipgelder-Beträge sowohl der nicht mehr zahlungapflich-
tigen Mitglieder, der sogenannten Emeriten, als auch einiger Classen der noch zahlen-
den Mitglieder gewährt werden.

Um diese Folgen jener Abänderungen den Erben derbetroffenenVereinsmitglieder,
zumal wenn diese zu den Armen gehörten, weniger fühlbar zu machen, wird mit höch-

ster Genehmigung Serenissimi die Bestimmung im F. 25 der hiesigen Begräbnißord-

nung vom 22. April 1848, wonach Mitglieder der sogenannten Leichencommun, auch

wemn sie arm gewesen und sogar aus öffentlichen Cassen Unterstützung erhalten haben,
weder mit dem eigentlichen Armenbegräbniß, noch mit dem im §. 11 der Begräbniß-

ordnung erwähnten Kinder-und Armenbegräbniß zweiter Klasse begraben werden dürfen,
sondern wenigstens mit der dritten Classe (§. 10 der Begräbnihordnung) beerdigt wer-

den müssen, hiermit aufgehoben und verordnet, daß auch die Mitglieder des hiesigen
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Begräbniß-Vereins, wenn sie zu den Armen gehört haben, nach der Bestimmung der

Erben mit dem Armenbegräbniß zweiter Ordnung (§. 10 der Begräbnißordnung) be-

erdigt werden können.

Rudolstadt, den 7. October 1854.

F. Schw. Ministerium, Abth. f. Kirchen= u. Schulsachen.
 v. Bamberg. C. Panten

XLXXI. Ministerial-Bekanntmachung
vom 9. October, die Aufbebung der allgemeinen Landestrauer betreffend.

Auf höchsten Befehl Serenissimi wird die durch die Ministerial-Bekanntmachung
vom 18. v. M. angeordnete allgemeine Landestrauer von und mit dem 17. October d

J. aufgehoben und kommen mit diesem Tage sämmtliche Bestimmungen der gedachten

Verordnung in Wegfall.

Rudolstadt, den 9. October 1854.

Fürstlich Schwarzb. Ministerium.
v. Bertrab.
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Gesetzsammlung
für das Fürstenthum Schwarzburg-Rudolstadt.

Drriundzwanzigstes Stüch vom Jahre 1834.

 LXXII. Ministerial--Bekanutmachung,
die anderweite Regulirung der für ausgehenden Branntwein aus Getreide und

anderen mehligen Stoffen zu gewährenden Steuervergütung betreffend.

Unter Bezugnahme aufdie betreffende Ministerial-Bekanntmachung vom 26.Nopbr.

1851 wird andurch zur öffentlichen Kenntniß gebracht, daß mit höchster Genehmigung
Sr. Durchlaucht des Fürsten die für ausgehenden Branntwein aus Getreide und

anderen mehligen Stoffen zu gewährende Steuer-Vergütung für das Quart Brannt-
wein von 50 Prozent Alkohol nach Tralles vom 1. Nopbr. d. J. ab mit 2 kr. 7) Hll.

— 10 Spf. geleistet werden wird.

Rudolstadt, den 15. Octbr. 1854.

Fürstl. Schwarzb. Ministerium, Abth, der Finanzen.

Th. Schwart. K
« ..o.

M LXXIII. Ministerial-Bekanntmachung

vom 16. Oct. 1854, die Freilassung der „Angorahaare“ und des „Teftik“

vom Eingangszolle und die Unterstellung der „Kameelhaarc“ unter die Po-

sition 11. d. Abtheilung II. des Vereins-Zolltarifö betr.

Nach der Bestimmung unter Position 11. J. Abtheilung l. des Vereins-Zoll-

tarifs sind „Ziegenhaare" vom Eingangszolle frei, während „Angorahaare“

Fürsl. Schw. Audosfst. Geseglamml. XV. « 39

Ausgegeben in Nudolstadt, den 11 Nopember 1854.
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und „Testik“ (seines Ziegenhaar) als Material nach dem amtlichen Waarenvexzeichnisse
zu jenem Tarif der allgemeinen Eingangs-Abgabe unterstellt sind.

Nachdem sich die Regierungender Zollvereinsstaaten dahin verständigt haben, daß
„Angorahaare“ und „Testik“ gleich den gemeinen Ziegenhaaren nach Position 11. d.
Abtheilung ll. des Zolltariss vom Eingangszolle freigelassen und daß hiernächst auch die

„Kameelhaare“ der vorgedachten Tarif-Position unterstellt werden sollen, so wird

solches als Berichtigung und bezüglich Vewollständigung des gedachten ämtlichen
Waarenverzeichnisses hiermit zur öffentlichen Kenntniß gebracht.

Rudolstadt, den 17. October 1854.

Fürstl. Schwarzb. Ministerium, Abth. der Finanzen.
v. Ketelhodt.

A. Koch.

Ai LXXIV. Ministerial-Bekanntmachung
vom 3. Novbr. 1854, die weitere Einstellung der Erhebung des Eingangs-

zolles für Getreide, Hülsenfrüchte, Mehl daraus und andere Mühlenfabrikate

betreffend.
Nachdem die nach der Ministerial-Bekanntmachung vom 27. Septbr. d. J. bis

zum Schluß des laufenden Jahres versügt gewesene Einstellung der Erhebung des Ein-
gangszolles für Getreide und Hülsenfrüchte, Mehl daraus, und andere Mühlenfa,

brikate, nämlich: geschrotene und geschälte Körner, Graupe, Gries und Grütze, ge-
stampfte und geschälte Hirse, zufolge einer unter den Regierungen der Zollvereins-

staaten neuerdings fernerweit ersolgten Vereinbarung bis Ende September künf-
tigen Jahres ausgedehnt worden, so wird solches zur öffentlichen Kenntniß gebracht.

Rudolstadt, den 3. Novbr. 1854.

Färstl. Schw. Ministerium, Abtheilung der Finanzen.

Th. Schwaryz. **ie
. A. Koch.
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Gesetzsammlung
für das Fürstenthum Schwarzburg-Rudolstadt.

Vierundzwanzigstes Stäck vom Jahre 1854.

 LXXV. Gesetz,
betreffend die Abänderung der Straf-Prozeß-Ordnung und der Gebühren-Taxe,

vom 24. November 1854.

Wir Friedrich Günther, von Gottes Gnaden, Fürst zu Schwarzburg u.
urkunden und bekennen hiermit: «

Nachdem die durch Unser Publications-Patent vom 26. April 1850 (Ges. Samml.

1850, Seite 73 ff.) eingeführte Straf-Proceß-Ordnung und die Gebührentaxe für die

Verhandlungenin Strafsachen einer Revision unterworfen ist und die zu dem gemeinschast-

lichen Appellations-Gerichtein Eisenach vereinigten Staatsregierungen des Grohherzog-
thums Sachsen-Weimar-Eisenach und der Fürstenthümer Schwarzburg-Rudolstadt und

Schwarzburg-Sondershausen sich unter verfassungsmäßiger Mitwirkung der Landstände
, über ein Gesetz, die Abänderung der Straf-Proceß-Ordnung und der Gebühren-Taxe

betreffend, vereinigt haben, so ertheilen Wir den in nachstehenden Paragraphen ent-
haltenen, die betreffenden Bestimmungen der Straf-Proceß-Ordnung und der Gebühren-
Taxe aufhebenden oder modificirenden Vorschriten Unsere Höchste landesherrliche Ge-
nehmigung und verordnen, was folgt:

8. 1.

Statt des Art. 2 vom Aufange bis zu den Worten: „a. alle Polizei-Vergehen ohne

Rücksicht auf die Größe der Strafe.

Die Verbrechen werden in Rücksicht auf das Strafverfahren in Verbrechen im
engern Sinne, in Vergehen und in Uebertretungen eingetheilt.,

I. Verbrechen im engern Sinne sind:

1) alle Verbrechen, welche einem W von Zuchthaus unterliegen, gleichviel ob
Fürsll. Schw. Rudolfl. Gesetzsamml.X

- in Rudolstadt, den 2. December 1854.
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Zuchthaus allein oder in Verbindung mit andern Freiheitsstrafen angedroht ist,
jedoch mit Ausnahme derim Art. 221 des Strasgesetzbuches aufgeführten ausge-

zeichneten Diebstählein einem Betrage von funfzig Thalern und weniger;
2) alle Verbrechen, welche nach einem Strafsaßze zu beurtheilen sind, der über vier-

jährige Ahüterausstn hinausgeht, jedoch mit Ausnahme der in den Artikeln
216 Nr. 4., 222, 223, 224 u. 228 des Strafhesehbuches angeführten Diebstähle;

3) die unter 2 97Ziff. 1 und unter Art. 199 des Strafgesetzbuches fallenden Ver-

brechen, das letztere indeß nur, soweit es sich auf Art. 197 Ziff. 1 bezieht.

II. Alle nicht zu den Verbrechen im engerm Sinne gehörigen Verbrechen, insbe-

sondere auch alle mit Geldstrafe bedroheten, sind Vergehen, sofern sie nicht zu den

Uebertretungen zu rechnen sind.

LII. Uebertretungen sind:

1) Alle Verbrechen, welche nach einem Strafsatze von höchstens sechs Wochen Gefäng-

niß allein oder wahlweise mitverhältnißmäßiger Geldstrafe zu bestrafen sind;
2) Ehrenkränkungen unter den im Art. 370 der Straf-Proceß-Ordnung und 8. 39

dieses Gesetzes bestimmten Einschränkungen;
3) den Verwandten-Diebstahl und die Entwendung von Lebensmitteln (Art. 229

Abs. 1 und Art. 230 des Strafgesebuches §. 11 Schlußsaß des Gesetzes zum Schutz

der Holzungen u. s. w. vom 26. April 1850), sowie die in den Art. 234 und

237 des Strafgesetzbuches bezeichneten Veruntreuungen und betrügerischen Hand-
lungen, insofern alle diese Verbrechen nicht sonst nach Art. 218—226, Art. 233,

240 und 241 ausgezeichnet sind, und der Betrag ihres Gegenstandes fünf Thaler
nicht übersteigt;

4) die im Art. 256 des Strafgesetzbuches erwähnten Fälschungen;

5) Defraudationen von Wege= und Gemeinde-Abgaben;

6) alle Polizei-Vergehen.
Die Zuständigkeit der Strafgerichte rücksichtlich der Beeinträchtigung der Regalien,

der Steuer- und Zoll-Contraventionen, sowie anderer Defrandationen öffentlicher Ab-

gaben richtet sich, vorbehältlich der Bestimmung unter Ul.Sif. 5 nach den Competenz=
Vorschriften bei Verbrechen.

8. 2.

Statt des Absatzes 2 des Art. 3.

Die Voruntersuchung hat die Existenz und Natur des Verbrechens, sowie die
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Person des Thäters und die zu seiner Ueberführung dienenden Beweismittel soweit zu

erforschen, daß entweder eine Anklage begründet und die Hauptverhandlung vorbereitet,

oder der Ausspruch herbeigeführtwird, daß ein Grund zu weiterer gerichtlicher Verfol-
gung nicht vorliege.

Bei Vergehen gengen die von der Staatsanwaltschaft durch Einzelrichter oder

durch Polizei-Beamte veranlaßten Ermittelungen zur Vorbereitung der Haupwerhand-
lung, und es kann auf dem Grunde solcher Ermittelungen die sofortige Erhebung der

Anklage erfolgen, ohne daß es einer vorgängigen Vorlegung der aufgenommenen Ver-
handlungen an den Untersuchungsrichter bedarf.

8. 3.

Zu Art. 12.

Als UntersuchungsrichterkönnenauchanderezumRichteramtebefähigtePersonen

bestellt werden.
8. 4.

Zu Art. 13.

Die Ausschließung der Einzelrichter und Untersuchungsrichter von der Wätigkeit

als Mitglieder des Collegiums beschränkt sich auf die richterliche Mitwirkung in der
Hauptverhandlung.

5.

Zu Art. 16 statt Abs. 2.

Das Appellations-Gericht bestimmt nach Anhörung des Ober-Staatsanwalts die
Zeit und den Ort des Zusammentritts der Geschwornengerichte in den, einzelnen Ge-
schwornenbezirken; es müssen jedoch in jedem Geschwomenbezirke jährlich mindestens

zwei Geschwomengerichte abgehalten werden.

8. 6.

Zu Art. 17.

An die Stelle der Schlußbestimmung: / vorbehãltich— basdeni· welche
wegfallt, tritt folgende Vorschrist:

Ueber dir Zulassung der später noch abgegebenen Sachen.besivdet ver Prastdent
des Geschwornengerichts im Einverständnisse mit dem Oben Staatsanwalte: bei einer
Meinungsverschiedenheit entscheidet das Appellations-Gericht# 16. 8
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8. 7. I— *
IZuuArt. 18. «

DasAppellattons Gericht hat vor der Veshußsafung denE

mit seinen Anträgen zu hören.

8 8.
Zu Art. 23.

Zu dem Amte eines Geschwomen können auch nicht berufen werden:

u) die Geistlichen aller Kirchen= und Religions-Gesellschaften,
4) die im activen Dienste stehenden Militär-Personen,

) die Volksschullehrer,

4) die Dienstboten.
. §.9.

Zu Art. 25 statt des ersten, die Fälle der Ablehnungsbefugniß enthaltenden Absatzes.

Zur Ablehnung des Amtes eines Geschwornen sind berechtigt:

1) diejenigen, welche dassechzigste Lebensjahr zurückgelegt haben;
2) diejenigen, welche durch ein Zeugniß ihres Gemeindevorstandes nachweisen, daß

sie den mit dem Amte eines Geschwornen verbundenen Aufwand aus eigenen

Mitteln zu tragen außer Stande sind;
3diejenigen, welche Haupt. oderErhänzungs-Geschworme. (Art. 30 und 32) gewesen

sind; die ersteren für ein Jahr und die letzteren für drei Monate vom Ende des

Geschworengerichts an, bei welchem sie alsGeschworne zugegen waren;
4) Anwälte und Aerzte;

5) Hof-, Staats= und Gemeinde-Beamte, welche durh ein Zeugniß ihrer vorgesetzten

Behörde ihre Unentbehrlichkeitim Dienste bescheinigen.

8. 10.

Statt des Art. 32.

DieHauptgeschwornen für das einzelne Geschwornengericht werdenin folgender
Weise bestimmt

Wenigstens vierzehn Tage vor dem Beginne einesGeschwomengerichts loost das
Appellations-Gerichtim Beisein des Ober-Staatsanwalts zwei und siebzig Namen

vanden auf der Jahresliste des Geschwornenbezirks verzeichneten Personen aus. Zu
diesem Zwecke werden so viele Nummem, als Personen auf der Jahresliste stehen, in

(
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eine Urne gethan und davon zwei und siebzig durch den Präsidenten des Apellations=

Gerichts herausgezogen. Von den unter diesen Nummern auf der Jahresliste stehenden

Personen wählt der Präsident des Appellations-Gerichts nach seinem Emessen sechs
und dreißig aus, welche die Hauptgeschwornen des einzelnen Geschwornengerichts sind.

. 8. 11.

Zu Art. 33 statt des Schlußabsahes.

Die Liste der Hauptgeschwornen und der Ergänzungsgeschwomen ist den An-

geklagten, welche vor dem Geschwornengerichte zu erscheinen haben, spätestens am
dritten Tage vor der sie betreffenden Hauptverhandlung auf Anordnung des Präsidenten

des Gerichtshofs mitzutheilen.

§. 12.

Zu Art. 34.

Ueber die Entschuldigungsgründe derjenigen Geschwornen, welche ausgeblieben
sind, oder welche Entlassungs= oder Beurlaubungs-Gesuche vorbringen, beschließt der
Gerichtshof nach Anhörung der Staatsanwaltschaft und macht die Entscheidung in
öffentlicher Sitzung bekannt.

Ueber solche Entlassungs= und Beurlaubungs-Gesuche, auf welche woch vor Eröff-
mung des Geschwornengerichts Bescheid ertheilt werden kann, ist sogleich von dem Ap-

pellations-Gerichte nach Gehör des Ober-Saatsanwalts zu entscheiden; es sind jedoch
auch in diesem Falle die Gesuche und Entscheidungen mit ihren Gründen bei Eröffnung

des Geschwornengerichts in öffentlicher Sitzung bekannt zu machen.

S. 13.

Der erste Satz in Art. 39 der Straf-Proceß-Ordnung fällt weg.

5. 14.

Zu Art. 42 statt des ersten Satzes von den Worten: T einzelne — beauftragen“
und zu Art. 43 Absatz 2.

Der Ober-Staatsanwalt kann Beamte der Staatsanwaltschaft mit einstweiliger
Vertretung seiner selbst, sowie mit der Stellvertretung für andere Staatsanwälte beauf-

tragen.



246 1854.

8. 15.

Statt des Art. 45.

Die Beamten der Staatsanwaltschaft vertreten, ein jeder in dem ihm zugewiesenen
Geschäftskreise, den durch das vorgekommene Verbrechen verletzten Staat. Sie haben
bei allen zu ihrer Kenntniß kommenden Verbrechen, welche nicht bloß auf Antrag eines

Betheiligten untersucht werden, amkshalber dafür zu sorgen, daß dieselben untersucht und
bestraft werden, zugleich aber auch zu wachen, daß Niemand schuldlos verfolgt werde.
Sie haben darauf zu sehen, daß die Untersuchung den gesetzmäßigen Gang einhalte und

alle erforderlichen Mittel benutzt werden. Sie haben das Recht, auch im Inteteshe des
Angeklagten Rechtsmittel einzulegen.

Die Staatsanwaltschaft ist besugt, alle ihr erforderlich scheinenden Mnträge zu stel-

len,, welche auf die Vorbereitung, Einleitung und Führung einer Untersuchung, auf die
gerichtlichen Verfügungen und Beschlüsse in derselben, Bezug haben. Anträge stellt sie
schriftlich oder mündlich. In gleicher Weise giebt sie Erklärungen über Anträge und
Beschwerden des Angeschuldigten oder anderer Personen und über Anfragen des Ge-

richts ab. Den Berathungen eines Gerichts über Gegenstände, bei denendieamtliche
Thätigkeit der Staatsamwaltschaft eintritt, mit Ausnahme der bei einer Hauptverhand-

lung und in der Rechtsmittel-Instanz nach vorgängiger mündlicher Verhandlung vor-

kommenden Berathungen, kann der zuständige Beamte der Staatsanwaltschaft beiwoh-

nen; vor der Abstimmung hater sich zu entfernen.

Nimmt die Staatsanwaltschaft Unregelmäßigkeiten oder Verzögerungen wahr, so

hat sie auf geeignete Weise deren Abstellung zu veranlassen und erforderlichen Falles
dem Ober-Staatsanwalte Anzeige zu machen, damit dieser weitere Schritte bei dem

Appellations-Gerichte lhun könne.
Die Beamten der Staatsanwaltschaft konnen innerhalb ihres Geschäftskreises von

den Gerichten jeder Zeit Einsicht oder Mittheilung der Acten begehren, ohne daß jedoch
das Strasverfahren dadurch aufgehalten werden darf.

8. 16.

Zu Art. 69.
Ueber die gulãsigteit einer Ablehnung von Mitgliedern des Kreisgerichts, des

Appellations-Gerichts und des Gerichtshofes eines Geschwornengerichts entscheidet das-

jenige Collegium, dessen Mitglieder abgelehnt werden, mit Ausschluß der Abgelehnten
selbst, sofern nur drei simmfähige, nicht abgelehnte Mitglieder zur Beschlußfassung übrig
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bleiben. Ist lehteres nicht der Fall, so tritt die Vorschrift des Art. 69 der Straf-Proceß=

Ordnung ein, jedoch mit der Abänderung, daß bei Ablehnung von Mitgliedern des

Gerichtshofes das Appellations-Gericht zu entscheiden hat. Das letztere hat auch dann
die Entscheidung zu geben, wenn vor Zusammentritt des Geschwornengerichts gegen

Mitglieder des Geschwornen-Gerichtshofes Ablehnungen vorgebracht werden.

8. 17.
Statt des Art. 70.

Diejenigen Mitglieder eines Kreisgerichts oder Appellations-Gerichts, welche
an der Fällung eines Verweisungsbeschlusses, wodurch der Angeschuldigte in Ankage-

stand versetzt wurde, Theil genommen haben, können von dem Angeklagten bloß aus

diesem Grunde für die Hauptverhandlung nicht abgelehnt werden.

S. 18.

Zu dem Art. 81.

Die Vorschrift im letzten Absatze dieses Artikels gilt bloß für den Fall, daß der

Staatsanwalt Einleitung der Voruntersuchung bei dem Untersuchungsrichter beantragt.

8. 19.

Zu Art. 86 statt des zweiten Absatzes.
Die zur gerichtlichen Verwahrung genommenen Gegenstände sind in derWeisezu

bezeichnen, daß Verwechselungen nicht stattfinden können.

8. 20.

Zu Art. 88 Absat 3.

Dem Betheiligten oder dessen Anwalte wird die Einsicht der Untersuchungs.Acten

nur an Gerichtsstelle gestattet.

8. 21.

Zu Art. 93.

Die Unterschrift der vernommenen Personen ist dann nicht nothwendig, wenn der

Beamte und zugleich ein Protokoll-Führer das Protokoll unterzeichnen.

8. 22.

Zu Art. 108 statt Ziffer 1.

) wenn der Verdãchtige Anstalten zur Flucht gemacht, oder als ein Unbekannter,
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als Ausländer, als heimathlos, als einen herumziehendenLedenswandel führend, wegen

der Schwexe des Verbrechens oder aus sonstigen Gründen der Flucht verdächtig ist.

8. 23.
Zu Art. 117.

Die Vernehmung des Angeschuldigten ist nothwendig:
1) wenn der Angeschuldigte sich in Untersuchungshaft befindet, oder
2) wenn die Voruntersuchung ein Verbrechen im engern Sinne zum Gegenstande hat,

und der Angeschuldigte nicht etwa flüchtig ist oder aus einem andern Grunde nicht

erlangt werden kann.
8. 24.

Statt des Art. 131.

Die Untersuchungshaft des Angeschuldigten ist nur statthaft, muß dann aber
auch eintreten, wenn der Angeschuldigte nachseinerVernehmung des ihm schuld gege-
benen Verbrechens noch ferner verdächtig bleibt, kein sicheres Geleit erlangt hat und
entweder

1) die Untersuchung sich auf ein Verbrechen im engern Sinne bezieht; oder

 zu besorgen steht, daß der Angeschuldigte durch Verabredung mit Mitschuldigen
oder mit Zeugen oder durch Vernichtung der Spuren des Verbrechens die Untersuchung
vereiteln oder erschweren werde; oder «

3) der Angeschuldigte Anstalten zur Flucht gemacht hat, oder als ein Unbekannter,
als Ausländer, als heimathlos, wegen herumziehenden Lebenswandels, wegen der

Schwere des Vergehens oder aus sonstigen Gründen der Flucht verdächtig scheint.

8. 25.

Zusatz zu Art. 137.

Inun lebrigen richtet sich die Ordnung undDiscipliniin den Untersuchungsgefäng-

nissen nach den für diese bestehenden Hausordnungen.

" Die im Art. 148 Abs. 3, Art. 157 Ws. 1, Art. 169 Abs. 1 enthaltene Vor-

schrist, wegen Zuziehung von Urkunds-Personen, ist aufgehoben.

S. 2.

Zu Art. 160.

* I#nn9b * MA * I v I
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8. 28.

Zu Art. 179 ff., 189, 216 und 244.

Die Eideoformel wird ihnen von dem mit der Vermehmung beauftragten Richter

vorgelesen und zur eigenhändigen Unterschrift vorgelegt.
Zur Haupwerhandlung werden sie nicht vorgeladen, sondern es soll stets nur die

von ihnen zu Protokoll gegebene Aussage verlesen werden.

8. 209.

Statt des Art. 189.

Die Vereidung der Zeugen unterbleibt nicht bloß, wenn dieselben eidesunmündig
oder eidesunfähig sind, sondern auch, wenn der Richter wegen der besondern Beziehun-

gen des Zeugen zu den in der Untersuchung befangenen Personen oder zu den in dieser

verhandelten Verhältnissen die Vereidung für bedenklich hält.
Die Vereidung der Zeugen erfolgt vor oder nach Abhörung derselben, nachdem sie

zur Aussage der Wahrheit ermahnt und vor Begehung eines Meineides oder leichtsinni-

gen Eides verwarnt worden sind.

Die Eidesformel richtet sich nach den sonst darüber bestehenden gesetlichen Vor-
schristen, nach denen auch zu beurtheilen ist, inwiefern nach besondern Religionsg#und-
säten andere Versicherungen einem Eide hleichstehen.

Der Zeuge schwört: „auf die an ihn gerichteten Fragen ohne Gunst, ohne Haß
und ohne Furcht die ganze und lautere Wahrheit und Nichts als die Wahrheit zu sagen“,

döbder wenn die Eidesleistung nach der Abhörung erfolgt — „gesagt zu haben.“

Anstatt der Art. 193—215.

1I. Schluß der Voruntersuchung.
. 30.

Die Voruntersuchung wird geschlossen, sobald der Zweck derselben (§. 2 zu Art. 3)

erreicht ist.
I. Anträge der Staatsanwaltschaft und Anklageschrift.

8. 31.

Nach dem Schlusse der Voruntersuchung hat der Staatsanwalt, insofern nicht An-
träge auf Vervollständigung der Untersuchung zu stellen sind, bei Verbrechen, welche

vor das Kreisgericht gehören, die Aageschrst zu fertigen und nebst ven Acken dem
Fürstl. Schw. ARudolst. Gesegsamml.X
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Kreisgerichte zur Beschlußfassung über die Versetzung in den Anklagestand und die An-

beraumung einer Hauptverhandlung mitzutheilen.
Hält der Staatsanwalt dafür, daß die Hauptverhandlung vor ein Geschwornen-

gericht gehörig sei, so hat er die Acten dem Ober-Staatsanwalte einzusenden, welcher

dieselben der Anklagekammer des Appellations-Gerichts mit dem durch eine Darstellung

derjenigen Thatsachen, welche den Gegenstand der Anklage bilden sollen, zu begrün-
deuden Antrage überreicht: bestimmte Angeschuldigte wegen bestimmter Verbrechen auf
dem Grunde der zu bezeichnenden Strafgesetze in den Anklagestand zuversetzen und vor

das Geschwornengericht zu verweisen.
Hat die Anklagekammer die Versetzung in den Auklagestand ausgesprochen (5. 36,

37) so hat der Ober-Staatsanwalt die Anklageschrift zu fertigen und diese nebst den

Acten dem Präsidenten des Gerichtshofes mitzutheilen.

Hält die Staatsanwaltschaft dafür, daß die Einstellung der Untersuchung zu be-

antragen sei, so kommen die Vorschriften des Art. 95 zur Amvendung.

8. 32.

Eine Anklageschrift ist bei Strafe der Nichtigkeit erforderlich. Die
Anklageschrift wegen eines vor das Geschwornengericht verwiesenen Verbrechens soll

enthalten:

1) den Namen des Angeschuldigken und dessen persönliche Verhältnisse:

2) eine Darstellung derjenigen Thatsachen, welche das, den Gegenstand der Anklage
bildende Verbrechen begründen sollen, mit den etwaigen erschwerenden oder mildernden
Umständen;

3) die Anklage in der Weise, daß der Angeschuldigte wegen des fraglichen, nach

seinen thatsächlichen Bestandtheilen anzugebenden Verbrechens angeklagt werde, das
Kleichfalls hier anzugebende Strafgesetz oder eventuell ein anderes zu benennendes

Strasgesetz verletzt zu haben;
4) zum Schlusse sind die Beweismittel anzugeben, welche bei der künftigen Haupt-

verhandlung gebraucht werden sollen. Insbesondere sind die Namen und der Aufeut-

haltcort der Belastungs= und Vertheidigungs-Zeugen und der Sachverständigen, deren

Abhörung die Staatsanwaltschaft bei der Haupwerhandlung verlangt, oder bei denen

sie sich mit Vorlesung ihrer bereits in der Voruntersuchung enthaltenen Aussagen be-
gnügen will, anzugeben.

Die Anklageschrift wegen eines Verbrechens, welches vor das Kreisgericht zu
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verweisen ist, soll die vorstehend unter 1, Zund 4 angegebenen Bestandtheile enthalten,
statt der fömlichen Anklage unter 3 jedoch nur das Verbrechen und das verlehzte Straf-

Hesetz bezeichnen.

III. EntscheidungendesKreisgerichts und der Anklagek des Appellations-Gerichts.

8. 33.

Die Berathung der Anklagekammer über die Versetzung in den Anklagestand erfolgt
in Anwesenheit des Ober-Staatsanwalts, welcher nur bei der Abstimmung nicht

gegenwärtig ist.
In gleicher Weise kann der Staatsanwalt den Berathungen des Kreisgerichts über

Verweisung einer Sache zur Hauptverhandlung beiwohnen.
Findet die Anklagekammer oder das Kreisgericht bei diesen Berathungen, daß die

Voruntersuchung noch einer Vewollständigung bedarf, so wird dieselbe durch die Staats-
anwaltschaft veranlaßt.

8. 34.

Hält die Anklagekammer dafr, daß die Sache, weil sie kein Verbrechen im engern

Sinne betrifft, nicht vor das Geschwornengericht, sondern, weil ein Vergehen im
Frage steht, vor das Kreisgericht, oder wegen dessen Unzuständigkeit vor ein anderes

Kreisgericht, oder weil eine Uebertretung vorliegt, vor einen Einzekrichter gehörig sei,

oder hält das Kreisgericht dafür, daß die Sache vor das Geschwornengericht, oder vor

ein anderes Kreisgericht, oder vor einen Einzelrichter gehöre: so ist dicses auszu-
sprechen unddie Sache an das zuständige Gericht zu verweisen.

Verweisungen durch die Anklagekammer an die dem Appellations= Gerichte unter-

geordneten Kreisgerichte oder Einzelrichter binden diese, und Verweisungen der Kreis-

gerichte an die ihnen untergeordneten Einzelrichter binden ebenfalls diese letzteren. Bei
anderen Verweisungen ist erforderlichen Falls der Streit über die Zuständigkeit nach

Art. 63 zu erledigen.

Die Verweisung wegen Nichtzuständigkeit hat keine Nichtigkeitderbieherigen Vor-
untersuchung zur Folge, vielmehr hat das Gericht, an welches verwiesen worden ist,
au# dem Grund derselben weiter zu verfahren.

Sind mehre Verbrechen Gegenstand der Voruntersuchung, und ist das Geschwor-

nengericht rücksichtlich eines oder mehrer, rücksichtlich anderer das Kreisgericht oder
ein Einzelrichter zuständig, ingleichen, wenn das Kreisgericht rücksichtlich einzelner und

rücksichtlich anderer ein Einzelrichter zuständig ist, soll die Zuständig*) des höheren
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Gerichts auch auf diejenigen Verbrechen erstreckt werden, welche eigentlich vor den
niederen Richter gehörig sind, und es soll daher eine theilweise Verweisung der Sache
vor einen niederen Richter nicht eintreten. Ausgenommen sind jedoch hiervon diejenigen
Fälle, in welchen schon nach dem zweiten und dritten Absatze des Art. 56 eine Er-

streckung des Gerichtsstandes ausgeschogen“ .
Findet die Anklagekammer oder das #nigrüt, daß diein dem Antrage oder der

Anklageschrift angeführte That durch kein Strafgesetz verboten ist, oder daß der Staats-
anwalt ohne den erforderlich gewesenen Antrag eines Betheiligten, oder umgekehrt ein
Privat-Ankläger an der Stelle des Staatsanwalts ausgetreten ist, wo nur letzterer hätte

auftreten können, oder daß es an Beweismitteln fehlt, um den Angeschuldigten für

dringend verdächtig halten zu können, oder daß dieser in Folge unzweifelhafter That-
sachen als straflos erscheint, so ist die Entscheidung zu geben: daß der Angeschuldigte-
nicht in den Anklagestand zu versetzen sei.

Die Entscheidung kann von der Bedingung abhängig gemacht werden, daß zuvor

Zeugen, welche zu Gunsten des Angeschuldigten ausgesagt haben, ihre Aussagen eidlich
bekräftigen. Dann hat der Untersuchungsrichter die Entscheidung erst nach erfolgter
Vereidung dem Angeschuldigten bekannt zu machen. Kann die Entscheidung nicht er-

folgen, oder ändern die Zeugen ihre früheren Aussagen, so ist eine anderweite Ent-

scheidung einzuholen.
Ill bei einem abwesenden Angeschuldigten zu vermuthen, dah im Falle seiner

Wiedererlangung der gegen ihn streitende Verdacht sich erhöhen werde, so kamn statt

der Entscheidung, daß der Angeschuldigte nicht in den Anklagestand zu versetzen sei,
beschlossen werden, daß die Sache bis zur Wiedererlangung des Angeschuldigten auf sich
beruhen solle.

8. 36.
Treten die in dem vorigen Artikel gedachten Fälle nicht ein, und erscheint der An-

geschuldigte insbesondere dringend verdächtig, so ist ein Verweisungsbeschluß
auf Versetzung des Angeschuldigten in den Anklagestand zu ertheilen. Der Vewei-

sungsbeschluß hat den Namen des Angeschuldigten, das ihm zur Last gelegte Verbrechen
und das Strafgesetz, nach welchem es zu bestrafen ist, zu bezeichnen.

In der Bezeichnung des Verbrechens und des Strafgesetzes ist das Gericht nicht
an die Anträge der Staatsanwaltschaft gebunden. Auch ist eine eventnelle Bezeichnung
des Verbrechens und der anzuwendenden Strafgesetze zulässig.
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Die Anträge der Staatsanwaltschaft di Senubung von Beweismitteln in der
Hauptrerhandlung dürfen nicht abgelehnt werd

Das Gericht kann jedoch von Amenchen die Benutzung von Beweismitteln in

der Hauptverhandlung, welche die Staatsanwaltschaft nicht beantragt hat, und die es
für erforderlich erachtet, namentlich die Vorladung von Zeugen und Sachverständigen,

oder auch die Vorlesung derin der Voruntersuchung erstatteten Aussagen von Zeugen
oder Sachverständigen anordnen.

C. 37.

Diein den §§. 34—36 gedachten Entscheidungen sind bei Strafe der Nichtig.

keit mit den Unterschriften der Gerichtsmitglieder, welche an der Beschußfassung Theil

genommen haben, zu versehen.
Wiicht die Entscheidung des Gerichts von den Anträgen der Staatsanwaltschaft

ab, so ist dieselbe der letzteren sofort mitzutheilen.
Die Anklagekammer theilt den Verweisungsbeschluß nebst den Acten dem Ober-

Staatsanwalte mit, welcher sodann die Anklageschrift zu entwerfen hat.

S. 38.

Die Anklageschrift und der Verweisungsbeschluß ist dem Angeklagten bei Straft
der Nichtigkeit, — vorbehältlich des Verfahrens bei abwesenden Angeklagten (Art. 218

und §. 555 unten), — mit der mündlichen oder schriftlichen Aufforderung mitzutheilen,

diejenigen Beweismittel, welche er zur Hauptverhandlung herbeigeschafft, insbesondere
die Zeugen, welche er vorgeladen zu sehen verlangt, binnen einer zu bestimmenden

Frist anzugeben, damit dieselben zur Hauptverhandlung herangezogen werden können.
Dem Augeklagten ist dabei zu bemerken, dah, wenn er die Benennung der Beweis-

mittel in der gestellten Frist versäumt, ihm überlassen bleibe, dieselben zur Hauptver-

handlung selbst mitzubringen.
Der Vewweisungsbeschluß kann auch durch Vorlesen bekannt gemacht werden.
Die Ladung zur Hauptverhandlung wird entweder mit Zufertigung der Anklage-

schrift verbunden, oder sie erfolgt später.
Die dem Angeklagten gesetzte Frist kann nach Befinden einmal verlängert werden.

Die Mittheilung der Anklageschrist und des Venveisungsbeschlusses geschieht durch

den Untersuchungsrichter, wenn nicht gleichzeitig die Ladung zur Hauptverhandlung

erfolgt.
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IV. Vertheidigung des Angeschuldigten.

S. 39.

Zur Führung von Vertheidigungen befugt sind die angestellten Anwälte und die

sonst von Staatswegen zu Vertheidigungen befähigten Personen. Staatsdiener, welche
die juristische Staatsprüfung bestanden, oder den juristischen Doctorgrad erlangt haben,
sind den zu Vertheidigungen befähigten Personen gleich zu stellen. Sie können jedoch,
wemn sie nicht in einem der in, Art. 65 gedachten Verhältnisse zu dem Angeschuldigten

stehen, sich nur mit Genehmigung ihrer vorgesetzten Dienstbehörde mit einer Verthei-

digung befassen.
« §40

Der Angeschuldigte kann nach geschlossener Voruntersuchung sich mit seinem Ver-
theidiger ohne Beisein einer Gerichtsperson besprechen.

Von derselben Zeitist die Einsicht der Acten dem Vertheidiger, auch, sofern nicht
besondere Gründe entgegenstehen, dem Angeschuldigten, diesem jedoch nur unter Auf-
sicht, und beiden nur an Gerichtsstelle zu gestatten.

Der Vertheidiger oder der Angeschuldigte kann von dem ihm nothwendig scheinen-

den Actenstücken Abschriften nehmen oder nehmen lassen. Von Gutachten der Sachver-

ständigen sind aufVerlangen unentgeltliche Abschriften zu ertheilen.
8. 41.

Antrãge des Angeklagten oder seines Vertheidigers auf Heranziehung von Be-

weismitteln zurHauptwerhandlung sind der Staatsanwaltschaft bei Strafe der Nichtig.
keit mitzutheilen.

Ueber diese Anträge entscheidet das Kreisgericht in Fällen, die vor dasselbe ver-

wiesen sind, in den Fällen dagegen, die vor dem Geschwornengerichte verhandelt werden,

die Anklagefammer, oder, wenn der Gerichtshof bereits zusammengetreten ist, dieser.

Die Thatsachen, worüber ein Beweismittel erhoben werden soll, müssen bestimmt
bezeichnet sein. Werden dieselben nicht für erbeblich erachtet und wird deßhalb
der Antrag des Angeklagten abgelehnt, so ist dieß demselben zu eröffnen, und es bleibt
ihm unbenommen, die Beweiemittel selbst zur Hauptverhandlung herbeizuschaffen, in
welcher dann das Gericht entscheidet, ob es die herbeigeschafften Beweismittel er-

heben will.
Wem über einen und denselben Umstand von dem Angeklagten mehrere Zeugen

vorgeschlagen sind, so bestimmt dae Gericht auch die Zahl der vorzuladenden Zeugen.
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Dasselbe kann auch die Vorlesung der in der Voruntersuchung erstatteten Aussagen von

Zeugen vder Sachverständigen anordnen.

V. Freilassung und Verhaftung des Angeschubdigten.

428. 42.

Bei der Entscheidung, daß der Angeschuldigte nicht in den Anklagestand zu ver-

setzen sei (§. 35), ist derselbe, wenn er in Untersuchungshaft ist, sofort bei Bekannt-

machung der Entscheidung der Haft zu entlassen; es sei denn, daß die Staatsamwalt=

schaft ein Rechtsmittel eingewendet hat (S. 43), oder ein anderer Grund zur Verhaftung

vorhanden ist.
Ist dagegen ein Verweisungsbeschluß ertheilt worden und der Angeschuldigte ist

noch nicht verhaftet, so ist er sofort bei dessen Eröffnung in Haft zu nehmen, wenn er

vor das Geschwornengericht verwiesen ist, ausgenommen bei denjenigen Verbrechen im

engern Siune, welche das Gesetz bloß mit Gefänguißstrafe bedroht, und bei denjenigen
Vergehen oder Uebertretungen, welche nur in Folge einer Erstreckung des Gerichts-

standes (S. 34) an das Geschwornengericht gelangt sind. Bei diesen ausgenommenen

Verbrechen und überhaupt, wenn die Hauptverhandlung vor das Kreisgericht verwiesen

ist, soll es von dem Ermessen des letzteren abhängen, ob es die Verhaftung verfügen will.
Die Vorschriften über das sichere Geleit (Art.115 ff.) und über die Abwendung

der Haft durch Sicherheitsleistung (Art. 140 ff.) bleiben hier vorbehalten.

Vehaftete, welche vor das Geschwornengericht verwiesen sind, sollen anden Ort,

wo dasGeschwornengericht gehalten wird, zeitig abgeführt werden, jedoch nicht vor
Ablauf derim F. 43 gedachten Nothfrist und, wenn sie gegen den Verweisungsbeschluß
ein Rechtsmittel eingelegt haben, nicht vor dessen Erledigung.

VI. Rechtemittel gegen die Entscheidungen des Kreisgerichts und der Anklage-
kammer des Appellations-Gerichts.

S. 43.

Gegen diein den 88. 34—36 envähnten Entscheidungen der Anklagekammer und

gegen die gleichen Entscheidungen des Kreiögerichts steht der Staatsanwaltschaft und

dem Angeklagten das Rechtemittel der Nichtigkeitsbeschwerde an dasOber-Appellations-
Gericht zu.

Diese ist von dem Tage der Eröffnung der Entscheidung an innerhalb fünftägiger

Nothfrist bei dem Kreisgerichte, oder, gegen Entscheidungen der Anklagekammer, auch
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bei dieser schristlich oder mündlich mit Angabe der einzelnen Nichtigkeitsgründe einzu-
wenden, und hat aufschiebende Wirfung.

Außer den Fällen der Nichtigkeitsbeschwerde steht der Staatsanwaltschaft gegen
die erwähnten Entscheidungen des Kreisgerichts und der Anklagekammer, wenn dieselben

von den Anträgen der ersteren abweichen, eine Berufung an das Appellations= Gericht

zu, welche ebenfalls innerhalb fünftägiger Nothfrist von Mittheilung der Entscheidung
au bei dem Kreisgerichte, bezüglich der Anklagekammer eingewendet werden muß. Der

Berathung über diese Berufung, welche in nicht öffentlicher Sitzung stattfindet, wohnt

der Ober-Staatsanwalt bei. Das Appellations-Gericht entscheidet an derStelle und
mit den Befugnissen des Kreisgerichts und bezüglich der Anklagekammer.

Die nach dem zweiten Absatze des F. 42 eintretende Verhaftung des Angeklagten
wird nicht aufgeschoben, wenn gegen den Verweisungsbeschluß Nichtigkeitsbeschwerde

ergriffen worden ist. Die nach dem ersten Absatze des §.42 eintretende Freilassung soll
dagegen nur dann aufgeschoben werden, wenn die Staatsanwalischaft dieses wegen

eines einzuwendenden Rechtsmittels sofort bei Mirtheilung der Entscheidung beantragt.
44.8.

Die Nichtigkeitsbeschwerde kann von dem Angeklagten und von der Staatsanwalt-

schaft, von jedem Theile, soweit die vorige Entscheidung ihn berührt, nur aus folgenden
Gründen erhoben werden:

1) wenn ein nichtzuständiges Gerichtfür zuständig, oder ein zuständiges Gericht
für nichtzuständig angenommen wurde );

2) wem der Staatsanwalt bei einem PVerbrechen welches nur auf Antrag eines

Betheiligten verfolgt werden konnte, unberechtigter Weise uhne einen solchen Antrag
aufgetreten ist, vder umgekehrt ein Privat-Ankläger an der Stelle des Staatsanwalts
ausgetreten ist, wo letzterer hätte austreten müssen;

3) wenn gegen gesebliche Vorschriften gefehlt wurde, bei denen die Strafe der Nich-

tigkeit ausdrücklich angedroht ist;

4) wen das Gericht, welches die vorige Entscheidung ertheilt hat, nicht gehörig
besetztwa

5) nens die in Frage stehende That aus dem Grunde, weil kein einschlagendes Straf-
gesetz vorhanden sei, für kein Verbrechen gehalten wurde, obgleich ein solches Gesetz
vorhanden ist; oder wenn sie umgekehrt für ein Verbrechen gehalten wurde, während

kein einschlagendes Strafgesetz vorhanden ist; ingleichen wenn die That durch umichtige

Gesetzesauslegung einem falschen Strafgesetze unterzogen worden itt.
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8. 45.

Zur Ausführung der Nichtigkeitsbeschwerde kann auf Antrag eine weitere zehn-
tägige Frist von Ablauf der Einwendungsfrist an verstattet werden.

§. 46.

Das Ober-Appellations-Gericht entscheidet über die Nichtigkeitsbeschwerde in nicht

öffentlicher Sitzung, ohne daß eine weitere Verhandlung vor demselben stattfindet. Es
ist jedoch der General-Staatsanwalt vorher davon zu benachrichtigen, damit er der

Berathung beiwohnen, oder seine Ansicht schriftlich mittheilen kann.

Bevor eine Entscheidung ertheilt ist, steht es dem Beschwerdeführer stets frei, sein

Rechtemittel fallen zu lassen. Auch hat der General-Staatsanwalt die Befugniß, die
von dem Staaksanwalteoder Ober-Staatsanwalte eingewendeten Nichtigkeitsbeschwerden

wieder aufzugeben.
8. 47.

Findet das Ober-Appellations-Gericht die Nichtigkeit begründet, so hat es zu den

im §. 44 aufgezählten Nichtigkeitsgründen

zu No.1nurauf die Zustäudigkeit oder Richtzuständigkeit des Gerichts zu erkennen;

zu No.2auszusprechen, daß der Angeschuldigte nicht in den Anklagestand zu ver-
seten sei; ,

zu No. 3 die Nichtigkeit der einzelnen fraglichen Handlungen auszusprechen, die Ver-

besserung des Mangels zu verfügen und die Sache zu nochmaliger Entscheidung zu

verweisen;

zu No. 4 die vorige Entscheidung aufzuheben und auf nochmalige Entscheidung zu
erkennen;

zu No. 5 nach Verschiedenheit der Fälle entweder zu erkennen, daß der Angeklagte

nicht in den Anklagestand zu versetzen sei, oder die Sache zu nochmaliger Ent-

scheidung an dac vorige Gericht zu verweisen, oder nach Befinden die vorige Ent-

scheidung gleich selbst abzuändern.

8. 48.

Die Entscheidung des Ober-Appellations-Gerichts ist nicht nur für den vorigen

Michter, sondern auch für die nach abgehaltener Hauptverhandlung endlich entscheidende
richterliche Behörde, das Kreisgericht, Appellations-Gericht oder den Gerichtshof bei

dem Geschwornengerichte, magebend.
Atberkannte Nichtigkeiten können nicht auf dem Wege einer, gegen das ertheilte
Für#sll. Schw. Audolst. Gelegsamml. XV. 42
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Endurtheil erhobenen Nichtigkeitsbeschwerde nochmals zur Enhscheidung des Ober-
Appellations-Gerichts gebracht werden.

8. 49.

Nichtigkeiten aus den unter 1, 3 und 4 des S. 44 aufgeführten Gründen, wegen

welcher keine Nichtigkeitsbeschwerde erhoben wurde, sollen als durch Verzicht beseitigt
angesehen werden und können daher überall nicht auf dem Wege einer, gegen das später

ertheilte Endurtheil gerichteten, Nichtigkeitsbeschwerde geltend gemacht werden.
Nichtigkeiten aus den in §. 44 unter 2 und5erwähnten Gründen werden nicht

als durch Verzicht beseitigt angenommen und können nach den unten gegebenen näheren

Vorschristen noch durch eine Nichtigkeitsbeschwerde gegen das Endurtheil in Wirksam-
keit gesetzt werden. "

VI. Nachtrag zur Anklageschrift und Nachbringung von Beweismitteln.
. 50.

Weicht ein Verweisungsbeschluß in der Bezeichnung des Verbrechens und des

Strafgesetzes von der Anklageschrift ab (§. 36), so steht dem Staatsanwalte frei, eine

entsprechende Abänderung der Anklageschrift vorzunehmen.

S. 51.

Wenn auf Verlangen der Staatsanwaltschaft Zeugen und Sachverständige, außer
den in der Anklageschrift benannten, zur Hauptverhandlung vorgeladen werden, so ist
der Angeklagte wenigstens drei Tage vor Beginn der Hauptverhandlung zu benachrich-

tigen.
VIII. Bestellung eines Vertheidigers zur Hauptverhandlung.

. 52.

Hat der vor ein Geschwornengericht verwiesene Angeklagte nicht selbst einen Ver-

theidiger gewählt, so muß demselben ein Vertheidiger von Amtswegen zugeordnet werden.
In andern Fällen kann das Gericht einem Antrage des Angeklagten auf Zuord-

nung eines Vertheidigers stattgeben, oder auch, ohne einen solchen Antrag, dann,
wenn es die einzelne Sache zu erfordemn scheint, von Amtswegen einen Vertheidiger be-

stellen.
8. 53.

Zu Art. 216 Abs. 3.

Die Vorschrift wegen des mindestens achttägigen Zeitraumes, der zwischen der
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Ladung undder Hauptverhandlung inderMitte liegen soll, bezieht sich blos auf die vor
dem Geschwornengerichte zuverhandelnden Straffälle. Auch gilt sie nicht für den Fall,
wenn die Hauptverhandlung bloh auf einen spätern Zeitpunkt verlegt wird. Eine Ver-

zichtleisung auf die Frist von Seiten der Staatsanwaltschaft und des Angeklagten ist
statthaft.

8. 54.
Die Vorschriftim –*’e Absatze des Art. 217 fällt weg.

» §.55.

Zu Art. 218 Abs.1.

Außerdem muß in der öffentlichen Vorladung erwähnt werden, daß der Vorge-
lädenein Anklagestand versetzt wordensei, unter allgemeiner Bezeichnung des ihm zur

Last gelegten Verbrechens, sowie unter Angabe der Beweismittel, welchein der Haupt-
verhandlung gebraucht werden sollen.
« « 8. 56.

Statt des Art. 220.

Erscheint ein vorgeladener Vertheidiger des Angeklagten nicht, so geht die Haupt-

verhandlung demochvorsich, jedoch o—Geschwornengerichts-Fällen nur dann, wennRAAIAIAI

Vertheidiger noch sofort erlangt werden kann; **- win die Hauptverhandlung
vertagt.
Der ausgebliebene Vertheidiger ist, sofern er von richterlichenAntswegen, oder

auf Antrag bestellt war, oder sonst die Vertheidigung bernommen hatte,in eine Geld-

strafe von 1 bis 20 Thaler und inndie Kosten der vergeblich angesetzten l
zu verurtheilen.

8. 5Statt des l. 221.

Wenn bei der Haupwerhandlung kein Mitglied der Staatsanwaltschaft erscheint,

so ist die Verhandlung stets zu vertagen. Erscheint dagegen der vorgeladene Privat-
Ankläger nicht, so wird dieß als ein Verzicht auf die Anklage angesehen.

8. 58.
Statt des Art. 228.

DieOeseentlchket. ist für die ganze Hauptverhandlung, oder einen Theil derselben,
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auszuschließen, wenn eine Gefährdung der Ordnung oderder Sittlichkeit zu befürchten
steht. Bei Mnzverbrechen wird die Oeffentlichkeit stets, und für die ganze Haupt-

verhandlung, ausgeschlossen.
Das Gericht spricht auf Antrag der Staatsanwaltschaft,desAngeklagtenoderdes

Verletzten, oder auch von Amtswegen, die Ausschließung der Oeffentlichkeit durch einen

schristlich abzufassenden, den Grund der Ausschließung enthaltenden, Beschluß aus.
Dieser Beschluß wird vor Beginn der Hauptverhandlung, oder auch im Laufe derselben,

gefaßt, und von dem Gerichtsschreiber, im ersteren Falle beim Aufrufe der betreffenden

Sache, vorgelesen, worauf die Zuhörer sich sofort zu entfernen haben. Rechtsmittel
gegen solchen Beschluß sind unzulässig und nicht zu beachten.

Bei Verkündigung des Endurtheils tritt jedenfalls die Oeffentlichkeit wieder ein.

8. 59.

Zu Art. 229 statt des 2. Satzes.

Der Präsident kann auf Antrag des Angeklagten oder Verletzten, oder von Amts-
wegen, auch einzelnen anderen bei der Hauptversammlung unbetheiligten Personen den

Zutritt verstatten.
S. 60.

Zu Art. 231.

Der Vorsitzende kann überhaupt gegen Jeden, welcher sich im Gerichtssaale unge-

bührlich beträgt, oder den getroffenen Anordnungen nicht Folge leistet, eine Gefängniß-
strafe bis zu acht Tagen, oder eine Geldstrafe bis zu 5 Thalern aussprechen. Hiergegen

findet kein Rechtsmittel Statt. t

Statt des Art. 234.

Der Vorsitzende fragt den Angeklagten nach seinem Namen, Vornamen, Alter,
Gewerbe oder Beschäftigung, Wohnungs= und Geburts-Ort und ermahnt ihn dann zur

Aufmerksamkeit. Hierauf trägt der Staatsanwalt, oder in Fällen, wo ein Privat-

Ankläger aufgetreten ist, dieser, oder ein Anwalt desselben, den Gegenstand der Anklage
kürzlich vor. Auch kann die Anklage auf Verlangen des Staatsanwalks durch den
Gerichtsschreiber verlesen werden.

Sodann läßt der Vorsitzende dievorgeladenen Zeugen und Sachverständigen auf-
rufen. Die Zeugen begeben sich dannin das für sie bestimmte Zimmer, und der Vor-

sitzende hat nach Befinden Maßregeln anzuordnen, um das Besprechen und Vetabre-
dungen der Zeugen zu verhindern.
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Im Falle des Nichterscheinens der zur Hauptverhandlung vorgeladenen Personen
wird nach Vorschrift der Art. 217 ff. und der I§. 56 und 57 verfahren.

8.62.
Zu Art. 236 statt des 2. Absatzes.

Der Staatsanwalt und der Angeklagte könnenim Laufe der VerhandlungBewels-
mittel fallen lassen, wenn das Gericht zustimmt, und der Gegner nicht in Bezug auf

speciell anzugebende erhebliche Thatsachen die Benutzung derselben verlangt.

§S. 63.

Zu Art. 237 statt des 1. und2. Absabes.
Die-Zeugen und Sachverständi Angeklagten abgehört.

Sie werden nach demEmeslendes etenae vor oder nach ihrer Abhorung
einzeln oder zusammen, in der Art. 161 und F. 29 dieses Gesetzes angegebenen Weise

verwarnt und vereidet, mitAusnahmeder im Allgemeinen verpflichtelen Sachverstãn-
digen, sowie der bereitsinderV gen und Zeugen,

bei welchen allen eine Erinnerung an ihreniimAllgemeinen oderin der einzelnen Unter-

suchung schon geleisteten Eid genügen soll.

 é. 64.

Statt des Art. 241.

Außer dem Vorsitzenden können auch die Mitglieder des Gerichts und der Staats-
anwalt an den Angeklagten oder an Zeugen und Sachverständige unmittelbar Fragen

stellen, nachdem sie zuvor von dem Vorsitzenden die Erlaubniß hierzu erhalten haben.

Auf dieselbe Weise kann auch der Vertheidiger Fragen an Zeugen und Sachverständige
stellen.

Dem Angeklagten, dem Privat-Betheiligten, welcher sich dem Strafverfahren ange-

schlossen hat, sowie dem Privat-Ankläger und dessen Anwalte kann der Vorsitzende

gestatten, unmittelbare Fragen au Zeugen und Sachverständige bezüglich an den Ange-

klagten zu stellen.
Der Vorsitzende hat darauf zu sehen, daß nur zur Sache gehörige Fragen gestellt

werden und ist befugt, die Fragstellungin jedem Augenblickeselbstwiedercuübemehmen,
oder auch das Verhör zu schließen. Wird gegen Zurückweisung einer Frage Einspruch

erhoben, so hat das Gericht darüber zu entscheiden.
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Eintretenden Falles hat derVorsihende dieZeugen über die ihnen nach Art. 177
zustehende Befugniß zu belehren.

Statt des *54 244.

In der Regel ist die mündliche Vernehmung der Zeugen und Sachverständigen
erforderlich; jedoch genügt eine Vorlesung ihrer in der Voruntersuchung abgegebenen Aus-
sagen und Gutachten, außer den in Art. 222 und S§. 28, 36 und 41 dieses Gesetzes

erwähnten Fällen, dann, wenn die Zeugen oder Sachverständigen in der Zwischenzeit
verstorben sind, ihr Aufenthaltsort unbekannt ist, oder ihrem Erscheinen nach dem Er-
messen des Gerichts für längere Zeit erhebliche Hindernisse im Wege stehen.

Besichtigungs-Protocolle, frühere Straferkenntnisse, überhaupt Urkunden, welche
für die Sache von Bedeutung sind, werden gleichfalls vorgelesen.

8. 66.
Zu Art. 246.

Eine Beeidigung der auf Anordnung des Vorsitzenden eingesührten Zeugen oder
Sachverständigen kann auch dann vorgenommen werden, wenn wegen Erhebung dieser

neuen Beweismittel eine Vertagung (Art. 270) eingetreten war.
8. 67.

Statt des zweiten Absatzes des Art. 255.

Das Gericht kann jedoch, nachdem es die Staatsanwaltschaft deßhalb gehört hat,

auch zur sofortigen Unheilsfällung über die andere That oder das andere Verbrechen

schreiten, wenn es nicht dafür hält, daß die Sache vor ein Geschwornengericht gehöre,

welchenfalls dieselbe an die Anklagekammer des Appellations-Gerichts zur Ertheilung
eines neuen Veweisungsbeschlusses en ist.

F. 6
Zu Art. 260, en und 320.

Die Belehrung, des Angeklagten über die ihm zustehendenNechtsmittel ist nicht

ariodderlh; die zur Einwendung der letzteren geordneten Fristen laufen ehne Rücksicht
auf erfolgte Belehrung von der Bekanntmachung des Urtheils an.

8. 69.
Statt des Art. 262.

Das über die Hauptverhandlung durch den Gerichtsschreiber aufzunebhmende Pro-
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tocoll soll enthalten: die Namen der anwesenden Mitglieder des Gerichts, des Beamten

der Staatsanwaltschaft oder des Privat-Anklägers, des AngeklagtenundseineSVer-
theidigers, des Privat-Betheiligten, der sich etwa dem Strasverfahren angeschlossen hat,

der erschienenen Zeugen und Sachverständigen.

Es soll den Verlauf der Hauptverhandlung küürzlich erzahlen und inebesondere der
Vereidung der Zeugen und Sachverständigen, der Vorl sung. von Stücken aus der Vor-
znir vinn und von sonstigen Urkunden Erwähnung e

Von dem Inhalte der Erklärungen der Staatsanwaltschaft, des Angeklagten oder
Vertheidigers, der Zeugen und Sachverständigen, sowie der etwaigen Privat, Betheil
ligten oder eines Privat-Anklägers wird. nur das Wesentliche kürzlich ins Protocoll auf-
genommen. Im Falle der Angeklagte, die Zeugen und Sachverständigen bercitsin
der Vokuntersuchung vemommen worden waren, ist in dem Protocolle nur zu vemerken,
ob und inwiefern ihre Aussagen von den früheren Angaben in erheblichen Punkten

abwewen.zur Entscheidung gestellten Anträge, namenlich dei- Staatsanwaltschcft. und
des Angeklagten oder Vertheidigers, werden mit den darauf erfolgten besonderen Ent.
scheidungenin das Protocoll aufgenommen oder demselben als Beilage einverleibt, und

fermer wird der endliche Urtheilsspruch, auchim Falle besonderer Absassung rücksichtlich

seines. hscheidenden Theiles, so wie die Verkndigung des Urtheilsin dem Protocollevermerk

8Protocoll uber die Hauptwerhandlung ist bei StrafederNichtigkeit erforder.
lich; es genügt jedoch, daß überhaupt ein Protocoll aufgenommen worden ist, und der

Umstand, ob etwasim Protocolle vermerkt oder nicht vemerkt ist, hat an sichkeine
Nichtigkelt zur Folge.

8. 70.

Zu Art. 264.

Das Unterbleiben der Aufnahme eines besonderen Pretocolls über die Berathung
des Gerichts bei der Urtheilsfällung soll jedoch dann Nichtigkeit nicht zur Folge haben,
wenn das Ergebniß der Abstimmungen des Gerichts unter Angabe der Stimmenzahl

in das Protocoll über die Hauptverhandlungmit aufgenommen worden ist.

8. 71.
Zu Art. 266 und 267.

Bei einer Hauptverhandlung vor dem Kreisgerichte hängt die Bestellung eines
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Vertheidigers in den Fällen der Art. 266 und 267 und die Vertagung der Verhandlung,

in Falle ein Vertheidiger nicht zu erlangen ist, von dem Emessen des Gerichts ab.

. 8. 72.

Zu Art. 273.

Der Präsident kann, wenn er es für angemessen erachtet, eine Haupwerhandlung,

solange sie noch nicht begonnen hat, auf Antrag der Staatsanwaltschaft oder des An-
geklagten oder auch von Amtswegen vertagen, oder einem später zusammentretenden

 Geschwornengerichte zuweisen.
73.

Zu Art. 275 und folgende.

Wenn mehrere Hauptverhandlungen auf einen Tag anberaumt worden find, so
kann alsbald beim Beginne der ersten die Geschwomenbank auch für jede folgende ge-
bildet werden.

Die für die erste Hauptverhandlung gebildete Geschwornenbank bleibt, wenn die

Staatsanwaltschaft und der Angeklagte sich damit einverstanden erklären, auch für die
folgenden, an demselben Tage anstehenden Hauptverhandlungen.
 MWird auf Verlangen der Staatsanwaltschaft oder des Angeklagten für eine der

solgenden Hauptverhandlungen eine neue Geschwornenbank gebildet, so bleibt nun diese,

wem die Staatsanwaltschaft und der Angeklagte damit einverstanden sind, für die noch

solgenden Hauptverhandlungen bestehen.
Verzögert sich wegen der Dauer der vorhergehenden Hauptverhandlungen oder aus

sonstigen Gründen der festgesetzte Anfang einer Hauptwerhandlung dergestalt, daß sie
erst am vierten oder einem noch spätern Tage nach demjenigen beginnt, an welchem die

Geschwornenbauk gebildet worden war, so muß zur Bildung einer neuen Geschwornen-

bauk geschritten werden.

In allen Fällen, wo die für eine frühere Hauptverhandlung gebildete Geschwornen-
bank für eine folgende bestehen bleibt,, unterbleibt für letztere die Vereidung der Ge-

schwornen, und es genügt die Verweisung auf den in der frühern Sache geleisteten Eid.

8. 74.

Zu Art. 282.

Hinsichtlich dee weitern Verfahrens vor dem Geschwommengerichte finden, soweit

etwas Anderes nicht bestimmt ist, die Vorschriften für die Hauptverhandlungen bei den

Kreisgerichten Anwendung.
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8. 75.

Zu Art. 285.

Der Vortrag des Präsidenten darf von Niemandem, namentlich auch nicht von dem

Angeklagten oder von der Staatsanwaltschaft, unterbrochen oder zum Gegenstande

irgend einer Aeußerung oder eines Antrags in der Sitzung gemacht werden.

8. 76.

Zu Art. 287 statt des 3. Absatzes.

Ist eventuell ein gerungeres Verbrechen Gegenstand der Anklage, oder liegt einer

der Art. 256 gedachten Fälle vor, so sind entsprechende weitere Fragen zu stellen. Eben
dieß gilt in dem Art. 255 enwähnten Falle dann, wenn der Gerichtshof nach Anhörung

der Staatsanwaltschaft es unbedenklich findet, daß eine andere That oder ein anderes

Verbrechen, als inder Anklageschrift enthalten ist, der Aburtheilungmit unterstellt werde.

8. 77.

Zu Art. 289.

Der von dem Obmanne vor der Berathung den Geschwornen vorzulesenden In.

struction ist noch Folgendes beizufügen:
Die Berathung und der Ausspruch der Geschwornen muß sich auf die ihnen vom

Präsidenten vorgelegten Fragen beschränken.
Ihre Ansicht über die Zweckmäßigkeit oder Rechtmäßigkeit des Strafgesetzes darf

auf ihren Ausspruch keinen Einfluß haben. Nicht sie, sondem die Richter sind be-

rufen, die gesetzlichen Folgen auszusprechen, welche den Angeklagten wegen der ihm
zur Last fallenden That treffen. Die Geschwomen haben daher ihren Ausspruch
ohne Rücksicht auf die gesetzlichen Folgen desselben zu fällen.

85§. 78.

Zu Art. 301 statt des 2. Absatzes.

Das Urtheil muß enthalten eine Bezugnahme auf die das Erkenntniß begründenden

Fragen und Aussprüche der Geschwornen, die Bezeichnung der angewendeten strafgesetz

lichen Bestimmungen und die zuerkannte Strafe, bei Strafe der Nichtigkeit. -

.«9

» Zu Art. 304.

Einer Aufnahme der an die Geschwornen gestellten Fragen und der * abge-
Fürstle Schw. Rudolst. Gesetzsamml. XV.
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gebenen Aussprüche in das Protocoll bedarf es nicht; es gengt, daß jene Fragen mit
den dazu ertheilten Aussprüchen in Urschrift dem Protocolle beigelegt werden.

8. 80.

Zu Art. 306 statt der Bestimmung unter Ziff. 8.

8) wenn wider eine von dem Ober-Appellations-Gerichte früher gegebene Ent-

scheidung (Art. 212) erkannt worden ist.

8. 81.

Zu Art. 327.

Wie dem Präsidenten bei Appellations-Verhandlungen im Allgemeinen die Rechte

des Vorsitzenden bei einer Hauptverhandlung, soweit er davon Gebrauch machen kann,

zustehen, so hat er insbesondere auch dann, wenn Beweiemittel erhoben werden, dle

im Art. 246 gedachten Befugnisse.

§. 82.

Statt des Art. 344.

Mandats-Verfahren.
1

Auf Antrag der Staatsanwaltschaft hat der Einzelrichter, wenn der Angeschuldigte

weder vorgeführt, noch die Verhaftung desselben erforderlich ist, und nicht besondere
Bedenken entgegenstehen,

a) bei Polizei-Vergehen,
5) bei Defraudationen von Wege= und Gemeinde-Abgaben,

 ) bei den übrigen Uebertretungen,
im letzteren Falle, sofern die Anschuldigung auf der Anzeige einer verpflichteten
Person bernht, welche die That aus eigener amtlicher Wahrnehmung bekundet,

ohne vorgängige Hauptverhandlung die verwirkte Strafe durch eine Strafversügung

festzusetzen. n

Die Strafverfügung muß enthalten:
1) Die Beschaffenheit der Uebertretung, sowie die Zeit und den Ort derselben;

20 die dafür angegebenen Beweismittel;
5) die Festsetzung der Strafe und des Kostenpunctes, unter Mführng. des einschla-

genden Strafgesetzes oder polizeilichen Verbots;
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4) die Eröffnung, daß der Angeschuldigte, wenn er sich durch die Strafverfügung be-

schwert finden sollte, innerhalbeinerzehntägigen Frist, von dem Tage nach der Zustel-
lungder Verfügung an gerechnet, seinen Einspruch dagegen schriftlich oder mündlich
anzumelden habe, daß aber, falls in dieser Frist ein Einspruch nicht eingehe, die
Strafverfügung Rechtskraft erlangen und gegen ihn vollstreckt werden würde.

Diese Verfügung wird dem Angeschuldigten zugestellt.
. Ill.

Wenn in der zehntägigen Frist ein Einspruch nicht erhoben wird, so wird die

Strafverfügung vollstreckbar.
Ist dagegen ein Einspruch erhoben worden, so wird der Angeschuldigte, unter

Androhung des Verlustes seines Einspruchs, zur Hauptverhandlung vorgeladen. Er-
scheint derselbe nicht, so wird der Einspruch wirkungslos und das früher erlassene Man-
dat sofort vollstreckbar.

Ein weiteres Rechtsmittel findet in diesen Fällen nicht Statt, vorbehältlch der

Bestimmungenim Art. 226, welche hier analog zur Anwendung kommen.
Erscheint der Angeklagte in der Hauptwerhandlung, so wird nach Art. 347 verfahren.

8. 83.

Zu Art. 347.

Der Einzelrichter hat die §.G60 und Art. 231 gedachten Besugnisse des Vorsitzenden.
Bei Untersuchungen wegen Uebertretung des Gesetzes zum Schutze der Holzungen

u. s. w. vom 26. April 1850, wegen Polizei-Vergehen und wegen Defraudatlonen von

Wege= und Gemeinde-Abgaben geht die Haupwerhandlung vor sich, auch wenn ein
Vertreter der Staatsanwaltschaft nicht anwesend ist.

8. 84.

Zu Art. 351.

Die Vorschrift im ersten Absatze des Art. 351 „Mit ausgesprochene Schärfungen
sind in diesem Falle stets aufzuschieben“ fällt weg.

8. 85.

Zu At.. 352.

Aunch in dem Falle, wenn der Verurtheilte der erkannten Strafe unbedingt sich
unterwirft, ist zur Vollstreckung der Strafe regelmöig binnen vier und zwanzig Stun-

den zu schreiten. a3.
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8. 86.

Zu Art. 361 statt des ganzen zweiten Absatzes.

DieKosten sind in diesem Falle von dem Staate zu übernehmen. Nur bei Ver-

brechen, welche bloß auf Antrag eines Betheiligten untersucht und von diesem als Privat-
Ankläger verfolgt werden, hat letzterer die Kosten zu tragen. Vertheidigungsgebühren

vergütet der StaatoderPrivat ·(Ankläger nur den angestellten Anwälten und nur, sofern
tweder vordem Geschwornengerichte oderbei

demKreisgerichte erwachsen sind; bei einer Hauptverhandlung vor dem Kreisgerichte
jedoch nur dann, wenn dem Angeklagten ohne seinen Antrag lediglich von Amtswegen
ein Vertheidiger bestellt worden war.

8. 87.

Zu Art. 365.

Bei eingewendeter Appellation werden Deriheldigungelofle auch dann nichtersetzt,
wemn der Angeklagte auf seine Appellation freigesprochenwi

Die Kosten eines Rechtsmittels, welches dieSiictemmunseh im Interesse des

Angkklagten eingewendet hat, sind, mit Ausschluß der Vertheidigungsgebühren, stets
auf die Staatscasse zu übernehmen.

8. 88.

Statt des Art. 368.

Ist ein Angeklagter unvermögend, so sind die ihm zur Last gelegten Kosten einst-
weilen und bis er zu Vermögen kömmt, Vertheidigungsgebühren jedoch nur mit der

Art. 361 und §. 86 dieses Gesetzes geordneten Beschränkung auf die Staatscasse zu
übemehmen.

8. 89.

Zu Art. 370.

Wenn Verläumdungen und Beleidigungen im öffentlichen Dienste angestellter

Personen, welche durch deren amtlicheVorgesehte verfolgt werden, von der Beschaffen-
heit sind, daß die zu erkennende Strafe eine sechswöchentliche Gefängnißstrafe oder ver-

hältnißmähige Geldbuße nicht übersteigen würde, so kann dasKreisgericht nach Gehör
des Staatsanwalts die Untersuchung an den Einzelrichter verweisen, in welchem Falle

dann das im Art. 346 No. 3 und 347 geordnete Verfahren unter Mitwirkung der
Staatsanwaltschaft eintritt.
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8. 90.
Zu Art. 372.

Der Einzelrichter kann vor Ausfertigung auf die Anklage beide Parteien zu einem

Sühne-Termin, unter Androhung einer Ordnungsstrafe bis zu fünf Thalern, vorladen

und bei einem Vergleiche die Kosten außer Ansatz lassen.

- 8. 91.

Zu Art. 374.

Der Einzelrichter ist befugt, sofort auf die Anklage einen Gerichtstag zur Haupt-
verhandlung anzusetzen, die Parteien zu demselben unter den für den Termin zur Vor-

verhandlung vorgeschriebenen Verwarnungen, und die Zeugen und Sachverständigen,
wie Art. 374 geordnet ist, vorzuladen. Wenn in diesem Falle der Richter eine Erhebung
von Beweismitteln für erforderlich hält, welche von dem Angeklagten, oder zur Replik

von dem Ankläger, im Termine angegeben worden sind, so ist die Hauptwwerhandlung zu
vertagen.

—2 Richter hat das Recht, die Parteien unter den gesetzlichen Verwamungen zum

persönlichen Erscheinen in der Vowerhandlung oder Hauptverhandlung zu laden.

8. 92.
Zu Art. 375.

Werden von den Parteien oder Zeugen Ehrenkränkungen in einem Termine ausge-

stoßen, so können dieselben auf Antrag des Verletzten sofort abgeurtheilt werden, sofern
sie die Zuständigkeit des Einzelrichters nicht übersteigen.

§S. 93.
Zu Art. 377.

Anwaltskosten werden, mit Ausnahme derer fürdie Anklageschrift, inerster Instanzz
nicht erstattet.

Wenn im ersten Termine die gütliche Beilegung der Sache von dem Kostenpuncte

abhängig ist, so können die Kosten, soweit sie zur Verrechnung für die Staatscasse
bestimmt, von dem Gerichte nach seinem Ermessen ganz oder theilweise außer Ansatz
gelassen werden; bei späterer Zurücknahme der Anklage findet eine solche Ermächtigung

nicht Statt.
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Zur

Gebühren-Taxe «

für die Verhandlungen in Strassachen.

A.

Zu §. 1 und 19.

Was in diesen Paragraphen von den Vagabunden und Schüblingen geordnet ist,

gilt allgemein auch von den gerichtlichen Gefangenen.
Den als Zeugen vernommenen Betheiligten bei Verbrechen, welche nur auf ihren

Antrag verfolgt werden, werden die Zeugengebühren gus der Staatscasse nicht vorge-

schossen.
B.

Statt des §. 2.

Beilossprechenden Erkenntnissen hat der Staat den, in den zu einer Gerichtsgemein=

schaft vereinigten Thüringischen Landen, öffentlich angestellten Sachwaltern die Verthei-
digungsgebühren zu ersetzen, sofern diese durch die mündliche Vertheidigung bei der
Hauptverhandlung vor einem Geschwomengerichte erwachsen sind (§.30 der Gebühren-
Taxe sub voce: Vertheidigungen, litl. d), also namentlich auch mit Ausschluß der

Reisekosten. ·-

Dasselbe gilt, wenn der Angeklagte mit einer Nichtigkeitsbeschwerde durchdringt,
auch rücksichtlich dieses Rechtsmittels hier ebenfalls mit Ausschluß der Reisekosten des

Vertheidigers. "%

Bei verurtheilenden Erkenntnissen sind die Vertheidigungsgebühren den öffentlich
angestellten Amvälten unter den Voraussezungen und Beschränkungen, unter welchen
sie ihnen bei freisprechenden Erkenntnissen ersetzt werden, auf Verlangen aus der
Staatscasse vorzuschießen und dann für diese wieder beizutreiben. Bei ihrer Unein-

bringlichkeit fallen sie dem Staate definitiv zur Last.
Diese Haftpslicht des Staates tritt in den voraufgeführten Fällen ein,

yleichviel ob die Anwälte von den Angeklagten gewählt oder diesen von Amtswegen

bestellt worden sind. Dagegen findet ein Ersatz oder Vorschuß der Vertheidigungs-
gebühren bei einer Hauptverhandlung vor dem Kreisgerichte (§. 30 „Vertheidigung,
lill. b"), abgesehen von den vorgedachten Beschränkungen und Voraussetzungen, nur

dann statt, wennder Vertheidiger ohne allen Antragdes Angeklagten lediglich von Amts-
wegen bestellt worden ist. .
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Die Uebernahme von Vertheidigungen bei Hauptverhandlungen vor dem Geschwor-
nengerichte und solcher, welche vom Gerichte in einzelnen Fällen sonst für nolhwendig
erachtet werden, darf von den Anwälten nur aus besonders triftigen Gründen abgelehnt

werden.
Vertheidigern, welche keine öfsentlich angestellten Anwälte sind, wird vom Staate

in keinem Falle etwas vergütet oder vorgeschossen.

C.

Zu 8. 7.

u) Zu Ziffer 5. Verhaftsbefehle unterliegen dem Ansatze für Vorfhrungsbefehle.
b) Zu Ziffer 8. Die Beglaubigung von Abschriften oder Extracten, welche über

einen Bogen süllen, wird für den ersten Bogen ebenfalls mit 2 Sgr., für jeden
weiteren mit 1 Sar. berechnet.

) Für eine im Mandatsverfahren erledigte Untersuchung wird mit Einschluß der
Verläge und der Bestellgebühren ein Aversionalquantum von 3 Sgr. bis 20 Sgr.

angesetzt.
D.

Die im §. 9 den Collegial-Gerichten eingeräumte Besugniß soll auch den Einzel-

nichtern zustehen.
z.

Zu §. 11 statt der Nr. 4, 5, 6 das.

4) Gendarmerie= Wachmessem, Feldwebeln, wenn.sie zur Assisen r
Oberjägern . 16Sgr.

der Justiz oder Polizei)5) Gendarmen (usmog. Unteroffizireieren . 10 Sgr.
6) Soldaten, Feldjägern ausgeboten werden. *8Ser.

Berittene Gendarmen (Husaren), mit Einschluß der Wachtmeister, erhalten,
weun sie außerhalb ihres Stations-Bezirks, oder doch auf mehr als 4 Stunden Entfer-

nung von ihrem Stations-Orte requirirt werden, neben den Diäten5Sar.Futtergeld,
und im Falle sie Tag und Nacht abwesend sind, 10 Sgr. Futtergeld und 21 Sar.

Stallgeld.
F.

Zu §. 12.

Die Kreisgerichts-Directoren liquidiren wie die Mitglieder des Appellations= und
Ober-Appellations-Gerichts.
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Die Zeugengebühren müssen ga 15 n een nach der Vernehmung des Zeugen

gefordert werden, widrigenfalls T des Anspruchs auf den Vorschuß seiner Gebühren
aus der Staatscasse verlustig geh

Zu n. 19.
a) Statt derZiffer 7:

Bei dem Transporte vonGesungenen, mitd Einschß dederVagabundenund Schüblinge, für die Stun 4 Sgr.

jedoch für den r- Tag 2*** 16 St
Zu Ziffer 9. er Satz: Diener, und Voten der uneersuchungerichter.
beziehen“ bm n Wegfall.

r—

Zu 8.2
An die Stelle des ganzen ersten 1.20 welcher wegfällt, tritt folgende Be-

stimmung. Die Feststellung der Stwltergehühren gehört vor das Gericht,
vor welchem die Sache #echanet wurde, bei Schwurgerichtssachen vor das
Appellations-Gericht. #6a Feststellung der Gebühren für Vertheidigungen,
emn und soweit sie aus der Staatskasse zu ersetzen oder wenigstens vomihchishr,

d.geschiehtvon Amtswegen.
b) S#t der Ziffer 2 im zweiten. ice

2) gegen die ersteinstanzliche Feststellung .„Kreisgerichts bei demKeisgerchte nach
vorgängiger Aenderung des Referente

W

Zu 30.

Die Gebührenfür Vertheidigungen vor einen ieltichier betragen, ohne Rücsicht
auf die bisherigen Unterscheidungen, 10 Sgr.bie2Thlr.

Dieses Gesetz tritt mit dem 1. Jannar —9 in Kraft; diejenigen Untersuch
indessen, in denen schon vor dieser Zeit ein Beweisungs-Erkenntniz erfolgt ist, fin
nach dem früheren Verfahren verhandelt werden. «

s Urkundlich unter Unserer eigenhändigen Unterschrift und beigedrucktem T
nsiegel.

So geschehen

Felsadt, den 24. November 1854.
Friedrich Günther, F. z. S.

v. Bertrab. Scheidt. v. Ketelhodt. v. Bamberg.
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Gesetzsammlung
für das Fürstenthum Schwarzburg-Rudolstadt.

Fünfundzwonzigstes Stück vam u1854.

M LXXVI. Verordnung
des Fürstcchen Ministeriums, Abtheilung für Kirchen= und Schulsachen, vom

15. November 1854, die Schullehrer-Emeriten-Casse betreffend.

Nachdem von Sr. Durchlaucht, dem gnädigst regierenden Fürsten, der im Jahre

1828 errichteten, unter der unmittelbaren Aufsicht der unterzeichneten Ministerial=Ab-

theilungstehenden Schullehrer-Emeriten-Casse die Rechte einer milden Stiftung gnädigst
verliehen worden, so wird dies zur öffentlichen Kenntniß gebracht und zugleich inBetreff

dieser Casse mit höchster Genehmigung verordnet, was folgt:

8. 1.

Alle diejenigen, welche als Lehrer oder Lehrer. Substituten an einer Volksschule

angestellt werden, sind verpflichtet, nach ihrer definitiven Anstellung vom 1. Januar
des darauf folgenden Jahres ab einen jährlichen Beitrag von 1 Fl. 45 Kr. 1 Thlr.

zur Schullehrer-Emeriten-Casse zu leisten.
Dies gilt auch von den Candidaten des Predigtamtes, welche vor Uebernahme

eines geistlichen Amtes an den oberen Classen städtischer Schulen als Lehrer angestellt

werden.
Die Uebemahme einer Lehrerstelle an den sogenannten Präceptorschulen oder eines

blosen Schulvikariats verpflichtet dagegen in der Regel nicht zur Entrichtung eines

jährlichen Beitrags.
8. 2.

Lehrer, welche bereits angestellt, aber der Lehrer-Emeriten-Casse noch nicht bei-
getreten sind, müssen, wenn sie sich den Anspruch auf den Emeritengehalt (. 5.) er.

werben wollen, die Beiträge auf die Zeit seit ihrer Anstellung (el S. 1.) oder, wenn
diese vor dem Jahre 1828 stattgefunden hat, seit Errichtung der Casse nachzahlen.

Fürffl. Schw. Liudolst. Gesegsamml. XV. 44
Ausgegeben in Rudolstadt, den 2. December 1854.
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8. 3.

Die Beiträge sind in halbjährlichen Raten zu Johannis und Weihnachten jeden
Jahres zu entrichten.

Die Säumigen werden durch Ordnungsstrafen, nöthigen Falls durch exerutivische
Versfügungen zur Erfüllung ihrer Zahlungsverbindlichkeit angehalten.

S. 1.

Die Verpflichtung zur Leistung der Beiträge hört außer mit dem Tode auf:

1) wenn der Lehrer zur Disposition gestellt oder pensionirt wird,

2) wenn er abgeseßzt oder seines Dienstes entlassen wird,

3) wenn er seine Sielle freiwillig aufgibt,

4) wenn ein als Lehrer angestellter Candidat des Predigtamtes ein geistliches Amt
übernimmt.

In den beiden leßten Fällen kann Zurückerstattung der geleisteten Beiträge ge-
fordert werden.

Der Emeritengehalt wird außer und neben den nach S§. 27 und 37 des Staats-

dienergesetzes zu bemessenden Wartegelder- und Pensionsbeträgen geleistet. Die Zah-
lung beginnt drei Monate nach Ablauf des Monats, in welchem der Lehrer zur Dispo-

sition gestellt oder pensionirt worden ist (vergl. Staatsdienergesetz S§. 27 und 40) und
wird in quartalischen Raten prünumerando geleistet. Eine Gnadenzeit findet in Au-
sehung des Emeritengehaltes nicht statt.

. §.6.

Fükdicjcnigeithhkck,beiderenEmcritirungdaöStaatsdiencrgcsehvomI.Mai
1850 noch keine Anwendung gefunden hat, bleibt der zeitherige Betrag des Emeriten-
Gehaltes auch ferner unverändert fortbestehen.

8. 7.

Diejenigen Lehrer dagegen, welche nach Maßgabe der §§. 25 ff. und 34 ff. des
Staatsdienergesetzes zur Disposition gestellt oder pensionirt werden, erhalten außer

den gesetzlichen Wartegelder= und Pensions-Bezügen als Emeritengehalt ein Jeder den-
jenigen Betrag in ganzen Gulden, welcher bei gleicher Vertheilung der jährlichen Bei,
träge und auskommenden Kapitalzinsen unter die neuerlich zur Disposition gestellten und
pensionirten und die bereits früher emeritirten Lehrer auf jeden kommen würde.
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Der Betrag, um welchen der sogefundene Emeritengehalt geringer ist, als der für
die früher emeritirten Lehrer feststehende Emeritengehalt (§F. 6), wird für die früher
emeritirten Lehrer aus der Staatscasse an die Lehrer-Emeriten-Casse gezahlt.

8. 8.

Der bei Feststellung der Emeriten-Gehalte (§. 7.) verbleibende Ueberschuß wird zu

Bestreitung des nothwendigen Venwaltungsaufwands venwendet. Damit durch die Rück-

zahlungen geleisteter Beiträge (F. 4.) der bereits angesammelte Kapitalfonds nicht nach
und nach wieder vermindert wird, sondern eine fernerweite successive Vermehrung möglich
bleibt, werden einer neuerlich höchsten Orts getroffenen Anordnung zu Folge die auf
521 r festgestellten Antheile an den Lehrer--Bestallungs-Gebühren und die Hälfte der

beis der unterzeichneten Ministerial-Abtheilung vorkommenden Ordnungsstrafen der

Lehrer-Emeriten-Casse überwiesen.

4 8. 9.

Damit die Lehrer von dem Stande der Casse Kenntniß erhalten, soll alljährlich

die letzte Rechnung den zur Abhör der Schullehrer-Wittwen-Cassen-Rechnung hier

zusammenkommenden Lehremn in Abschrift mitgetheilt werden.

Rudolstadt, den 15. November 1854.

F. Schw. Winisterium Abth. f. Kirchen= u. Schulsachen.
G. v. Bamberg. v. Senten.
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Gesetzsammlung
für das Fürstenthum Schwarzburg-Rudolstadt.

Sechsundzwanzigstes Stüch vom Ichre 1834.
———

 IXXVII. Verordnung
des Fürstlichen Ministeriums, Abtbeilung für Kirchen= und Schulsachen, vom

22. Derember 1854, die Pensions-Casse für Geistliche betreffend.

Damit den Geistlichen der mit der Pensionirung nach den bestehenden desfallsigen

Grundsätzen verbundene Verlust am Diensteinkommen weniger sühlbar werde, wird mit

Höchster Genehmigung Sr. Durchlaucht des regierenden Fürsten eine Pensions-Casse
für Geistliche gegründet und zu diesem Endzwecke verordnet, was folgt:

8. 1.

Mit dem 1. Januar 1855 tritt eine Pensions,Casse für die Gelstlichen des Landes
ins Leben.

Dieselbe genießt die Rechte einer milden Stiftung und steht unter der unmittelbaren

Aussicht der unterzeichneten Ministerial-Abtheilung.

8. 2.

Die zur Gewährung der Pensionen erforderlichen Mittel werden gewonnen:

1) durch jährliche Beiträge der Geistlichen (§.3 ff.),
20 durch die bei der unterzeichneten Ministerial-Abtheilung resp. dem Kirchenrathe

eingehenden Dispensationsgelder, soweit sie nicht zu den Waisen-Cassen abzugeben sind,
3) durch die bei derMinisterial-„Abtheilung für Kirchen- und Schulsachen und dem

Kirchenrathe aufk strafen, einschließlich der Ordnungs-

strafen wegen nückstäwigerBeiträge zu dieserCasse 4.), soweit diese Sporteln und
Ordnungsstrafen nicht bereits antheilig der Schullehrer·Emeriten-Casse überwiesen oder,

was zur Zeit noch bei den Bestallungsgebühren der Fall ist, einzelnenBediensteten
abzuentrichten sind,

Fürtll. Schw. Dudolst. Gesegsamml. XV. 45
Ausgegeben in Rudolstadt, den 30.December 1854.
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4) durch die bei den FürstlichenKirchen=und Schul-Inspectionen eingehenden Spor-
teln und Ordnungsstrafen einschließlich der Kirch-Rechnungs-Revisions= und Abhörungs-
gebühren der weltlichen Coinspectoren und des General. Superintendenten,

5) durch die Zinsen von den nach und nach anzusammelnden Activ-Kapitalien.

8. 3.
Alle Geistlichen des Landes, Penera Diakonen, Pfarrsubstituten und Collabo-

mtoren sind verpflichtet, nach ihrer Verpflichtung und Bestätigung vom 1. Januar des

darauf folgenden Jahres ab einen jährlichen Beitrag von 2 Fl. 20 Kr. = 1Thlr.

10 Sgr. zur Pensions-Casse der Geistlichen zu leisten.

S. 4.

Die Beiträge sind in halbjährlichen Raten à 1 Fl. 10 Kr. = 20 Sgr. zu Ostern

und Michaclis jeden Jahres zu entrichten.
Die Säumigen werden durch Ordnungsstrafen, nöthigen Falls durch executivische

Verfügungen zur Erfüllung ihrer Zahlungsverbindlichkeit angehalten.

8. 5.

Die Verpflichtung zur Leistung dieser Belträge hört — abgesehen von dem Tode
des Verpflichteten — auf: «

1) mit der freiwilligen Niederlegung des Amtes,
2) mit der Pensionirung, und
3) mit der Entfernung vom Amte zur S Straft der der Dienstent-

lassung oder der Absetzung) (val. Paorrnnnn vom 13. Mai 1953, 6 30ff., Gesetz

vom 1. Mai 1850, Art. 1).

8. 6.
„Mit den nach Maßgabe des §. 2 gewonnenen Mitteln werden bestritten:

1) die jährlichen Pensionen, die den in Ruhestand verseßten Geistlichen außer und

neben dem antheiligen Fortbezug ihres Diensteinkommens gewährt werden (§. 8),

2) die Verwaltungskosten der Pensions-Casse.

8. 7.

Pensionsberechtigt sind alle Geistlichen des Landes (§. 3.), welche

I) die Beiträge entrichtet haben, und

2)ehr#uvoll emeritirt werden.
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» * 06. 8.

Der Pensionsbetrag wird bis auf Weiteres auf 87 Fl. 30 Kr. = 50 Thlr. jährlich

festgestellt und in vierteljährlichen Naten à 21 Fl. 523 Kr. = 12 Thlr. 15 Sgr. post-

numerund geleistet.
S. 9.

Die Pensionszahlung beginnt mit dem auf die Pensionirung folgenden Quartale

und endigt mit dem sogenannten Sterbequartale.

Eine Gnadenzeit findet in Ansehung der Pension nicht statt.

Alljährich soll eine Abschrift der ketten Nechnung unter den Ephoren in Umlauf
geseßt werden, um den Geistlichen ihrer Diöcesen bei den Prediger-Conferenzen von dem

Stande der Casse Mittheilung machen zu können.

§S. 11.

Denjenigen Geistlichen, welche bereits angestellt find, wird im Fall ihrer Pensio-
nirung die Summe der auf ihre Dienstzeit bis zum Jahre 18541 einschließlich fallenden

jahrlichen Beiträge (I. 3) auf die ersten Pensionszahlungen an- und abgerechnet, jedoch
nur in der Weise, daß, so lange nur der hälftige quartalische Betrag mit 10 Fl. 56 Kr.

2 Hllt.=6Thlr. 74 Sgr. gewährt wird, bis durch dieZurckbehaltung der andern

Hälfte der auartalischen Pensionsbeträge jene Summe der zu leisten gewesenen Beiträge
edeckt ist.

# Auf die bereits pensionirten Geistlichen findet gegenwärtige Verordnungin der

Weise Amwendung, daß ihnen der Pensionsbetrag (§. 8) insoweit gewährt wird, als

der ihnen bei der Pensionirung und Beiordnung eines Substituten rardnengmäh
verbliebene Theil des Diensteinkommens 525 Fl.= 300 Thlr. nicht erreicht.

Auf die nach diesem Grundsatz ihnen vom nächsten Jahr ab zu gewährenden Pen-

sionsbeträge wird ihnen die Summe der auf ihre ganze Dienstzeit fallenden Beiträgein
der Weise angerechnet, daß ihnen bis zu deren gänzlicher Deckung eine Pensionszahlung

nicht gewährt wird.
Zur Dienstzeit werden in Gemähheit des §. 3 diejenigen Jahre nicht gerechnet, in

welch der Geistliche nicht ein geistliches, sondern ein Schulamt verwaltet hat.
Rudolstadt, den 22. December 1854.

Färstlich Schwarzb. Ministerimm,
Abtheilung für Kirchen= u. Schulsachen.

G. v. Bamberg.
C. Bamberg.
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 XXVIII. Verordnung,
die Einberufung des Landtags betreffend, vom 29. December 1854.

Wir Friedrich Günther, von Gottes Gnaden, Fürst zu Schwarzburg 1.
pverordnen hiermit, daß der ordentliche Landtag des Fürstenthums auf den 22. Januar

1855in Unsere Residenzstadt Rudolstadt einberufen werde und beaufnagen Unser Mini-
sterium mit der Ausführung dieser Verordnung.

Urkundlich unter Unserer eigenhändigen Unterschrift und beigedruchtem Fürstl.

Insiegel.

So geschehen

Rudolstadt, den 29.December 1851.

(L. 8.) Friedrich Günther, F. z. S.

v. Bertrab. Scheidt. v. Ketelhodt v. Banberg.
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Gesetzsammlung
für das FürstenthumSchwarzburg-Rudolstadt.

Liebenundzwayzigstes Stüch vom Jahre 1854.

 LXXIX. Ministerial-BVekanutmachung,
die Berichtigung von Druckfehlern in dem Gesetze über die Abänderung der

Straf-Procef-Ordnung u. s. w. vom 24. November 185 betr.

Eswird darauf aufmerksam gemacht, daß sich beim Abdruck des Gesetzes vom
24. November 1854, betr. die Straf-Prozeß-Ordnung und die Gebührentaxc, (Ges.

Samml. 1854, S. 241 ff.) folgende Druckfehler eingeschlichen haben:

n)n S. 242, Z. 7 v. v. muß es heißen statt: Art. 97. Ziff. 1. — Art. 197.
Siff. 1 #

0 Ebd. Z. 15v. v. statt: S. 39 — §K. 89.

3) Ebd. Z. 17 v. u. statt: den Verwandtendiebstahl—derVerwandtendiebstahl.
4) S. 243, Z. 6 v. u. statt: Zu Art. 17. — Zu Art. 18.

5) S. 252, Z. 17 v. u. statt: Entscheidung — Vereidung.

6) S. 253, Z. 14 v. u. statt: S. 555—K.55.
Rudolstadt, den 31. Dec. 1854.

Fürstlich Schwarzb. Ministerinm.
v. Bertrab.

Vursil. Schw. Nudolsl. Gesegsamml. XV.
Auegegeben in Rudolstadt, den 13 W- 1855.
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#eie Errichtung enaeinschole W  weesen und Annstadt dicslalliger Vertra
Krelsthlerärzte. S. Thierärg#e.

L.

2% wegen des Wten der Durchl. reg. Fürflin, Frau
Amalle Ausbuste zu Stenndestraner wegen d ER der Durchl. Fürsti NMrFra#u Carollne “zu Schwarzburg

Landestrauer, Aushebung der ongeordnelen Elnstelung ver #Illemtl.
aiterarleitenrc. bel #on ableten der Durchl. reglerenden Fürflin

d Durchl. Fürsiln Muner

# Ausbebung *Troetinn olgemelnen.eendeditauer
4+# beiden TodesfälLandestrauer, wegen des Alleben- der Durckl. Pinzessin, Frau
Fete Ulrike zu Schwarzburg

Landestrauer, Aufhebung der Fnbe W ver oscui
Lustbarkelten bel dlesem Aodedfalle

Ja.

vli

EIIII

adi. nir der Sisidt. San

1850. XLII. 460.

1853. Kl. ökv.

1852. IXIv 231.

1650. .IM#. 3990.

1850. XXxvnI. 465.
1854. KNm. 62.

1851. l. 1.

185. 1. 186.

1850. KUll. 460.

185 XxKVU. 399.

1854.

1854.

1854.

1854.

1854.

1854.

XNXV. 133.

XNUVI. 179.

XIVI. 181.

LX. 215

IXI. 217.

LXV. 233.



L. M.
Laudestrauer, gänzliche Aushebung derselben

Landeensterthosenschaft, Abãnderung des Gefedes vem 3. prii616

Leneokee ung, zi arh. w. Finc iuen seue.Landrathsämter, d ..

Illusissdeungdoeeoednuug deshalb .·...

LandstketchSMkIl
Landtag, vessen Einberusung

 der Wahlmänner und Abgeordneten zum gandtag
-c lsesreo in F. Unterherrschaft, das erforderliche Vr#cnak bei

enselben-

Lelchencassengeld, unstanhafte r auf dasselbe bei deni
Begrlebnißerreine zuNeuhaus, Schmalenbuche und Mußhüne d *W —E2 Subant, nri und
Gol .

Lclbblblloehekea und
Leseanstalten, deren Beausilchligung .

Lesebolz, ubinoen. oeLeutenberger Ren d Steueraamt,belsen puieinn viunisst winrt ii über verclnsländische Spietlfarien
Z Schaumburg kipve. Velilnt zur Gothaer einenchoronoruhon.

S.Heimathoconven#ni
*— “ Veimi um aßtamengerele S. Paßkarten.

Löhnungen. Siehe Gontriburior

vobnnnger- Aufhebung der -rreglegun und Wentionsrolllsung
vie böhmngen der Unlerolsiciere und Solda

Lowenberg, Lugo, —s zu Verun, das- demselben erthellte
Patent auf Lnenbung elner neu erlundenen Wollkämm-Ma-

M.
Mahl= und Kopfareis. S. Aeclse.

Malen und Täünnchen, deren rechillcher Erwerb ist nachzuweisen
Mecklenburg-Schwerin, Belmin zur Helmathsconvention. Siche

Heimathsconvemion.
Mecklenburg-Strelig, desgl. und Paßkarten.

e2 Einverleibung in das Justizam# Oberweißbach. Siehe
Qämter.

Mudie des Flurzwangs. S. Flurzwang.

WiitttateDitppeteen. deren unsührungtalr-Pensionsgeser
–— tatenbrße - —hierzu

Zt Lansende Num· ekesEILI

1854. LXXI.

54. XI. 19.

1850. XXXII. 435.
1850. X. 332.

1850. XXNIV. 445.

1852. XXXVm. 83.
1853. LW. 292.

1. /KXNVI. 2680.

1854. LIV. 197.

1853. XXV. 145.

1852. V. 13.

1852. LV 178

1853. XI. 55

1850. Xlll. 341

1854. LVI. 209

1853. W. 3.

1851. XViIII. 21.

1853. xXXXIV. 199.

1854. XVII. 27.

 Xl. 468.

.XXXV. 121.

.XXXVI. 130.



M. N. O. P.
Militair. Personen, deren Gerichtsstand. S. Gerichte.
Milicair.Strasgesetz
Musutartaiteoblel, Megiement. S. Gmuus 2
Milnisterlum, dessen Organisaion

Milnlsterlum, gesrreinerag in demselbenMoblllar-Versicherun S. Feueregefahr.Münz= Kartel. S. mWWdu(

N.

Nhen und Nachbildung. Vertrag mit Frankreich. S. Frank-

Weeee Leichencommun. S. veichencassengeld.

O.

Ober. Apvellationsgericht znn Zua- Gesen aasennOberhammer Lelchen-Co S. Lelchene
Oberwelpbach, Aufhebung derwse —— .
Oldenburg, das Grosiherzogihum, Beitritt zum Paßtamenoerelne. .

blarten.

Oldisleben, #uebherton. Söchs. Ort, dessen Eiwerlelbung in das
zaniafa Juslizamt IrankenhanusenOrganlsatlon des Mmisterlums. S. Ministerlum.

Organisation der s S. Gendarmerse.

P.
Vaßkarten, der Beilritt des FSürslenthums zu der Uebereinkunft zwl-

schen Preußen und mehreren deulschen Staatoregierungen wegen

Einsührung von Paßlarten als —“
—— der Bellmin ves Kömigreicha W- , des —*

. und der n Stadt Hranhlurt 56 derselten
dedgl. des herzogihumd Aschenung Sia—— degl. des Onreireuchumseen

desgl. Fürsier nihums biesenr,emhume Wal

— del. des ru— S##ntur
I## arkeit, deren Aufheb

aulinzella. ichtene des dustizamtes vosubk S. 2n

Penstensansal, für Winwen und Waifen, Zusad zuu §*Stamten ·

afoasqfukGeT iche
Pfarrwaldungen, deren Verwaltung

AInt#4
*ri

IX/

Tsea Nus. Euten-
mit er Gestde. #nir

%Sn.

1854. XAA. 85.

1850. IX. 319.

1850. X.V. 475.

1851. Xl.U. 58.

1852. UIK. 151.

1852. xI. 22

1650. XNNNN 4119.

185l. XK. 10.

1851. XIV. 19.

185I. XXVn. 33.

52. VI 13.
. XXX. 59.

52. LXX. 271.

18533. XKKVNA 203.

50. XXIII 361.

1850. Ul. 9.

1854. LXXVII. 277.
1850. I. 1.



P. N. S.
Pharmacopõde, dle brruhhe S. Arznei
Pollzei wegen der Fremoden. S. Fremdenp e

Postangelegenbeiten: Einführung von kweigt  dranlirung von
Priespostsendungen .

-—Mezulltsbetdqs Zulaugsmefm .

——deIrevidirtenAnstatt-entsprangb
——dtk Veso-bekam von Skstdnaqkn mude Ampr odktmsk der

Fabrvost betreff .

—den nahisene mt der Schwelz betreffend .
PrediqtamwccaaddqtenverkaPtnIimguad LIkatsikcchssgaag
Pkeßfkeldolt Vethsudkcung dtoMsIbtauchsdekfelbmSteht

des-Jus

Privileqtttck Getlchtostaud Aushebung 2
der Rechtscandidaten 2c. i .

Pkufssth der F8w m Mbechwunzt und ursientn, Gedi.
latso vom 14.

Rechnungs= und Cassedlens, —über # der Ad-
iramen zu demselbe

Rechte, staatobürgerlichr, der ren rlst.
Nechtscandidaten, deren nsnet Audbildung und Vcschãftigung

beten Zulassung zur ersten juristischen Prüfung
Nech spflege, Geseh wigen künjliger Einrichtung verselben

burgerliche. S. Gerichie.

Rent= und Steue, zu Könlgsee, dessen Am'sbefugnisse bel Ab-
Wertigung ner Wosthücke=Nent= und Steueramt zu Lemenberg, dronl. hinsichilich ver Abfer-
tigung von rernganun wriur über vereinsländische Spiclkarten

Nuhhütter Leichencommun. S. Lelchenrassengeld.

S.

n· Wehmar, V ertrag nilt dem —— Sachsen· Wei-r - Gesrichnng ib. .
Seelenzustaan smfe,deeeu Unusuchugunq ..

Schwebet-a Gmel-lutes eines JesuszssisteduiOst-stumm-
Schlotheim,Aushebungvervaslgen — und rt

elner Pranmalzsteuer= und areawolsnt ,
SchnellchLelcheucousmatI Leim-teuremd

twaaren, die Vestrasung des anbeiugten Hauvelns damlt

tx ertar wegen Wesuchens öffemlicher **m*zçoQ
nd ern

Shalkiuden deren Gonst naiion und der der 2 kortewh
de Umterricht

adt· kLansade s S#m.
Ladl. u# n Oise. adlder

Oesht

1652. 1. 1.
1852. U. 5.

1852. xLVI. 125.

1853. vin. 19.

1853. XVIII. 121.
1853. XVII. 1009.

1850. xXI. 300.

15. Xu. 109.

18 XILH. 119.

1850.XXIV. 364.

185. XI. 23.

1853. XIV. 79.

1852. XiV. 36.

1850. XX. 349.

1854. 1. 186.

1851. I. VIII. 200.

1850. XXVI. 399.

185 Xl.Ul. 471.

1852. XLi. 117.

1651. Xxxxiil. y7.

1352 IXl. 227.

1854. Lix. 209.



S. ru
Schullebrer, Emerltencasse, die vieser Casse kertene Meche

einer milden Siistung, Hsowie die Beitragspflicht der Lehrer zu
derselben und endlich die Pensionsverhällmsse vner lben . 1854. IXXVI.

Schuici hie Kinder, deren Ginführung lu die Vollsschulen . IZJL Xl.

Schulversämmnisse, Verordnung wegen deren Verhümung 11|1852. LKV.

1854. XXIV.

Schulvorstände, deren Errlchmnnn ... 18%1. XNAm.Schulwaldungen, deren Verrallung I.

Schutz der Holzungen, Baumpflanzungen, Wiejen, delder und Gãrien 7 XlI.
—

122% IV.
Schwarzburg-Sonderöhausen, Vermag mit Swarttung-Sens,

hausen, wegen Grrichung gemeeinschain- Gerlchte 1650. xxvin.
— degle wegen Ernennung von Anwälten 1850. XIVi.

Gianale. Siebe bkoerter es un-
Elngvögel, Verbot des Wegsangens derselben 1854. NNNI.

Soldaten. ri- an deren Sold. S. böhmungen und #r##—
cutionsvollstreckun

Svortelcassen, Rechnungswesen, Verordnung vom 10. December 1852. IXV.

juxix.
—Nachtrag hierm.. 1653. UI.

Sportelrendanten viese taben eine Glungebchr. “ 56. der
eingenonnnenen Sporkeln und Strasgelvder zu bezie 851. Xill.

Evortelsstze, tuee Verpflichtung von Othilicn und *
1851. XII.

Wuichs Gonvention wegen egenselilger Murpsiegung. s-
S. Verpilegun

Staatsspewaltsheste-Vertn vor den Eingttrichtern 18050. NANm.
StaatsbürgerlicheRechte, deren Verlust 19850. XXIV.
Staatedienerelde. S. Eide.

Steatebanshalts-Ctat. auf dle Jahre 1827 1852. LVI.
Steueramt (Rent, und Steucramt) zu S#nloftt, un *

Fr.1 Abst*7 audlandis. her·ofissck 1854. 1.
Steueramt (#ient, und Steneram) zu rn Oerh, dregl. bel Abter

tigung von nmpßßMBdiw über vereinsländische Splelkarten 1834. VI.
gern. S. Elassen= 2c. Steuer.

Steuerverg#tung von Branu#twein. S. Vranmiwein.

Setivendium, Fürht. atade miswes. vieieVerleibunodesselten 1m38. AXNN.Strafaesesbuch ·. ...18.-so.vnt

Strafvrozkllokks ug . . 15050. vin.

—— Abänderung derselben . .·.-ls.·I-l.l-XXV.

Bekwicgisssgoon Druciiehlem ladet les-er 1854.I.((lx.

Skkassåchta die Gebübrentaxe für dle ur inv 1850. vVIII.
— Abänderang dleser Gebührentoxe 1854. V.

xi

m—————

uerer Gestte. 1481 .imd

273.

435.

364.

179.

186.

200.



Jobt. Laustade Ancs·¶Etlien·T. u. V. ndi. Werber Oitsehe. #131141
E#rsehl.

Täunchen. Schen derselben. Siehe Maien
Tanzabgabe, Nachtrag zum Gesetze rom 9. Mirãrz1849 1851. XVI. 20.
—— Ausschließung der Schullinder von venselben.S.

chullind

Tölerärzte,  Nieverlassang 1852. XXM. 43.
— — Instruction für die Kreisthlerärzte 1853. XXI. 125.

Todcefälle, wisglhhe, das  brobachtende Versahren beie venselben 16%11 VI. 5.
Trauer. S. Landestrauer.

u.
Uebernahme der Auszuwelsenden. S. Helmathsronventlon.
Unteroffizlere, rrestanlegung an deren Sow. S. Löhnungen und

Gautlontoolsirekun.Unterrlcht ur waftrchatlon der Schullinder. S. Confirmation.
unzucht, osie der hewerbemsßigen Unguch 1352. X1VII. 140.

Verbrrber gegenseiilge Auslieserung derselben ar dem deutschen
wesgeblete. S. Bundeskagsbeschluß.

Vereinswesen. S. Vundesiagbeschluß.
Berfahren bel auegebrochenen Bränden. .. vVi. 6.
Verfahren, dessen Abkürzung in der Verusungs= und Leuterungsinslanz 150. XLIV. 472.

1862. XLIV. 123.

Verfassung des Fesienchm, S. Grundgeset.
Vergnials, Jean Louis, Ingenleur zu 4#%„%das betise lben enhelleWatent a 06 neue Art S . 1853.xl.ll. 256.
Verjährungsfristen, deren Abkörzun . jgztxmh 2
Perordnuogen und Gesetze, deren Beummachur 6. S. Gesche
Verpflegung, der Beilritt des Fürstenthums zu der eberrsaltan.

Fwischen Preußen und mehreren anderen demschen Staaten wegen

Werpflegung erkranfter und Beerdigung verstorbener Angehöriger
des anderen Staates 18533. Xl.VIII. 278.

—— wegen des Weitrielsdeo.uunrich Vayern zu vicser 2 1854. Un. .
—— decgl. des GroßherzogthumoV . 1854. XXNIV. 123.
Versicherungen gegen bshee 5 . audiandische Agemen.

Versicherungen von Gegenständen des Mobillarvermögens. Siehe
Feuerögefahr.

Vertrag nit Sachsen-Wel burg dershausen wegen
Eshh#ng gemeinschafllicher deifche 1850. XXVIII. 399.

—— mit Schwarzburg Sondershausen wegenEmennüng von Annäl-

ten für 4n6 gemieinschasn Kreisgericht zu Sondershausen 1850. XIVI. 477.
—— mit reußen und mehreren anderen deuilchen zfgein 2lebernalene vds Auszuweisenden 1851. xIL. 51.



V. W. 3.
Vertrag mit vem Konigreiche Belgien . Auelieserung füchigerVerbre#i

—— mit vemselben unt *- in Ereschahtsfälen dergegen·
seligen Untertbane

mit den Fnisr Staalen von Nerdamerikarwegen Muslieferung
flüchtiger Verb

—— mit Nantreich- zWigen ini —W ves fr „„l und
arlistischen Elgenthums

Viehcastriren und Verschnelden, die Eriheilung von Concesstonen

auf ein k Vet , Ws osin genannt
. ..S

VolkdfchuleaElniishrunqderxinderin S. schulpstichilge
Kinder.

W.
Waeknkaberr Erhöhung des Straffatzes wegen Schlasens —

Wahl der Wahlmänner und Abocorduettn * Landiaas·* LandidtagWahlgesetz für den Landt .

—- Aiiofiihriiiigsnerorbniinq hieri..

Walfensiiider,dereinszliiniihniegiikeliilngen. S. Innungegeses.
Waldeck, das Fürstenehum. Beitrin desselben zum Paßkarlenvereine.

S. Pahlarten.

Welmar. Convention wegen de gemeinschafilichen Gerichte. Slethe
Sachsen· Weimar und Ver

Wilesen, deren Schu#z e. Bes. der Lolhurgen.
Wittwene asse ver e S. Penslon .

Wüteriiibekq, bsbxchVeitriii Celmathoron=
vention Lund zum Pasentonpereine S. Heimathscondention und
l

O

Svllvkt;l;s, dieFocidsakkvkaxhikingischmgen-undosadelssekseineli-....«..............

—— Vertrag desselben mit Kurhessen wegen des Kreises Schmalfalden

— Beruach wegen Bondauer undEnvtlierung did gZou.und n.L

—— Ucbereinkunft wegen Vesieuerung de W ucers

lÜebereinkunft #inach der r“*rdmdg. der uiebsebii Aus.
gangs, und Durchgangs=

Wertrag über gleiche * innerer Ergeuhntniss-
— eg verkr.eTheiuns des! —*ron derv

XiI

JIntt use Ans·#lrs.

m##l. #rder Sisirt. "

1853. XXXI. 151.

1853. XXXV. 200.

1853. XXXVI. 203.

1854. V. 7.

1854. XI.VIII. 181.

1853. XIX. 123.

1852. XlI#. 35.

1851. XXK. 41.

1854. XX. 47.
1654. XLIK 183.

% XNN, 155.)
156.X

„ „ 159.

„ „ 161.

„ „ 185.

77 7 168.
„ » 191.

103.
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Solln-kein-litt-soaberqlelcheBestrstetangvoansnnachhalt-lsäGXXXll

— — Zolloerträge, Jsimmang des kandage -den fährunzer.Ssersius . . lSäiLXXIL

Jollverel

—— Additlonal-Convention mum LHamwels= und Schlskahrlsvenrage mit
KönigreicheSardinien 1851. XXNl.

—— Additional, Convemion zu dem LHarvels= und Seasicbereh 4
mit Belglen vom 1. September 1844 1852. XXV.

Handels= und Se mit dem - der Nie-
lande 1852. XXXI.

– WerordnungwegenErleichterungvedVrrkehrs meisten den Slaa
ten des vereins und den Staaten des Steuervereins 1853. Xlll.

——. Gandels= an * meschen Vre und ’erelch 1853. XXXIX.
Zoll Kartel .. « « »

Maus-Ko « »

—-Atctksqssegtu weltererdintin deo gegenseiligen Verlehro
zwlschen den Staatendes Jollvereins und den Staaten des
Steuerveins 1653. XI.V

—.— den Meitrin der Hergogl. Meglerungen-von Modena und Parma
zu dem Prußisch-Oesterreichischen Handels-, und Zollvertrage bet. 1653. XUVI

—Wertrag mit dem Fürslenthum Waldeck wegen Fortdauer des

A les Pyrmont an den deutschen Joll-d Handelsvereln 1853. Ulll.

— Alttun 8Handels= und Sclfabrsrertwago mit Velgien 1854. IV.
—— Wertrag wegen Foridauer des Anschlusses des Großberzogthumo

Luxemböurg an rne Zoll- und Handelsderein. .1 851. XVI.

Vollvereinobestimm—Solderelnoiarif — Abänderungen desselbtkrn. 11851. NXM.
185 I. XXVIII.

(1853. XVI.

1853. XLIN.

1854. II.

— — wegen der Strafcomptlenz; bei vd triderbandlungen hegen die Ge.
setze über ölf zmic diirecie .. 50.xV.

—-nseqensefleusgIns Jnlunve ekeenglen Anstaunte-d ..ls.')0.xxXV.
—-—e-egendeksolli non ausländischem Zucker und Syrup und

des Steuersatzes * inländisibem Mübenzucker für den Zeiiraum
vom 1. September 1850 bis Ende Uungusi 1853 * 1850. XNXVI.

—— desgl. vom 1. September 1853 tis Gude August 1855 18. XXIX.
S54 I1.

—— wegen Unterhollung der Waagen in den Rübenzucker-Fabrilen 15%. XII.

—— wegen Verabse unz des Vergiunge sadee für Worlirien Vrannt-l ... lslechVllL

der Waarencontrole im Winncniandt 1852. VII.
–2 eben. der im Wetreff des Fortbestandee der Woarencontrole im

Viin ande von lnzelnen Bereinorcgieungen getossenen i*iemungen 1852. 1X.

#ieN. Siten-

uer der Gesche. d8

195.

50.
209.

248.

250.

253.

277.

200.

6.

25.

257.
3.

343.
451.



XV

3 l3uu ——L mer # . #4
“ “ li--

Jolverelwebesicunmunge. im Grophn)cheden Hessen binslchtlich der Ar#kel Weln
2n n . 1852.!V. II-

Istqea Aushtbaag der Giunencontrole fr Tabalosabrilate in der
lrelen StadtZrankfurt 1852. XVI. 39.

—— wehen der binnenländischen Waarenconirole im deizogihum Nafsau 1852. XX. 41.
desgl. im Großberzogthum vuxemburg 1952. NXX##. 52.
desgl. in der F.irtl. Schwarzb. Sunröt Unterherrschaft .. 1852. XXXVI. 82.

—— wegen jeitwelser wsbebung dedes Eingengesolls sur Geineide, vulsenfrüchte und Mehl 1652. xvn. 39.
1852. XNXVI. 68.

1853. XUI. 255.
1853. XUV. 277.

1854. LXV. 234
854. LXXIV. 240.

—wegen zeltwelser Einstelung der Irbebung des ingangejoll für
l lSZZ.Xl-Vll« 270-

-—n-egtn Nachweis-as des ursprungs der au dem Boleriiwo
in das Könkgrelch Sardiulen übergehenden Gandels 1852. XIX. 40.

—— wegen Erböhung der e sowie 5r5 kene
von Branmwein und Weingelst im Grohherzog en 1852. XXXW. 61.

—— wegen *l „Durcho far. rohen Aiat, 33 und *7
Zinkwoaa 1852. XXXV. 82.

—— wegten Nachweilun dis zng bis 2 ven Zollvereln nach
Velgien zu versendenden Steinsalz 1852. XLVII. 153.

—— wegenE veranderten di binschilich ver Vesteuerung —
des Brauntweins und des Malzes im Königrelche Wnenn0 1853. 1. 1.

wegen Erdöbung der Ueberganzdabzabe von Vier im Oroßber.
zogihum Gessen. 1653. V. 4.

—— wegen % ww der gollvcrgeben acgen frenideStaaten, in
welchendurchHandelsoerträge die Gegenseliigkeit verbürgt in. 1853. XLIX. 202.

— wegen * Vergehen gegen die Kaiserl. Hrsersrhe Foueste 53. L. 284.
— wegen der Uebergangsabgabe von VierundVranntwein hlnsicht-

lich elolger Gerrichenbile des Frlleglns, aseweig 1854. XN. 77.
 vwegen Aufshebung der binnenländischen Waarencontrole in ver. E

Prorim Weechta und in den Fürsllich Waldeckl. und F. L#ppe-

’ *— 18—— wegen der von anderen ifenbahnen auf dieMain, Wser.

Eisenbobn übergehenden Transvone von abergangest e uewslichilgen

* W

4. XXXVN. 135.

Gegenständen 1854. XLI. 136.

—— wegen ErböhungvesSaenenel lür eeie 1854. AV. 177.
—— wegen Berichtigung des bei Virheb ung der Vtadutnclisicier wui

Anwendung kennin Malschstenersatzes 1854. XIV. 177.
— wegen der ersolgten Herabsetzung ver Meeeencabcne. von dem

aus den äbrigen Zollbereinsstaanen, sowie aus der Gxasschaft

Schaumburg und der Herrschalt Schmalkalden nach Kurbessen

(mit Ausnahme vieser beiden Bezirke) ingehenden Branntweine 1654. LXVIn. 235.

2 #*



3.
Jollvereinsbestimmungen:
—wvwegen anderwelter Regullrung der für ausgehenden Branntwein

auß Gelrelde und anderen mehligen Stoffen zu crwährene Sieuer-

—— wegen Frllassung ver „Ungorahadret und ves EL

von Eingangotelt und die srs der „Kameelhaare“fzdle Position 113,Abth. U. des Vereino= Zolliarif#

— rsleder risridzie verboegl. s. Meiningischen Sieue
ßneck Treceplur zu P##

—dbdesgl. des Großherdogl. G. S#turramen zu Eisenach
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